r     Karl  Salomo  Zachariä's 

off.  ord.  Rechtslehrers  auf  der  Universität  zu  Heidelberg 
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Zweyte  Abtheilung. 

Die    Lehre    von     der    Verfassung     des 

Staates. 


Zachariä  vom  Staat.   IL 


/    ' 


FÜNFZEHNTES  BUCH, 

Von    der    Verfassung    der    Staaten    im 
All  gemeinen.  *) 


ERSTES  HAUPTSTÜCK, 
V%  n     der    Entstehung    der    Staaten, 


So  weit  nur  unsere  Geschichte  in  der  Zeit  und 
im  Räume  reicht,  finden  wir  die  Menschen  in 
Staaten  ,  unterworfen  einer  äufseren  durch  eine, 
Willenshandlung  begründeten  bald  milderen,  bald 
strengeren  Herrschaft.  Selbst  da,  wo  diese  Regel 
eine  seltene  Ausnahme  zu  leiden  scheint,  beurkun- 
det doch  bald  die  Ausdehnung,  welche  man  der 
väterlichen  Gewalt  giebt,  wie  z.  B.  in  Grönland,  2) 
bald  das  Ansehn,  welches  Priester  und  Wahrsager 
behaupten ,  wie  z<  B.  bey  den  Ureinwohnern  von 


O  **wt  Polit.  Lib.  I.     Plato  de  rep.  L,  II.     Idem  de  legibus 
J-.  III.     Hüllmanns  Urgeschichte  des  Staates. 

1  ■  Historie  von  Grönland      1782,  $ 


Neu  *3üd- Wallis,5)  und  so  vielen  andern  unge- 
bildeien  Völkern,  ')  dafs  die  Natur  den  Menschen 
nur  unter  der  Bedingung  ihrer  Gewalt  entliefs, 
dafs  er  sich  selbftt  einen  Herrn  gäbe. 

Wie  sind  nun  Staaten  entstanden?  wie  kön- 
nen sie  noch  jetzt  entstehn  ?  Eine  Untersuchung, 
die.  so  müfsig  sie  auch  zu  seyn  scheint,  dennoch 
den  Sctilüssel  zu  so  manchen  Thatsachen  und  Ge- 
ten  enthalt.  Und  ist  nicht  die  Fortdauer  des 
Staates  eine  sich  wiederholende  Entstehung  dessel- 
ben ? 

Die  endliche  Ursache  von  der  Entstehung  der 
Staaten  mögte  doch  wohl  in  dem  Vernunftbedürf- 
nfsse  eines  in  der  Erfahrung  zu  begründenden 
Rechtszustandes  zu  suchen  seyn.  Aber  dieses  Be- 
dürfnifs  machte  sich  hier  so,  dort  anders  geltend. 
Bald  war  es  Furcht  vor  einem  äufseren  Feinde, 
was  den  Genossen  eines  gewissen  Stammes  oder 
den  Bewohnern  einer  gewissen  Gegend  das  Be- 
dürfnifs  einer   schützenden   Regierung  fühlbar 


">)    Mn -.viin    von    merkwürdigen    neuen   Reisebeschreibungen. 
Will.  Bd.     Berlin  i3o6.  8.  S.  41. 

O  -^us  dieteni   Keime   Konnte  sich  leicht,    unter  günstigen  Um- 

itandeiij  eine  forstliche  Priesterherrschaft  entwickelnd     Daher  iin- 

rnan  diese  Verfassung  zun  eilen  hey  noch  sehr  rohen  Völker- 

li    bej  den  Bewohnern  von  >ootka.     S.  v.  Humboldt   | 
1  politiqne  sur  \a  INonVelle  Espagne.     T.  I.  S.  555.     Und  wohl. 
aberall  hatte  diePriesterkerrschaft  jene  Grundlage. 


machte.  So  entstand  noch  in  verludtnifsmäfsig 
neuen  Zeiten  der  Freystaat  Venedig;  so  giebt  es 
in  Amerika  so  viele  Stämme ,  welche,  unbekannt 
mit  den  Fesseln  des  bürgerlichen  Gehorsams,  nur 
für  den  Krieg  oder  nur  im  Kriege  ein  Oberhaupt 
haben.  5)  Bald  waren  es  Streitigkeiten*,  welche, 
die  Mitglieder  eines  durch  Nachbarschaft  oder 
durch  Einheit  der  Abstammung  vermittelten  Ver- 
eins entzwevend ,  indem  Schiedsrichter  den 
Fürsten  gaben.  Die  Meder,  erzählt  Herodot,  6) 
wohnten  in  einzelnen  Ortschaften,  ohne  Gesetz 
und  Zwang.  Dejores  sprach  in  der  seinigen  nach 
Billigkeit  und  Herkommen  Recht,  Da  kamen 
auch  aus  andern  Ortschaften  Partheyen ,  ihre 
Streitigkeiten  von  ihm  entscheiden  zu  lassen. 
Nachdem  sich  so  der  Ruhm  seines  Nahmens  wei- 
ter und  weiter  verbreitet  hatte,  weigerte  er  sich, 
die  Vorsorge  für  das  eigene  Hauswesen  vorschü- 
tzend, der  fernem  Verwaltung  des  gutwillig  über- 
nommenen Amtes.  Als  hierauf  Gewalttaten  und 
Fehden  von  neuem  überhand  nahmen  ,  brachten 
es  seine  Freunde  dahin,  dafs  ihn  die  Meder  zum 
Könige  wählten. 


5)  Robertsons  historv  of  America.     Vol.  I.    Bas.  1-90.  8.    Ma- 
gazin von  merkwürd.  neuen  ReiseLesch.  XXIX.  Bd.  Berlin  1808.  8. 
6;  Herod.  I,  96. 


Die  Art,  wie  ein  Staat  entstand,  ist  für  seine 
{ranze  Zukunft,  wie  die  Geburth  für  das  ganze 
Leben  des  Menschen  entscheidend.  Kann  oder 
soll  der  Mensch,  kann  oder  soll  ein  Volk  der  Tage 
seiner  Kindheit  vergessen?  Ein  Mensch  vermag 
nicht,  sich  Anlagen  zu  geben,  welche  ihm  die 
Natur  versagte.  Auch  ein  Volk  mag  ferner  selten 
mehr,  als  die  Anlagen,  die  schon  ursprünglich 
in  ihm  oder  in  der  Verfassung  seines  Staates  lagen, 
zu  entwickeln.  Ein  Staat,  der  plötzlich  entstan- 
den oder  schnell  emporgewachsen  ist,  hat  eine 
eben  so  plötzliche  Auflösung  oder  ein  ehen  so 
schnelles  Absterben  zu  fürchten. 

Oft  entstehen  neue  Staaten  auch  mittelbar  — 
wenn  ein  Staat  in  mehrere  zerfallt  oder  getheilt 
wird,  wenn  mehrere  Staaten  zu  einem  einzigen 
vereiniget  werden,  wenn  ein  Staat  einen  Tochter- 
staat gründet. 

I.)  Es  ist  schwerer  oder  leichter,  einen  Staat 
in  mehrere  aufzulösen,  insbesondere  auf  die  Dauer 
AtukulSien,  je  nachdem  er  mehr  oder  weniger  ein 
lebendige*  Ganzes  ist.  Dasselbe  gilt  umgekehrt 
von  der  Vereinigung  mehrerer  Staaten  zu  ei- 
nem  einzigen.  7)       Die   Geschichte  Asiens  enthält 


-)   Bi  ist   daher  bemerkt  worden,    dafs  der   i5te  Art.  des  deut- 
ner Einheit  Deutschlands   eher  hinderlich,    als  för- 
derlich sey. 


eine  Menge  Beyspiele,  dafs  ein  Staat  plötzlich 
und  auf  die  Dauer  in  mehrere  zerstückelt  wurde. 
Nur  das  Machtwort  eines  Einzigen,  gleichsam  die 
Kunst,  hatte  das  Leben  dieser  Reiche  gefristet. 
Welch  ein  Unterschied,  wenn  man,  zur  Euro- 
päischen Geschichte  fortschreitend,  die  Theilung 
des  Römischen,  oder  die  Theilung  des  Deutschen 
Reichs  mit  jenen  Begebenheiten  vergleicht!  Wie 
lange  wurde  zwischen  den  Römern  und  den  Deut- 
schen gekämpft!  8)  und  als  endlich  doch  das  Alter 
der  Jugend ,  die  Kunst  dem  Ungestüme  weichen 
mufste,  da  giengen  aus  der  Einheit  des  Römer- 
Volkes  nach  Sprache ,  Sitte  und  Geistesbildung, 
da  giengen  aus  dem  öffentlichen  Leben ,  welches 
sich  in  der  christlichen  Kirche  des  Römischen 
Reichs  auf  den  Trümmern  der  Vorzeit  entfaltet 
hatte,  die  so  auffallenden  Erscheinungen  des  römi- 
schen Pabstthums  und  eines  wiederhergestellten  rö- 
mischen Kaiserthumes  hervor !  Wie  lange  dauerte 
der  Kampf  für  und  wider  das  Bestehn  des  Deut- 
schen Reichs,  der  Kampf  zwischen  der  kaiserli- 
chen und  der  landesherrlichen  Gewalt!  Als  er 
sich  endlich  durch  den.  Westphälischen  Frieden 
für  die  letztere  entschied ,  so  stand  doch  das  Ge- 
bäude,    ruhend    auf  der   Einheit   des  Deutschen 


8)  Quamdiu   Germania  vincitur!    sagt  Tacitus  de  mor.   Germ, 
c.  37. 
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Volks,     noch   bis   zum   Jahre   i8o6.        Und   noch 
irUt  <Ii«Immi   All   getrennten  Theile,    wenn  auch 

diirrli  Marhlneid  cntzweyt ,    nach  Wiedervereini- 

II.)    Auf  mehr,   ab  einem  Wege,  (durch  Ver- 

!,♦    .    1  'ruiir-uinpr,   Erbrecht,)   und  in  den  mannig- 

faltipstrn  Gestellen  9)  können  sich  mehrere  Staaten, 

uhIm  vi  hadrt  ihrer  Verschiedenheit,   zu  einem  ein- 

(ii  —  zu   einem  Staaten-   oder  Völkerstaate  — 

rereinigen.  ,0)       In  wissenschaftlicher  Hinsicht  ist 

ziemlich  leicht,     einen  solchen  Verein  von   ei> 

u    Staatenbunde    zu   unterscheiden.  "}       Aus 

«mm  Staatenbunde  mag  ein  jeder  einzelne  Staat 

>  Bundes    nach  Gutbefinden   heraustreten  5    an- 


f)  i    Im   Meäisctien   Reiche,    das   nach  Volksstämmen   abgetheilt 
tip   ein  Stamm   über   den  andern  eine  gewisse  Oberherr- 
*i  Anleit  zur  gen.  Kcnntnifs  der  allg.  Welt-  und  Völ- 
|,     j.  Th.   1.  Hälfte.  S.  6,5. 

10)  Sah«.  Pufendorf  de  svstematibus  civitatum.  In  ej.  Anal,  po- 
li'  |».  2(>,.  T.  G  Wieland  D.  de  systemate  civitatum.  Lips.  1777. 
4-     I  de  ll  ligue   des  Acheens,    des  Suisses  et  des  Pro- 

mn.     A  la  Haye,    1784.   4.     Des  anciens 

iMlils.     Rar  St.   Croix.     Par  a.  VII.  8.     Heynii 

Fol.  IIF.     Gott.  1788.   8,    Comm.  X.     Foederatarum  rerum- 

1    .ju.Tin  litis  6<U  exemplis  ex  antiquitate  illustra- 

Ideen  rar  Gesch.  des  Verfalls  der  Griech.  Staaten.     Von  W. 

nenerlicn  in  Deutschland  bey  Gelegenheit  der 
Deutschen  Bandes  oft  in  Anregung  gekommen. 
I  erfcssojig  des  Deutschen  Bundes.      Von  F, 
ujjkiüm.     Lpa  j  ff. 


k 


ders  ist  das  Recht  eines  Völkerstaates.  Das 
Recht  eines  Staatenbundes  gegen  seine  einzel- 
nen Mitglieder  beschrankt  sich  auf  die  Bedingun- 
gen des  Vertrages;  in  einem  Völker  Staate  ist 
Gehorsam  gegen  die  Regierung  dieses  Staates  die 
Regel.  Allein  was  einem  Staatenbunde  an  Fe- 
stigkeit und  Macht  abgeht,  kann  durch  den  Drang 
der  Umstände  ersetzt  werden,  so  dafs  in  der  Wirk- 
lichkeit nicht  der  Nähme  ,  sondern  die  Grundlage 
des  Vereines  entscheidet.  So  wie  das  Haus  Han- 
nover den  Brittischen  Thron  bestiegen,  das  Haus 
Brandenburg  eine  Stimme  in  den  Europaischen 
Angelegenheiten  errungen  hatte,  war  das  Deutsche 
Reich  ein  Staatenbund,  ungeachtet  es  sich  in  den 
Formen  eines  Völkerstaates  bewegte. 

Ueberall,  wo  mehrere  Staaten  zu  einem  stän- 
digen Bunde  oder  zu  einem  Völkerstaate  vereiniget 
sind,  wird  man,  (wenn  auch  unter  verschiedenen 
Nahmen  und  Farben,)  zwey  Hauptpartheyen  fin- 
den: die  eine,  welche  sich  die  Selbständigkeit  der 
einzelnen,  die  andere,  welche  sich  die  Ein- 
heit der  gesamten  Staaten  des  Vereines  zum 
Zweck  macht.  Ein  Theil  der  erstem  Parthey 
ist  wiederum  für  die  gänzliche  Auflösung  des  Ver- 
eines, ein  anderer  nur  gegen  den  Einflufs  der 
Gesamtregierung  in  den  inneren  Angelegenheiten 
der  einzelnen  Staaten.       Und  eben   so  bezwecken 
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von  der  andern  Parthey  die  einen  nur  die  Befesti- 
puniz  des  Vereines,  die  andern  die  gänzliche  Zu- 
sammenschmc  Izung  der  rereinigten  Staaten  au  ei- 
nem einzigen.  Man  vergleiche  die  Geschichte 
der  Griechischen  Staatenvereine,  die  Geschichte 
des  Deutschen  Reichs,  des  Oesterreichischen  Staa- 
tes, der  Schweiz,  der  Nordamerikanischen  Frey- 
staaten ,  in  allen  wiederhohlt  sich  derselbe  Par- 
theykampf, in  allen  ist  er  der  Hauptschlüssel  der 
Begebenheiten.  Es  ist  derselbe  Kampf,  welcher, 
in  der  verschiedenen  Denkart  der  Menschen  wur- 
zelnd, in  einem  jeden  einzelnen  Staate  auf  der 
einen  Seite  für  Ungebundenheit  oder  gesetzmäfsige 
Freyheil,  und  auf  der  andern  Seite  für  Herrscher- 
recht oder  Herrscherwillkühr  gekämpft  wird.  Die- 
selben Ursachen,  welche  die  Zerstückelung  eines 
einfachen  Staates  erleichtern  oder  erschweren,  wer- 
den auch  über  den  Ausgang  dieses  Kampfes  ent- 
scheiden. So  gesellt  sich  z.  B.  auch  in  diesem 
Falle  das  Gleiche  dem  Gleichen  am  besten. 

Sind  Einherrschaften  oder  Frey  Staa- 
ten geschickter,  in  einen  d  aue  rnde  n  Verein  mit 
einander  zu  treten?  Die  Geschichto  scheint  in  die- 
ser I Je ziehung  den  letzteren  den  Vorzug  zu  ge- 
ben. In  einem  Vereine  unter  einherrschaftlichen 
Staaten  kann  die  Bundesmacht  am  leichtesten  ge- 
n    die   einzelnen  Völkerschaften   gewendet  wer- 


den ,  deren  Anhänglichkeit  an  den  Verein  doch 
die  beste  Bürgschaft  für  die  Fortdauer  desselben 
seyn  würde. 

Wenn  mehrere  ihrer  Verfassung  nach  ver- 
schiedene Staaten  einepi  und  demselben  Fürsten 
gehorchen ,  so  wird  die  Regierung  fast  immer  auf 
die  Verschmelzung  dieser  Staaten  in  einen  einzi- 
gen  hinarbeiten.  Denn  von  der  Macht  eines  sol- 
chen Fürsten  mufs  man  wenigstens  die  Kraft  ab- 
ziehn  ,  welche,  um  das  so  künstliche  Werk  im 
Gange  und  Einklänge  zu  erhalten,  erfordert  wird. 
Die  Geschichte  unserer  Zeit  enthält  ein  merkwür- 
diges Beyspiel  zur  Erläuterung  des  vorliegenden 
Gegenstandes  —  die  Vereinigung  Irelands  mit 
Grofsbrittannien.  Die  Verhandlungen  über  diese 
Vereinigung,  in  den  Reden  und  Druckschriften 
jener  Zeit,  enthalten  zugleich  die  schätzbarsten 
Aufschlüsse  über  die  Vortheile  und  die  Nachthei- 
le, die  Schwierigkeiten  und  die  Hülfsmittel  eines 
solchen  Planes  im  Allgemeinen,  ,a)  Das  Unter- 
nehmen gelang,  wegen  der  Gleichheit  der  Spra- 
che, wegen  der  Aehnlichkeit  der  Verfassungen, 
wegen   der   überwiegenden  Macht    des   Hauptlan- 


12)  History  of  the  Union  of  Great  Britain  and  Ireland ,  with  an 
introductory  survey  of  Hiberian  affairs  traced  from  the  times  of 
Celtic  colonization.     By  Charles  Coote.     Lond.  1801.  8. 


de  icklicti  war  Joseph  IL,   als 

n  eicilischen  Völkerstaates, 

Plan  durchzuführen  suchte.   Sollte 

dieser  PUn  j»  u-gesucht  werden,   (und 

iit.)   so  würde  die  Ausfüh- 

allmälige  Verbreitung  der  Deut- 

rorzubereiten  seyn.  *4)  —     Stellen 

.  Unternehmen  dieser  Art  unüber- 

Hindernisse  in  den  Weg,    so  ist  dem 

ii    nur    das   übrig,     theils    einen   jeden  der 

... 
rei  aten  nach  seinen  Eigenthümlichkei- 

i  beherrschen,  theils  durch  gemeinsame  Vor- 
kh<  B.  durch  die  Freiheit  des  gegenseitigen 

•Ilaiul-  .     das  Band   unter  diesen  Staaten 

iter  zu  knüpfen. 
III.)    Bin  Volk,  welches  einen  Theil  der  Be- 
ulet, dafs  er  sich  in  einem  andern 
I  bat  nach  Rechtsgrundsätzen  und 

an    lieh   nur   die   Wahl:     Ob   es   der  Ansiedelung 
f-'1,  Rechl    mit    dem  Mutterlande    oder   aber 

pdigkeil  einräumen  will?     Hier  ist 
in  Nebengui  zu  denken,   das  der  Eigen- 


B   Neuerung  auf  die  kirchliche 
tischen  Reiche*  ober  kurz  oder  über  lang  ha- 
ll ttichl  genugsam  in  Anregung. 

•«•liiik  drr  Oeftetr.  Monarchie.    Frf.  a.  M. 
In  Politik  und  Haiserhaus.     Ebend.  in  dems.  J. 


*3 

thümer  nach  dem  Vortheile  des  Hauptgutes  be* 
wirtschaften  kann.  Die  Menschen  hahen  über- 
all dieselben  Rechtsansprüche.  Nur  durch  den 
eigenen  Vortheil  der  Ansiedelung  läfst  sich  eine 
Ausnahme  von  jenem  Grundsätze  rechtfertigen. 
Wenn  Grofsbrittannien  seine  Verbrecher  nach 
Botany  Bay  überschiffen  läfst,  so  mufs  es  frey- 
lich eine  Anstalt  dieser  Art  einstweilen  nach  beson- 
dern Grundsätzen  verwalten. 

Die  Kolpnien,  welche  die  Griechen  —  bis  zu 
den  Zeiten  Alexanders  des  Grofsen  l5)  —  stifteten, 
waren  selbstständige  Stadtgemeinden.  Nur  das 
Band  der  Verwandschaft ,  d.  h.  die  Einheit 
der  Abstammung  und  Sprache,  die  Gleichheit  des 
Rechts  und  der  Sitten,  die  Verehrung  dersel- 
ben Götter,  knüpfte  sie  an  das  Mutterland«  Zwar 
reihte  die  öffentliche  Meinung  an  dieses  Verwand- 
schaftsverhältnifs  gewisse  Pflichten  der  Tochter- 
stadt gegen  die  Mutterstadt*  Es  wurde  für  un- 
geziemend gehalten ,  wenn  die  Kolonie  den  Mut- 
terstaat bekriegte  oder  diesem  in  Zeiten  der  Noth 
Hülfe  verweigerte.  Auch  wurde  jenes  Band  nicht 
selten  durch  Verträge ,  sey  es  bey  der  Stiftung  der 


i5)  Das  Ansiedelungssystem  dieses  Fürsten  hatte  viele  Aehn- 
iichkeit  mit  dem  der  Römer.  Hegewisch  über  die  Griechischen 
Kolonien  seit  Alexander  dem  Großen.     Aitona  1811.  8- 


*4 

lonifc,  oiler  in  der  Folge,  fester  geschlungen* 
Ahn  daroi«  findet  man  in  der  Geschichte  de» 
in  w  u  Griechenland*  keine  Spr.hr,  dafs  die  Kolo- 
„■„.  ^i  ein  Bender  Tlieil  oder  als  ein  Neben- 

Und    Ami    Mullerstaates    betrachtet    worden    wäre* 

h1.  rn  jene  Pflichten  waren  nur  Pflichten  det 
Achtung  und  Dankbarkeit,   welche  sich,   nach  den 

mfetl   der  Griechen,    aus  der  Abkunft  der  An- 

lln  Min  dem  Urstamme  von  selbst  ergaben;16) 
Pflichten $  welche  der  Mtitterstaat  durch  Beistand 
in  Z«  iti  n  des  Krieges  und  der  Noth  zu  erwiedern 
halte«  Mit  einem  Worte,  das  Kolonialsystem  der 
neuern  BtiropSischen  Staaten  war  den  Griechen 
fremd,  vorzüglich  defswegen ,  weil  in  der  Staats- 
Griechen  die  Handlung  nur  eine  unter- 
geordnete Stelle  einnahm.  J7)    Das  Kolonialsystem 


Dip  Stammesvemandschaft  war  den  Griechen  weit   mehr* 
•U  %'ir  Das  beweist  auch  der  Bund  der  AmphiJktyonen. 

Vgl.  TJrber  den  IJund  der  Amph. ,    von  Fr.  W.  Tittmann.     Berlin 
ittn.  t. 

i-)  Dii  Hauptstelle  über  das  Verhältniß  der  Gr.  Kolonien  zum 
BUB   b.  TJiucyd.   I,  04.   58.       Vgl.  aufser  den 
n  ßougaim ille  (sur  les  de'voirs  reeiproques  des 
jues)  und  von  Sainte-Croix  (de  letat 
dffl  anc iens  peuples).    Ileynii  Opusc.  acad. 
I •  ü    1    ,  i5.     Geographische  und  histor.  Nach- 
richt« er  Griechen   betreffend.     Von  Hegewisch. 
I         «  1808.  8.      II  1  ".'•tablissement  des  colonies 
ParRaoul-Korin-ue.     \\a  is  et  Slrasb.  iui5.  IV.  Vol.  8. 
1  «inem  noch  ungebauten  Lande 


des  neuern  Europa  war  ein  Erzeugnifs  der  Geld- 
gier, welche  sich  auch  der  Regierungen  bemäch- 
tigte, nachdem  die  Städte  durch  ihre  Reichthü- 
mer,  (welche  sie  doch  ihrem  Erwerbfleifse  ver- 
dankten,) zu  einem  so  bedeutenden  Ansehn  gelangt 
waren.  Ein  ähnliches  System  befolgten  schon  die 
Karthaginienser,  dieses  berühmte  Handelsvolk  des 
Alterthumes. l8)  Aber  die  Macht  der  Griechischen 
Freystaaten  ruhte  auf  dem  Menschen,  den  Bür- 
gern, nicht  auf  dem  Reichthume.  Die  Erziehung 
des  Menschen  zum  Bürger  war  der  Hauptzweck 
der  öffentlichen  Einrichtungen* 

Die  Kolonien  der  Römer  können  hier,  wo 
von  der  Entstehung  selbstständiger  Staaten 
die  Rede  ist ,  überall  nicht  in  Betrachtung  kom- 
men. *9)  Sie  waren  und  blieben  Gemeinden  in- 
nerhalb des  Römischen  Staatsgebiethes,  von 
andern  Gemeinheiten  desselben  Gebieths  nur 
durch  ihren  Ursprung  und  ihre  Verfassung  ver- 
schieden.   An  sich  aber  ist  das  Kolonialsystem  der 


mit  den  gröfsten  Schwierigkeiten  verbunden.  Die  Griechen  schei- 
nen eine  eigene  Kunst  besessen  zu  haben,  diese  Schwierigkeiten  zu 
überwinden.     Ein  Gegenstand  weiterer  Untersuchung ! 

iB)  Ideen  über  die  Politik,    den  Verkehr  und  den  Handel  der 
vornehmsten  Völker  der  alten  Welt.    Von  Heeren.  II.  Tb.   1.  Abth. 

19)  Sigonius  de  coloniis  Rom.    Heineccii  antiquit.    App.  ad  L.  L 
*   5,     Hejnii  Opusc-  acad.    Vol.  III.  n,  5. 
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luch  Ar  die  Gegenwart  in  mehr  als  einer 
Hinm  i.t   li. -Irln-riiii.      So  rriögtea   z.  B,  diejenigen 
,'n    Kolonien,    welche,    ursprünglich  der 
i  (  wiesene  Wohnsitz  ,     die 

einel    Lagert    hatten,     noch    jetzt   in 
S    chahmüng  verdienen.20) 
1  »und   der  Zweck   des   bisheri* 

i  ntheils  noch  bestehenden  Kolonial- 
i    heutigen  Europäischen  Seemächte  ist 
%  ortheil  des  Mutterlandes*      Daher  su- 
chen iiie  dem  Erwerbe  und  Verzehr  ih* 
Kolonien  die  Grenze  zu  setzen  und  die  Ricli- 
t                     bettj    bey  welcher  das  Mutterland  am 
\  innen  kann.      Sie  halten  daher  1.)  den 
►fleifa    der    Kolonien    von    der   Gewinnung 
solcher    Gegenstände    zurück, 
be  ihnen  das  Mutterland  zu  seinem  Vortheile 
luführen  kann,    und  richten  ihn  dagegen   2.)  auf 

deren    das   Mutterland   zum 

lüche  oder  zur  Ausfuhr  bedarf,      Sie 

den  Vermehr   der  Kolonien  von  solchen 

«MtSnden  ab,    welche  nur  aus  fremden  Län- 

werden   können,     und   lenken   ihn 

i)   auf  diejenigen  Waaren,    welche  das 

Mut- 

Au    Xl\     2-.     In  der  That  sind  die  Kosaken- Dörfer 
»u  Raftland  etwai  Aehnlicheg. 


i7 

Mutlerland  liefern  kann.  Sie  gestatten  den  Kolonien 
5.)  nur  den  Handel  mit  dem  Mutterlande,  und 
zwar  so  ,  dafs  er  nur  durch  die  Schiffe  des  Mut- 
terlandes betrieben  werden  darf.  Sie  halten  end- 
lich 6.)  die  Kolonien  überhaupt  in  einer  strengen 
Abhängigkeit  von  dem  Mutterlande,  theils  um  die 
nur  angeführten  Mafiregeln  desto  gewisser  durch- 
zusetzen, theils  um  den  öffentlichen  Schatz  durch 
die  von  dem  Kolonialhandel  und  in  den  Kolonien 
zu  erhebenden  Abgaben  zu  bereichern.  21)  Aller- 
dings sind  diese  Grundsätze  von  der  einen  Regie- 
rung strenger,  als  von  der  andern,  hier  mit  die- 
sen, dort  mit  andern  Nebenbestimmungen  in  An- 
wendung gebracht  worden.  Welch  ein  Unter- 
schied z.  B.  zwischen  den  Spanischen  22)  und  den 
Englischen  2^)  Kolonien!    Jedoch  in  der  Grund- 


21)  An  inquiry  into  the  colonial  policy  of  the  European  po- 
wers.  By  H.  Brougham.  Lond  i8oa.  II.  Vol.  8.  Allgemeine 
Kolonialgeschichte  des  neuern  Europa.  Von  F.  Saalfeld.  IV.  Thle. 
Gölt.  ioi2.  8.  Des  coionies  et  de  la  revolution  actuelle  de  TAme- 
rique.  Par  AI.  de  Pradt.  Berlin  1817.  II.  Vol.  8.  Du  Systeme 
colonial  de  la  France  etc.  Par  le  comte  de  Hogendorp.  Par. 
1818.  8. 

22)  Magazin  von  merkwürdigen  neuen  Reiseheschreibungen 
XXJX.  Bd.  S.  1^4.  198.  2^5.  262.  Ein  Ledcutendes  Einkommen 
zieht  Spanien  von  den  Pähstlichen  Bullen,  (Ahsoiutionen,  Dispen- 
sationen,) welche  auf  Rechnung  der  Regierung  in  den  Kolonien 
verkauft  werden !  Eine  merkwürdige  Einkleidung  des  Besteue- 
rungsrechtes ! 

2 5)  Blackstone  commentaries  on  the  laws  of  England.  Introd- 
Sect.  III.  §.  4. 

Zachariä  vom  Staat,    il.  * 
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ansieht  stimmt<n  alle  Regierungen  überein ;  und 
erst  in  den  neuesten  Zeiten  gelang  es  der  Wissen- 
schaft und  der  Erfahrung,  den  Glauben  der  Re- 
gierungen cm  jene  Lehre  wenigstens  wankend  zu 
machen. 

Die  item  wurde  desto  folgenreicher,   je 

zahlreicher  die  Feinde  waren,    mit  welchen  es  zu 

mpfen  hatte. 

Binen  mächtigen  Feind  (oft  den  mächtigsten) 
hat    dieses    System   zuförderst  an    den   Ansiedlern 

Ibat  Die  Abhängigkeit  von  einer  weitentfernten 
Regierung)  von  einer  Regierung,  welche  denVor- 
lh<  il  des  Mutterlandes  zu  ihrem  Hauplzwecke 
macht,  die  Schranken,  durch  welche  sich  die 
Kolonisten  in  ihrem  gesamten  Leben  und  Streben 
und  um  io  empfindlicher  beengt  fühlen  ,  je  we- 
niger das  Opfer  dem  naiurgemäfsen  Laufe  der 
Mimlc  gebracht  wird,  —  alles  dieses  mufs  die 
Kolonisten  in  der  Herrschaft  des  Mutterlandes  eine 
Last  erblicken  lassen,  welche  nur  die  Uebermacht 
d«r    >rl»  auferlegt  hat.       Nur  dann  können 

«ie  dieses  \  erhSltnifs  in  einem  andern  Lichte  sehn, 
vrenn  ihnen  der  Sehuta  des  Mutterlandes  gegen  an- 
re  \  olker  oder  gegen  die  Ureinwohner  inner- 
halh  des  Gebiethes  der  Kolonie  unentbehrlich  ist. 
(D*s  Reich  der  B ritten  in  Ostindien  ist  auch  in 
dieser  Beziehung  mehr  als  eine  lerne  Eroberung 
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als  in  der  Eigenschaft  einer  Kolonie  zu  betrach- 
ten.)      Diesen  Fall  aber  ausgenommen  ,    ist  ent- 
schiedene Uebermacht   das  einzige  Mittel  ^    durch 
welches    das    Mutterland    seine   Kolonien    auf    die 
Dauer   in  Gehorsam  erhalten  kann*      Zwar  gibt 
es  gewisse  Vorkehrungen,    welche  die  Regierung 
des  Mutterstaales  gegen  das  Aufstehn  der  Kolonien 
treffen  kann.     Auch  kann  in  zufalligen  Umständen 
eine  gewisse  Bürgschaft  für  den  Gehorsam  der  Ko- 
lonien gegen  das  Mutterland  liegen.      Spanien,   im 
Gefühle  seiner  Schwäche   desto   eifersüchtiger   auf 
seine  Macht,    verstattet  selbst"  den  eigenen  Unter- 
thanen  nicht  leicht  und  noch  weniger  andern  Eu- 
ropäern,    sich  in  seinen  Kolonien    niederzulassen, 
damit  es  nicht  mit  der  Zahl  der  Europäer  die  Zahl 
neuerungssüchliger  Menschen,  und  die  Macht  zum 
Ungehorsame  vermehre«  2*)    Seine  Herrschaft  über 
die  Kolonien  ruht  ferner  auf  den  Spaltungen  der 
Kolonisten  nach    der  Verschiedenheit  der  Farben, 
auf  der  Eifersucht  zwischen  den   in  Europa    und 
den    in    Amerika    gpbohrnen   Spaniern,     auf  dem 
Einflüsse  der  (gröf-tentheils   aus  den   ersteren  be- 
stehenden) Geistlichkeit.  *5)      Aber  diese  und  ahn- 


34)  Magazin  von  merkw.  n.  Reisebeschr.    XXIX.  B.  S.  100. 

20)  Dasselbe  Magazin.    XXXI.  Bd.    Berlin  1810.  S.  5joff,    Ro- 
bertson's  history  of  America.     (Ed.  Bas.)  IM,  a.',5. 


liehe  Mittel  und  Vn Iiältnisse  können  doch,  (wie 
die  Erfahrung  gelahrt  hat,)  den  Sturm  nur  hinhal- 
ten ,  nicht  bedräun.  Auch  stehn  sie  nicht  einer 
jeden  Reghflhlrtg  bu  Gebothe.  Die  Verfassung  der 
Kolonien  ist  allemal  ein  Nachbild  der  Verfassung 
des  Mutirrlandes.  Aber  so  wie  die  unbeschränkte 
Billherrschaft  am  geschicktesten  seyn  dürfte,  Ko- 
lonien dieser  Art  mit  dem  erforderlichen  Nach- 
drucke in  Gehorsam  zu  halten,  so  haben  auch  die 
Formen  di  e  s  er  Verfassung  den  Vorzug,  dafs  sie 
theilfl  am  leichtesten  nachzubilden  sind,  theils  dem 
deitr  des  S\  stemes  am  besten  entsprechen.  Das 
Reich  der  Dritten  in  Ostindien  hat  im  Jahre  1775 
eine  der  englfrcheh  nachgebildete  Gerichtsverfas- 
sung erhalten.  Aber  diese  Mafsregel  ist  weder 
den»  Zwecke  der  Gerechtigkeitspflege ,  noch  dem 
Vortheile    der  Regierung   förderlich    gewesen.  26) 

Zvrej  der  wichtigsten  Begebenheiten  unseres 
obwohl  in  grossen  Begebenheiten  so  reichen  Zeit- 
alters —  der  Abfall  der  Nordamerikanischen  Frey- 
rtaaten  ron  dem  Mutterlande  und  die  Unruhen  in 
dem  Spani*  Ken  Südamerika  —  enthalten  die  beste 
Belehrung  über  den  vorliegenden  Gegenstand.  — 
Dn  Aufstand  der  Nordamerikaner  gegen  Grofsbri- 


26)  The  ffistorj  ol  British  India.     ßy  James  Mill.    Lond.  1818. 
Ol  W,l.  4.     Vgl.  i£jinb.  Kevien.   löl8    Decembt 


21 

tannien   hatte    seinen    wahren  Grund  in   der  Un>- 
natürlichkeit  und  Unbilligkeit  eines  Verhältnisses, 
welches   die  vormundschaftliche  Gewalt  des  Mut- 
terlandes über  die  Volljährigkeit  der  Kolonie  hin- 
aus erstreckte,      (Auch  das  Kind,    sobald  es  laufen 
kann,    sträubt  sich  gegen  die  Hand  des  Führers!) 
Der  Aufstand  gelang,  weil  den  Brittischen  Waffen 
von  den  Mitteln  und  Verhältnissen,   durch  welche 
der  Gehorsam   der  Kolonien    auch  jenseits  jenes 
Zieles  gesichert  werden  kann,   nur  etwa  das   zu 
Gebothe  stand,    dafs  die  Kolonisten  mehreren 
Regierungen  gehorchten.    Viel  und  oft  ist  damals 
über    die    Rechtmäfsigkeit   jenes   Aufstandes    und 
über  die  Zweckmäfsigkeit  der  Mafsregeln  ,    wel- 
che die  Englische  Regierung  zur  Unterdrückung 
desselben  ergriff,    gestritten  worden.      Allerdings 
liefs  sich  die  Rechtsfrage,    da  von  dem  Umstürze 
einer  bestehenden  Verfassung  die  Rede  war,    ver- 
schieden beantworten >    wenn   es  schon  einen  Un- 
terschied macht,    ob  ein  Aufstand  der  Einheit  des 
Staates    selbst,     oder    nur   den  Bedingungen    des 
Vereines  gilt?     ob   er  in  örtlichen  oder  in  gesell- 
schaftlichen Verhältnissen  seinen  Grund  hat?   Mog- 
te  man  dagegen  der  Englischen   Regierung  auch 
den  Vorwurf   machen    können ,      dafs     sie     durch 
zweckwidrige  Maafsregeln  den  Ausbruch  des  Stur- 
mes beschleuniget  habe  3     am  Ende   gab  es  doch 


zwi  i  lir  n  crAwnn-enein  Gehorsame  und  gänzlicher 
In  i|    kein    Drittes.       Bey  einer  jeden 

gewaltsamen  StaatsrerSnderung  erschöpft  man  sich 
radel   gegen    dife  unterliegende  Parthey.       Man 
die  Unklughell  der  Menschen  an,    um  nicht 
Ml  macht   der  Umstände   einräumen    zu  müs- 
iuch    der  Aufstand   in    dem    Spanischen 
rierika    hat    seinen    endlichen  Grund  in    der 
1   i  heil  der  Kolonisten  mit  der  Abhängig- 

en Mullerlande:  insbesondere  in  dem  Macht- 
der  Kreolen,   d.  h.  der  in  Amerika  gebohrnen 
i  ,    (an  welche  sich  die  farbigen  Menschen 
angeschlossen    zu   haben   scheinen,)  gegen   die  in 
iinicn   Kolonisten,     welche  fast   aus- 
wich  in  dem  Besitze  der  öffentlichen  Aemler 
I.        Er   ist    jedr  tU   zugleich  eine  Lobrede   auf 
<]  -  Politik.     Die  Regierungen  die- 
Kolonien,    obwohl  von  dem  Mutterlande  fast 
Bn  ,    haben   sich   im  Allgemeinen  weit 
nnd  besser  gehalten,    als  man  unter  diesen 
\  hmitXnden  erwarten  konnte. 

Bitten    »weyten   Feind  hat  jenes  System  an 

nwohnem  der  Kolonien,  welche  nicht 

1  BuröpHischt  r  Abkunft  sind.      Auf  ihnen  lasten 

fertigen  Fesseln,    welche  einem  un- 

'  "  \  titkk  tiberall  angelegt  werden,   sondern 

•  b   .'n.lrrr,     welche  dem  Geiste  jenes  Syste- 


nies  insbesondere  entsprechen.  Ist  diese  Bevöl- 
kerung zahlreich  ,  so  mufs  sich  die  Kolonialpoli- 
tik  zugleich  die  Grundsätze  aneignen,  nach  wel- 
chen ein  erobertes  Land  zu  beherrschen  ist; 
Grundsätze  ,  welche  bald  sich  mit  den  obigen 
Maximen  des  Kolonialsystemes  auf  eine  eigen- 
tümliche Weise  verschwistern,  bald  auch  die 
Strenge  dieses  Systemes  in  der  Anwendung  mil- 
dern werden ;  Grundsätze,  welche  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Umstände,  je  nachdem  z.  B.  die 
Verfassung  des  herrschenden,  oder  der  Charakter 
des  unterthänigen  Volkes  so  oder  anders  beschaf- 
fen ist,  ein  ganz  verschiedenes  Gepräge  erhalten 
müssen.  Nur  einige  Thatsachen!  Die  Spanier 
haben  die  Ureinwohner  ihrer  Kolonial -Länder 
überall  zur  Annahme  des  Christenihumes  genöthi- 
get,  damit  die  Eingebohrnen  in  der  geistlichen 
Gewalt  der  weltlichen  huldigten.  Ganze  Länder 
(z.  B.  Alt-  und  Neu -Kalifornien)  sind  durch  Mis- 
sionen der  Spanischen  Herrschaft  unterworfen  wor- 
den. Zwey  bis  drey  Mönche,  welche  zusammen 
eine  Mission  bilden,  halten  eine  Gemeinde  von 
600  bis  1000  bekehrten  Indianern  durch  väter- 
liche Zucht  in  Gehorsam.  So  wie  sich  die  Zahl 
der  Bekehrten  vermehrt,  werden  neue  Missionen 
angelegt.  Nur  für  den  äufsersten  Fall,  und  mehr 
gegen    die    anwohnenden    unbekehrten    Indianer, 
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t  in   einigen   schwach   befestigten  Plätzen   eine 
inge  Besatzung  von  Reilerey.      So  enthält  z.  B. 
Kalifornien     19   Missionen    und   6    Präsidien 
1.      Die  letzteren  betragen  zusam- 
men nur  I  —  5oo  Mann  Reiterey.    Die  streng  vor- 
mund  ichaftifj >he  Regierung   der  Missionen   gestat- 
te! den  Indianern  kein  Eigenthum.     Die  Missiona- 
rien   >inil  die  \  orsleher  eines  grofsen  Hauswesens, 
iiir  welche*   die   Indianer  arbeiten,    von   welchem 
lie  unterhalten    werden.  27)       In  dem  brittischen 
Ostindien  beruht   dagegen   der  Gehorsam   der  Ein- 
gebohrten!  theih  auf  den  Religionsspaltungen  im- 
t«i   der  riiiiicimirhen  Bevölkerung  Cz.  B.  zwischen 
di  n  !>   kennern  des  Islams  und  den  Verehrern  der 
La*,)  theila,    was  insbesondere  die  Hindus  be- 
tntli,    anl  der  Scheidewand  zwischen  den  verschie- 
denen !  Die  Engländer  gehen  daher  in  der 
für  die  Glaubensmeinungen  der  Hindus 
(dei  tafalreichsten  Volkes)  so  weit,   dafs  sie  sogar 
Verbrennen  der  Wittwen,   welche  ihren  Män- 
n"'               1    »'»'  Tode   zu  folgen  bereit  sind,     fort- 
tten!    So  wie  sie  von  der  Aufhebung 
'liedes  durch  eine  innere  Glau- 


3"}  '  *v'-  Bd.   Beilin  1799.  S.  558.  XIX.Bd, 

M)n  •.  a.  0.  f,   i,i.    Von  LangsdodFs  ßemer- 

Reiw  um  di«  Welt  in  den  J.  i8o5  -  1807.     Frf. 
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bensverbesserung  Alles  für  ihre  Herrschaft  zu 
fürchten  hatten,  a8)  so  scheinen  sie  auch  die 
Gelegenheit,  welche  eben  diesen  Unterschied  der 
Verbreitung  des  Christenthums  unter  den  Hindus 
darboth,  um  so  weniger  benutzt  zu  haben,  je 
weniger  sie,  als  Protestanten,  hoffen  durften, 
von  einem  solchen  Schritte  dieselben  Vortheile, 
wie  die  Spanier,  zu  ernden.  Der  Spanier  sieht 
in  den  Indianern  seiner  Südamerikanischen  Kolo- 
nien Mitunterthanen  des  Königs,  der  Britte  in  den 
Hindus  Besiegte,  die  er  bey  ihrem  angestammten 
Rechte  läfst ,  damit  sie  desto  williger  gehorchen. 
In  einer  Maxime  aber  stimmen  beyde  Völker 
miteinander  überein,  Beyde  bedienen  sich  der 
Eingebohrnen  ,  als  untergeordneter  Beamten,  um 
die  Eingebohrnen  in  Gehorsam  zu  erhalten.  So 
haben  die  Dörfer  der  Indianer  im  Spanischen  Süd- 
amerika einen  Eingebohrnen,  derLapike  genannt 
wird,  zum  Vorsteher  ;  29)  so  erheben  die  Englän- 
der in  Ostindien  die  Abgaben  durch  Eingebohrne, 
die  Zeminders.  5o)       Denn  je  näher  der  Herr  dem 


28)  Dafs  eine  solche  Revolution  nichts  weniger  als  unmöglich 
sey,  beweist  auch  das  neuere  ßevspiel  des  Reformators  Nanac, 
welcher  bey  den  Seikhs  aufstand.  Sketch  of  the  Sihhs  et«.  Bv 
Malcolm.     Lond.  1812.  8. 

29)  Robertson  a.  a.  0. 

30)  Edinb.  critical  Review.     Toi.  XXII.  S.  71. 
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1m  (M   itek^    desto*  mehr  wird  er  sich  über 

iirlicn.     Km  Knecht  ist  der  streng- 
en   braucht  aber  nur  Wenige  in  Ge- 
bet |    ,  /.i  erhalten,    wenn  man  durch  diese  We- 
ber  die  Uebrigein  gebieihen  kann. 

n    dritten   Feind   hat  jenes   System    an 
,  Theüe   drr  Einwohner  des  Mutter- 
]an<  bt£       Kein    Mensch    kann    den    andern, 

den  andern  in  Fesseln  hallen,   ohne  zu* 
ich    hir   sieb  selbst  gewisse  Fesseln  zu   schmie- 
i.    AIm  r  die  Kolonien  der  heutigen  Europaischen 
Art  sind    entweder  Eroberungen  oder  den  Erobe- 
rungen 7.n  vergleichen.    (Daher  sich  auch  die  mei- 
nstand betreffenden  Aufgaben   auf 
€  1  i «  zurückführen  lassen,   welche  die  Lehre 

\<>n  den  Eroberungen  zu  beantworten  hat.)  Das 
lÖnijAsysteni ,  auf  Vorrechte  und  Verbothe  ge- 
gründet, muffte,  wenn  auch  auf  den  Vorlheil  des 
Mutterland! m  im  Ganzen  berechnet,  dennoch 
der   Krwerhll  ||     oder    Genufsliebe   Einzel- 

T|  i  r  miI  mehr  als  eine  Weise  feindselig  in  den 
Weg  treten.  Wie  tebr  wird  z.  B.  in  England 
d|f  i!   de«  Handels  durch  die  Vorrechte  der 

Oftindiaohen  Handelsgesellschaft  beschränkt!     Die 
licb'e    Stimme    würde   sich   in   den  Urstaaten 
NV(,hl    noch    hinter   gegen   das   Kolonialsystem  er- 
n,    wenn   man  nicht  über  die  einleuch- 


*1 

tenden  Vorthcile  des  Kolonialhandels  die  gehei- 
meren Nachtheile,  die  jenes  System  für  das  Mut- 
terland halle,  übersehn  hätte,  wenn  nicht  die 
Memre  z.  B.  übersehn  hätte,  dafs  das  Kolonial- 
svslem  die  Kapitalien  von  dem  Anbaue  des  Mut- 
terlandes und  von  dem  einheimischen  Kunstfleif.se 
künstlich  ablenke,  dafs  es  die  gesammte  öffentliche 
YYirlhschaft  den  Grundsätzen  der  Freyheit  ent- 
fremde,  dafs  die  Verwaltung  der  Kolonien  weder 
für  die  Regierungen ,  noch  für  das  Volk  eine 
Schule  würdiger  Rechtsgrundsätze  sey.  Wenn 
Spaniens  Wohlstand  und  Macht  in  den  letzten 
drey  Jahrhunderten  so  tief  herabgesunken  ist,  ge- 
schah es  nicht  auch  defswegen  ,  weil  Spanien  der 
Last  seiner  Kolonien  erlag?01)  Ist  England  we- 
niger reich  und  mächtig,  seitdem  es  die  Herr- 
schaft über  den  gröfsten  Theil  seiner  Kolonien  in 
Nordamerika  verlohren  hat?  Wie  leicht  ver- 
schmerzte Frankreich  den  Verlust  seiner  Kolo- 
nien ! 

Endlich  hat  dieses  System,  theils  mit   dem 
gegenseitigen  Geld-  und  Machtneide  der  Europäi- 


5i)  So  wie  A.  Smilh  voraus  sagte,  dafs  der  Abfall  der  IVord- 
amerikanischen  Kolonien  von  Grofsbritannien  dem  YVoblstande 
des  Mutterlandes  wenig  oder  gar  nicht  Eintrag  thun  werde ,  so 
dürfte  sich  auch  die  Prophezeiung  rechtfertigen  lassen,  dafs  Spa- 
nien durch  den  Verlust  seiner  Kolonien  sogar  bedeutend  gewin- 
nen werde. 
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«eben  Regierungen,  theils  mit  den  Besorgnissen 
oiler  dem  Hasse  der  an  die  Kolonie  .grunzenden' 
Völker  unaufhörlich  zu  kämpfen.  Mit  der  Frey- 
heil  des  Wellhandels  im  Widerspruche ,  seinem 
innersten  Wesen  nach  feindselig,  mufste  es  die 
Europäischen  Regierungen  um  so  öfterer  entzweyn, 
je  weniger  das  Recht,  über  die  Kolonien  zu  herr- 
schen, auf  einer  festen  sittlichen  Grundlage  zu 
ruhen  schien.  Es  mufste  also  eine  Seemacht  . er- 
schaffen und  unterhalten  werden.  Mit  allen 
Völkern  des  Erdbodens,  mit  ihren  Waffen  und 
ihren  Plagen,  mufste  es  der  Europäer  aufnehmen. 
Kein  Volk,  keinen  Winkel  der  Erde  durfte  die 
Europäische  Staatskunst   ganz   übersehn. 

Jedoch  es  ist  nun  einmal  ein  Grundzug  in 
der  Gemüthsart  der  Völker  deutschen  Ursprungs, 
neue  Wohnsitze  aufzusuchen.  So  gelangten  die 
Deutschen  einst  aus  Asien  in  das  Land,  welchem 
sie  ihren  Nahmen  gegeben  haben.  So  ergossen  sie 
sich  später  über  das  Römische  Reich.  So  spür- 
ten sie  endlich,  Herren  des  ganzen  westlichen 
Europa  ,  neue  Wege  ,  ja  eine  neue  Welt  auf,  um 
ihren  Durst  nach  Thaten  zu  befriedigen.  Wel- 
ches Volk  der  Vorzeit  oder  der  Gegenwart  mag  in 
dieser  Beziehung  dem  Deutschen  verglichen 
werden?    Und  welche  Erinnerungen,   welche  Er- 
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Wartungen  ketten  sich  an  diese  Wanderlust  unse- 
pes  Stammes? 


ZWEYTES   HAUPTSTÜCK. 

Von      den     Staats  gründge  setzen. 


Das  Streben  nach  etwas  Festem  und  Bleiben- 
dem ,  das  der  Mensch  in  einem  jeden  werkthäti- 
gen  Verhältnisse  und  selbst  in  den  Wissenschaften 
an  den  Tag  legt,  spricht  sich  auch  in  dem  Unter- 
schiede aus,  den  man  zwischen  Staatsgrundge- 
setzen und  andern  Staatsgesetzen  zu  machen  ge- 
wohnt ist.  Dem  Staate  in  der  Idee  ist  dieser  Un- 
terschied fremd. 

In  einigen  Staaten  unterscheiden  sich  die 
Staatsgrundgesetze  ihrer  Form  nach  von  den 
übrigen  Gesetzen.  Sie  sind  z.  B.  Verträge,  wel- 
che die  gesamten  Staatsbürger  unter  sich  oder  mit 
dem  Fürsten  abgeschlossen  haben.  Diesen  Sinn 
hatte  das  Wort  in  Frankreich  seit  der  Revolution 
und  bis  zur  Wiederherstellung  des  Königthumes. 

In  andern  Staaten  bezeichnet  man  mit  diesem 
Nahmen  diejenigen  Gesetze,  welche,  obwohl  in 
der  Form  eines  Gesetzes  und  von  derselben  Ge- 
walt,   wie    andere    Gesetze,     erlassen,    dennoch 


itsgebers  die  bleibende 

Verfassung    und  Verwaltung    des 

...      Die  neuesle  Konstitution  des 

1  ,  .    die  des  Königreichs  Bayern, 

Nassau  etc.  sind  Staatsgrund- 
pcsclze   in   (I  i  e  i  e  m    Sinne. 

Das,    was  oben5*)  über  die  Entstehung  der 

i  worden  ist,   gilt  auch  von  der  Form 

,1<  i  Grundgesetze.      Es  ist  billig  und  recht, 

Gc  r  Art  diejenige  eigenthümliche  Form 

.    welcjie  der  öffentlichen  Meinung  oder 

deD   Grundsätzen    der    schon  bestehenden  Verfas- 

: -riebt.      Es  ist  das  schönste  Schauspiel, 

taatengeschichte  darbiethen  kann,   ein 

PArst,    der  mit  seinem  Volke,   ein  Volk,   das  mit 

seinem    Pursten    eines    Herzens    und    Sinnes    ist. 

aber    gehört    eine    besondere   Form 

B,    die   Form    eines    Vertrages    schon    zu    dem 

lil  liehen  Wesen   eines  Staatsgrundgesetzes. 

Rechtmäßigkeit  eines  solchen  Gesetzes  hängt, 

an      '  I  u   und  das  Schicksal  desselben  jederzeit' 

dun    biglceit  des  Inhaltes  ab.      Was  ist 

lilulionen  geworden,    welche   das 

Volk  mit   so  vielem  Gepränge  durch 

•   Zustimmung  bekräftigte? 


Hj.isi.  i 


3* 

Eine  Grundgesetzgebung,  (ihre  Form  $ey9 
welche  sie  wolle,)  hat  sich  lediglich  und  allein 
auf  diejenigen  Bestimmungen  zu  beschränken, 
welche  nicht  verändert  werden  können,  ohne  dafs 
man  das  Wesen  der  Verfassung  verändert.  Wie 
könnte  man  ,  bey  dem  unaufhörlichen  Wechsel 
der  Erscheinungen,  auch  nur  mit  einiger  Wahr- 
scheinlichkeit auf  die  Dauer  eines  Grundgesetzes 
rechnen,  welches,  seinem  Nahmen  untreu,  mehr 
als  die  Grundzüge  der  Verfassung  geben  woll- 
te? Wie  kurz  und  einfach  ist  die  Magna  charta 
der  Engländer? 

Selbst  in  den  Staaten,  in  welchen  es  überall 
keine  förmlichen  Grundgesetze  gieht,  pflegt  man 
dennoch  die  aus  den  Gesetzen  und  aus  der  Ge- 
schichte des  Staats  hervorgehenden  Grundsätze 
der  Verfassung  und  Verwaltung  mit  dem  Nahmen 
der  Staatsgrundgesetze  oder  der  Staatskonstitution 
zu  bezeichnen.  In  Staaten  dieser  Art  bilden  die 
Staatsrechtsgelehrten  eine  Art  von  Volksvertretung. 
Sie  sind  die  Bewahrer,  zuweilen  auch  die  Urhe- 
ber jener  Grundsätze.  Wie  erheblich  war  z.  B. 
derEinflufs,  den  die  Deutschen  Staatsrechts- 
gelehrten auf  die  Festsetzung  und  Entwickelung 
der  Deutschen  Landesverfassungen  hatten? 


2 


,,[;iT  n:s  HAUPT  STÜCK. 

Irr     vollho  m  m  r  n  s  ten     Staat  sve  rfa  ** 
tu  hg.   ■ ') 


,    Allein   richtige   Maafsstab  für    die  Voll- 
I  MM(  i  einer  Staatsverfassung  ist  das  Verbält- 

in  vfclcbem  die  Verfassung  für  die  gehörige 
V  er  wall  im«:  der  Staatsgewalt,  für  die  Vollkom- 
<:  iening,     Gewähr    leistet.  54) 
linfi    hat    schon     für     sich     einen 
Werthj  va  den  Werth   eines  Kunstwer- 

auch  die  ^  olksherrschqft  nicht.  Auch  in  der 
Ihm  c!»,ill  ist  der  Einzelne  nicht  sein  eigener 
Herr]  dir  Minderzahl  mufs  der  Mehrzahl  gehor- 
chen; und  ist  die  Meinung  der  Mehrheit  schon 
deswegen  die  bessere,  weil  sie  die  Meinung  der 
Mehrheit   i*t  ? 

Aber  —   kann   auch    die  Verfassung   für  die 

il  der  Staatsverwaltung  Gewähr  lei- 

1    kommt    nicht  vielmehr  Alles  auf  die   Men- 

>  l  h  0  D    an  ,    durch  welche  die  Verfassung  in  Thä- 

tig- 


tbtr  die  vollkommenste  Staatsverfassung. 

.int   sind  die  Reden  über  die  Vor- 

raen  ferfäMungen,  die  einst  im  Persichen  Rei- 

f,ia,,rn  v  n  sollen,  als  einige  vornehme  Perser  den 

m.     S.  Herod.  III,  80  ff. 

Polit.  III,   4.  5. 
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tigkeit  gesetzt  wird?  Unter  allen  Verfassungen 
haben  sich  die  Menschen  wohl  oder  übel  befun- 
den ,  je  nachdem  die  Regierenden  an  Geist  und 
Herz  gesund  waren  .  oder  nicht.  Würde  nicht 
soear  die  schlechthin  unbeschränkte  Einherrschaft 
(wenn  diese  anders  eine  Verfassung  zu  nennen  ist,) 
unier  allen  Verfassungen  die  vollkommenste  seyn, 
sobald  die  Fürsten  Engel  wären ,  und  nicht  Men- 
schen,  wie  — -  andere  Menschenkinder? 

Jedoch  dieser  Einwurf  ist  nur  scheinbar.  Al- 
lerdings ist  die  Verfassung  nicht  ein  Bild  von  Stein, 
sondern  ein  Bild,  das  durch  lebende  Menschen 
dargestellt  wird.  Keine  Verfassung  in  der  Welt 
(die  beste,  wie  die  schlechteste,)  kann  für  sich 
und  ohne  Zuthun  der  Menschen  bestehn,  für  wel- 
che sie  bestimmt  ist*  Und  wenn  es  eine  Verfas- 
sung  dieser  Art  gäbe,  so  würde  sie  unter  allen 
möglichen  die  schlechteste  seyn.  Aber  das  lehrt 
die  Geschichte  auf  einem  jeden  Blatte,  dafs  die 
Völker  eben  so  durch  die  Verfassung,  wie  die  Ver- 
fassungen durch  das  Volk  gebildet  wurden.  Und 
wie  könnte  es  anders  seyn,  da  in  der  Welt  der  Er- 
scheinungen Alles  im  Verhältnisse  der  Wechsel- 
wirkung steht?  Es  wird  sich  freylich  nie  aus- 
machen lassen,  (so  viel  auch  schon  darüber  ge- 
stritten worden  ist,)  in  wie  fern  und  in  welchem 
Maafse  es  von  der  Verfassung  abhängt,    ein  ^olk 

Zachariä  vom  Staat   11.  2 


34 

<JerFn\luit  würdig  zu  machen.  Aber  die  Auf- 
tabe,  eine  Vertagung  dieser  Art  zu  finden,  dürf- 
ten wir  ftöch  dann  nicht  von  der  Hand  weisen, 
wenn  der  Erfolg  mehr  als  zweifelhaft  wäre.  Die 
Menschen   sind    sterblich,     nur   die   Gesetze   sind 


ewig« 


Es  ist  ein  Leichtes,  das  Musterbild  einer 
Verfassung  zu  entwerfen,  wenn  man  zuvor  die 
Menschen,  für  welche  die  Verfassung  bestimmt 
i-t,  durch  Dichtung  zu  einer  übermenschlichen 
Vollkommenheit  erhebt.  Wir  haben  eine  grofs^ 
Anzahl  Werke  über  die  vollkommenste  Staatsver- 
fassung ,  die  in  diesem  Geiste  geschrieben  sind, 
z.  B.  das  Utopien  des  Thomas  More,  Bacon's  At- 
lantik JJ)     Aliein  diese  Werke  haben  mehr  für  die 


d(  Sir  Thomas  More,    >vilh  a  new  translation  of 

etc.     i>\    Arthur  Cayley  the  vounger.     II.  Vol.     Lond. 

üis  de  Verulamio  Opera.  Amst.  1661.  IV.  Vol. 

i2.     S.  auch   dir  Encjclopedie  mc'thodique  m.  Ajaciens.    Argenis, 

Harrington's)  Occana.    SeVarambes.    Isle  inconnuc 
H«M#i  <  Bio   Ideal   einer  unbeschränkten  Einherrschaft 

anbeschränkten  Herrschers.      A ebn liehen  I 
ist  Wiefand'!   goldner  Spiegel.)     Hallers  Alfred,    (das  Ide< 
berrschafc     fcin  ähnliches  Werk  ist  Bolin. 
t  King.)      Kbend.   Pabius   und  Calo.      (  Das  Muste. 
Vlebrbtrrtchaft.')      Dja-na-sore   oder  die  Wander 
I  riftsteller   sind  hier  anzuführen,    die,    ohne  g< 

ra<*'  M  Ideal  einer  Staatsverfassung  aufzus teilen,  dei 

um  VerroUkommnUng  des  menschlichen  Geschlechts  und 

Unendliche   für   möglich  halten,    also  Condorce 
B'un  tahleau  historique  des  progres  de  l'esprit  humahr 
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Sittenlehre  9  als  für  die  Staatswissenschaft  einen 
VVerth  ,  wenn  sie  anders  nicht  in  dem  Gewände 
der  Dichtung  Wahrheiten  der  Staatslehre  enthal- 
ten ,  welche  der  Schriftsteller  nur  seinem  Zeit- 
alter nicht  ohne  Hülle  zu  sagen  wagte.56)  Denn 
die  wirkliche  Welt  mufs  man  bey  der  vorliegen- 
den Untersuchung  ins  Auge  fassen.  Die  Idee  des 
Staates  bezweckt  eine  aufsere  Ordnung  der 
menschlichen  Verhältnisse. 

Man  kann  nun,  um  das  Musterbild  einer 
Staatsverfassung  zu  entwerfen ,  der  oben  aufge- 
stellten Forderung  I.)  die  Deutung  geben  j  dafs 
die  Verfassung  für  eine  an  sich  (und  abgesehn 
von  der  Meinung  der  Ünterthanen)  vollkommene 
Staatsverwaltung  Gewähr  leisten  solle.  Die  For- 
derung ist  alsdann  die^  dafs  die  Verfassung  theils 
das  Verdienst  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  be- 
rufe 5  theils  der  Thätigkeit  det  Auserwähltert  die 
dem  wahren  Besten  des  Staates  entsprechende 
Richtung  gebe*  Das  erstere  ist  die  Hauptsache; 
die  Grundlage  einer  solchen  Verfassung  ist  daher 
die   aust  heilende   Gerechtigkeit. 

Jedoch     unausbleiblich    mufs     de?    Versuch 


Godwirt.     (Essay  on  politicai  justice.)  -*-  Vgl.  The  History  ot  Pic 
tion.     Rr  J.  Duklop.     JL.ond.  1814.     III-  Vol.  & 

36)  Wie  z.  B.  Thomas  More  Glaubensfreiheit  in  seinem  Weihe 
predigte 
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,t,,.„.    ff«  w.rliepcnde  Aufgabe  nach  dieser 
,,,  „„„.     ,„||-i,,Mli;.'  zu  lösen.      Sollte  es  möglich 
jung  zu  begründen ,    welche  für 
w.rlli   der   RegieVuhgsart  durch   den  Werth 
enden   schlechthin  Gewähr  leistete ,    so 
all« mi  Dingen  schlechthin  vollkom- 
n   -eben,    welchen  man  die  Regie- 
rtraun  könnte«      Ohne  diese  Grundlage 
Gebäude  in  der  Luft.     Aber  wo  diese 
linden?    Beruht  nicht  die  vorliegende 
Aufgabe  elfcn  darauf,    dafs  auch  die  besten  Men- 
mImii.    and)  die  J>esten  Fürsten  noch  immer  Men- 
schen rihd?   —  Einer  andern  Schwierigkeit  will 
ich   nur   mit  einem  Worte  erwähnen.       Wenn  es 
auch  Im  v  einem  gewissen  Volke  zu  einer  bestimm- 
te Zeit  Menschen  gXbe,    welchen  die  Natur  da 
gel  Ber  \  ollhuinmenheit  aufgedrückt  hätte,   s 
man  dueh  noch  einen  schlechthin  vollkom- 
men« n    Bruthüngsplafi    entwerfen   und   ausführen 
inert,     um   jene   Verfassung   auf  die  Dauer  am 
rh alten.      Und  wenn  weder  die  Natur, 
noch   die  Kunst    hinreicht,     um  die  in  Frage  ste 
bende   Förderung    zu    befriedigen,     so    bedürfen 
auih  die  aur  Herrschaft  Berufenen,     wenn  ihnen 
die   nöthige  Macht  zu  Gebothe  stehn   soll,    noch 
emer    andern    Stütze,     deren    nur   der  vollendete 
I  rei  t  entbehren  könnte. 


: 


Gleichwohl    wagte    es  Plato    das   Musterbild 
eines  Staates  im  Geiste   dieser  Forderung  zu  ent- 
werfen. 57)      Rein  Gedanke  bey  ihm,    dafs  einem 
jeden  Bürger  in  öffentlichen  Angelegenheiten  eine 
Stimme  ,    ein  Recht  auf  öffentliche  Äemter  gebüh- 
re.     Die  Grundlage  des   Platonischen   Staates 
ist  die  austheilende  Gerechtigkeit.      Die  Wei- 
sen,  die  Männer,   die  das  ewig  Wahre  und  Schöne 
mit  den  Augen  des  Geistes  erschaun,  beruft  er  zur 
Herrschaft,58)    die  Rriegsmuthigen    zur  Vertei- 
digung des  Vaterlandes,  die  übrigen  zum  Erwerbe. 
Einem  jeden  das  Seine  nach  Verdienst!   das  ist 
der  Grundplan  des  Werkes;    und  damit  Plato  das 
Ganze  nach  dem   Verdienste    der   Einzelnen    mit 
derselben  inneren  Nothwendigkeit  zusammensetz- 
te,   mit  welcher  Naturkörper  aus  ihren  Bestand- 
theilen    zusammengesetzt  sind ,    stellt   er   in    den 
Terschiedenen    Ständen    der    bürgerlichen   Gesell- 
schaft (dem  Stande  der  Herrschenden,    der  Krie- 
ger ,     der  Gewerbsleute,)   die    verschiedenen   Ge- 
müthsvermögen    des  Menschen   dar.       Sein  Staat 
ist  der  vollendete  Mensch  nach  einem  vergröfser- 
ten  Maafsstabe.      Die  Form   der  Verfassung  ist 


57)  Caroli  Morgenstern  de  republica  Piatonis  commentationes 
tres.  Halle  1794.  8.  Meine  Schrift  über  die  vollkommenste  Staats- 
verfassung S.  201. 

58)  De  republ.  L.  V.  VI. 


(,.IU|   mi|   Redlt)  ntfr  Nebensache,       Sie  kann 
Dder  eine  Mehrherrscbaft  seyni 
.im  ijn/.rlnrr  im  Volke  über  Alle  gei- 
Dder  Mehrere   dem  Urbilde  des 
i  Fi.  Jj)       Aber,     die  Knaben    zu 
«reichen  dir  Natur  jenen  Sinn  für  das 
I  Unveränderliche,   das  Vermögen,   sich 
jin  d  tellangen  der  Urwelt  zu  erinnern,   ver- 

Iteb,  »*)   »e  durch  die  Schärfung  jene*  S^onw  und 
dm.  telurig  dieses  Vermögens  für  ihre 

nmang  tu  erziehn,   und  die  so  Er- 
rdlich  aU  Herrscher  von  einer  jeden  ir^ 
discben  Rücksicht  %u  entfesseln  ,  —  das  ist  in  dem 
PUtonifcbei  te   die    Hauptsache,    —     Plato?s 

i  die  Hehleiiarbeit  eines  Heldengeistes,   ein 
•    <in    Hoffnung  des  Sieges,   ein  Prächt- 
ig   (inen   Eingang!     Das   fühlte    Plato 
Ptlbffc       Bf   Itlbfl  betrachtet  die  Möglichkeit,    ei» 
ia   begründen,    als  ein  glückli^ 
Im.  •  ■>      Er  selbst  glaubte  sich  in  ei- 
fdern   Werke,     in    den  Büchern    von    den 
n    Sterblichen    herablassen    zu 


I     | 

Ml 
i     l     I      Uli.  sub 
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Jedoch,  wenn  es  auch  unmöglich  ist,  Wei- 
se, im  vollen  Sinne  des  Worts,  an  die  Spitze 
des  Staates  zu  stellen,  und  mithin  auf  dem  oben 
bezeichneten  Wege  das  Urbild  einer  schlecht- 
hin vollkommenen  Verfassung  zu  verwirklichen, 
so  dürfte  sich  doch  auf  diesem  Wege  allerdings 
so  viel  erreichen  lassen,  dafs  man  nach  Maafs- 
gabe  der  in  einem  jeden  einzelnen  Fal- 
le eintretenden  Umstände  die  Bedingun- 
gen einer  vollkommenen  Verfassung  nachweisen 
könnte.  Denn  alsdann  ist  die  Aufgabe  nur  die, 
die  Verwaltung  des  Staates  in  die  Hände  der  Wür- 
digern und  Würdigsten  im  Volke  (nicht  ab^r  der 
schlechthin  Würdigen)  niederzulegen.  Zwar  bleibt 
noch  immer  die  Hauptschwierigkeit  übrig,  dafs 
die  Würdigsten  zugleich  die  Mächtigsten,  und  die 
Mächtigsten  zugleich  die  Würdigsten  im  Volke 
seyn  sollen.  Jedoch  die  Geschichte  lehrt  in  zahl- 
reichen Beyspielen,  dafs  und  wie  diese  Schwierig- 
keit zu  beseitigen  sey.  Alle  die  mannigfaltigen 
Arten  der  Einherrschaft  und  der  Mehrherrschaft, 
sie  mögen  der  Vorzeit  oder  der  Gegenwart  ange- 
hören ,  können  als  so  viele  Versuche  betrachtet 
werden,  die  Gewalt  in  die  Hände  der  Würdigsten 
zu  legen,  als  so  viele  Beyspiele,  wie  Macht  und 
die  Würdigkeit  zum  Herrschen  in  einem  urs,  üb- 
lichen  Zusammenhange   mit   einander   stehn   kön- 
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nr  kann  die  Verfassung  mit  einer 

p,  U  n.    dal*  sie  die  zum  Herr- 

kehrehen  den  Weg   zu 
),,  iiif  welchem  das  Beste  des  Staa- 

te! am    rtchti  werden  kann  5    z.  B.  in- 

dem    sie    die    Bffentlichen    Geschäfte   zweckmäfsig 
und    rertheilt,     das  Berathschlagen   und 
tmtheiten,    das  Vollziehn   an  Ein- 
zeln«    wm  ilie    Stufenfolge    der    Behörden, 
die  Selbstständigkeit  und  Abhängigkeit  einer  jeden 
.eislich  bestimmt. 

Allein  io  wie  dieses  Verfahren  doch  am  Ende 

1  'g  1  ei  ch  ungs  weise   oder   den 

benen    Umständen    nach    vollkomme- 

führt,     so  steht  ihm  noch   üher- 

u  ipteinwendung  entgegen,   dafs  es,   die 

undsXUe    der    austheilenden    Gerechtigkeit    zur 

i;  der    vorliegenden  Aufgabe   anwen- 

wn   unbedingtes  Recht,     die  Staatsgewalt, 

auf    rinn.    ...ir    bedingten   Beruf   zum  Herrschen 

(auf  vor/.i  ni<  1,1  aber  auf  unbedingte  Wür- 

l«»3   daffl  es  dem  Menschen  gestattet, 

lil1'  "  mit  einem  Maafsstabe  zu  messen, 


n    tf,    Mohrherrschaft:    Aristokratie, 
luch  die  r.mhorrschaft  könnte  oder  sollte, 
haft  des  Besten  nennen. 
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welchen  nur  ein  höheres  Wesen  handhaben  könn- 
te und  sollte ,  dafs  es,  ob  wohl  auf  das ,  was  an 
sich  recht  und  gut  ist,  berechnet,  dennoch  im 
besten  Falle  nur  eine  nach  dem  Ermessen  des 
Herrschers  recht-  und  zweckmässige  Verwaltung 
erzielen  kann.  Hiermit  soll  jedoch  die  vorliegende 
Auflösung  der  Aufgabe  nicht  schlechthin  verworfen 
werden.  Vor  allen  Dingen  mufs  ein  Uhrwerk 
gehn ,  ein  Thier  leben,  der  Staat  regiert  werden. 
So  oft  und  so  lange  daher  bey  einem  Volke  Licht 
und  Finsternifs  ,  Macht  und  Ohnmacht,  schroff 
einander  gegenüber  stehn ,  werden  auch  die  Bes- 
seren und  Mächtigsten  im  Volke  kraft  eigenen 
Rechtes  herrschen.  Aber  das  Ziel,  das  auf  die- 
sem Wege  erreicht  werden  sollte,  das  Ziel,  das 
sich  der  Mensch  bey  dieser  Aufgabe  überhaupt 
setzen  soll,  ist  demnach  auf  diesem  Wege  nicht 
erreichbar. 

Man  kann  der  im  Eingange  dieses  Haupt- 
stückes aufgestellten  Forderung  II.)  auch  die 
Deutung  geben,  dafs  die  Verfassung  für  eine  be- 
ziehungsweise, d.  h.  nach  der  Meinung  des 
Volkes  vollkommene  Staatsverwaltung  Gewähr 
leisten  solle.  Mit  andern  Worten  ,  man  kann 
die  Grundsätze  der  ausgleichenden  Gerech- 
tigkeit zur  Grundlage  der  vorliegenden  Untersu- 
chung machen. 
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-iiiip.    «reiche  durch  diese  Grund- 
sttir  iiiimiiit  lli.ir  all  die  willkommenste  bezeich- 
i  il .     i -t    <l!r    (reine)    Volksherrschaft. 
Grundsätte    das  Geburtsrecht   des 
M'M-cl  l'nvlicit  heiligen,    so  mufs, 

dieses  Rechts,    die  Machtvollkom- 
roenl.nl  den  Volke,    dem  Inbegriffe  aller  stimm- 
mündigen  und  selbstständigen  Staats- 
n,    so  dafs  in  dem  Falle  einer  Ver- 
•nheit   der  Meinungen    (damit    die  Einheit 
•%    jedoch    auf   die    für   die    rechtliche 
OWcUtoil    der   Staatsbürger   am   wenigsten   nach- 
"'  gerettet  werde,)  die  Mehrheit  der 

'  "ll »cheidet    Zu  Folge  derselben  Grund- 
■  b  die  Regierangsgeschäfte  in  der  Re- 
r1  nm  d.-m  W0lke  M  besorgen;   und  wenn  es  un- 
""  ""th« -endig  ist,    eine  Ausnahme  von 

1  '.ii  machen,  so  mufs  doch  einem  Je- 
■   -I"   Zutritt  zu  einem  jeden  öffentlichen  Amte 
•    '"'  i'-des  Amt  durch  die  Wahl  des 

'•    ""d  -"  jeder  Beamte  dem  Volke 
mwUvroMidi  gemeeki  werden. 

-"""   «Mb  mit  einer  Volksherrschaft 

»•««mong    der  Staatsverwaltung  mit 

1"'   •«-   Volke,   (und  mithin  das  Daseyn 

] -nl,r„„?  entsprechenden  Ver- 

1»-»-  f.— .,i  ist,  so  hat  doch  diese 


43 

Auflösung  der  Aufgabe  fürs  erste  das  gegen 
sich,  dafs  eine  solche  Verfassung  kaum  in  der  Er- 
fahrung bestehen  zu  können  scheint.  Schon  in  der 
Idee  einer  Volksherrschaft  liegt  gewissermafsen  ein 
Widerspruch.  Wie?  Können  dieselben  Menschen 
Herren  und  Unterthanen  zugleich  seyn?  Mufs 
nicht  die  eine  oder  die  andere  Eigenschaft  in  den 
Hintergrund  treten  ?  die  öffentliche  Freyhcit  der 
öffentlichen  Ordnung,  oder  die  letztere  der  erste- 
ren  zum  Opfer  gebracht  werden  ?  den  Fall  etwa 
ausgenommen,  da  das  Regieren  überhaupt  durch 
die  einfache  Sitte  des  Volkes  entbehrlich  gemacht 
wird.  Wenn  eine  Verfassung,  die  auf  den  Grund- 
sätzen der  austheilenden  Gerechtigkeit  beruhte, 
nicht  für  die  Herrschaft  des  Rechts  vollkommen 
Gewähr  leisten  konnte,  so  gewährt  dagegen  eine 
Verfassung,  welche  den  Grundsätzen  der  ausglei- 
chenden Gerechtigkeit  entspricht,  keine  Bürgschaft 
für  die  Macht  der  Regierung.  —  Fürs  zwey- 
te  aber  läfst  sich  die  erstere  Forderung  —  die 
Staatsverwaltung  in  die  Hände  der  Würdigsten  zu 
legen  —  doch  auf  keinen  Fall  so  schlechthin  von 
der  Hand  weisen.  Denn  nicht  eine  willkührliche, 
sondern  eine  auf  den  Gesetzen  der  ewigen  Gerech- 
tigkeit ruhende  Ordnung  der  Dinge  ist  es,  welche 
der  Staat,  so  weit  es  die  Umstände  gestatten,  ver- 
wirklichen soll.      Nun  würde  zwar  die  Volksherr- 
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,rt    (lui  auch    in    Beziehung   auf  diese 

Mm  Verfassungen  die  vollkom- 

s .   vi  «  n  n    man  Annehmen  könnte,   dafs 

,r  Mehrheit,   nach  dem  Maafse  der 

D  Volke  verbreiteten  Einsichten,  jeder- 

beate  leyn  müfate.      Aber,    so  sehr  auch 

der   Volksherrschaft  ^)   bemüht  ge- 

i*m  Willen  der  Mehrheit  dieses  Lob 

i  .    mi  braucht  man  doch  nur  zu  irgend 

f   .  im  inheil    zu  gehören,    um   sich  von  der 

.Behauptung  zu  überzeugen.   Wenn 

DUli|    n  in  bekannten  Spruche,   die  Gründe 

sondern  wägen  soll,  wenn  die  Men- 

n  im  Wetteifer  oder  im  Kampfe  mit  einander 

desto  Leidenschaftlicher  aufbrausen,   (so  wie,  bey 

'im«   die  See  höhere  Wellen  schlägt,   als 

ein  Pitt/*,)  so  ist  auch  die  Meinung  der  Mehrheit 

nicht   ichta  ihrem   Wesen  nach  die  bessere, 

um   auch   dieser  Weg  nicht  zum  Ziele 

fuhrt,   ein  drittel-  aber  überall  nicht  denkbar  ist, 

•o  Meiht    mir   dm  Ausweg  übrig,    eine  Verfas- 

^     welche,     das  Stimmrecht  der 

'   ehrend,  dennoch  die  Wür- 

«  V+U*   zur  Verwaltung  des  Staates  be- 

Wfaffj    welche  den  Grundsätzen 


**m   inderSdn.'u:    Du  conlrat  social. 
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der  ausgleichenden  und  der  austheilenden  Gerech- 
tigkeit zugleich  entspricht.  Man  sieht  leicht, 
dafs  die  Aufgabe  ,  so  gefafst,  auf  mehr  als  eine 
Weise  gelöst  werden  kann;  und  sie  ist  bereits  auf 
mehr  als  eine  Weise  gelöst  worden.  Aber  die 
vollkommenste  Auflösung  dieser  Aufgabe  scheint 
doch  in  der  sogenannten  repräsentativen  Verfas- 
sung, d.  h.  in  derjenigen  Verfassung  zu  lie- 
gen, welche  dem  Volke  lediglich  und  allein  die 
Wahl  seiner  Vertreter  und  Beamten  überläfst,  die 
Staatsverwaltung  aber ,  mittelst  dieser  Wahl  ?  in 
die  Hände  der  Würdigsten  zu  legen  sucht. 

Befremdend  ist  es  ,  dafs  die  Völker  erst  so 
spät  auf  diese  Verfassung  verfallen  sind,  weniger 
befremdend,  (denn  war  nicht  die  Staatswissen- 
schaft fast  immer  nur  der  Nachhall  der  Erfah- 
rung?) dafs  ihrer  auch  in  den  Schriften  über  die 
Verfassungslehre  erst  so  spät  gedacht  wird.  Ari- 
stoteles, dieser  ausgezeichnete  Kenner  der  Verfas- 
sungen seinerZeit,  schweigt  selbst  da,  wo  er  die 
überhaupt  möglichen  Verfassungen  aufzählen  will, 
von  der  repräsentativen  Verfassung  gänzlich.  44) 
(Wie  demüthigend  für  unsere  Erfindungskraft!) 
Und  doch  hätte  Aristoteles  nur  die  (ihm  nicht  un- 


W.Polit.  L.  III.  c.  4-  5.  9.  io.  L.  IV.  c.  4.  5.  (Das  Werk 
scheint  in  einem  höchst  verdorbenen  Zustande  auf  unsere  Zeilen 
gekommen  zu  seva») 


40 

die   ein  jeder  Staaten- 
rsMiidr  i  «    wenn   er  aus   Frey- 
»taattn     Im ll teilt)     hinein    Wesen    nach 
hat»  tu   inufs   an! die  Verfassung  des  Staats  über- 
ragfe   fi<  i'f.Hi.  Lt.    um  jene  Staatsform  zu  ent- 
c|,.r|<,.,,.  e    entwickelte    sich  zuerst  bey  den 

Völkern    Deütrehen    Ursprungs.      Die  (jedoch 
riitlrMilo   \  eranla>>ung  war  die  uralte  Frey- 
lJenUchcii  Völkerschaften,    kraft  welcher 
Nichtigen]    Slaaissachen  an  die  Gemeine  ge- 
braclit   werden   nnifslen.      Aber  ihrer  Eigenthüm- 
tichkeil    iacb    gietig    sie    aus   jener  Freyheit  erst 
ich  und  nach  hervor,    als  der  dritte  Stand 
U  n;  der  vornehmste  Theil  desselben, 
lialt.)    in    mehrere    Körperschaften 
"eiche  eben  so,     wie   die   Mit- 
glieder  »in  es   Staatenbundes,   ihr  Stimm- 
rad    BttrttUgUogpredlt    nur    durch    Abgeordnete 
Minten. 
«ii  lidt  >ich  diese  Verfassung  in  der  Aus- 


I       er   und  der  (spätere)  Bund  der  Aetoler 

ng.    Polyb.  II,  42,    Ubb-onisEm- 

»W  Hl     »q>mesen(ans  Graeeorum  respu* 

-      ta  derselben  Art  war  die  älteste 

«Kirche,     „Agmturconcnta,  ücrqo.» 

?*  'Hur.    et   Ipsa    repraesen- 

Hiaili     magua  vencralione    celebrätur.« 
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bildung,  die  sie  zuerst  in  England  erhalten  hat, 
unter  den  verschiedenartigsten  Umständen  und  in 
den  mannigfaltigsten  Einkleidungen  bewährt.  In 
England  seit  Jahrhunderten  einheimisch,  seit  Jahr- 
hunderten die  Schutzwehr  der  Volksfreyheit  und 
die  Grundlage  des  öffentlichen  Wohlstandes,  ist 
sie  in  neuern  Zeiten  auch  von  andern  Europäi- 
schen Völkern  und  namentlich  auch  von  den  Fran- 
zosen mit  Erfolg  nachgeahmt  worden,  also  von 
einem  Volke,  welchem  die  Fähigkeit,  eine  freyere 
Verfassung  zu  ertragen,  so  oft  abgesprochen  wor- 
den ist,  von  einem  Volke,  das  in  so  mancher  Hin- 
sicht das  Widerspiel  des  Englischen  ist.  Die  Ver- 
schiedenheit der  christlichen  Glaubensbekenntnis- 
se ,  sonst  eine  Scheidewand  zwischen  den  Bewoh- 
nern unseres  Erdtheiles,  haben  dennoch  der  all- 
gemeinen Anwendbarkeit  dieser  Verfassung  keinen 
Eintrag  gethan.  Schon  ist  sie  nicht  mehr  das  Vor- 
recht der  Völker  Deutschen  Ursprungs.  Auch  bey 
einem  Volke  des  Slavischen  Stammes ,  den  Poh- 
len ,  wird  sie  von  einem  Fürsten  mit  Liebe  ge- 
pflegt, welcher  es  so  tief  fühlt,  dafs ,  je  höher 
das  Volk,   desto  höher  der  Fürst  steht*  45)     Sie  hat 


45)  Die  beyden  Reden,  welche  der  Kaiser  bey  der  Eröffnung 
und  bevm  Schlüsse  des  Pohlnischen  Reichstags  im  Jv  1818  hielt, 
sind  von  den  Freunden  der  Freiheit  mit  Frohlocken  aufgenom- 
men vrordcn. 
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i.t   blM  b  Königreichen  und  Fürstenihümern, 
odbrn   auch   in  Freyslaaten  (z.  B.  in   den  verei- 
ltn    Stallen    von    Nordamerika,     in  Genf,    in 
.,   ihren  Werth  bethätigeh 
B   behauptet  so  oft,    dafs  sich  eine  jede 
VirfwnnT|j   au*   dem  Volke  selbst,     aus   sei- 
kart,     seinen  Bedürfnissen,     entwickeln 
!nii«sc,    oder,     As£s    die  Verfassung,     die    einem 
Staate  gegeben  wird,   vor  allen  Dingen  auf  die  Ei- 
t  li  u  m  I  i  c  h  k  e  i  t  des  Volks  zu  berechnen  sey. 
In    i -ini'in    gewissen  Sinne   hat   diese  Behauptung, 
tuiii    was    die   Repräsentativ  -  Verfassung  betrifft, 
allerdings  ihre  Richtigkeit.       Auch   diese  Verfas- 
i  nicht  bey  einem  jeden  Volke  und  nah- 
nnntlitii    nicht    bey  den  Völkern  Wurzel   schla- 
gen. .    in  einen  abgeschlossenen  Kreis  von 
gebannt,    den  Gewachsen  und  Thieren 
n   sind,    die  nur  unter  einem  gewis- 
sen II  triebe  gedeihen.      Allein  je  höher  die 
geistige  Bildung  eines  Volkes  steigt,    desto  mehr 
Volk  von   den   Eigentümlichkeiten, 
nehl,              Werk  der  Naturnotwendigkeit,  Men- 
Mensehen  und  Völker  von  Völkern  nur 
ii.  den   Verhältnisse  unterscheiden ,  in  welchem 
sie  von  einer  allgemeinen  und  acht  menschlichen 
Bildlie  nter  sind  :   desto  mehr  reift  das  Volk 
•ine  Verfassung,    welche,    wie  die  in  Frage 

ste- 
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stehende,  auf  die  Bedürfnisse  einer  solchen  Bil- 
dung wesentlich  berechnet  ist.  Auch  ist  diese 
Verfassung  so  mannigfacher  Nebenbestimmungen 
unbeschadet  ihres  Wesens  empfänglich ,  dafs  mit 
der  Anpreisung  derselben  nicht  etwa  eine  schlecht- 
hin neue  Schöpfung  oder  gänzliche  Vertilgung  al- 
ler volksthümlichen  Einrichtungen  gefordert  wird. 


VIERTES  HAUPTSTÜCK. 

Von    den  Bestandtheilen    der   bür ger liehen 

G  e  seil  seh  aft   in  Beziehung   a  uf  die   Staats- 

v  e  rfa  ssun  g. 


Die  Grundbestandteile,  in  welche  eine  je- 
de bürgerliche  Gesellschaft  aufgelöst  werden  kann, 
sind  die  beyden  Geschlechter,  die  verschiedenen 
Lebensalter,  die  Familien*  Doch  von  diesen 
Bestandtheilen  ist  schon  oben  gehandelt  worden« 
Hier  also  nur  von  denen,  welche,  ohne  gerade 
&um  Wesen  einer  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  ge- 
hören ?  dennoch  in  den  meisten  Staaten  angetrof- 
fen werden. 

I.)  In  den  meisten  Staaten  sind  die  Ünterthanen 
heils  Staatsgenossen,  theils  S  eh  utzgen  o  s- 
;en,  theils  Fremdlinge.  —   Ist  die  Anzahl  der 

Zachariä  vom  Staat.   II.  4 
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;   imverhKltnilsmäfsig  grofs,    so  hat 
erhältnifj    fast    immer  eine  Verände- 
rn   dri    Verfassung  des  herrschenden  Volkes 
i        unmittelbar  oder  mittelbar  —  zur  Folge. 
\,M  ,  »>iele  zur  Bestätigung  dieses  Satzes! 

Hl    mit    seinen  Persern,    einem   kräftigen, 
beil  liebenden  Bergvolke,   eine  unverhältnifs- 
Menschenmenge  unterjocht  hatte, 
iIj  theilten  die  Siteger  sehr  bald  das  Schicksal  der 
n  :  beyde  mufsten  sich  dem  Herrscherworte 
i  ine  en  fügen.  ^6)    Auf  eine  ähnliche  Weise 

rla|  die  Freiheit  der  Römer?  Der  Römi- 
iche  Preyitaat,  in  wie  fern  er  nur  die  Römischen 
l"ii  piff,   war  nach  den  Zeiten  des  zweyten 

PunüchenH  eine  Volksherrschaft.    Aber 

1  blksherrichaft  herrschte  in  der  Eigenschaft 
r    M  B  h  riierr  schaft    über   eine  grofse  An- 
MU   bei  Völkerschaften  und   eroberter  Län- 

ngi  rirar  diese  Oberherrschaft  mehr  eine 
</      und  Schirmrogtey,    welche,    auf  Verträ- 
rvhmA,     den   Besiegten   einen  grofsen  Theil 
•l"vr  BeB^ebUndigkeit  liefs.      Aber  je  weiter  sich 
kafi  ausdehnte,  desto  mehr  mufste 
«weh  die  Gewalt  der  Waffen  aufrecht  erhalten 


I  F,«ti  histon.Iue  m  ta  1(:,,lsialion  Je  ,a  pme  e{e      par  Gaü- 
dm.     PÄr.  .-tfg.  ö.  p.  aö9. 
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worden.  Das  hatte  sehr  hald  die  Folge,  dafs 
den  gesammten  Völkerschaften  Italiens  das  Römi- 
sche Bürgerrecht  ertheilt  werden  mufsle,  damit 
das  Haupt  zu  dem  Körper  in  einem  gewissen  Ver- 
hältnisse stände.  Jedoch  das  Heilmittel  war  in 
einer  andern  Beziehung  ein  neuer  Krankheitsstoff. 
Wie  konnte  die  Volksherrschaft  bey  einer  so  gro- 
ßen Vermehrung  der  Bürgerzahl  bestehii?  Was 
der  herrschende  Freystaat  durch  diese  Vermehrung 
an  Macht  gewonnen  hatte  $  mufste  er  durch  in- 
nere Uneinigkeiten  zweyfallig  verliehren.  Nur 
ein  Ausweg  war  übrig;  man  mufste  zum  Nach- 
drucke der  Einherrschaft  gegen  die  inneren  Unei- 
nigkeiten und  gegen  die  Widersetzlichkeit  der  Be- 
siegten seine  Zuflucht  nehmen.  So  wurde  der  Rö- 
mische Staat  ein  Kaiserreich.  Aber  der  zweyfache 
Charakter,  den  der  Römische  Freystaat  (als  Volks- 
herrschaft &n  sich  und  als  Mehrherrschaft  in  Be- 
ziehung auf  die  Besiegten)  gehabt  hatte  $  sprach 
sich  noch  lange  in  den  Eigentümlichkeiten  der 
Römischen  Einherrschaft  aus.  Der  Kaiser  wrar 
theils  der  erste  Beamte  des  Römischen  Freystaa- 
tes, theils  der  oberste  Feldherr  des  Heeres,  durch 
welches  dies*  Freystaat  seine  Eroberungen  in  Ge- 
horsam erhielt.  Die  eine  und  die  andere  Würde 
wurde  zwar  (wenigstens  von  den  Freunden  der 
ehemaligen  Verfassung)   als   eine   von  dem  Volke 


B  betrachtet.  47)    Aber,  so  wie  die  Gunst 
,  „tliche  Grund  der  kaiserlichen 
p  mufste  auch  mehr  die  Feld- 
„I, ..    „!    cUs  obrigkeitliche  Amt  den  Cha- 
iei   Verfassung  und  Regierung  überhaupt 
inuneq.        Die     kaiserliche    Zwingherrschaft, 
wtldie   die   Romer  so  schnell  und  so  tief  herab- 
„»  aus  demselben  Doppelverhältnisse 
.  vrelehei  einst  den  Freystaat  gestürzt  hatte, 
i*|  lehrreich,    mit  den  Schicksalen  des  Römi- 
gc})(  die  Schicksale  der  Reiche  zu  ver- 

gle'nhm,    welche  im  5ten  und  6ten  Jahrhunderte 
,I,t  ehrutlicben  Zeitrechnung  von  Deutschen  Völ- 
D    innerhalb   der  Grenzen  des  zertrüm- 
rreiches  gestiftet  wurden.    Die  Deut- 
schen   jener  Zeit  gehorchten  Königen,    wie   nun 
und    frevhrilliebende  Völker    einem   Könige 
gehorchen«       Die    Römer,    an  überstrenge  Herr* 
eit  l.inijp   jirwöhnt,  wurden  auch  von  dem 
Könige   dei  Siegervolkes  zu  dem  alten  Gehorsame 
Angehalten.  *9)     So  standen  Ungebundenheit  und 
»hl  »halt  einander   schroff  gegenüber.       Viel, 

1  •  x  ' c  Fi  de  jure  nat.  gentium  et  civili. 

48)    Tac.   Ann.   I.  7.      Der  Fürst  wurde  Imperator,  Feldherr  r 

genannt. 

Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 
1     K  &   1808.  8.  S.  62.  soi. 
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sehr  viel  verloren  die  Sieger  von  der  alten  Frei- 
heit, ja  sie  würden  leicht  noch  mehr  verloren 
haben,  wenn  nicht  die  christliche  Kirche ,  schü- 
zend  und  mildernd,  in  die  Mitte  getreten  wäre. 
—  Der  Mensch  kann  nicht  wohl  zweycrley  zu- 
gleich seyn.  Ein  Fürst,  der  über  zwey  Völker 
zugleich  gebiethet,  kann  nicht  füglich  das  eine  als 
Freund,  und  das  andere  als  Feind  der  Freyheit 
regieren. 

IL)  Wenn  es  bey  einem  Volke  Fr  eye  und 
Unfreye  (Knechte,  Leibeigene  etc.)  giebt,  so 
zählt  die  Verfassung  leicht  so  viele  Feinde,  als 
Unfreye.  Denn  wer  trüge  seine  Fesseln,  (wenn 
er  sie  anders  kennt,)  mit  Lust?  Daher  ist  unter 
den  vielen  Uebeln,  welche  in  dem  Gefolge  der 
Knechtschaft  sind,  eins  der  gröfsten  oft  das,  dafs 
die  Verfassung  nicht  ohne  die  unmenschlichsten 
Gesetze  gegen  die  geheime  Erbitterung  der  Un- 
freyen  geschützt  werden  kann.  Die  Spartaner 
liefsen  auf  ihre  Heloten,  gleich  als  auf  Thiere, 
von  Zeit  zu  Zeit  Jagd  machen.  Zwey  tausend 
Heloten ,  die  gegen  das  Versprechen  der  Freyheit 
für  Sparta  gekämpft  hatten,  erlagen  auf  einmal 
einem  geheimnifsvollen  Tode!50)  Doch  die  Spar- 
taner hatten  den  Menschen  abgelegt,  damit  sie  nur 


5o)  Plutarch.  in  Lycurgo. 
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Mm,  ,m  hbey  den  Römern  ver* 

.    Jaft,   wenn  ein  Bürger  in  sei- 

■  M.nli il  worden  wäre,    die  sämmtli^ 

hingerichtet  werden  soll- 

|  bl  schrieb  sich  aus  den  Zei- 

jfel    |\,..s  i.,!,ni    Prcj  -laates    her,        Denn    je 

,       i  nl/i  «    der   Herr,     desto  verlassener, 

r   der  Knecht,52)  —  Eine  andere 

vre  lebe  einer  jeden  besseren  Verfassung 

ile  droht,   liegt  in  dem  nachtheiligen 

beq    der  Stand  der  Unfreyen  auf 

-    und  Gemüthsart    der  Freyen    unaus- 

iblich  haben  nnifs.      Schon  das  Herren  über 

n  nicht  eine  Schule  der  Tugend,    des 

n.      Aber  oft  ist  der  Knecht  sogar 

(Nr  Lehrer,   der  Vertraute  der  Frey- 

i.      I  ml  dennoch  gediehen  einst  in  Grie- 

>1    unil    in   Italien  Freystaaten,    ungeachtet 

es   i  n    (ine   die  Zahl   der  Bürger  nicht 

pde  Menge  Sklaven  gab.       Noch 

bätteq   wohl   sonst  diese  Freystaaten 

1   Mn   n"  >"   können,     da  in  denselben 

uizeThaligkeit  der  einzelnen 


10  et  Claud,       Tac.  Ann.  XIV,  42  ff- 


; .  xv 
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Bürgerin  Anspruch  nahm,  da  Handarheiten  (mit 
Ausnahme  des  Landhaues)  fast  allgemein  für  un- 
vereinbar mit  der  Würde  eines  Staatsbürgers  ge- 
halten wurden.  ^  Jedoch  eben  an  diesem  Stolze 
hatten  jene  Völkerschaften  eine  Schutzwehr  gegen 
das  ihnen  von  dieser  Seite  drohende  Sittenverder- 
ben. Und  dennoch  mögte  die  Sklaverey  eine  nicht 
unbedeutende  Rolle  in  der  Geschichte  des  Verfalls 
jener  Freystaaten  spielen. 

III.)  Von  der  Verschiedenheit  der 
Stände.5*)  —  Unter  einem  Stande  verstehe 
ich  hier  (denn  oft  bezeichnet  man  mit  diesem 
Worte  die  rechtliche  Einheit  und  Verschiedenheit 
der  Menschen  überhaupt,)  die  rechtliche  Einheit 
und  Verschiedenheit ,  welche  unter  den  Mitglie- 
dern einer  bürgerlichen  Gesellschaft  durch  die 
Einheit  und  Verschiedenheit  der  Beschäftigung 
(der  Lebensart)  begründet  wird.       Die  Verschie- 


53)  Arist  Polit.  III,  5.  Vi,  6.  Aristoteles  geht,  als  ein  ächter 
Grieche,  und  nur  den  Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit  der 
Menschen,  (den  er  ahnete  oder  fürchtete,)  zu  bekämpfen,  sogar 
so  weit ,  dafs  er  gewisse  Menschen  für  gebohren  zur  Knechtschaft 
erklärt.  Ehendas.  I,  7.  S.  auch  Heerens  Ideen  über  die  Politik 
etc.  der  vornehmsten  Völker  der  allen  Welt.  Griechen.  Xter 
Abschnitt. 

5^)  A.  Smiths  Untersuchung  über  die  Natur  und  die  Ursachen 
de?  >ationalreichthums.      V.  B.  II.  Abth       The  origin   of  tbe  dis 
tinction  of  ranks  etc.     Bv  J.  Miliar.     IV.  Ed.     Lond.  1806    S. 
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de  beruht  also  auf  den  Ursachen, 
,      foeilang   der  Arbeiten  herbeyfüh^ 
|ltll   (|ie   Vortheile    und   die  Nachtheile, 
(|m.  mil  (|„,,r  Vertheititng  verbunden  sind. 

isl  ein  Stand,  zu  welchem  man 
burt  (vermöge  der  Abstammung 
i(  ,    oder  von  Ellern  dieses  Standes) 
nm|  Dar  ab*  diesem  Grunde  gehört.      Es  liegt  in 
Menschen  und  seiner  Verhältnisse, 
i3sen,   um  die  Vortheile  ihres  Be- 
nli,  iu   rti  igern  und  selbst  ihren  Nachkommen  zu 
den   Eintritt  in  den  Stand  möglichst  zu 
ii  hm.        So  entstanden  Kasten;     so  . 
auili  [nnungi  n.       Die  am  besten  gestellten  Stände 
allen  andern  auf  dieses  Ziel  hinarbei- 
Zu|  1  suchten  sie  den  eigenen  Stand  zu 

i.      (.Priester -  und  Kriegerkasten  kommen 
am  ii   in    der  Geschichte   vor.)       Sodann 

nrar    c*   ihrem   Vortheile  gemäfs,     auch   die 
durch   eine  Kastenverfassung   von 
lach  n  einander  zu  sondern,    damit  diesen 

tum  Widerstand«  die  höheren  Kasten    die 

Ii    der    Geistesmuth   fehlte.        Oft 
•  auch  die  Sache  so,    dafs ,     wenn   ein 
Stamm  M     andere    seiner  Herrschaft   unter- 

di«   urspi -unoliche  Verschiedenheit 
der  Friedensbedingungen  durch 
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die  Einlhellung  des  Volkes  in  Kasten  vereiniget 
wurde.  *)  Allemal  aber  vollendete  der  Aberglau- 
be, was  Uebermacht  oder  auch  der  Stolz  des  Sie- 
gers begonnen  hatte.  Bey  den  Hindus  dürfte  sich 
die  Kastenverfassung  von  dem  Siege  herschreiben, 
welchen  ein  kriegerischer  Stamm  mit  seinem  Prie- 
stergeschlechte  über  die  übrigen  Stämme  derselben 
Sprache  davon  trug.55)  Aber  die  heiligen  Bücher 
des  Volks  lehren,  dafs  die  Brahmanen  aus  Brah- 
mas Munde,  die  Chatriya's  (die  Krieger)  aus 
Brahmas  Armen,  die  Vaisya's  (die  Kaufleute,  die 
Ackerleute,  die  Hirten,)  aus  Brahmas  Daumen,  die 
Sudra's  (die  Diener  der  erstem  drey  Kasten,)  aus 
Brahmas  Füfsen  entsprungen  sind!  56) 

D  ie  Ver  s  chie  de  nh  eit  der  Stände  ist 
eine  der  vornehmsten  Grundlagen  der 
bürgerlichen  Gesellschaft!  Divide  et  im- 
pera !  Das  vollste  Maafs  der  Freyheit  oder  Un- 
gebundenheit  wird  man  bey  den  Völkern  finden, 


*)  Meiners  de  causis  ordinum  sive  Castarum  in  veteri  Aegypto 
atque  tarn  in  antiqua  quam  receritiori  India.  In  Commentatt  sooiet. 
scient.  Gotting.  Vol.  X.  Heeren  Jdeen  über  die  Politik,  den 
>  erliehr  und  den  Handel  der  vornehmsten  Völker  der  alten  Welt. 
h  M5, 

55)  Geschichte  der  neueren  Sprachkunde.  Von  J.  G.  Eichhorn, 
I.  Ahth.     Gott.   1807.  8.     Iramer.  Alt  -  Aegypten. 

56)  Asiatic  Researches.     Vol.  V.     Lond.  1807.  g-  n-  53* 


oheit  der  Stände  gänzlich 
unl.rk.mnt  n  ilrengaten  oder  wenigstens  den 

i  Gehorsam  da,  wo  es  Kasten  giebt. 
|  die  Priester  und  die  Krie- 

tstlichc  und  wellliche  Macht)  die 
lig  gemacht.  57)    Aber  die 
isten     trugen    geduldig    das    gewohnte 
p-  oder  die  Kriegerkaste  mogte 
ü.       Selbst  der  Versuch,     welchen 
(Midien*  Lulher,)    machte ,    die  Kasten- 
lich aufzulösen  ,  bewährte  die  Fe- 
t   des   Gebäude!.       In  dem   Hauptlande  der 
UindlM    und   ihre*  Glaubens  scheiterte   das   Unter- 
nehmen.   -     Aul  der  andern  Seite  ist   die  Leitung 
in  Stande  getheilt  ist,    mit  be- 
ud. tu    Schwierigkeiten    verbunden.       Ein 
ichl    mehr    oder  weniger   einem 
in-   mehreren   Völkern,     so  dafs  es 
r  iKic  Ii  dem  Gesetze  des  Gleichgewichts, 
ireh   daa  Uebergewicht  des  einen  Standes 


lr«vaille  par  Mad.  la  Öhasse ie  P&» 
Qthentiques  apportes  de  finde  par  feü  M. 
"T.   8.     Diese  Mythologie  ist 
den  Lehrvorträgen  eines  Brahmanen  niederge- 
ht* Buch  enthält    wie  der  prüfende  Leser  lejchj 
chichte  der  Kämpfe  zwischen 
te  in  einem  mythologischen  Ge- 
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über  die  übrigen  in  Ordnung  und  Gehorsam  er* 
halten  werden  kann.  Je  mehr  die  Stände  durch 
die  Verschiedenheit  der  Geistesbildung,  der  Reich- 
tümer,  der  Vorrechte,  der  Sitten  etc,  von  ein- 
ander getrennt  sind,  desto  zusammengesetzter  und 
mithin  verwickelter  mufs  die  Verfassung  des  Staa- 
tes seyiu  Man  vergleiche  z,  B,  die  Verfassungen 
Deutschen  Ursprungs  mit  den  Verfassungen  des 
Morgenlandes, 

Auch  das  Regieren  ist  eine  Arbeit  j 
und  die  Verfassung  ist  die  Werkstätte 
dieser  Arbeit.  Da  nun  die  Arbeit  des  Regie- 
rens von  den  andern  Arbeiten  auf  das  Vollkom- 
menste gesondert  werden  kann,  da  sie  besondere 
Anlagen  und  Fertigkeiten  erfordert ,  da  sie  von 
Vielen,  aus  Trägheit  oder  Selbstsucht,  für  eine 
Last,  vo&  Andern,  aus  Ehrgeiz  oder  Herrschsucht, 
für  ein  Gqth,  wohl  selbst  für  das  höchste,  gehal- 
ten wird  ,  und  da  die  Macht  noch  eifersüchtiger 
ist,  als  die  Liebe,  so  wird  sich  mit  der  Verschie- 
denheit der  Stände  überhaupt  auch  ein  regierender 
(ein  Adels-  oder  ein  Beamten- Stand)  entwickeln, 
oder  es  wird  sich  dieser  Stand  sogar  zuerst,  von 
den  Mitgliedern  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
überhaupt,   absondern. 

So  lange  freylich  bey  einem  Volke  die  auf  den 
Erwerb  der  Lebensmittel  zu  verwendende  Arbeit, 
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des  Wrzehres    der  Arbeiter,     ihrer 

!  Kind**,    überall  keinen  Ueberschufs 

i.uin   4*1   Regieren  nur  eine    Neben- 

i    die  Verfassung   nur  ein  Ent- 

,        . ..-  .  mlelcs  Gebäude,   seyn.       In 

hi'ünileii     1^  h  Völkerschaften  ,   die  von 

Jagd   oder   von    der    Fischerey  leben,        Ihre 

leht  oft  in  den  Gemeindever- 

n,     die    sie    von  Zeit   zu  Zeit  halten. 

;ien  sie  so  viel  erübrigen,    um  ein 

upt ,    da*  ihnen  Recht  spricht,    durch   G  e- 

Kir  den  Verlust  zu  entschädigen,    den 

den  An  .heuen  Anderer  beschäftiget, 

neu  leidet« 

i,     welche,    (sobald   die  wirth-% 
e    eines  Volkes,     durch   die  Vieh- 
il   und   noch   mehr  durch  den  Ackerbau,    un- 
a!>1'  hl  wird,)  die  Entstehung  eines 

Standes    fiir  die  Piegierungsangelegenhei- 
1(11  n3   sind  gröfstentheils  von  der  Art, 

dafs  sie  die  Gestaltung  dieses  Standes  zu  einer  Ka- 
ntigen.   Und  doch  ist  die 
der   Arbeiten    nur  unter   der  Bedin- 
mi   <l(l  n  Jeden  das  Geschäft  zu 

teht,     tu    welchem    ihn    Neigung, 
i"<  ^umstände  berufen, 
bey  einem  Volke  entstehn,  be- 
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cinnt  unter  ihnen  ein  Kampf  um  Einflufs  und 
Macht,  der  für  die  Gestalt,  die  Dauei*  und  das 
Leben  der  Staatsverfassung  in  gleichem  Maafse 
entscheidend  ist.  Man  erinnere  sich  z.  B.  des 
Einflusses,  den  auf  die  Verfassungen  Deutschen 
Ursprungs  die  Eifersucht  zwischen  den  geistlichen 
und  weltlichen  Herren  ,  zwischen  dem  Adel  und 
dem  Bürgerstande  ,  zwischen  Stadt  und  Land  ge- 
habt hat!  Mag  auch  dieser  Kampf  seine  Gefah- 
ren für  den  Staat  haben,  mogten  auch  die  Grie- 
chen recht  haben,  wenn  sie  ihn  aus  der  Volks- 
herrschaft möglichst  zu  verbannen  suchten  5  er  ist 
dennoch  ins  besondere  in  grofsen  Reichen  eine 
Hauptquelle  des  öffentlichen  Lebens.  Er  ist  z.  B. 
die  Grundlage,  auf  welcher  der  Vorzug  der  heu- 
tigen Europäischen  Staatsverfassungen  vor  den 
Verfassungen   der  Asiatischen   Reiche  beruht. 

Eine  bürgerliche  Gesellschaft,  die  in  Kasten» 
zerfällt,  gleicht  einer  Insel ,  deren  Bewohner ,  so 
wie  sie  sich  regten  und  bewegten,  plötzlich  durch 
das  Wort  eines  Zauberers  erstarrt  sind,  oder  ei- 
ner Stadt,  die  mit  ihren  Bewohnern  von  einem 
Aschenregen  bedeckt  worden  ist.  Zum  Glück  für 
Europa  ist  der  Erbadel  Deutschen  Ursprungs  nie 
eine  streng  abgeschlossene  Kaste  geworden.  Den 
Europäischen  Fürsten  verblieb  das  Recht,  den 
Adelsstand    zu    ertheilen.       Vielleicht   verdankten 
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lie  dieses  Rr.ht  der  Würde,    mit  welcher  sie  die 

n   Kirche  umgeben  hatten. 
I\    )    VVenn    mehrere    einen   und    denselben 
krafl  eine*  ihnen  (wirklich  oder  vermein« 
i,n    Rechts,     gemeinschaftlich  und 
,m  |,  ,,,it  nimii  I-Vinde  verfolgen,   so  bilden 

Parthey.       Hier    wird    ins    besondere 
x  n    Parlheven  die  Rede  seyn,    deren  Zweck 

Verfassung    des   Staates   gerichtet  ist. 
theyjingen  im  Volke  kann  nirgends 
ritliche  Freyheit  bestehn  und  gedeihn.      Denn 
!    Leben J    und    das   ist  dasi   allgemeine 
(s  es  mir  aus  einem  Kampfe 
tetater   Kräfte  hervorgehu   kann.       Die 
Attischen   Betetee  erklärten    sogar   denjenigen   für 
•bH  bej  einem  Aufstande  nicht  Parthey  ge- 

nommen bette«  58)    Je  mehr  der  Bürger  der  Ver- 
fassung    gilt,     desto    mehr    mufs    (und    wircT 
in  dar  Regel)   die  Verfassung  dem   Bürger 

jedoch,    die  auf  den  leidenden 

wrtain  de*  Unterthanen  berechnet  sind,  haben 

von    {  »gw    Alles   zu   fürchten.       Die  rö- 

UtbolMcbe  Kirche  hat  zu  den  gewaltsam- 

Mittala  ihre  Zuflucht  genommen,  um  innere 


S8)  Pctitus  de  legibus  Atticis  L  VIIF.  tit.  , 
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Partheyungen  (Kätzereyen)  zu  verhindern  oder  sie 
im  Keime  zu  ersticken. 

Nicht  eine  jede  Art  der  Partheyungen  ist  der 
Freyheit  günstig.  Der  Kampf  mufs  den  Sachen, 
picht  einzelnen  Menschen  gelten.  Die  Parthey- 
häupter müssen  ihr  Ansehn  dem  Verdienste,  und 
nicht  den  Wohlthaten  danken,  die  sie  an  Einzelne 
spendeten.  59)  Unter  den  heftigsten  Kämpfen  er- 
bitterter Partheyen  wuchs  Rom  Jahrhunderte  lang 
immer  kräftiger  empor.  Erst  dann  erlag  die  öf- 
fentliche Freyheit  diesen  Kämpfen,  als  nicht  mehr 
für  die  Rechte  des  Volkes  und  für  die  Vorrechte 
des  Adels,  sondern  für  die  Marius  und  Sulla,  für 
Cäsar  und  Pompejus  gestritten  wurde.  Zu  ähn- 
lichen Betrachtungen  mögte  die  neueste  Ge- 
schichte —   die  Art,     wie  sich  der  Partheykampf 

[in  Frankreich  zu  gestalten  scheint,  —  auffordern» 
Die   Partheyfragen,     welche    die  Verfassung 

s  betreffen  ,  haben  ohne  Ausnahme  den  Streit  über 
Notwendigkeit  und  Freyheit  zum  Gegenstande, 
wenn  sie  auch  hier  so,  dort  anders  eingekleidet 
sind.  Die  eine  Parthey  ist  für  das  Alte,  die  an- 
dere für  das  Neue.  (Zu  jener  gehören  die  Ael- 
teren ,  aus  Ueberzeugung  von  der  Gefahr  einer 
jeden  Neuerung,    oder  weil  sie  sich  und  Andern 


59)  Istoria  d'Italia  di  Guicciardini.     L.  VII.     Einleitung- 
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gfni    wMh.lJm    innren,     dafs    sie   alt  geworden 

:    die-  Jüngeren,    um  sich  ihrer 

.,    ,,-,.„„   oder  sich  der  Vormundschaft  des 

Altn  *  imtl  der  Erfahrung  zu  entziehn.)     Die  eine 

ParÜM  s    itrettel    für    dal  Ansehn   der  Regierung, 

die  andere  für  die  Freyheit 
de*  N  d  hicro  ( <<|>tando). 

i drli,  n(  i  (her  ist  es,    wenn  die    eine 

oder   du'    aildere   Parthey   von   der  Voraussetzung 

der  Zwiespalt  auf  der  Unredlich- 

i   der  Gegner  beruhe.      Einseitigheit  mag  die 

rine   PA  they   der   andern    vorwerfen.        Aber    der 

tbeidiger  der  Volkssache  kann  es  eben  sowohl, 

alt  der  Freund  der  Regierung,  mit  der  bestehenden 

redlich    nieinen.       Der    Freund    dei 

Zwingherrschaft    kann    eben    so    wohl,     als    der 

und    der    Volksherrschaft,     seiner    Gesinnui 

»   Freund   der  Menschheit  seyn.       Auch  ist 

*ii  hl  ■«  hn  ,   dafs  in  der  Hitze  des  Parthey- 

I     hren  und  Meinungen  mit  einer  Strenge 

Mi  vrerddto,    hinler  welcher  die  Alisführung 

-i(  h  bleibt     Die  unbedingte  Einherrschaft 

I  Webt    nirgendi    so    viele  und  so  wackere 

ifondeir,    als  in  Grofsbritannien.  *) 

Ein 

ft  drr  Englischen  Schriftsteller  für  die  unbe- 
t   s.   m    Howel's  Collection    cf.  Staate  -  Trials. 

xv      0   •"  '    ,  ■,...  Bij  S.  i  ft. 
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Ein  Volle ,  das  nach  öffentlicher  Freyheit 
strebt,  oder  die  Verfassung,  die  ihm  diese  zu- 
sichert, erhalten  will,  mufs  (ich  mögte  sagen) 
die  Kunst  verstehn  ,  Parthey  zu  machen*  Wo 
ein  Jeder  seinem  Kopfe  folgen,  eigenthümlichoder 
der  erste  seyn  will,  da  steht  es  mit  der  öffentlichen 
Freyheit  noch  bedenklich.       (Wir  Deutsche   sind 

in  dieser  Kunst  wohl  noch  zurück.) 

I 
Der  Führer   einer  Parthey  hat  weniger  den 

Feind,  als  seine  Freunde  zu  fürchten,  wenn  et 
anders  nicht  zu  unerlaubten  Mitteln  seine  Zuflucht 
nehmen  kann  und  will*  Er  gleicht  einem  Feld- 
herrn, welcher,  an  der  Spitze  eines  gemietheten 
Heeres  j  nicht  den  Sold  zu  zahlen  vermag.  Ein 
Partheyzeichen  ist  ein  treffliches  Mittel,  eine  Par- 
they zusammenzuhalten,  ja  wohl  selbst  zu  ver- 
gröfsern  ;   aber  ein  unächtes»  *) 

Um  die  Partheyen ,  die  in  einem  Staate  we- 
gen der  Verfassung  bestehn  ■  ihrem  Wesen  und 
Gewichte  nach  gehörig  zu  würdigen,  mufs  man 
sie  ins  besondere  im  Zusammenhange  mit  der  Ver- 
schiedenheit der  Stände  betrachten.  Ein  jeder 
Stand  ist  eine  Parthey,    jedoch  nicht  nothwendig 


*)  Die  Memoires  du  Cardinal  de  Reiz  enthalten  einen  Schatx 

von  Beobachtungen   und   Regeln  über  den  vorliegenden  Gegen- 
stand. 

Zachariä  vom  Staat.    II.  r 
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und    nii 


in  Beziehung  auf  die  Verfas- 


\  .  >   Mm  luuin  «K«  »"  Staate  bestehenden  Ge- 
I nhail  e  n   unter  drey  Hauptordnungen  brin- 

Djjfe  &Tit«  Ordnung  umfafst  diejenigen  ste- 
hrntlen  Staatsbehörden,  welche,  aus  Mehreren 
»usainn  Ist)   eine  gesamtheitliche  Verfassung 

haben.  6o)      Sie  haben,    verglichen  mit  einzelnen 
Beamten  ,    di m  Vorzug  oder  auch  (nach  der  Ver- 
iedenheit    der    Verfassungen,)    den    Nachtheil, 
daf>  und  selbstständiger  sind,  als  die 

Staatsbehörden    der   entgegengesetzten  Art.       Der 
Utrth    der    einzelnen    Mitglieder    zählt    für    das 
Ganze.      Es  bilden  sich  gewisse  bleibende  Gründ- 
ete,    wenn  anders  die  Mitglieder  nicht  auf  ein- 
mal zu  gewiaien  Zeiten  wechseln,    sondern  nur, 
so  wie  einzelne  abgehn,    durch  neue  ersetzt  wer- 
Grundsätze,    welche  der  Gesamtheit  ein  ei- 
gentlmmlirhes   Leben,     eine  von  den  Schwächen 
l  m7<  inen  Mitglieder  unabhängige  Würde  ge- 
D«  einzelne  Mitglied  hat  von  seiner  Nach- 
S*8*H  die  Befehle  der  höheren  Behör- 
r*u  b offen,  von  seiner  Widersetzlich- 
r^n  dif>c  Befehle  weniger  zu  fürchten,    da 

60)  S.  oben  IV.  ß.  5.  Hp(,t 
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sich  seine  Stimme  in  der  Mehrheit  verhehlt.  Es 
liegt  endlich  in  einer  jeden  Körperschaft  eine  ge- 
wisse Kraft  der  Trägheit,  so  dafs  sie  z.  B.  schwe- 
rer umgestaltet  oder  aufgehoben  werden  kann, 
auch  sich  selbst  nicht  so  leicht  einer  Uebereilung 
schuldig  macht. 

Die    zweyte    Ordnung    begreift    diejenigen 
Gemeinheiten  ,  welche  unmittelbar  nur  den  eige- 
nen   gemeinsamen  Vortheil    der   Gemeindeglieder 
ium  Zwecke  haben,   z,  B.  die  Handels-  und  Hand- 
,  verksinnungen.       Sie  können  mit  den  Kasten  ver- 
liehen werden,   da  sie,  was  die  Aufnahme  in  die 
nnung  betrifft,    den  Kindern  der  Innungsglieder 
,  ast  immer  gewisse  Vorzüge  vor  Fremden  einräu- 
.  nen,6,>    und  überhaupt  die  Freyheit  der  Berufs- 
fahl  mehr   oder  weniger  beschränken.       Da   sie 
,    ie     bürgerliche    Freyheil    unmittelbar    antasten, 
a     sie    mit     der    Freyheit    der    Berufswahl     die 
lacht    des    Wetteifers ,     den   Keim    des    Lebens 
nd    Strebens    überhaupt,     schwächen,     da    sie 
l   ie    einzelnen    Innungsgenossen    in    eine    Abhän- 
gigkeit versetzen,  welche  auch  auf  die  der  Innung 
i  «1  sich  fremden  Verhältnisse  der  Mitglieder  von 
.lnflufs   sexn  mufs-     so  scheinen  sie  der  öffentli- 

na  •>  * 


5i)  ßemericenswerth  ist  es,  dafs  sich  in  den  Staaten  Deutschen 
I sprungs  das  Adels-  und  d^  Zunftrecht  ohngefähr  gleichzeitig 
t  wickelte 
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chen  Freyheit  in  mehr  als  einer  Hinsicht  gefähr- 
lich zu  seyn.  Gleichwohl  war  in  den  meisten 
freyen  Städten  Deutschen  Ursprungs,  (in  Deutsch- 
land ,  in  der  Schweiz,)  wenn  diese  anders  nicht 
unter  der  Herrschaft  gewisser  adlicher  Geschlech- 
ter standen,  die  Eintheilung  der  Bürger  nach 
Zünften  eine  der  vornehmsten  Grundlagen  der 
Verfassung.  Und  allerdings  gewann  man  damit 
so  viel,  dafs  man  diese  Volksherrschaften  vor  der  ( 
unruhigen  Beweglichkeit  anderer  Volksherrschaf- 
ten, z.  B.  der  Griechischen,  bewahrte.  Und  die- 
ser Vortheil  war  um  so  gröfser,  je  geringer  ver- 
hältnifsmäfsig  die  Macht  war,  durch  welche  sie 
ihre  äufsere  Selbstständigkeit  vertheidigen  konn- 
ten. Auch  haben  die  hier  in  Frage  stehenden  Ge- 
meinheiten das  mit  den  Gemeinheiten  der  ersten 
Art  gemein,  dafs  sie  der  Macht  der  Regierung  ge- 
wisse Schranken  setzen.  In  Frankreich  wurden 
bald  nach  dem  Ausbruche  der  Revolution  alle  In- 
nungen und  Zünfte  aufgehoben ,  damit  die  Regie- 
rung die  Stürme  der  Zeit  desto  gewaltiger  be- 
dräun  könnte.  Ö2) 

Die  dritte   Ordnung  umfafst  diejenigen  Ge- 


62)  Ueber  die  Innungen  und  Zünfte  in  Beziehung  auf  die  öffent- 
liche Wirthschaft  an  einem  andern  Orte.  Die  Literatur  dieser 
Lehre  findet  man  in  folgender  Schrift :  Ueber  das  Zunftwesen  und 
die  Folgen  seiner  Aufhebung.  Eine  Preifsschrift.  Von  K.  H.  Rau. 
Lpz.  1816.   8. 
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meinheiten,  welche  den  eigenen  Vortheil  der  Ge- 
meindeglieder und  das  gemeine  Beste  zugleich 
zum  Zwecke  haben,  also  nahmentlich  die  Dorf- 
und  Stadt-Gemeinden.  Je  gröfser  der  Staat,  desto 
dringender  ist  die  Aufgabe,  das  eigenthümliche 
Lehen  der  örtlichen  Gemeinheiten,  dieser  Grund- 
bestandteile des  Staates  ,  zu  hegen  und  zu  pfle- 
gen 5  denn  desto  leichter  geschieht  es,  dafs  der 
Einzelne ,  ein  so  unendlich  kleiner  Theil  des  Gan- 
zen, das  Gefühl  seiner  Wichtigkeit  für  das  Ganze 
verliehrt  und  sich  für  diese  Unbedeutenheit  durch 
Selbstsucht  entschädiget.  Aber  ein  Reich,  des- 
sen einzelne  Gemeinden  der  gebührenden  Freyheit 
in  allen  örtlichen  Angelegenheiten  geniefsen,  gleicht 
einem  Völkervereine,  dessen  einzelne  Glieder  Frey- 
staaten sind.  Es  hat  den  Weg  gefunden,  auf  wel- 
chem sich  der  Nachdruck  der  Einherrschaft  mit 
der  Spannkraft  der  Volksherrschaft  vereinigen  läfst. 
Es  hat  das  Geheimnifs  entdeckt,  wie  man  den  Staat 
zu  einem  im  Ganzen  und  in  seinen  Theilen  leben- 
den Körper  erheben  kann.  Ein  Hauptfehler  der 
Französischen  Verfassung,  so  wie  sie  noch  jetzt 
besteht,  ist  der,  dafs  sie  den  einzelnen  Gemein- 
den kaum  einen  Schatten  von  Leben  übrig  läfst. 
Unter  allen  Mafs regeln,  welche  Napoleon  ergriff, 
um  sich  auch  im  Innern  allmächtig  zu  machen, 
war  vielleicht  keine  so  freyheittödtend,    als   die, 


7°  / 

ke  der  Gemeinden  als  Staats- 

I  befahl-      In  einem  bessern  Geiste 

Preußische  Stcidteordnung,63)  so   I 

N,M.  die  H  h  Bajrerachc  Verordnung  Cvom  J. 

181  1     die   Gemeinde\erfassung,     abgefafst, 

urnn  .nirli  in  beyden  Landern,  besonders  für  die 

D01  «In.    noch  manches  zu  thun  übrig  ist. 

»II  schaften  sind    Gemein- 

die  obtye   die  Zustimmung  des  Staats  be- 

[hre    Gefährlichkeit   für   den   Staat    liegt 

in.    dftfl  pie  eine  Gewalt  im  Staate  ausüben, 

die  nirld  dir  Gewalt  des  Staates  ist  5    eine  Gewalt, 

■■im   IQ  i  t,    je  mehr  das  Vorrecht  der 

ilnahme   in   einem  Geheimnisse    anzieht  und 

II,    die  um  so  leichter  gemifs- 

ichl  irerden  kann,     je  mehr  sie  das  Gewissen 

Q   den  Staat  zu  bewaffnen  vermag.  64) 

Utehung   solcher  Gesellschaften  deutet  fast 

imn  «inm  Mangel  oder  Fehler  in  der  Ver- 

fr*1"  '   in  der  Regierung  hin.      Von  dieser 

1  «»>'  man  defaer  jenem  Feinde,   der-im  Her- 

"»des   >tcht,    meist   am  besten  beykom- 

—      1  ns  spreche   ich   hier  nicht  von 


itl  -  Ordnung  für  die  Preufsische  Monar- 
-n     ElbcrWf    18,6.  8. 

Betrachtungen  über  die  Franz.  Re« 

*"■»••■•'«       I    »5.1    IL  Tl..    .0    Hptst. 
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der  Gesellschaft  der  Freymaurer.  Der  Zweck 
dieser  Verbindung,  der  kein  Geheimnifs  ist,  geht 
dahin,  die  Menschen,  ungeachtet  und  unbescha- 
det der  Verschiedenheit  der  Staaten  und  Kirchen,f 
(dieser  blos  örtlichen  Anstalten,)  als  Menschen 
mit  einander  zu  vereinigen. 


FÜNFTES    HAUPTSTÜCK. 

Ein  th  eilun  g    der    S  t  a  at  sv  e  rfa  s  s  un  g  e  ji. 


Wenn  die  Staatsverfassung  die  Art  ist,  wie 
der  Urständ  der  Staatsgewalt  in  der  Erfahrung 
bestimmt  ist,  so  sind  die  Eintheilungen  der 
Staatsverfassung  von  den  verschiedenen  möglichen 
Arten  zu  entlehnen,  wie  theils  der  Idee  des  Staa- 
tes ein  Körper  überhaupt,  theils  diesem  Körper 
die  Idee  des  Staates  zur  Seele  gegeben  werden 
kann. 

I.)  Bey  dem  ersteren  Eintheilungsgrunde  ist 
wiederum  x.)  die  quantitative  Beschaffenheit  des 
Staatsherrschers,  (die  Beherrschungsform  in  der 
engern  Bedeutung,)  2.)  die  Art,  wie  die  einzelnen 
Menschen  ,  durch  welche  die  Idee  des  Staatsherr- 
schers dargestellt  werden  soll ,  zu  dieser  Eigen- 
schaft   gelangen,     und    3.)   die   Organisation   der 


ftttto&dttr,    In  M  fern  sich  der  Herrscher  durch 

(MttM   |g*t,     in  Betrachtung  zu  ziehn. 

|n   der   ersten    Beziehung    sind   die  Verfas- 

mABf  Einherrschaften  oder  Mehrherr- 

,     »der    Volksherrschaften.      (Monarchien, 

tokratfettj    Demokratien.)  —    In   der    zwey- 

t,n  nm-    sind    sie    entweder  Wahl  -    oder 

chatten,   —  In   der  dritten   Beziehung 

l .nl\\ eder  Selbstherrschaften   oder  Herr- 

schallen  mit  \  ertretung.      (Autokratische  —  reprä- 

I  itirt  \  «i  Fassungen.) 

II.)    In  der  Iilec  des  Staates  liegen  die  Merkr 

mal<  einer  unbedingten  Macht  und  eines  unbeding- 

Das   (gleichsam    thierische)   Leben 

i*ng  beruht  auf  der  Macht,  der  Geist 

Verfassung  auf  dem   Rechte  des  Staatsherr- 

Beydts  zusammen  ist  die  Seele  des  Staats-* 

i  pers* 

lau n gen    unterscheiden    sich   daher 

der  Grundlage  nach,  auf  welcher  die  Macht 

berraeheri  ruht.     Sie  sind  in  dieser  Be^ 

ihung     ♦hiw.dti     Geistes-    oder    Waffen-   oder- 

i    Herrschaften,  da  eine  jede  Macht,    die  ein 

Mensch    über  den   antlern  ausübt,    sich  entweder» 

snheit  des  Geistes,,   oder  auf  Vorzüge 

(in«    he.onderc    auf   Körperkraft,} 

od«  r  aul  EVeichlhum  (an  liegender  oder  fahrender 


Habe)  gründet.  Arten  der  Geistesherrschaft  z.  B. 
sind  die  Herrschaft  der  Alten,  die  Herrschaft  der 
Priester. 

Die  Verfassungen  unterscheiden  sich  daher 
2.)  der  Grundlage  nach,  auf  welcher  das  Herr- 
scherrecht beruht.  In  dieser  Beziehung  sind 
drey  Fälle  möglich.  #.)  Die  Verfassung  hat 
überall  keine  rechtliche  Grundlage ;  sie  ist  nur 
auf  die  Macht  des  Herrschers  und  nicht  auf  die 
Rechtlichkeit  der  Regierung,  auf  Ungebundenheit 
von  der  einen,  auf  Knechtschaft  von  der  andern 
Seite,  berechnet.  Zwingherrschaften,  Despotien. 
—  6.)  Die  Verfassung  bezweckt  den  Vortheil  der 
Unterthanen,  jedoch  so?  dafs  das  Urtheil  über 
den  Zweck  und  über  die  Mittel  lediglich  dem  Er- 
messen des  Staatsherrschers  überlassen,  urid  die 
Uebereinstimmung  dieses  Ermessens  mit  dem 
wahren  Wohle  des  Unterthanen  nur  durch  den 
Vortheil  des  Staatsherrschers  verbürgt  ist.  Vor- 
mundschaftliche, väterliche  Herrschaften.  —  c.) 
Die  Verfassung  ehrt  das  Stimmrecht  des  Volkes, 
des  gesammten  Volkes  oder  eines  Theiles  dessel- 
ben. Freystaaten,  (Volksherrschaften  und  Mehr- 
herrschaften.) 

Bey  einer  jeden  (möglichen  oder  wirklichen) 
Verfassung  sind  alle  diese  Eintheilungsgründe  zu- 
gleich   zu  berücksichtigen.       Eine  jede  Verfas- 
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nn   in  Besiehung  auf  einen  jeden  von  die« 

mgjgriinden    entweder   einfach    oder 

Mi! mIi(     ,\n.       Die    auffallendste   Erscheinung 

d  tl«V  f:«  ii  Im  1h  rrschungsforme  n.    Wie 

hfnnm   7..    Ij.    diq    Rillherrschaft,     die   Mehrherr- 

uod  die  Vorherrschaft  in  der  Verfassung 

nd   d<  iselbjap  Staates  vereiniget  seyn ,    ohne 

«-*'  olche  Vereinigung  das  innerste 

\\<«r..   fyi   Sl  'ligeiniflen  wird?    wobleibt 

n   <!!«•  Binh«t  des  Staates?     wer  ist  in  einem 

Staate  der  Herr,    dessen  Wort  unbedingt 

mt  das  Gesetz  des  Rechts?    Allein,   so 

■;"!'"    ■ueh  Verfassungen  dieser  Art  mit  der 

1,1  -'  mögen,    so  sind  sie  doch, 

"•    Staaten  hinter  der  Idee   über- 

«rückbleibeii,   nicht  nur  in  der  Erfahrung 

1  •    wnaem  iog.r  vorzugsweise  zweckmäs- 

;,lli  «>  erprüftes  Mittel,    den  Wider- 

'<""   «'er  Idee   und   der  Wirklichkeit 

"'   '-1"'    »»»chädlich    zu    machen.       Sie 

-•Staatsmännern  als  die  Krone 
Cunngen  gepriesen  worden.  65-> 


d"/      H  **i.IAr.n    Cic.  de  rep.  und 
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SECHSZEHNTES  BUCH. 

Von      der      Einherrschaft. 


ERSTE   ABTHEILUNG. 

Von     der    Form     der    Einnerrscnaft, 


ERSTES  HAUPTSTUCK, 

Von  der  Einherrschaft ,  als  der  Herrschaft 
eines  einzelnen  Menschen» 


Es  ist  eine  der  auffallendsten  Erscheinungen 
in  der  Geschichte  der  Menschheit,  dafs  ein  einzel- 
ner Mensch  über  Tausende,  über  Millionen  sei- 
ner Mitmenschen  gebiethet,  selbst  dann  gebiethet, 
wenn  er,  Mann  gegen  Mann,  an  Körper-  und 
Geistes  Kraft  der  schwächere  Theil  seyn  sollte. 
Jedoch,  wenn  den  Menschen  Gehorsam  gegen 
irgend  einen  Herrn  Bedürfnifs  ist,  so  ist  die  Herr- 
schaft eines  einzelnen  Menschen  das  ein- 
fachste Mittel,  dieses  Bedürfnifs  zu  befriedigen, 
sie  ist  dasjenige   Mittel  ,     auf  welches    die  Natur 


1 
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,    rüterliehen  Gewalt  hindeutet.       Der 
:  hal  lehon  ah  ein   einzelner  Mensch  ei-, 
n,  „  entschiedenen  Vortheil  vor  dem  Volke,  d.  h. 

vor  fIll,v  M  i  indselig  getrennter  oder  doch 

Iter  Menschen  voraus.    Am  ersten  vertraut 

i    l'ii|>.irtheilichkeit  eines  Einzelnen,    der, 

alle  erhaben,   dem  Streite  fremd  ist 5  *)   auch 

n   die  Gunst  eines  Einzelnen  leichter   zu 

gewinnen,   ata  die  Gunst  der  Menge. 

In  dt  r  Einherrschaft  steht  die  Machtvollkom 

iheil  einem  einzelnen  Menschen  zu.       Nicht  als 

ler  I m   l  die  Rechte  der  sämtlichen  Untertha- 

in     it  li   vereinigte,    und  mithin  mit  den  Un- 

toi  tl  mit  seinem  Eigenthume,   nach  Gut- 

i    zu  schalten  und  zu  walten  befugt  wäre. 

»  er  ist  Selbstherrscher  in  dem  Sinne,   dafs 

♦'  <;  t  pflichten,   die  den  einzelnen  Menschen 

ohii  zusprechen  und   zu  bekräftigen  be- 

1  t.    Sein  Recht  beruht  unmittelbar  auf  seiner 

Pflicht  und  mittelbar  auf  der  äufsern  Möglichkeit, 

"ilnlit  Genüge  zu  leisten,    d.  h,   auf  einer 

Macht.  2) 


I  MM  in  detorius  credita,    Judice  ab  uno  facilius  dis 

m  ipud  nmltos  valere.     Tac.  Ann.  III,   ic 
v  Hthung  der  Einherrschaft:    Meine  Schrift 

rlassung.      Lpz.    1800.   3.    S.  1« 
ichte.     Vom  Frh.  v.  Gagern.    I.  Die 
1  M.  1008.  8. 
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Wenn  auch  an  sich  das  Herrscherrecht  des 
Fürsten  durch  die  Rechtmässigkeit  der  Beherr- 
schungsart bedingt  ist,  so  mufs  doch  das  geschrie- 
bene Recht  einer  jeden  Einherrschaft  von  der  recht- 
lichen Vermuthung  (und  zwar  ohne  den  Beweis 
des  Gegentheiles  zuzulassen,)  aüsgehn,  dafs  der 
Fürst  seiner  Pflicht  vollkommen  Genüge  leiste^ 
dafs  mithin  sein  Herrscherrecht  jn  der  Wirklich- 
keit unbedingt  sey.  Der  Unterthan  hat  das  Recht, 
er  hat  (ich  sage  es  getrost!)  die  Pflicht,  einem 
fürstlichen  Befehle,  von  dessen  Widerrechtlich- 
keit  er  in  seinem  Gewissen  überzeugt  ist,  den 
Gehorsam  zu  verweigern.  Man  mufs  Gott 
mehr  gehorchen,  als  dem  Fürsten!  und  wohl 
dem  Fürsten,  der  viele  Diener  hat,  die  eher 
ihr  Amt  niederlegten,  als  dafs  sie  den  Launen 
oder  den  Machtsprüchen  ihres  Herrn  nachgäben! 
Es  mag  ferner  seyn ,  dafs  das  Volk  gegen  einen 
Fürsten,  welcher  den  Gesetzen  Hohn  spricht,  im, 
äufsersten  Falle  mit  gewaffneter  Hand  aufstehn 
darf,  um  in  offenem  Kampfe  die  Krone  dem 
Haupte  des  Unwürdigen  zu  entreifsen«  Aber  ein 
Volk,  das  seinen  Fürsten  vor  Gericht  stellt,  ihn 
wie  einen  Missethäter  tödtet,  entehrt  sich,  wie 
ein  Feldherr,  der  den  Anführer  des  feindlichen 
Heeres,  den  besiegten ,  hinrichten  läfst.  Es  han- 
delt   noch    überdiefs    thörig ;     denn   durch    seine 
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Grausamkeit  bei Ihll^et  es  die  Macht,  und  ver- 
rt  es  die  Zahl  der  Königsfreunde.  —  Da  je- 
dock  durch  jene  Vermuthwng  eine  jede  auch  noch 
,o  willkürliche  Handlung  des  Fürsten  beschöni- 
gt, lelbff  dar  leiseste  Tadel,  den  sich  der  Un- 
lüllmi  Iber  riHe  Maßregeln  der  Regierung  erlaub- 
te, zu  nn<m  \  erbrechen  gestempelt  werden  könn- 
i  >rt  das   Gesetz  ?    welches  die  Gültigkeit 

Regierungshandlungen  des  Fürsten  von   der 
hrnl  pg    eines    der    obersten   Staatsbeamten 

ahfaingig,    diese  Beamten  aber  für  die  von  ihnen 
ertheilte  ibigung  verantwortlich  macht,    zu 

.  ln'm-itc n  Entdeckungen  des  menschlichen  Ver- 
standes in  dem  Gebielhe  der  Staatskunst.  Das 
•  Vm  cht,  zu  dessen  Grundlagen  dieses 
«•hört,  kann  von  dem  Könige  sagen,  dafs 
er  nirht  unrecht  thun  könne,5)  ohne 
mit  diesem  Spruche  die  Freiheit  des  Volkes  oder 
der  Ein/.   In»  n  zu  gefährden. 

Man  hat  in  dem  Worte  Ludwig's  XIV.  :    Ich 

StUl  !    den  Wahlspruch  eines  Zwingherrn 

"dm.      Aber  in  einem  gewissen  Sinne  spricht 

innerste  Wesen  der  Einherrschaft 

GrohdsAU,     von   welchem  ein  jeder 


J  do  "o  wong.     Blackstone's  comment.  on  the' 
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Fürst  ausgehn  sollte.  Der  Fürst  kann  das  Volk 
als  sein  Eigenthum  betrachten,  weil  er  seihet  dem 
Volke  als  ein  Eigenthum  angehört ,  weil  die  Vor- 
theile  des  Fürsten  und  die  des  Volkes  an  und  für 
sich  dieselben  sind.  Eben  deswegen ,  weil  der 
Fürst  eine«  jeden  seiner  Unterthanen  als  sein 
zweytes  Ich  betrachten  darf  und  soll,  lasten  auf 
ihm  schwerere  Fesseln,  als  auf  irgend  einem  im 
Volke,  Eben  darauf  ist  bey  der  Einrichtung  der 
einherrschaftlichen  Verfassung  das  Hauptaugen- 
merk zu  richten ,  dafs  dem  Fürsten  nicht  durch 
die  Gesetze  selbst  ein  Interesse  aufgedrungen  wrer- 
de,  welches  von  dem  Interesse  des  Volks  verschie- 
den oder  nur  das  Interesse  eines  einzelnen  Standes 
ist.  Daher  ist  es  z.  B.  für  die  öffentliche  Frey- 
heit  nichts  weniger ,  als  vortheilhaft ,  wenn  der 
Fürst  Güter  besitzt,  mit  deren  Einkünften  er  die 
öffentlichen  Ausgaben  ganz  oder  zum  Theil  zu  be- 
streiten hat.  Noch  bedenklicher  ist  es,  wenn  diese 
Güter  den  Gesetzen  nach  nicht  als  Krongüter, 
sondern  als  das  Sondereigenthum  des  Fürsten  oder 
seines  Stammes  zu  betrachten  sind !  4) 

In  der  Einherrschaft  steht  die  Machtvollkom- 
menheit    einem    einzelnen    Menschen     zu. 


4)  Ich  brauche  nicht  erst  zu  bemerken,    dafs  der  Gegenstand 
noch  andere  Seilen  hat !    In  den  Deutschen  Staaten  z.  B.  steht  *r 
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rj  „.in  Dg  genommen ,    nicht  von 

n    Hause   oder  von  einem  Herr- 

nlrrlih'   sprechen.      Die  Prinzen  und 

,1.  s  Geschlechts,    von  welchem  der 

ben  der  Unterthanpflicht  nach 

(llied  mit  den  übrigen  Unterthanen« 

bte,     durch  welche  sie  die  Verfassung 

linrn  hat ,   beruhen  nicht  auf  einem 

Milln »mchaft,   sondern   auf  dem  Vory 

r    Kiiiiu •!  r-chaft ,     z.  B.  darauf,    dafs   die* 

Achtung   für  den   Fürsten  durch  die  Würde  seines, 

blechtl     erhöht^     dem    Ehrgeize     dieses    Ge* 

chti    i  ine    zweckmäßige    Richtung    gegeben 

Ehen  so  wenig  vertragt  es  sich  mit  dem. 

der  Einherrschaft*    wenn  zwey  oder  meh- 

ron   Zeit     und    Zeit    mehrere    Augüsti[ 

Römischen  Reiche  vorstanden,)  Samtherrscher 

lind.  5)      Eine  \  erfassung  dieser  Art  hat  alle  Man* 

ler  Mehrherrschaft)  (zu  welcher  sie  sich  hin* 

>  ohne  einen  einzigen  von  den  Vorzügen  der 

rherrtjphafl  »u  haben.      Schon  das  ist  Gefahr 

drohend  ,   vrenn  ein  Reich  in  Unterhünigreiche  ab- 

ge- 

n    rerbiJidung  mit  der  Vergangenheit  und 

h  -  Acgvptische  Reich  (in  welches  der 
Montesq.  des  causes  de  la 
I       -    Insüciabile  regnum! 
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gctheilt  wird.  Je  gröfser  die  übertragene  Gewalt, 
desto  gröfser  ist  die  Versuchung,  den  Auftrag  in 
ein  Recht  zu  verwandeln.  Und  beruht  nicht  die 
Sicherheit  des  Thrones  hauptsächlich  darauf,  dafs 
es  so  schwer  ist,  eine  Macht  gegen  den  Fürsten  zu 
sammeln,  insbesondere,  unter  dem  Scheine 
des  Rechts? 

Jedoch  ist  der  Fürst  nicht  kraft  eigenen  Rech- 
tes Fürst.  Er  ist  es  eben  so  wenig  kraft  einer  von 
dem  Volke  erhaltenen  Vollmacht.  Sondern  als 
Stellvertreter, einer  Idee,  als  Vertreter  eines  un- 
sichtbaren Herrn,  der  Vernunft  oder  Cdie  Stimme 
der  Vernunft  ist  die  Stimme  Gottes)  der  Gottheit, 
ist  der  Fürst,  er  sey  Erbfürst  oder  Wahlfürst, 
zur  Beherrschung  des  Volks  ermächtigt*  Die 
Thronfolge  und  die  Fürstenwahl  sind  nur  die 
verschiedenen  möglichen  Arten,  wie  in  der  Ein- 
herrschaft  die  Idee  des  Staates  ,  trotz  der  Sterb- 
lichkeit des  Kronträgers  ,  dargestellt  werden  kann« 
—  Daher  mag  sich  ein  jeder  Fürst,  er  sey  Erb- 
fürst oder  Wahlfürst,  „von  Gottes  Gnaden"  schrei- 
ben; und  es  ziemt  dem  Fürsten,  sich  schon  durch 
seinen  Ehrennahmen  des  Ursprungs  seiner  Würde 
zu  erinnern,  damit  er  nicht  Hausherrnrecht 
über  das  Volk  übe.  Daher  sollte  man  ferner  in 
staatsrechtlicher  Hinsicht  nur  von  dem  Fürsten 
schlechthin    (von   dem  Kaiser,     von   dem  Könige 

Zachariä  vom  Staat.   II.  6 
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„.  i,  u.)  und  ohne  den  Nahmen  des  jedesmaligen 
feronti  hinzufügen,     oder,     noch   richtiger, 

nm     ron    drr    Krone    oder  der   Regierung    spre- 

*  Ken.  6) 

Kraft  desselben  Grundsatzes  ist  und  bleibt  der 

I  »r  I    immer   ein   und  derselbe,    wenn   auch   die 

Menschen  Wechseln,    durch  welche  der  Fürst  dar- 

itelll  wird.  7)      Der  Regierungsnachfolger  darf 
und  soll  die  Regierungshandlungen  seines  Vorgän- 

i  >  schlechthin  als  die  seinigen  betrachten.  Der 
l'nlcrthan  hat  dem  Regierungsnachfolger  densel* 
ben  Gehorsam,  wie  dem  Vorganger,  zu  leisten, 
ohne  dafs  er  hierzu  durch  eine  Huldigung  ver- 
pflichtet zu  werden  brauchte.  Man  sollte  daher 
in  den  Deutschen  Staaten  endlich  von  der  Sitte  ab- 
gehn,  bey  dem  Absterben  eines  Fürsten  eine  Hul- 
digung für  den  Nachfolger  zu  erfordern.  Es  be-  • 
ruht  diese  Sitte  auf  einer  eben  so  irrigen  als  ge- 
i.  In  liehen  Ansicht  von  der  Einherrschaft. 


6)  Der  König  von  Spanien  unterzeichnet  blos:  Ich,  der  König \ 
oben  B.  IV.  Hptst.  3. 
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ZWEYTES   HAUPTSTUCK. 

Von      der     Erwerbung      der     Krone. 

Es  ist  nicht  von  der  Entstehung,8)  son- 
dern nur  von  der  Fortdauer  der  Einherrschaft, 
d.  h.  nur  von  der  Thronfolge   die  Piede* 

Die  Einherrschaften  sind  entweder  Erbrei- 
che oder  Wahl  reiche  oder  beziehungsweise 
beydes   zuglei  eh. 

Kaum  ein  anderer  Erfahrungssatz  der  Staats- 
wissenschaft steht  so  fest,  als  der,  (so  demüthi- 
gend  er  auch  für  den  Menschen  seyn  mag,)  dafs 
die  Erb reiche  vor  den  W  ahl  reichen 
den  Vorzug  verdienen.  Alle  Wahlreiche, 
wenn  sie  anders  nicht  sehr  bald  zu  Erbreichen 
wurden,  endeten  mit  dem  gänzlichen  Verfalle  des 
Staates,  oder  führten  zu  einer  unleidlichen  Zwing- 
herrschaft. Vergeblich  suchst  du  das  Deutsche 
Reich  unter  den  Staaten  des  heutigen  Europa ;  der 
Deutsche  Bund  ist  nur  eine  Erinnerung  an  das 
Glück  und  an  die  Fehler  längst  abgetretener  Ge- 
schlechter! Pohlen,  das  einst  so  mächtige  Pohlen, 
ist  jetzt  ein  Nebenland  des   Russischen   Reichs. 


3)  S.  das  erste  Hptst.  dieses  Buches  und  das  20ste  Buch. 
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Wie   wird  Algier,    und  Tunis,    und  Tripolis  re- 
it ,     auch  wenn  man  diese  Staaten  nur  mit  an- 
dern    Mohamedanischen    Reichen    vergleicht?  — 
l  nd  wie   könnte   es  anders  seyn?     In   der  Erb- 
lichkeit der  Krone  spiegelt  sich  die  Ewigkeit  des 
Staates«       Der  Erbfürst  gehört,    durch  die  Liebe 
zu  »einem  Geschlechte ,    eben  so  sehr  der  Vergan- 
genheit und  Zukunft,  als  der  Gegenwart  an.     Aber 
di  v  Wahlfürst  ist  ein  einzeln  dastehender  Mensch, 
laen  Daseyn  nur  durch  das  Gesetz   Cnur  durch 
Kunst)  mit  dem   öffentlichen  Leben  der  früheren 
und  der  späteren  Fürsten  verschmolzen  wird.    Die 
Regierung    eines  Erbfürsten    ist    ein    Theil    und 
Glied  eines  lebendigen  Ganzen;    die  eines  Wahl- 
forsten  ist   ein   Bruchstück.       Ein    anderes  Uebel 
lind  die  in  einem  Wahlreiche  von  Zeit  zu  Zeit  ein- 
tretenden Zwischenreiche;    das  gröfste  die  Wahlen 
selbst.      Auch  in  den  Freystaaten  giebt  es  Wahlen. 
Aber  der  Preifs   und  die  Gefahr  einer  Königswahl 
macht  den  Unterschied.      Wie  viele  Erwartungen 
knüpfen   sich   schon   in   den  Erbreichen  an  einen 
Regierung»-  Wechsel?  9)    wie  mjifs  also  erst  eine 
Königswahl   die  Leidenschaften  aufregen,     da  sie 
die  Macht  verleiht,    über  das  Eintreffen  jener  Er- 


!"  *«*  »blichen  Einherrschaft  sind  diese  Erwartungen  em* 

Hauptstütze   der  Verfassung' 


lUptStOUi  der  Verfassung! 


85 

^Wartungen  zu  gebiethen?  Endlich,  damit  der 
Wahlfürst  nicht  der  Art  vergesse,  wie  er  zur 
Krone  gelangt  ist,  wird  sein  Herrscherrecht  fast 
immer  von  gewissen  Vertragsbedingungen  abhän- 
gig gemacht.  So  stellt  man  aber  an  die  Spitze 
des  Staates  ein  zweydeutiges  Mittelwesen ;  ein 
Wesen,  das  mehr  ist,  als  ein  Beamter,  und  den- 
noch weniger,  als  ein  Fürst.  —  Allerdings  wird 
in  der  erblichen  Einherrschaft  die  Thronfolge  ei- 
ner Regel  unterworfen,  welche,  in  das  Reich  der 
organischen  Natur  gehörend ,  der  Staatsordnung 
an  sich  fremd  ist.  Das  Verwandschaftsverhältnifs, 
welches  die  Menschen  nach  Geschlechtern  bezie- 
hungsweise vereiniget  und  entzweyt,  kann  in  dem 
Geschlechte  des  erblichen  Fürsten  eine  Richtung 
nehmen  ,  welche  der  Einheit  und  Selbstständigkeit 
des  Staates  Gefahr  droht.  Jedoch  viel ,  sehr  viel 
läfst  sich  gegen  dieses  Uebel  durch  weise  Gesetze 
thun. 

Für  das  Schicksal  der  Wahlreiche,  als  sol- 
cher, ist  hauptsächlich  das  entscheidend,  wem 
das  Wahlrecht  zusteht.  Weniger  mögte  auf  die 
Art  der  Wahl  zu  geben  seyn.  In  dem  Freystaate 
von  Venedig  (und  in  einem  Wahl  reiche  läfst  sich 
von  den  Formen  der  Wahl  noch  weniger  erwar- 
ten,) hatte  der  menschliche  Witz  alle  Hülfsmitlel 
aufgebothen,  um  den  Leidenschaften  und  Partheyun- 
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,m«n   jeden  Einfluß  auf  die  Wahl  des  Doge 
unmöglich  tu  machen.      Und  doch  hatte  man  da- 
kauft)    einen   andern  Gewinn,     als   dafs   man 
den  Knfsern  Altetand  rettete.  —  Von  Rechtswegen 
tollte  da*  gesamte  Volk  den  Fürsten  wählen,  weil 
Fürst   ober  das  gesamte  Volk  herrschen  soll. 
null  haben  die  Fürstenwahlen  dieser  Art  nicht 
den  Versuch  bestanden;    sie  waren  entweder  (wie 
mehreren  Deutschen  Völkern  der  Vorzeit)  nur 
ttten  spiele,   oder  sie  führten,  (wie  in  Pohlen,) 
einen  Zustand  der  Dinge  herbey,  welcher  an  eine 
iliche   Auflösung  des  Staates  grenzte.  —    Noch 
rlii  Ihm   ist  es,    wenn  das  Heer  oder  die  Leib- 
den  Fürsten  ernennt.    Der  Fürst  kann  nicht 
itrafl    der   Ursache  seiner  Herrschaft  verges- 
er   inufs   also  nach   dem  Kriegsrechte  herr- 
ii  .    wenn  er  die  Krone  der  Kriegsmacht  ver- 
dankt,      Das  Römische  Reich  war  in  den   ersten 
rhunderUn    seiner    Geschichte    ein   Wahlreich 
Irfc       Ein   jeder   neue  Kaiser  mufste   dem 
H<  i H  •    efti  Deschenk  machen,   d.  h.  die  Stimme  des 
erkaufen,       Die  Folgen  sind  bekannt!  — 
Am    meisten   hat   sieh   die  Wahl   durch  einen  stän- 
bufs  bewährt.     Schon  das  Beyspiel  der 
«A.  katholischen    Kirche,      (in    Sachen    der 
1  l;,m  t    aberhaopt   von    besonderem   Gewich- 
rt  ihr  das  Wort.      Der  Bedachtsamkeit  der 


8? 


[i  Mehrherrschaft   kann    man  am  ersten   das  Wahl- 

I  geschäft  anvertraun.       In  den  Wahlreichen  dieser 
Art   haben    fast    immer   die   obersten   Staats-   und 
j  Hofbeamten  Sitz  und  Stimme  in  jenem  Ausschus- 
i:  sc.      Das  Erzamt,   welches  die  deutschen  Churfür- 
i  sten    bekleideten ,     wurde    als   die  Grundlage  der 
I  Churwürde  betrachtet.      Eine  ähnliche  Verfassung 
i  findet  man  in  dem  Königreiche  Dahqmey ,  10)    in 
der  Geschichte  von  Mexiko, 1J)    also  bey  den  ver- 
schiedenartigsten Völkern  und  unter  den  verschie- 
denartigsten Umständen.       Denn   überall   sind   es 
die  obersten  Staatsbeamten  ?    welche  bey  dem  Ab- 
sterben des  Wahlfürsten  die  Zügel  der  Regierung 
in  den  Händen  haben.   —     Doch  genug  von  den 
Wahlreichen,    diesen  Mittelwesen,   die  ewig  zwi- 
schen    der    Einherrschaft     und    dem     Frey  Staate 
schwanken. 

In  der  erblichen  Einherrschaft  steht  ein  be- 
stimmtes Geschlecht,  ausgeschieden  aus  dem  übri- 
gen Volke,    an   der  Spitze  der  öffentlichen  Ange- 


10)  Die  beyden  obersten  Staatsbeamten  wählen  den  Regierungs- 
naclifolger  unter  den  Kindern  des  verstorbenen  Königs.  Magaz. 
von  merkwürd.  neuen  Reisebesch.    V.  B.   Berl.  1791.  8.   S.  583. 

11)  In  dem  Staate  der  Apteken,  als  Mexiko  von  den  Spaniern 
erobert  wurde,  hatten  die  sechs  obersten  Beamten  und  Vasallen 
der  Krone  das  Recht,  den  König  aus  den  Mitgliedern  eines  be- 
stimmten Geschlechtes  zu  wählen.  Robertson^  history  of  Ameri- 
ca.    Vlltes  Buch. 
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nheiten«  Die  Heiligkeit  dieses  Geschlechts, 
dir  l  nrerlettliehkeit  seines  Herrscherrechts,  (das 
Priblip  de*  Legitimität,)  ist  der  grofse  Anker  und 
dir  rnhlluhe  Grundlage  dieser  Verfassung.  Glück- 
lich  da>  \  ulk,  welches,  der  Einherrschaft  bedür- 
i.  ml,  seit  Jahrhunderten  von  Fürsten  desselben 
(  btl  beherrscht  wird.  Denn  nur  unter  die- 
ier  Vnr,m  Setzung  kann  die  erbliche  Einherrschaft 

teufen*  was  sie  leisten  soll,  —  dafs  sie,  gleich 
le  eine  Naturanstalt,    schon   den  Gedan- 

,  die  Hand  nach  der  Krone  auszustrecken,  in 
drn  (Jnterthanen  nicht  aufkommen  läfst.  Aller« 
dingi  können  Fälle  eintreten,  welche  die  Erhe- 
bung «mii.s  andern  Geschlechtes  auf  den  Thron 
Bedürfnisse  machen.  (Die  Engländer  zählen 
dir  Jahre  ihrer  Freyheit  von  der  Entthronung  der 
Stuart*!)  Aber  Fälle  dieser  Art  gehören  um  so 
mehr  zu  den  Ausnahmen,  da  der  Heiligenschein, 
ha  Treidlern   ein  altes  Herrschergeschlecht  prangt, 

"  <l.mn  erbleicht,  wenn  der  neu  emporgekom* 

PMM  P«r«t  und   dessen   unmittelbare  Nachfolger 

*«rek    ungemeine   Verdienste   glänzen,  —    da   es 

'    «i'<   Widerspruch  bleibt,     der  erbli- 

■  Eiaherrtchen  zu  huldigen,  wenn  man  den 
buhfrigea  Krbfürstcn  entthront  hat.  ,2) 

Gelingen  einer  solchen  Verfassung*-  Ver- 
»eilelhaf.er,    da  sich  die  .ämmUichen  regieren 
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Ein  zweytes  Grundgesetz  der  erblichen  Ein- 
herrschaft ist,  dafs  die  Thronfolge  in  einer  jeden 
Beziehung  und  unter  einer  jeden  Voraussetzung 
auf  das  genaueste  bestimmt  ist.  Wo  bliebe  sonst 
der  Vorzug  der  erblichen  Einherrschaft  vor  der 
wählbaren  ?  Ja  ein  Streit  über  die  Thronfolge  ist 
sogar  in  der  ersteren  Verfassung  weit  gefährlicher, 
als  in  der  letzteren.  Denn  heftiger  wird  eine  feste 
Gesundheit,  als  eine  schwächliche  von  einer  Krank- 
heit ergriffen.  Der  Kampf  unter  Freunden  wür- 
digt beyde  Theile  herab. 

Diese  Grundgesetze  haben  unmittelbar  nur  die 
mechanische  Vollkommenheit  der  erblichen  Ein- 
herrschaft zum  Zwecke.  Für  die  organische  Voll- 
kommenheit dieser  Verfassung  sind  noch  aufserdem 
solche  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  für  die 
würdige  Verwaltung  des  Staates  durch  den  Fürsten 
Gewähr  leisten.  Die  Aufgabe,  in  so  fern  sie  durch 
das  Thronfolgerecht  gelöst  werden  soll,  ist  schwer, 
jedoch,  wie  sich  am  besten  durch  die  Anwendung 
der  aufgestellten  Grundsätze  auf  die  einzelnen  Ge- 
genstände des  Thronfolgerechts  zeigen  läfst,  nicht 
aufser  dem  Bereiche  menschlicher  Klugheit. 


den  Herren  in  Europa  als  Mitglieder  eines  eigenen  Adelsstandes  be- 
trachten. —  Partout  ou  il  ny  a  pas  un  centre  de  pouvoir  incon- 
testable,  il  se  trouve  des  hommes  qui  esperent  Vattirer  ä  eux.  C'est 
ce  qui  arriva  au  mien.  ManuScrit  venu  de  St.  Helene.  Lond. 
1817.  8. 


9o 


■ 


,.,    \m   den   ehelichen   Nachkommen  de 
Pill  (nicht  den  unehelichen,    wenn  auch  die 

M  ,  rpn  dem  Fürsten  in  der  Folge 

geelit-liiht   worden   wäre,    nicht  den  angenommen 
Kindern,)  gebührt  ein  Rechtauf  dieThron- 
* f r t i t  die  Thronfolge   unter  einer  sichern 
imkI  bleibenden  Regel  siehe,  damit  nicht  das  Für 
itengeschlechl  und  mit  ihm  der  Staat  inPartheyun- 
patlen  wrnlr. 
:.  >  Di.  'Grundsätze  des  allgemeinen  Eherechts 
in    der  Regfei   auch   auf  Fürstenehen  anwend- 
Das  Glück  der  Ehen  und  das  Wohl  der  Kin- 
L   müssen  sie,   auf  Fürstenehen  be- 
in  einer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das 
Im    tr  stehn.   —   Wenn  es  z.B.  gegrün- 
det  hl,     dals  Ehen   unter  nahen  Verwandten  eine 
m  M  ite  Nachkommenschaft  geben,  (und  selbst 

<'••  icilte  einiger  Königsgeschlechter,    z.  B. 

die  der  Ptojemüer,    scheint  für  diese  Behauptung 
m.  >  so  ist  es  von  doppelter  Wichtigkeit, 
biechter  vor  Ehen  dieser  Art  zu  be- 
Bl   gewehrt   daher   die  Bedingung   des 
***»•*,     -,lche  den  Deutschen  stan- 
tlr  ichlechtern  das  Recht  der  Eben- 

-,^^T,t°n  MU'U  **  nUF  fc  -*■  Pe™"  ^s  Recht  vor, 
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bürtigfceit  vorbehält,^)  den  sämtlichen  Europäi- 
schen Einherrschaften  den  sehr  erheblichen  Vor- 
theil,  dafs  sie  den  Europäischen  Fürsten  eine  grö- 
ssere Frcvheit  hcy  der  Wahl  einer  Gemahlin  zu- 
sichert. —  Es  ist  ein  Unglück  für  das  Reich,  wenn 
das  Gesetz  dem  Fürsten  die  Vielweiberey  gestattet. 
Die  Liebe  zu  den  Kindern  bestimmt  den  Bürger, 
sein  Haus,  den  Fürsten,  den  Staat  wohl  zu  ver- 
walten. Aber  die  Vielweiberey  tödtet  diese  Lie- 
be. In  Reichen  dieser  Art  kann  die  gesetzliche 
Thronfolge,  wenn  anders  in  denselben  eine  sol- 
che besteht,  nie  fest  wurzeln.  Denn  die  Eltern- 
liebe ist  die  Grundlage  der  Rechte  der  Kinder, 
die  Grundlage  der  Geschwisterliebe.  Und  wenn 
der  rechtliche  Werth  der  erblichen  Einherr- 
schaft ins  besondere  durch  die  Festigkeit  der 
Thronfolgeordnung  bedingt  ist,  so  mufs  sich  eine 
jede  erbliche  Einherrschaft,  in  welcher  dem  Für- 
sten verstattet  ist ,  mehrere  Weiber  zu  ehelichen, 
zur  Zwingherrschaft  hinneigen.  l5) 

3.)   In  dem  heutigen  Europa  wird  e^n    beson- 
deres Gewicht  auf  die   S  tandes  m  äf  sigkelt^  d^r 


i  ♦)  Deutscher  Bund.     Art.   14. 

i5)  Montesquieu  (de  Tesprit  des  lois  V,  i5.)  Sagt:  In  der  Des' 
potie  kann  keine  gesetzliche  Thonfolgeordnunr  bestehn-  Denn  <jer 
Fürst  ist  über  das  Gesetz.  —  Allerdings  wird  dlC  Wirkung  wieder- 
um zur  Ursache. 


9t 

legt,    und   zwar  einer  jeden  Ehe, 
di€   ,  ,,i    einem   Mitgliede    des  Fürstenge- 

en  wird.      Mit  gutem  Grunde! 
a  Buropa  das  weibliche  Geschlecht 
iilger  und  mächtiger  sein  Einflufs 
i^t,   desto  mehr  bl  tu  fürchten,   dafs  Unterthanen, 
cl 1 1 1 «  1 1  \  «  i  w  .ml  Miaft    dem  Throne  naher  gestellt, 
dl»  Un,    das  Gemeinguth  des  Vol- 

ihr  alleinige«  Eigenthum  zu  nutzen  trach- 
len.  '')  Jedoch  mögte  das  Gesetz  eine  jede  Ehe 
für  lümdeamifaig  zu  erklären  haben,  welche  in 
di«  chaft  von  dem  regierenden  Herrn  ge- 

schlossen oder  genehmiget  worden  ist,  weil  es 
»or^t  einen  Richter  über  den  Fürsten  stellen 
■  1  ritfcen    Richter,    welcher  in  Streitfällen 

>   riiionlolirorecht  zu  entscheiden  hätte.  — 
Man    bat    für    den    vorliegenden    Grundsatz    noch 
räefr    die   Vortheile    angeführt,     welche    ein 
US,    für  sich  und  für  den  Staat,   von  der 
Y*1  ,,ri   Äil   andern  Fürstenhäusern  ziehn 

k*  ittllla   daher   die  Fürsten    so    oft  be; 

8iner  Gemahlmn  unter   die  kalte  Vor- 

a„  "n™  Grundes  ergieht  sich  auch 

liende  Geseti  sonst  nirgends,    als  in 
^     I  '    gefunden  wird   Denn  die  in  der  Geschichte 
engeschlechter  mit  einander 


neue  Nutze  zu  gehen,  ge- 
Moch  Tac.  de  mor.  Germ.  c.  18. 
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mundschaft  der  Klugheit.  Wenn  jedoch  für  die- 
sen Preis  auf  das  Glück  der  Ehe,  vielleicht  auch 
auf  eine  kräftige  Nachkommenschaft  Verzicht  zu 
leisten  ist,  so  möchte  der  Verlust,  für  den  Für- 
sten und  für  das  Volk,  leicht  gröfser,  als  der  Ge- 
winn seyn.  Auf  jeden  Fall  ist  in  dieser  Beziehung 
zwischen  grofsen  und  kleinen  Reichen  zu  unter- 
scheiden. Für  die  erstem  mögten  die  Verwand- 
schaftsverhältnisse ,  in  welchen  der  Fürst  mit  an- 
dern Fürstenhäusern  steht,  je  glänzender,  desto 
gefährlicher  seyn.  Man  erinnere  sich  z.  B.  der 
Folgen,  welche  der  Familienvertrag  zwischen  Oe- 
sterreich  und  Frankreich  für  beyde  Theile  ge- 
habt hat. 

4.)  Nur  der  Mannsstamm  —  nur  die 
Söhne  und  Sohnessöhne  des  Fürsten  —  sind  zur 
Thronfolge  berechtiget.  Nicht  als  ob  es  ?  Ovis 
Tacitus  *7)  behauptet,)  das  Aeufserste  in  der 
Knechtschaft  wäre,  wenn  ein  Weib  herrscht.  Viel- 
mehr mufs  sich  ein  Volk  schon  in  einem  gewissen 
Maafse  selbst  regieren  können,  wenn  ein  Weib  an 
der  Spitze  des  Staates  stehn  kann.  Sondern  weil 
das  Weib  durch  die  Ehe  in  ein  anderes  Geschlecht 


17)  Tac.  de  mor.  Germ.  c.  45.  —  Als  Pulcheria,  die  Schwester 
des  Kaisers  Theodosius  des  Jüngern,  en  Komischen  Kaiserthron 
bestieg,  reichte  sie  ihre  Hand  sofort  dem  Senator  Marcian  zu  einer 
jedoch  jungfräulichen  Ehe.    Gibbon  V.  3o6.  (der  Basier  Ausgabe). 


\ 
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■hergeht,  und  weil  daher  sogar  die  Selbstständig- 
t  dei  Staate!  durch  das  Thronfolgerecht  der 
Weiber  bedroht  mrd.  Auch  wünscht  ein  Volk 
hiHil  >»"  Hiirm  Pursten  seines  Blules  oder  seiner 
\"V  ,* I» i  beberrachl  IU  werden. 

Der  Fürst,   den  die  gesetzmäfsige Thron- 

ium  Herrschen  beruft,   ist  und  bleibt 

auch  dünn  dein  Rechte  nach  Fürst,    wenn   er   als 

M    n  N  h    unfähig  seyn   sollte,    die  Pflichten  seines 

Ami  i  lullen,    z.  i>.  auch  dann,  wenn  er  min- 

derj.dirig    oder    gomüthskrank   oder   gefangen   ist. 

Dean   nur  unter  dieser  Bedingung  liegt   der  erb- 

Binherrichaft  eine  durch  die  Natur,   (durch 

Ordnung    der    Zeugungen,)     schlechthin    be- 

noite  Regel  zum  Grunde.  —    Inmiüelst  ist  ein 

r  zu  bestellen.      Für  die  Verwaltung 

I   widmet  schon  das  Wesen  der  erbli- 

1  linlt*! Ttcbaft  den  nächsten  Thronfolger  aus. 

ial   die  Aufgabe,    ob  dem  Reichsver- 

weser  die  kiaiglich*  Gewalt  in  ihrer  ganzen  ver- 

q    Fülle    anzuvertraun    sey ,     oder 

11,1  ""«'   BMI   welchen  Einschränkungen?    Sie  lafst 

■Wrorteii,    ohne  dafs  man  entweder 

,l''1"  X'"  belle  der  erblichen  Einherrschaft,    oder 

Volkes  *u  nahe  tritt.      So  viel 

«"««nachrÄnkter  die  Einherrschaft, 

0   M,m  ial  die  Vereinigung  dieser  mit 
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einander  streitenden  Ansprüche.  ,8)      Da  übri 


e 


ine    Reichsverwesung   doch    immer    ein   schwan- 


ke 


kcnder  Zvvischenzustand  bleibt ,  so  ist  es  zweck- 
Eftäfsig,  die  Dauer  der  Minderjährigkeit  des  Für- 
tten  durch  das  Gesetz  möglichst  zu  beschränken.  J9) 
Auf  aufserordentliche  Fälle  (wenn  z.  B.  der  Fürst 
in  eine  Gemüthskrankheit  verfällt,)  kann  das  Ge- 
setz weniger  in  voraus  Bedacht  nehmen.  So  wie 
der  Kaufmann  und  der  Landmann  nicht  klüglich 
handelt,*  wenn  er  sich  gegen  eine  jede  mögliche 
Gefahr  in  voraus  zu  sichern  sucht,  so  mufs  auch 
die  Gesetzgebung  Manches  der  Zeit  und  den  Um- 
ständen überlassen. 

6.)  Damit  das  Fürstenhaus  den  Untertha- 
nen  das  Beyspiel  des  Gehorsams  gebe ,  damit  es 
nicht  in  Partheyen  zerfalle,  damit  es  mehr  sei- 
ner Pflichten  gegen  die  Würde  des  Thronfes,  als 
der  Vorrechte  der  Fürstenwürde  eingedenk  sey, 
damit  es  sich  nicht  in  Verbindungen  und  Verhält- 
nisse einlasse,  welche  mit  der  Stellung,  die  es  in 
der  Verfassung  hat,  unvereinbar  seyn  würden, 
mufj  der  regierende  Fürst  über  sein  gesamtes  Ge- 


18)  In  den  Asiatischen  Reichen  ist  die  ThronfoJgeordnung  hau 
fig  eine  Art  vonSeniorat,  —  damit  man  die  INothwendigkeit  einer 
Reich:verwesung  möglichst  entferne. 

19)  Nach  dem  Französischen  Staatsrechte  ist  der  Fürst  mit  dem 
i5ten  Jahre  volljährig.  Andere  Gesetze  haben  das  i8te  oder  auch 
das  2iste  Jahr  gewählt 
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ItUtthl  *U  Herr  und  Vater  gebiethen.  **)  —  Da 


nl  (jrr  Pürsi  nie  rergessen,  dafs  er  in  sei- 


mgieich  sich  selbst  vor  dem  Rieh- 
»festlichen  Meinung  ehre  oder  her- 

t«!>u  in  (I; 

-.,    I   nmittelhar   aus  dem  Wesen  des  Staates 
gthl  faj  O.sctz  hervor,    dafs  jedesmal  nur  Einer 
llirhen  Mann>stammes  zur  Thronfolge  ge- 
langen I MB  .     ä*Ü  ins  besondere  eine  Erbverthei- 
dei  Reiches  widerrechtlich  ist.    Häufig  ist  die- 
itl  verletzt  worden,  weil  die  ideelle  Ansicht 
des   Staates    am    leichtesten  in   der   erblichen  Ein- 
gebaut verkannt  wird,   weil  die  Erblichkeit  der 
nc  so    leicht   mit  einem   Eigentumsrechte   an 
Land  und  Leuten  verwechselt  werden  kann. 

8.)  Die  an  sich  vollkommenste  Thronfolge- 
ordnung  ist  die  Ordnung  der  Erstgeburth. 
Dil  ipridll  dir  Bestimmtheit  der  Regel,  die  Stetig- 
keit, mit  welcher  nach  dieser  Regel  die  Regierung 
ton  (Irm  Vater  auf  den  Sohn  übergeht,  die  Vor- 
i  r  Kltern  und  der  Natur  für  die  Erstge- 
burtli.  ritUticht  auch  das  Recht  der  ersten  Be- 
•iUergr  das  Wort.      Jedoch  mufs  die  Eigen- 


schaft 


MO)  "reichem  der  Kaiser  Napoleon  sein  Geschlecht 

m*rn§rl  itut  v.  3o.  März  1806.  vgl.  das  Set. 

Fntwerfung  eines  Fürstl.  Haus- 
gtsetats  »it  Nutten  verglichen  neiden  können. 
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Schaft  des  Friedensfürsten  schon  über  die  Eigen- 
m  halt  des  Kriegsfürsten  das  Uebergewichl  haben, 
damit  ein  Volk  diese  Erbfolgeordnung  wählen 
oder  dabey  bestehn  könne.  Sonst  verdient  das 
Seniorat  den  Vorzug j.  der  Grund  ,  warum  die 
Türken,  die  Kaimucken  und  andere  Völker,  de- 
ren Verfassung  mehr  auf  den  Krieg,  als  auf  den 
Frieden  berechnet  ist,  den  Geschlechts  -Aeltesten 
zur  Thronfolge  berufen,  l1) 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von    den  fix  rötlichen   Ruthen    und  Dienern 
im   All  gemeinen. 


Der  Keim  ,  aus  welchem  alle  Organisationen 
der  Einherrschaft  hervorsprossen,  ist  die  Ohn- 
macht des  Fürsten,  als  eines  einzelnen  Menschen, 
•  dafs  er,   als  ein  einzelner  Mensch,   weder  dem 


21)  Das  sonderbarste  Erstgeburfsrecht  besteht  wohl  in  Otaheiti. 
^o  wie  der  erste  Sohn  gebühren  wird,  beerbt  er  den  Vater.     Vn- 
Nachrichten  von  der  noch  in  mehreren  Hinsichten  ganz  eigen- 
iehen  Verfassung  dieses  Inselvolks  tsind  noch   zu   unvollkom- 
men,  als  dafs  ich  eine  Vermuthung  über  die  Entstehung  jenes  Rech- 
es  wogen  mogte.    S    Wilson's  Missions -Reise  in  das  sudliche  stille 
Meer.   In  dem  Magazine  merkwürdiger  neuer  Keisebcsch.  XXI.  Bd, 
Berlin,    itioo.   8. 
lacharriä  vorn  Staat    II  7 
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nein  Geschäfte,    noch  dem  von 
dlm  \  erwartenden  Widerstände  gewach- 

aen  ist    Eine  wahre  Einherrschaft  ist  nur  da  mög- 
Itch,     iro   ober   Wenige  und   wenig    zu   regieren! 
itt      U  daa  Reich,    je  mannigfaltiger  die 

0  jiM-lii  mufs  sich  der  Fürst  durch 
Beamte  und  Gehülfen  vertreten  lassen,   desto  mehr 
nch   die   Verfassung   einer  Reichsverfassung 
ITolksTertretern  nähern.    Daher  unterscheiden 
Einherrschaften   vorzugsweise  in   Bezie- 
hung  auf  die  Art,    wie  sie  dem  Fürsten  das  Re- 
schäft  erleichtern,  ferner,  wie  sie  dem 
Pursten  die  erforderliche  Macht  durch  die  Verfas- 
:    M'II»>t  /,n>icliern. 

!•)  ^  on    den   dem  Fürsten  vorzubehalten- 
(I  en  R  eg  i  er  ungs-  Geschäft  in. 

In   i!n   Einherrschaft  läfst  sich  am  wenigste 

n   ron   dem  Rechte   zu  herrschen,     di 

dem    Nahmen,    trennen.      Kein   Fürs 

i  h  daher  schlechthin  vertreten  lassen,  wenn 

'l  Otfahr  laufen  will,    die  Herrschaft  selbst 

Am  gefährlichsen  ist  es,    wenn  der 

Fülle  seiner  Macht  einem  Einzi- 

'ertraut.      Tiberius  bedurfte 'seiner  ganzen 

'•     um    die  Allgewalt,     die  er  aus 

*nd    Menschenscheu   in    die    Hände    des 
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Seian  gelegi  hatte,  zurückzunehmen.  Am  eifer- 
süchtigsten auf  seine  Macht  mufs  ein  Fürst  seynf, 
welcher,  der  ersle  seines  Geschlechts,  die  Krone 
auf  seine  Nachkommenschaft  bringen  will.  Die 
an  sich  zweckmäfsigsle  Verfassung  der  Einherr- 
schaft dürfte  in  dieser  Beziehung  die  seyn  ,  wel- 
che den  Fürsten,  unbeschadet  seiner  Macht,  vor 
der  Gefahr  bewahrt,    Unrecht  zu  thun. 


Ein  Fürst  ist  in  dem  Ma^fse  Herr,  in  Rei- 
chem ihm  die  Gesetzgebende  Gewalt  zu  Ge- 
bothe  steht.  In  wie  fern  sie  ihm  zu  Gebothe 
steht,  kann  und  soll  er  wohl  von  Andern  Raih  und 
Belehrung  annehmen ;  aber  die  Entscheidung  mufs 
er  sich  selbst  vorbehalten. 

Gleichwohl  gab  es  von  jeher  so  viele  Verfas- 
sungen, welche,  dem  Nahmen  oder  der  Sache  nach 
Einherrschaften,  das  Recht  der  Gesetzgebung  von 
den  Rechten  der  Krone  schlechthin  oder  bezie- 
hungsweise ausschlössen.  Ursprünglich  war  auch 
in  den  Einherrschaften  die  Volkssitte  Gesetz.  So 
entwickelte  sich  bey  mehreren  Völkern  die  An- 
sicht, dafs  das  Gesetz  ein  unter  den  Stammes- 
genossen abgeschlossener  Vertrag  sey ,  und  nur 
mittelst  eines  neuen  von  denselben  Stammesgenos- 
sen abzuschliefsenden  Vertrages  verändert  werden 
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cht,  welche  *.  B.  in  dem  ReW 
h   unter   den  ersten  Königen   aus 
der    Karlinger    die  herrschende 
:         tndern  Völkern,  z.  B.  bey  den  mei- 
nt des  mittleren   und  südlichen  Asiens, 
«las  Gesets,    firelchem   Fürst  und  Volk  unter- 
bind,    göttlichen   Ursprungs.       Alle   diese 
<>n    sind    der   Einherrschaft    mit    einei 
Voll  tun?  verwandt.      Ihnen  insgesamt  liegt 

.im  Grande,     dafs  der  Fürst    nur  zur 
|  des  Gesetze*  bestellt  sey,    das  Gesetz 
dt  u  V\  i  Volke«  oder  das  Recht  an  sich  aus- 

iprechen  m  Allen  diesen  Verfassungen  aber 

i  i   die   Erscheinung  gemeinsam ,    dafs  die  könig- 
u   das  Ansehn   des  Gesetzes   an- 
•.1t.        Nur    die   Schicksale   und  Folgen   dieses 
ipfes    sind   nach    den  Umständen   verschieden. 
den   Pranken   trat  ein  Königliches  Recht25) 


(1 


n  orde  auch  pactus  s.  pactum  genannt  un 
Vertrages  den  königlichen  Verordnungen 
Balui  praef.  ad  Capit.  regum  Francorum 
ad  legem  Salicam.  —  Aus  dieser  Ansicht 
hervor:    Quemlibet  sua   lege  vi- 
el      I  ex  Langob.  II,  57,  i.  -    Auch  auf  | 
halte   sie  einen  entscheidenden 
;oth.   \I.    i,   7,       Die  Slrafen  waren  Vertrags 
lalea. 


o' 


erinnerte   man   sich   wieder 
•n  d,e  s 


TOI 

an  die  Slelle  des  Volksrechts.  Boy  den  Völkern, 
die  sich  zum  Islam  bekennen ,  hat  sich  die  Krone 
das  Gesetz  in  denjenigen  zu  unterwerfen  gewufst, 
welche  zur  Auslegung  oder  Anwendung  des  Ge- 
setzes bestellt  sind.  34) 

So  wie  die  Krone  anfängt,  von  der  Gesetz- 
gebenden Gewalt  Gebrauch  zu  machen  ,  beginnt 
eine  neue  Zeit  für  die  Verfassung  und  das  Volk. 
Höher  stellt  sich  der  Fürst;  aber  indem  er  seine 
Macht  erweitert  5  legt  er  sich  zugleich  gewisse 
Fesseln  an.  Das  Volk  tritt  in  ein  neues  Verhält- 
nifs,  in  das  Verhältnifs  zum  Gesetze.  Es  ist  mün- 
dig geworden;  denn  es  hat  die  Kette  der  Gewohn- 
heit abgeworfen.  Will  man  sich  ein  recht  leben- 
diges Bild  von  dieser  Veränderung  machen,  so 
vergleiche  man  z.  B.  die  dermalige  Verwaltung 
der  Deutschen  Staaten  mit  der  im  i4ten  oder 
i5ten  Jahrhunderte. 


In  dem  Kindesalter  der  einherrschaftlichen 
Verfassungen  wird  das  Richteramt  fast  immer  von 
dem  Fürsten  selbst  verwaltet.  (Oft  war  das  Rich- 
teramt sogar  der  Keim  der  Fürstenwürde.)  Stra- 
fen gegen  die  Uebertreter  der  Gesetze  sind  noch 
kaum  bekannt;   in  bürgerlichen  Rechtssachen  wird 


*4)  Montesq.  esprit  des  lois.    V,  10. 
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nfcchieifcn.       Der  Unterthan 
|Mt    aUo    in    dem    Pflnteh,     wenn    dieser   Recht   , 

,11,,;.   noch  den  Gesetzgeber 

ndert  sich,  so  wie  sich 

(1m.   \,  mehr   und   mehr  entwickelt ,    das 

,!,rrn  Bildungsstufe  emporsteigt. 

Pursten  fordert  nun  eben  so,   wie 

da*  Bedürfnis  dei  \  olkes,   eine  von  der  Regierung 

XUt  echtigkeitspflege.     Sonst  träfe  den 

Pursten  di  terung  dessen,  der  zu  einer  Strafe 

n  ist,    der  Unmuth  dessen,   der    j 
d.ni  bürgerlichen  Richter  verl  obren  hat.    Und 
der    Purst,     unbeschadet  der  übrigen 
Pflichti  er  Würde,   einem  Geschäfte  gewach- 

bei  ,    in  wie   fern  es  in  der  Anwendung 
!il,     so  viele  Vorbereitung  und 
in  Bfl  die  Beurtheilung  einer  Thatsache 

<  tcid.    eine   so  sorgfältige   oft  so  lang- 
te erheischt?  Mit  einem  Worte  also, 
ii    hu  unt   nicht    auf  das   Richten 
t,     io   i>t   eine  einherrschaftliche  Verfas- 
se vollkommener,    in  wel- 
rlir,n     -«*   ,111    die  Selbstständigkeit  Gerechtigkeits- 
tet.       Eine  Zwingherrschaft  ist 
je  mehr  sie  eine  Ausnahme  von 
'iL 
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Dafs  die  oberste  Leitung  der  Staatsver- 
waltung, (dieses  Wort  in  seiner  engern  Bedeu- 
tunggenommen,) der  innern  und  der  auswärtigen, 
unmittelbar  dem  Fürsten  verbleiben  müsse,  er- 
giebt  sich  schon  aus  dem  Wesen  der  Einherr- 
schaft. Auch  besteht  der  eigenthümliche  Werth 
dieser  Verfassung  darinn,  dafs  sie,  einen  einzel- 
nen Menschen  an  die  Spitze  der  vollziehenden  Ge- 
walt stellend,  durch  die  wesentliche  Einheit  des 
Oberhaupts  die  beste  Bürgschaft  für  die  Einheit 
und  den  Nachdruck  der  Regierung  leistet. 

Wenn  es  von  dem  Lebensprincipe  und  dem 
Geiste  einer  gegebenen  einherrschaftlichen  Verfas- 
sung abhängt,  ob  der  Fürst  in  Person  das  Heer 
gegen  den  Feind  zu  führen  hat,  oder  ob  er,  ohne 
Gefahr  für  seine  Macht,  einen  Andern  zum  Heer- 
führer bestellen  kann,  so  mufs  dagegen  in  einer 
jeden  Einherrschaft,  wenn  sie  anders  eine  Ein- 
herrschaft seyn  soll,  die  bewaffnete  Macht  aus- 
schliefslich  unter  dem  Oberbefehle  des  Fürsten 
stehn,  selbst  in  der  Einherrschaft  mit  einer  Volks- 
vertretung. Das  Kunstwerk  ist  das  vollkommen- 
ste ,  das  durch  einen  Hebel  in  Bewegung  gesetzt 
wird.  Und  wenigstens  ein  stehendes  Heer 
würde  am  Ende  doch,  aus  Bedürfnifs  oder  Vor- 
theil  ,  das  Machtwort  eines  Einzigen  ,  das  Macht- 
wort des  Fürsten,     einer  jeder   andern  Rücksicht 
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TOr  isl    die  Seele   der  Kriegs 

„ein  Einzigen  gehorcht  man  leich 

\  ielen. 

Angelegenheiten  des  Staate 

,1,  r    I  »er   unmittelbaren  Leitung  vor- 

Hier   Steht  allemal   das   Daseyn    des 

Slaa'  dem  Spiele.       Hier  ist  der  Augenblick 

m  n. 

In  wir  fern  l>ey  der  inneren  Staatsverwaltung 
iSnKchc  Theilnahme  des  Fürsten  erforder- 
I         t  gröfstentheils  von  den  Grundlagen 
.    auch  von  den  besonderen  Verhält- 
Nr»  einzelnen  Staates  ab.      Es  giebt 
rungshandlungen ,   die,   (wie 
*•  1;  igungen,    die  Besetzung  der  öffentli- 

Itellen,)   ihrem  Wesen   nach  die   Sache   des 
n   icheinen.      Das  Lehnswesen  be- 
lii  Rechte   der  Krone   nicht   sowohl 
■  .    nreil  es  die  Verteidigung  des  Landes 
&k  Hände    der  Grundeigentümer  legte;     als 
e    das    Recht    entwand,     die 
Sl    llen   zu    besetzen.   —      Uebrigens, 
Je    '  je    gröfser    die    Zahl    und 

der  Geschäfte,  desto  mehr  ist 
infachung  der  von  dem  Fürsten 
1   erledigenden  Angelegenheiten  Be- 
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doch!  zu  nehmen.  (Mögten  doch  erfahrne  Staats- 
männer die  Kunstgriffe  bekannt  machen,  die 
sie  in  dieser  Beziehung  bewahrt  gefunden  ha- 
ben!) 

Soll  der  Fürst  einem  Jeden  seiner  Untertha- 
ncn,  der  sich  an  ihn  mit  einer  Bitte  oder  Be- 
schwerde unmittelbar  wendet,  Gehör  geben? 
Nur  für  die  Zwinoherrschaften  und  für  die  väter- 
liehen  dürfte  diese  Frage  zu  bejahen  seyn;  für  die 
erstem,  damit  der  Fürst  seine  Herrschermacht, 
für  die  letztern,  damit  er  die  Gesinnung  eines  Va- 
ters desto  unzweideutiger  offenbahren  könne. 

II.)   Von   der  Besetzung  der  öffentlichen 

Stellen. 

Ein  Fürst  ist  in  dem  Verhältnisse  mächtiger 
oder  ohnmächtiger,  in  welchem  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  nur  von  Männern  seiner  Wahl 
verwaltet  werden,  in  welchem  diese  Wahl  nur 
seinem  Ermessen  anheim  gestellt  ist,  in  wel- 
chem er  die  angestellten  Beamten  nach  Gulbefin- 
den  entlassen  kann  oder  nicht.  Denn  der  Beamte 
ist  die  Seele  des  Amtes.  Alle  die  mannigfaltigen 
Einrichtungen  und  Gesetze,  durch  welche  jenes 
Wahlrecht  bald  so  bald  anders  in  der  Erfahrung 
beschränkt  ist,   sind  so  viele  Versuche,     der  Für- 
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i 

M    Grenzen   zu   setzen.  *5)       In 

,  ,.  m    lachte  betfachtet,    verdienen   sie  oft — 

,    Killfliehkeil  der  Aemter  —  ein  mil- 

I   rfheilj     als   sie   an  sich   zu   erwarten  hät- 

,6) 

(öfterste   Macht  ist  eben  deswegen 

dir  anrichettte.       Je  freyer  die  Wahl ,    desto  grö- ■ 

itt  die  Gefahr,  Fehlgriffe  dabey  zu  thun,   desto 

den  Forsten  der  Vorwurf  eines  Fehl- 

Jr   mehr   die  öffentlichen  Beamten  blos 

dir  Getchöpfe    und  Werkzeuge   des  Fürsten  sind, 

desto  nehr  i>t  IU  fürchten,  dafs  sie  die  Sache  des 

iten   all  eine  fremde  betrachten  werden,     dafs 

rielhen  Leichtigkeit  auch  von  einem  an- 

Herrn  gebraucht  werden  können.      Jene  Ein- 

»i«1  und  Gesetze,     welche    das  Wahlrecht 

des    Fürsten    beschränken,     sind    daher    zugleich 

nigftem  in  der  Regel)  so  viele  Versuche,    die 

Macht  dei  PArsten  zu  sichern.      Das  auffallendste 

ll,ui  treffendste  Beyspiel  ist  die  Ein- 

mit    (iiier  Volksvertretung.2/)   —    Zu- 

iehl     ich  auch  der  Fürst  genöthiget,    eine 


"n  der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt 
aalen   des  Mittelalters    drehte  sich  Jiaupt- 
*Äf''  Nrstitursti  i 

16)  M  ptrtoin  de  juiisprud.  m.  office. 

N  Vgl.  das  folgend. 


107 

I,  die  auf  seinem  Wahlrechte  lastet,  durch 
eine  andere  zu  erleichtern.  In  Reichen  mit  einer 
mächtigen  von  dem  Fürsten  unabhängigen  Prie- 
sterschaft findet  man  häufig  (zur  Erhaltung  des 
Gleichgewichts)  einen  Erbadel  oder  selbst  erbliche 
Beamte,  Beyspiele  sind  die  Europäischen  Reiche 
des  Mittelalters,   das  Japanische,   die  Kaslenverfas- 

SU!1£. 

So  beschränkt  oder  so  unbeschränkt  auch  das 
Recht  des  Fürsten,  die  öffentlichen  Stellen  zu  be- 
setzen, seyn  mag,  auf  jeden  Fall  wird  der  Fürst 
desto  mächtiger  und  desto  gesicherter  in  seiner 
Macht  seyn,  je  weislicher  er  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  macht.  Nur  ein  Herrscherunhold  wird 
das  Verdienst  fürchten ,  oder  zwischen  dieser 
Furcht  und  der  Schande  einer  schlechtgetroffenen 
Wahl  schwanken.  28)  —  Für  die  weisliche  Aus- 
übung dieses  Rechts  fehlt  es  nicht  an  Regeln, 
welche  die  Erfahrung  bewährt  hat.  Vor  allen 
Dingen  ist  der  Geist  der  Arbeit  zu  berücksichti- 
gen ,  welche  von  einem  Beamten  gefordert  wird. 
Ein  guter  Richter  ist  leicht  ein  sehr  mittelmäfsiger 
Verwallungsbeamter ,   und  umgekehrt.     Der  eine 


20     Tiberius  —  ex  oplimis  periculum  sibi ,    a  pessimis  dedecus 
publicum  meluebat.     Tac.  Annal.  I,   So.   —     Croimvell  sicherte  die 
te  IFerrschermacht  dennoch  dadurch,    dafs  er  die  Würdig- 
sten zu  den  öffentlichen  Steilen  aussuchte. 
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14  nm  |  niederen  Stollen  an  seinem  Platze; 

,  !  Im-  die  Iniheren  und  höchsten  Aem- 
Auch  die  Lust,    die  ein  Amtswer- 
,  in   gewissen   Geschäftsfache    hat,     der 
muth,    <lic  Lebendigkeit  oder  Bedächtlich- 
i,r   man    lieh   von   ihm  versprechen    darf, 
in   bucMag  zu  bringen.       Offenheit  ist  eine 
Tagend;     aber  Verschlagenheit  ist  zuweilen   ein 
notbvrendigei  Uebel.      Ein  Englisches  Sprüchwort 
v_t       l'.iiü'ti  Diel)  fangt  man  am  besten  durch  ei- 
Dieb!*9)     Armulh  ist  keine  Schande,    Reich- 
i  i  t  kein  Verdienst.     Aber  Habsucht  und  Ver- 
rrendung  fuhren  auf  demselben  Wege  zu  Hand- 
langen,    welche  mit  der  Unbestechlichkeit  eines 
Btaatsdietfcrs ,     dem  Wesen  der  Berufstreue  ,    un- 
ftninbar    lind«       Ein  Beamter,    der  nur  so  viel 
thnt,     als  er  thun  mufs,    um  sich  keiner  Verant- 
ussasetsen,    ist  ein  todtes  Glied  an  ei- 
lebenden   Körper;     aber  auch  der  Beamte, 
"  I«  und  seinen  Wirkungskreis  geschäftsgierig 
<  bltsl  ,    stört  die   allgemeine  Lebensordnung 
lel  Staates.      Bald  ist  es  rathsam,   einen  Mann  zu 
Vrifcleo,     drr  an  dem   Orte  seiner  Anstellung   als 
igenthümer  oder  durch  Familienverbindun- 
ron  Einflufi  ist,  bald  tritt  der  entgegengesetzte  i 

ratch  |  thief 
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Fall  ein.  In  dem  einen  Amte  ist  das  Feuer  der 
Jugend,  in  einem  andern  die  Kälte  des  reiferen 
Alters  zuträglich  u.  s.  w.  5o)  —  Jedoch  die  Haupt- 
frage ist,  wie  der  Fürst  die  Tauglichkeit  und 
Würdigkeit  der  Amtswerber  zu  prüfen,  woran  er 
den  .Mann,  den  er  sucht,  zu  erkennen  habe.  Vor- 
läufige Prüfungen,  (ein  Mittel ,  das  sich  am  mei- 
sten in  der  Einherrschaft  anwenden  läfst,)  können 
allerdings  schon  viel  leisten,  besonders  wenn  sie 
mündlich  und  öffentlich  sind.  3l)  Noch  sicherer 
und  vielseitiger  ist  der  Prüfstein,  welchen  das 
Amt  selbst  an  den  Menschen  legt.  Dieses  ent- 
schleiert auch  die  Gemüthsart,  weil  es  Macht 
giebt.  52)  Vor  allen  Dingen  aber  hat  der  Fürst 
auf  die  gehörige  Besetzung  der  obersten  Stellen 
Bedacht  zu  nehmen  3   mit  einem  bewaffneten  Auge 


3o)  Richelieu:  Testament  politique.  Der  Herr  und  der  Die- 
ner. \  on  F.  K.  v.  Moser.  Frkf.  1709.  8.  Gedanken  und  Mei- 
nungen über  Manches  im  Dienst.  Von  Scheflher.  Königsb.  2te 
Auflage.   1804.  8. 

5i)  Die  weitere  Erörterung  dieses  Gegenstandes  gehört  um  so 
weniger  hieher,  da  sie  nur  mit  Rücksicht  auf  einen  gegebenen 
Staat  fruchtbar  angestellt  werden  kann.  Mit  Rücksicht  auf 
Deutschland  erlaube  ich  mir  jedoch  die  Vortheile  der  Prüfungen 
durch  die  akademischen  Lehrer  in  Anregung  zu  bringen. 

Jedoch  ist  es  mehr  als  bedenklich,    sogenannte  Conduiten- 
n  (jährliche  Berichte  über  die  Amtsführung  der  Beamten)  ein- 
zuführen.   Zucht  tödtet  leicht  den  Geist.    Die  öffentliche  Meinung, 
die  Stimme   des  Gewissens  verliehren    an  Einllufs  ,    wenn  sie  von 
em/.elnen  Menschen  gleichsam  vertreten  werden. 
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h  in  der  Ferne  sehn.       Und  l>ey  der 
en  Stellen  kommt  dem  Für- 
Prefjfreyheit  herrscht,    da,    wo  das 
ordnete  vertreten  wird,    das  UJ 
ffentlichen  Meinung  zur  Hülfe  —  Nicht 
l    mehlig  ist  es,   den  Dienst-  und  Wetteifer 
Uten  Beamten  zu  spornen,    den 
i   einer  Schule   für  den  Staatsdienst 
■n.       Mine  Aufgabe  und  eine  Forderung 
roa  lehr  rrofaem  Umfange!    Sie  sieht  zuförderst 
mit  der   organischen  Vollkommenheit   der  Verfas- 
rhaupt    in    der    unmittelbarsten   Verbin- 
dung.      Wenn    die  Beamten   der  Arbeit  erliegen, 
mit    Handarbeit   ohne  Noth   und  From- 
ult  sind,   wenn  ihnen  ein  jeder  Schritt 
toi -»t m achni )i  .   kein  Raum  für  eine  selbstständige 
astliche  Handlungsweise  gelassen  ist,   so 
nufl    lie    dal  Amt  nach  und  nach  in  todte  Werk- 
rwandeln.       Vermöge    derselben  Forde- 
hal   der  Purst    die  Staatsdiener    überhaupt, 
Beamte  die  ihm  untergeordneten  mit 
""t  Höflichkeit,    und  selbst  mit  Nach- 
bonung  zu  behandeln.   Tadeln  frommt 
•'"heu:    am  wenigsten,   wenn  es  mit 
11  «•  °* •»•  Bitterkeit  geschieht.     Die  Schande,   die 
**en  trifft,     fällt  allemal  auf  die  Regie- 
g,   auf  dm  Fürsten  mehr  oder  weniger  zurück. 


III 

(Daher    einige   Regierungen  —    nahmentlich    die 
istlichen  —  in  den  entgegengesetzten  Fehler  ver- 
fallen  sind,     die  Beamten,     wenigstens   die   ober- 
sten,    in  keinem   Falle  zu  gerichtlicher  Verant- 
wortung zu  ziehn.)       Gegen  die  Vermuthung  der 
Rechtlichkeit,  welche  einem  jeden  Beamten  auch 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  zur  Seite  steht, 
lasse  man  nur  die  dringendsten  Beweise  zu.      Ins 
besondere  halte  man  diejenigen  Beamten  in  Ehren, 
welche    unmittelbar    über    das   Volk   gesetzt 
sind.  53)    Der  Feldherr  steht  allein  und  ohnmachtig 
da,    wenn  die  untern   und  untersten  Befehlshaber 
ohne  Ansehn  sind.       Endlich,   wie  der  Lohn,    so 
die  Arbeit.       Wenn   der  Staatsdiener  ein  standes- 
mäfsiges  und  gesichertes  Einkommen  hat,    wenn 
er  nach  Verdienst  zu  höheren  oder  einträglichem 
Stellen  befördert,   nicht  gegen  seinen  Wunsch  und 
Willen  bald  zu  diesem  bald  zu  einem  andern  Amte 
versetzt  wird,     wenn  er  seine  Treue  selbst  in  sei- 
nen Kindern  belohnt  sieht,    so  wird  ihn  der  ei- 
ne Vorlheil  spornen  ,   den  Vortheil  des  Staats  zu 
dem  seinigen  zu  machen.      In  der  Türkey  werden 
die  höheren' Beamten  nur  jedesmal   auf  ein  Jahr 
ernannt,     damit  der  Fürst  ihres  Gehorsams  desto 
if  wisser  sey ;    aber  durch  Bestechlichkeit  und  Er- 
pressungen pflegen    sie    sich    für  die  Ungewifsheit 
53)  Vgl.  Richelieu:  Testament  politique.    Chap.  8. 
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indei    zu    entschädigen.        Dagegen 
Mh    in    den    Deutschen   Ländern   Ge- 
rn vrelchen  dasselbe  Amt  und  mit  ihm 
rufstreue  von  dem  Vater  auf  den  Sohn 
ii    hindurch    fortgeerbt    hatte. 
/mn   \  N  btheil«  des  Pursten  und  des  Volkes  sind 
dl«  leltner  geworden« 

che  Brfolg  einer  Wahl  steht  in  Ver- 
hftltnifi  mit  der  Ansah]  derer,  unter  welchen  mar 
nn.       Gleichwohl    giebt  es   in  so  vieler 
Kini,  den  Gesetze,    welche  die  Zahl  der  zu 

den  öffentlichen  Stellen  Wählbaren  bald  so,    bald 
anders  beschränken« 

Am  blutigsten  ist  der  Fall,   dafs  das  Recht, 

an  der  Staatsverwaltung  Anlheil  zu  nehmen,    auf 

He  Btammesgenossen  oder  die   Landeskinder   be- 

i  i>t.       Je  kleiner  der  Staat,    je  beschränk- 

mithin    die   Auswahl    bey    der  Besetzung   der 

tri     i>t,     desto    naehtheiliger    für   den    öffent- 

isl    ist    eine   Beschränkung    dieser  Art. 

Staaten    gewährt  sie   wenigstens    den 

dafs  sie  die    loseren  Bande   des    Staats- 

*•*  rter  ansiebt.    Dennoch  sind  kleine  Staa-  | 

ten  gerade  am  feindseligsten  gegen  Fremdlinge  ge- 

Denn  sie  nähern  sich  verhältnifsmäfsig  ei- 

iimlienkreise.  H) 

—  Ein 

-    ron  Chlfriesland   machten    einst   die  Land- 
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Ein  anderer  Fall  ist  der>  dafs  die  Theil- 
nahme  an  der  Staatsverwaltung  auf  gewisse  Ge- 
schlechter ein- für -allemal  beschrankt  ist,  dafs 
also  ein  erblicher  oder  Ge  bur  ts  -  A.  d  e  1  55) 
in  der  Einherrschaft  besteht.  56) 

So  auffallend  auch  diese  Thatsache,  betrach- 
tet von  der  Seite  des  Piechts,  seyn  mag,  so  leicht 
erklärbar  ist  sie  doch  als  eine  Naturerschei- 
nung. Denn  erstens:  Die  Menschen  haben 
überhaupt  den  Hang,  die  Vorstellungen  der  Ver- 
nunft an  etwas  Aeufseres  zu  knüpfen,  ihnen  ein 
äufseres  Gleichnifs  unterzulegen.  Die  Religions- 
geschichte beurkundet  diesen  Hang  durch  eine 
Menge  Beyspiele;   auch  der  Erbadel  ist  ein  Spröfs- 


itände  den  Torwurf,  dafs  er  Ausländer  anstelle;  Jhro  Gnaden 
mögten  doch  in  Zukunft  mit  ihren  eigenen  Ochsen  pflügen.  Die 
Antwort  war:  Ihro  Gnaden  brauchten  keine  Ochsen  zu  Dienern. 
Moser  a.  a.  0. 

35)  Beachtenswerth  sind  die  Worte,  mit  welchen  die  verschie- 
denen Sprachen  den  Adel  bezeichnen.  Das  Deutsche  Wort:  Adel, 
bezeichnete  ursprünglich  das  Grundeigentum.  Eccard  ad  I  Sat. 
p.  $k'  ßieneri  commentar.  de  orig.  et  progressu  legum  juriumque 
Germ.  P.  II.  Vol.  II.  p.  ;5.  In  seiner  heutigen  Bedeutung  bezieht 
•s  sich  auf  die  Würdig!; eil  zum  Regieren. 

56)  Einem  so  oft  erörterten  Gegenstande .  wie  die  Lehre  vom 
4del  ist,  läfst  sich  kaum  eine  neue  Seite  abgewinnen.  Der  Schrift  - 
iteller  mufs  sich  mit  einem  bescheidneren  Verdienste  begnügen, 
ch  will  nur  zwey  der  neuesten  Schriften  anführen :  Von  Gagern; 
Die  Resultate  der  Sittengeschichte.  II.  Theil.  Die  Fürnehmen  oder 
lie  Aristokratie.  Wien  1812.  8.  lieber  den  Werth  des  Adels  w\d 
lie  Ansprüche  des  Zeitgeistes  auf  Verbesserung  des  Adels-  Insütu- 
es.  Vom  Frh.  v.  Wedekind.  UJ.  Th.  Darmst.  1818.  8 
Zacharii  rom  Staat.   II  g 
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.  ....       Zweytens:    Ein  jeder  Mensch 

M   Sprüche  in   Rechte,    seine  Rechte 

>my  »wandeln,    damit  er  und  seine 

ft,     des  Kampfes   mit   den  Mit- 

.,  überhoben,    d^  Ziel  desto  gewisser  und 

rolUtln«  icbe.      Drittens:   Es  kann  der 

.     ,,  nn  m    eine  jede  andere  mit  den  Grund-' 

,,  {\v>  Hechts  nicht  wohl  zu  vereinigende  Ein- 

,!<  nnoch  nach  Zeit  und  Umständen  eine 

Jtlutl   für  den  Staat  oder  doch  das   geringere 

Uebe!    «  \n.      Mnls  nicht  die  Regierung  zuweilen, 

I   an   den  edlen  Metallen,     ein  Papier- 

!   in  Umlauf  setzen?    Ist  die  Entstehung  eines 

ü  \(\v\<  weniger  begreiflich ,    als  die  Ent- 

der  erbliehen  Einherrschaft? 

loch,     so    genügend  auch   diese  Ursachen 

oder   leyn   mögen,    die  Entstehung  des  erbli- 

Adeli   im  Allgemeinen  zu  erklären,    so 

doch    in   einem   jeden   einzelnen  Falle 

>   besonderen  Vonvandes,  einer  bes  onde- 

Grundlage   zur  Aufführung  eines   Gebäudes, 

das    die  Aussichten    der    übrigen   Bürger    so    sehr 

ELmmerte.       Die  Verwaltung    des   Staates    ge- 

hnlnt   den    Tauglichsten    und  Würdigsten.       Die 

welche  die  Verwaltung  des  Staates 

ah  ihr  ausschließliches  Recht  ansprachen,    mufs- 

tani  den  Schein  für  sich  haben,   dafs 
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die   Tauglichkeit   und   Würdigkeit   zum  Regieren 
in  ihnen   erblich   sex.  57) 

Zur  gehörigen  Verwaltung  eines  Amtes  wer- 
den  erstens    gewisse  Anlagen   und  Fertigkeilen 
des    Geistes   und   des  Körpers    erfordert.        Kaum 
sollte    man   die  Entstehungsart   des  Erbadels   für 
möglich  halten,   dafs  diese  Anlagen  und  Fertigkei- 
ten    vorzugsweise    in     gewissen    Geschlechtern 
erblich  gewesen  wären.       Ist  es  nicht  ein  Geburts- 
unterschied   zwischen    dem  Menschen    und    dem 
Thiere,    dafs   das  Kind  ein  Urbild  ist,    während 
die  Jungen  der  Thiere  das  treue  Nachbild  der  Al- 
ten  sind?      Unter    den   Geschenken,     welche   der 
Brittische  Gesandte.   Lord  Mackartney,   dem  Kai- 
ser von  China  überbrachte  ,    befand  sich  ein  Ku- 
pferstich,   auf  welchem  der  Herzog  von  Bedford 
m  Jünglingsalter   abgebildet  war.       Barrow ,  be- 
mftragt,     die   unter  dem   Kupferstiche    stehenden 
Shrennahmen  des  Herzogs  ins  Chinesische  zu  über- 
etzen,    suchte  sich  den  Mandarinen,    durch  wel- 
che die  Uebersetzung  an  den  Kaiser  gelangen  soll- 
e,    dadurch  verständlich  zu  machen,    dafs  er  den 
lerzog  T  a-gin  ,    einen  grofsen  Mann  der  zwey- 
en    Ordnung  nannte.       Die  Mandarinen   erinner- 


5")  In  B.  Franklin's  Briefen  findet  man  eine  senderbare  arith- 
letische  Prüfung  dieser  Grundlage  des  Erbadel' 
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vrohl  den  Vater  meine.      Als  er 
bkeit  der  Herzogswürde  sprach, 
I,  über  die  Idee  eines  Menschen, 
r  gebohren  würde,    da  bey  ih- 
Jahre  des  angestrengtesten  Fleifses 
,,.      damit    man    seine    Prüfung 
Micfa  nur  für  die  unterste  Ordnung  der  Staatsäm- 
ter btstehn  Imune.  l8)  —    Gleichwohl  können  we- 
wisse   Kenntnisse  erblich   in  einem 
Gescbiri  die  leyn,  erblich  in  dem  Sinne,   dafs  sie, 
röhnliche  Fassungskraft  der  Menschen  nicht 
iLrend,     in  der  Regel  von  dem  Vater    dem 
Bohne  überliefert  werden  mögen.      Freylich  müs- 
im  diese  Kenntnisse ,  wenn  sie  einem  Erbadel  zur 
dienen   sollen,     theils    den  Geschlech- 
,    die  zufällig  in  dem  Besitze  derselben  sind, 
«im    bedeutende«   Uebergewicht  über   die  übrigen 
n  p    iheili  in  der  Eigenschaft  einer  Geheimwis- 
i*A    oder   durch   iuifsere  Hülfsmittel  als  ein 
•tfsschliefsliches  Eigenlhum  bewahrt  werden  kön-  I 
MD«       Die     Wissenschaft    von    göttlichen   Dingen 
en    Forderungen    wesentlich    zu    ent- 
sprechen.    Audi  läfst  sich  die  Erblichkeit  der  Prie-  j 
leicht  mit  der  Scheu  vor  den  ewigen  I 
Ottern  in  Verbindung  setzen.      Aus  der  erblichen  I 


58)  Traveli  in  China  etc      By  J.  Barrotv.     Lond.  i8o3.  *. 
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Ueberlieferung  jener  Wissenschaft  gieng  daher  bey 
so  vielen  Völkern  ein  geistlicher  Erbadel  hervor, 
z.  B.  die  Priesterkaste  der  Hindus,  der  Aegypler, 
das  Römische  Patriciat.  Die  Erblichkeit  der  Prie- 
sterwürde liegt  so  ganz  in  der  Natur  der  Sache, 
dafs  die  christliche  Kirche,  um  die  geistige  Erzeu- 
gung und  mit  ihr  die  höhere  Würde  ihrer  Prie- 
sterschaft zu  retten  ,  alle  Hülfsmittel  der  Macht 
iund  Klugheit  aufbiethen  mufste.  39)  Auch  die 
Vererblichkeit  der  Waffenkunde  diente  dem  erb- 
lichen Adel  nicht  selten  zur  Grundlage  oder  zur 
Stütze.  Der  Deutsche  Adel  zum  Beyspiel,  ins 
besondere  der  niedere,  obwohl  eines  andern  Ur- 
sprungs, sonderte  sich  doch  erst  dann  schärfer 
von  dem  Volke  ab,  als  er  den  Kriegsdienst  zu 
Rofs  zu  einer  Kunst  ausgebildet,  und  sich  der  aus- 
schliefslicheh  Ausübung  dieser  Kunst  durch  eine 
Zunftverfassung  versichert  hatte. 4<>) 

Zur  gehörigen  Verwaltung  wird  ferner  (aus- 
genommen in  der  Zwingherrschaft,  welche  je- 
doch nur  Diener  oder  Werkzeuge  des  Fürsten  und 


5g)   Cölibat  der  Geistlichen.      S.  auch:  c.  7.   17.   18.  X.  de  filiis 
presbvterorum.   c.  5.   i3.  16.  X.  de  concess.  praebend. 

40)  Schon  beym  Tacitus   (de  moribus  Germ.  c.  6.)  kommt  eine 
Hindeutung   auf  den  Ritteradel  vor.       Die    älteste    Nachriebt  von 
Rittergütern  mögte  sich  in  einem  Capit.  Caroli  Calvi  (Bafoz   U 
186.)  finden. 
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n.t<     kennt,)   A  del    der    Gesin- 
M1II  Nun   ist   zwar  das  Wort:   Ein 

m  tragt  gute  Früchte!*')   nur  mit  gros- 
Qjchrfpkungen    auf  die  Menschen    anwend- 
Wenn    jedoch   die  Erblichkeit  der  Glücks- 
Nachkommen   verdienter  Väter  der 
l    überhebt,     sich   mit  den  kleinli- 
n    und   (wenn   auch    mit  Unrecht)  verachteten 
fi    des   bürgerlichen  Lebens    abzumühen 
and   fiberhaupl    den   Erwerb  zum  Zwecke  ihre* 
Da>»  i   machen,     so   wird  die  Volksmeinung 

t  tu  dem  Fehlschlüsse  verleitet,   dafs  mit  den 
and   Verhältnissen  auch  das  Verdienst  der 
il    die   Söhne    forterbe.        Ohnehin    sind 
it,     und   das  Geheimnifs ,    welches    die 
umgiebt,   und  schon  die  Erblichkeit  des 
mens   BO    fiele  Gründe   oder  Veranlassungen, 
\  erdienat  der  Väter  auch  den  Kindern  in  Rech- 
nung iu  bringen«      So  geschah  es  denn,   dafs  aucl 

Meinung  von  der  Erblichkeit  des  Verdienstes  I 

(1<  M    zuweilen   zur  Grundlage,     allemal 

her  Stütze  diente.      In  China  geniefsen 

ommendea  Lon-fu-tze,  in  der  Türkey 

immed  gewisser  erblicher  Ehrenvor- 

!,lr-       !  andern  Erbadel  kennt  man  nicht. 


"'  forhl.us  et  Lonis  etc.  Horat. 
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Endlich  mufs  dem  Beamten,  wenigstens  un- 
ter gewissen  Umständen,  eine  ihm  eigentümliche 
äufsere  Macht  zu  Geholhe  seyn,  (er  mufs  z.  B. 
Vermögen  ,  Verbindungen  ,  ein  Ehrfurcht  gebie- 
thendes  Aeufseres  haben,)  wenn  er  seinem  Amle 
gehörig,  ins  besondere  mit  Nachdruck,  vorstehn 
soll.  Je  ungebildeter  nun  ein  Volk  ist,  je  mehr 
also  die  Einzelnen  der  Geistesbildung  und  der 
Sinnesart  nach  einander  gleich  sind;  —  je  un- 
ausgebildeter  eine  Verfassung  ist,  je  mehr  sie  also 
die  Kraft  und  Macht  der  Einzelnen  hervortreten 
läfst;  —  je  einfacher  die  Verhältnisse  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  sind,  je  mehr  sie  daher  die 
Wechselfälle  des  Glücks  ausschliefsen;  —  desto 
mehr  wird  eine  Verschiedenheit  der  Glücksum- 
stände  über  das  Recht  zu  befehlen  auf  der  einen, 
und  über  die  Notwendigkeit  des  Gehorsams  auf 
der  andern  Seite  entscheiden.  Wenn  nun ,  bey 
dieser  Lage  der  Dinge,  eine  gewisse  Verschieden- 
heit der  Glücksumstände  in  denselben  Geschlech- 
tern forterbt,  (und  nahmentlich  die  Verschieden- 
heit der  Vermögensumstände  ist  hierzu  geeignet,) 
so  werden  diese  Geschlechter  mit  der  Zeit  einen 
Erbadel  bilden  ,  welcher  durch  seine  Grundlage 
in  den  Stand  gesetzt  ist,  sein  Ansehn  durch  neue 
gleichartige  Stützen  (z.  B.  durch  Familienverbin- 
dungen,  durch  das  gesellschaftliche  Verhältnifs  z* 
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>  Forsten,)  tu  befestigen ,   einen  Erbadel,    für 
i    ..inli  die  Staatsgewalt  (z.  B.  so, 
t«  und  Familienfideikommisse  stif- 
r  zu  «tiften  gestaltet,)  besonders  wirksam 
1  um.       Diese  Entstehungsart   des  Erbadels 
lit  m>  unmittelbar  aus  dem  Wesen  aller  bürger- 
lichen m  ilichen  Verhältnisse  hervor,    dafs 
der  Hausschlüssel  zur  Geschichte  des  Erb- 
adrl-  zu  betrachten  ist.     Bey  weitem  in  den  mei-  i 

llen   entstand  der  Erbadel  in  dem  Kindes- 
alter  der  Völker   oder  der  Verfassungen   und  aus 
i     erblichen   Verschiedenheit    der  Vermo^ens- 
ide.    Da,  wo  er  unter  diesen  Voraussetzun- 
gen! entstand,  ist  die  Untersuchung  nur  auf 
dieser  Enlstehungsart  entgegenwirkenden  Ur- 
>en   zu  richten.  -     Den  Völkerschaften,    die 
der  Ja?d    oder  der  Fischerey  leben,     ist  fast 
Ol»«   tujnaftmc  ein  Erbadel  unbekannt;    da  mufs 
(1"  •  -Je  der  andere,    schafTen  und  darben. 

"  biufiger  kommt  bey  den  Völkern  ein  Erb- 
•,l1,1  -•    <<<"'"  Hauptbeschäftigung  die  Viehzucht 
'••  I    ''"'<"  kann  die  Ungleichheit  der  Vermö- 
»»rttode   .hon  gröfser  und  bleibender  seyn. 
Der  A,M   der  Araber,     der  Tartaren,    beruhtauf 
Endlage.     Jedoch  vorzugsweise  ist  es  die 

<  i'ung  des  Grundeigentümer  wel- 
E»»-*ehung  eines  Erbadels  führt.      Den» 


121 

diese  Art  des  Rcichthums  ist  am  wenigsten  von 
j  dem  Walten  des  Zufalles  und  von  der  Wandelbar- 
keit der  Preise  abhängig;  auch  ist  der  Grund  und 
Boden  seinem  Herrn  treuer,  als  bewegliches  Ei- 
jrenthum.  ^2)  Der  Erbadel  der  Deutschen  Völker 
z.  B.  ist  dieses  Ursprungs.  Der  Geldreichthum 
endlich,  ob  er  wohl  in  mehreren  Griechischen 
Freystaalen,  43)  in  Karthago,  44)  auch  in  mehre- 
ren Stadtgemeinden  Deutschen  Ursprungs,  die 
Reichen,  als  Einzelne,  vorzugsweise  zur  Staats- 
verwaltung befähigte,  hatte  doch,  beweglich  wie 
er  ist ,  nur  selten  (denn  Beyspiele  für  das  Gegen- 
theil  giebt  es  allerdings^))  die  Entstehung  eines 
erblichen  Adels  zur  Folge, 

Indem  ich  die  Ursachen  der  Entstehung 
eines  erblichen  Adels  darzustellen  versucht  habe, 
habe  ich  zugleich  mittelbar  die  Fragen  erörtert: 
Durch  welche  Ursachen  wird  einem  bestehenden 
Erbadel   die  Fortdauer  gesichert  oder  der  Unter- 


4a)  Bey  einem  Volke,  welchem  die  feinern  Lebensgenüsse  noch 
unbekannt  sind ,  verwendet  der  Landherr  seinen  Ueberflufs  auf  die 
Unterhaltung  eines  grofsen  Gefolges.  Ad.  Smith  über  die  ISatur 
und  die  Ursachen  des  IVationalreichthums.    V.  B.  II.  Ahth. 

^3)  iMebuhrs  Römische  Geschichte.    I,  114. 

44)  Arist.  Polit.  II,  8. 

45)  Ein  Beispiel  dieser  Art  dürfte  der  Römische  ordo  equester 
sevn.  Jedoch  bedarf  die  Geschichte  dieses  Standes  noch  einer 
weitern  Untersuchung. 


len 
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Waa  mufs  dieser  Stand  thun ,    urn 
,,  Vorrechten   zu  erhalten?    welche 
nem  Angriffe  auf  diese  Vorrechte  zu 
,! Der   Verstand    verwandelt  die  Ursachen 
m  in  Zwecke.) 
Wai  bat  der  Adel   zu  thun,    um  seiner  Voi 
:  Sie  Dauer  »ewifs  zu  seyn?  Immer  ui 
iselbe,    wenn  auch  bald  auf  diese,   bald 
auf  ödere  Weise,      Er  mufs  1.)  an  Geistes- 

bildung und  Kenntnissen  das  übrige  Volk  zu  über- 
ben   suchen.       Je   mehr  Wissenschaft  und  Ge- 
:    das  Gemeinguth   des  Volkes   werden, 
immer    lafst    sich    das    verhindern,)    desto 
»rderungen  mufs  der  Adel  an  sich  selbst 
hu  ,    deato  strengeren  Prüfungen  sollte  er  die 
-eines  Standes  unterwerfen.     Die  Guen- 
schen.    die  ehemaligen  Bewohner  der  Kanarischen 
In,    ballen  den  löblichen  Gebrauch,    dafs  der 
Ad  liehen   erst    dann  für  adlich  erklärt 
N>,,,l!         w*nn   er  eine  strenge  Prüfung  mit  Ruhm 
b«Unden    hatte.  2.)    Durch    adliche    Sitten 


n   und   <J.e   öffentlichen  Einrieh Hingen   der  Gueil- 
-  der  Mühe  gar  sehr  verlohnte, 
Ursprung  des  Volks  Cnach  der  Sprach- 
en  erforschen.      Vgl.  Geschichte  der  Entdeckung 
hon  Inseln.     Von  Bory  de  St.  Vincent. 
Nme  Erdbeschreibung  von  ganz  Afrika.  I.  Bd. 
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nuils  sich  der  Adel  auszeichnen.  Zwar  gebicthet 
der  Geburtsadel  schon  in  so  fern  eine  gewisse  Ach- 
tung, als  er  mit  der  Idee  des  Schicksals  in  Ver- 
bindung steht.  (Er  ist  lediglich  und  allein  ein 
Geschenk  des  Zufalls!)  Aber  der  Druck  des 
Schicksals  reizt  zum  Widerstände;  die  Achtung, 
die  man  fremdem  Verdienste  zollt,  ist  zugleich  ein 
l  Gefühl  der  eignen  Würde.  Freylich  sind  Sitten 
noch  nicht  Sittlichkeit.  Jedoch  eine  Rolle,  die 
man  lange  und  ernstlich  spielt,  wird  endlich  (wie 
August  in  einem  glänzenden  Beyspiele  zeigt,)  zur 
Wahrheit.  Die  Regel  und  der  Gegenstand  der 
verschiedenen  Beschäftigungen  sind  (wie  die  bey 
so  vielen  Völkern  47)  herkömmliche  Eintheilung 
der  Arbeiten  in  edle  und  unedle  beweist,)  auch 
sittlich  bedeutsam.  3.)  Endlich  und  vor  allen 
Dingen  bewahre  der  Adel  die  äufsere  Macht, 
welche  seinen  Vorrechten  zur  Grundlage  oder  zur 
Stütze  dient.  Ein  Fürst  ist  desto  abhängiger  vom 
Volke,  je  geringer  das  Krongut  ist.  Wie  könnte 
ein  Adel ,  der  arm  ist,  sich  und  den  Thron  hal- 
ten ? 

Man  sollte,    wenn   man  für  oder  wider  den 
Adel   spricht,     die    Rechtsfrage    gänzlich   auf 


',-)  X.  R.  l>ey  den  Griechen,  vgl.  Xenophontis  Oeconomic,  bey 
den  Deutschen.     Heineccii  elem.  juris  Germ.  §.  79. 
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sich  berührt  lassen.  Denn  das  verstellt  sich  von 
lelbat,  dafa  es  nach  Rechtsgrundsätzen  keinen  Erb- 
geben  kann  und  soll.  Der  Kampfplatz ,  auf 
freierem  sich  die  Freunde  und  die  Feinde  des 
Brbftdeh  allein  treffen  können,  ist  das  Gebieth 
des  Noihrcchts.  Alles,  was  sich  für  den  Erbadel 
ii  Utfrf  und  was  man  für  ihn  unter  den  man- 
nigfaltigsten Wendungen  gesagt  hat,  läfst  sich  am 
Bade  auf  die  beyden  Hauptgründe  zurückführen, 
daß  er  theils  für  dasBestehn  der  Staatsverfassung, 
iheils  für  die  gehörige  Verwaltung  des  Staates  eine 
unter  gewissen  Umständen  unentbehrliche  Bürg- 
schaft leiste.^8)  Alle  Angriffe,  die  man  auf  den 
Erbadel  machen  kann  und  gemacht  hat,  beruhen 
dagegen  auf  der  Entbehrlichkeit  oder  der  Schäd- 
lichkeit des  Erbadels  in  der  einen  oder  in  der  an- 
dern Beziehung. 

So  wenig  auch  dieser  Streit,  (so  wie  ein  jeder 
andere,  der  auf  dem  Gebiethe  der  staatswissen- 
•chaftlichen  Wahrscheinlichkeit  geführt  wird,)  zii 
<inrr  endgültigen  Entscheidung  geeignet  ist,  so 
dürfte  doch  derVortheil,  so  weit  bis 
■■tzt  unsere  Erfahrung  reicht  und  be- 
dingungsweise, auf  der  Seite  des  Adels 
i  n. 

3         rn  Seite    i  ii. 
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i.)  Nur  in  den  einherrschaftlichen  Verfas- 
sangen  mit  einem  Erbadel  scheint  Volksfrey- 
heit  mit  ihren  Segnungen  gedeihn  zu  können*  Da- 
für spricht  der  Zustand  der  Europäischen  Mensch- 
heit unter  Verfassungen  dieser  Art,  wenn  man  ihn 

Imit  dem  Zustande  anderer  Völker  vergleicht,    da- 

ifür  das  geistige  Uebergewicht  der  Europäer  über 
andere  Völker  des  Erdbodens.  Ich  behaupte  nicht, 
dafs  eine  jede  Einherrschaft  mit  einem  Erbadel 
für  die  Freyheit  des  Volks  Gewähr  leiste.       Sonst 

[würden  mich  die  Einherrschaften  mit  Kasten,  und 
selbst  die  Europäischen  Verfassungen  der  früheren 
Zeit  widerlegen.  Nur  das  behaupte  ich,  dafs  der 
Fürst  über  Knechte  oder  über  Unmündige  gebie- 

fthen  mufs,  wenn  er  auch  ohne  einen  Erbadel  sei- 
ner Herrschaft  gewifs  seyn  will.  Und  so  oft  man 
auch  gegen  diese  Behauptung  angekämpft  hat,  so 
ist  man  doch  den  ges  chichtlichen  Beweis  de« 

'Gegentheiles  bis  jetzt  schuldig  geblieben. 

2.)  Je  mündiger  das  Volk,  desto  unent- 
behrlicher ist  ein  Erbadel  zum  Bestehn  der 
Einherrschaft»  Stehtauf  der  einen  Seite  ein  frey- 
heitsmuthiges  Volk,  und  auf  der  andern  Seite  der 
Fürst,  —  ein  Vorrecht  vertheidigend,  welches 
durch  kein  Gleichnifs  in  den  Augen  des  Volkes  ge- 
mildert oder  begreiflicher  gemacht  wird,  verthei« 
digenr)  dieses  Vorrecht  ohne  Bundesgenossen,   wel- 
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I  fremden  Vorrechte  das  eigene  schütz- 

.  t  also  Wechsel  und  Beständigkeit,    Le- 

i     lir  ,   Mannigfaltigkeit  und  Einheit  grell 

nut «  inander  gepaart;  so  kann  der  Ausgang  des  dann 

Libleiblichea  Kampfes  (man  erinnere  sich  nur 

des  Königthumes   in    England  im 

ii  und   in  Frankreich  im  i8ten  Jahrhunderte) 

zweifelhaft  seyn.      Unter  andern  Vor- 

.  m  Ixfct    sich    von    dem   Erbadel  kaum  : 

leibe    Vortheil    erwarten.        Der   Europäische 

Adel  des  Mittelalters,   als  er  das  Volk  nicht  mehr 

;u  fürchten  hatte,    stand  oft  genug  stolz   gerüstet 

i  leine  Pursten  auf.     Wenn  schon  in   Zwing- 

rtchaften,    (mit  deren  Wesen  ein  Erbadel  un- 

nl».  r  i>D   der  Fürstenmord,   (in  diesen  Ver- 

ii    das   einzige   Mittel    gegen    unleidlichen 

der  Herrschergewalt,)  bey  weitem  häu- 

rorkommt,   als  in  den  Verfassungen   mit   ei- 

Mm    Erbadel,     so  beweist  das  doch  nur  so   viel, 

daf>  die  Zwinghemchaften,  kaum  eine  Stufe  über 

Naturstand   sich  erhebend,     mehr  nach  dem 

'•"•'-    all  nach    dem   Staatsrechte   bestehn.        In 

andern   Rinherrichaften    ohne  einen  Erbadel ,    inj 

'    »Ummvaterlichen,   (z.  B.  in  China.)   gehören   i 

Krönungen    dennoch    zu   den   selten  oder  nie  i 

dunen. 

3.)   Von  besonderer  Wichtigkeit    für    diesen 
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Streit  ist  die  Eintheilung  des  Erbadels  in  den  der 
Staatsverfassung   und  in    den    der   Staats- 
verwaltung. ^9)       Der    erstere    bezieht    sich 
auf  die  Theilnahme    an    der  Gesetzgebung;    eine 
Hauptart    desselben,     (die   ich   hier   vorzugsweise 
vor  Augen   haben  werde,)  ist   die,     welche  zum 
Bestehn   und  Gedeihn  der  einherrschafllichen  Ver- 
fassungen mit  einer  Volksvertretung  für  nothwen- 
dig  erachtet  wird.       Der    letztere  bezieht   sich 
auf  die  Verwaltung  der  Staatsämter;    sey  es  ,    dafs 
der  Fürst   nur   die  Staatsämter   vorzugsweise   mit 
den  Mitgliedern  dieses  Standes  zu  besetzen  hat? 
3der  dafs  die  einzelnen  Geschlechter  schlechthin  in 
lern  erblichen  Besitze  gewisser  Aemter  oder 
Elegierungsrechte  sind.50)     In  allen  einherrschaft- 
ichen    Verfassungen   Deutschen   Ursprungs    hatte 
ler  Erbadel  einst  beyde  Vorrechte  zugleich.    (Und 
larinn  liegt  eben  die  Hauptschwierigkeit,     dafs  es 
o  schwer  ist,  von  dem  erstem  Vorrechte  das  letz- 
ere   zu  trennen!)      Der   Brittische  Adel  hat  sich 
lach  und  nach  der  Idee  eines  Verfassungsadels  gr- 


ell 


49)  Man  hat  den  erstem  auch  die  Pairschaft  oder  den  konstitu- 
onellen  Adel ,  und  den  letztern  (nicht  eben  schicklich)  den  Feu 
al-AdeJ  genannt. 

50)  Eine  der  sonderbarsten  Vcrirrungen  des  menschlichen  Gei- 
ist  wohl  die  Idee  eines  dinglichen  Adels,    eine  Eigenthüm- 

hkeit  der  Verfassungen  Deutschen  Ursprungs. 


128 

r")      In  Frankreich  (und  anderwärts)  hat 
ichen   nachgebildete  Verfassung  das 
Hioderntfa  su  übersteigen,   dafs  ein  Erbadel 
,   \it  in  einen  der  ersten  Art  umgestal- 
te  oder    durch    diesen  dem  Bürgerstande  gleich- 
i  |||  iMrden  soll.      * 
Die  Gründe,   die  man  für  den  Regierung  s- 
. \(  i   Einherrschaft  angeführt  hat,   —   dafs  ein 
losse  Jen   andern   desto  strenger  bewa- 
iin-lir  durch  die  Schande  Einzelner   das 
hl  Aller    iioführdet  werdej   dafs  der  Ahnen- 
dei    Gegensatz  und  das  Gegengift  einer  nie- 
nkart,   ins  besondere  des  Geizes  und  der 
loch!  iey;    dafs  ein  Stand,    der  auf  Anstellung 
ÜB  öffentlichen  Dienste  rechnen  kann,     die  Vor- 
bereitung zu  diesem  Dienste  zu  seiner  ausschliefst 
n    oder  angelegentlichsten  Beschäftigung  ma- 
de;    u.   $.   w.   —     Diese  Gründe   können 
vissen    Bedingungen    allerdings    von   Ge- 
>.     W(  nn  aber  schon  die  öffentliche  Mei- 
ittrch  ihre  gesetzlichen  Organe  die  Staatsdie-  1 
m,     ja   hesser  bewacht,     als    sie   von 
rossen   bewacht  weiden  können;     wenn   I 
«Mm  Volke   ein  Stolz    von  höherer  Ab- I 
kunft  jj 

^''nheumled  Kingdom.  ofOreat-Britain  .na   « 
»'»l'ebr.u.     Lond.     Ed.  IX.   .8,4.  IL  Vol. 
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kunft,  als  der  Stolz  auf  fremdes  Verdienst ,  wenn 
sich  der  Stolz  auf  eigenes  Verdienst  bey  ihm  ent- 
wickelt hat;  wenn,  nach  den  dermaligen  Ver- 
haltnissen der  bürgerlichen  Gesellschaft,  der 
fr  eye  Zutritt  zu  den  öffentlichen  Stellen  dem 
Staate  die  tauglichsten  und  würdigsten  Beamten 
verspricht;  so  verwandeln  sich  jene  Gründe  in  so 
viele  Gegengründe.  —  Ich  brauche  nicht  erst  zu 
erinnern  ,  dafs  diese  und  ähnliche  Einwendungen 
ganz  besonders  den  Regierungsadel  treffen ^  wel- 
cher in  dem  erblichen  Besitze  gewisser  Aemter 
oder  Hoheitsrechte  ist.  Man  weifs  ja  aus  der  Er- 
fahrung, welche  Früchte  die  grundherrliche  Ge- 
richtsbarkeit in  Deutschland  vind  anderwärts  ge^ 
tragen  hat,  und,  so  viel  auch  die  Regierungen 
gethan  haben  ,  um  die  Verwalter  dieser  Gerichts- 
barkeit den  von  dem  Fürsten  angestellten  Beam- 
ten gleichzusetzen,   noch  trägt»  52) 


-52)  Man  wirft  so  oft  auch  den  bescheidenen!  Freunden  von 
IS'euerungen  vor,  dafs  sie  die  Gründe  gegen  das  Alte  aus  der  Luft 
greifen.  Ich  könnte  eine  gute  Anzahl  Beispiele  aus  Akten  anfüh- 
ren, dafs  wenigstens  dieser  Tadel  nur  zu  gegründet  ist:  Beyspie- 
le ,  dafs  das  Recht  unverantwortlich  gebeugt  wurde,  wenn  der  Ge- 
richtsherr der  Kläger  war:  Beyspiele,  dafs  Verbrechen  unbestraft 
blieben,  weil  es  der  Vortheil  des  Gerichtsherrn  forderte  u.  s.w. 
Jedoch  des  Vorganges  wegen  ist  es  allemal  bedenklich,  ein  urkund- 
liches Recht  ohne  weiteres  zu  vernichten.  Ein  Ausweg  würde  der 
seyn  ,  wenn  in  gewissen  Fällen  den  Partheyen  verstattet  würde,  die 
Sache  sofort  der  Entscheidung  der  landesfürstlichen  Gericht«  iu 
Unterwerfen. 

Zachariä  vom  Staat    II.  O 


I.p 


\ 


|;mi|„mtm -Is-.rifii  mit  einem  Erbadel,   welcher 
tigebung,   als  für  die  Verwal- 
lui  (t  ist,   nähern  sich  der  Mehrherr- 

scliaft.   die    Miogel  und  die  Vorzüge  dieser  Ver-% 
fassung   thriUiid.      Aus    dem    Standorte   der    Ein- 
trat)» tet,   sind  sie  noch  verwerflicher, 
iuherrschaften ,  in  welchen  hlos  für  die 
xaltung    ein    Erbadel   besteht.       Der 
fürst,    berufen)   den  Willen  der  Mehrheit  des  ge- 
tarnten  Volkes  Aussusprechen  und  zu  vollziehen, 
i«I   in  einer   Verfassung  dieser  Art   zum  Häupt- 
linge  oder   /.um  Werkzeuge  eines  einzelnen  Stan- 
des herabgewürdiget.     Daher  das  Streben  der  Eu- 
roptischen  Pursten  des  Mittelalters,   sich  von  der 
munds*  bafl  des  Adels  zu  befreyen. 

11    scheint    der    Erbadel   der    Verfas- 
sung,  Loi  besondere  in  so  fern,  als  er  mit  einer 
ertretuQg  gepaart  ist,   alle  Vortheile  in  sich 
zu    rereinigen,    welche  man    sich  nur  von  einem' 

idel  rerspreeben  kann.     Die  Einherrschaft  mit 

einer    Voll; Vertretung ,    den    Launen  des    Fürsten 

und   der    Wankelmuth   des  Volkes    zugleich   ei- 

Ipielnutin    erstattend,    bedarf  vorzugsweise 

•  »enden  Kraft,   eines  Zusatzes,   welcher 

l,ie    Stetigkeit    der    Staatsverwaltung    Gewähr' 

1,1,1       Das  ist   aber   der  Vorzug   der   Mehrherr- 

ichaft,   am   meisten   der   der  erblichen,    dafs    sie 
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ihre  Zwecke  und  Pläne  mit  eiserner  Beharrlich- 
keit verfolgt.  5°)  Wenn  man  in  irgend  einem 
Falle  hoffen  darf,  dafs  sich  ein  Vorrecht  der  Ge- 
burt in  ein  Vorrecht  des  Verdienstes  verwandeln 
werde  ,  so  ist  es  in  dem  vorliegenden.  Denn 
theils  mögie  es  leichter  seyn  ,  durch  eine  sorgfäl- 
tige Erziehung  einem  Menschen  die  wissenschaft- 
liche Bildung  zu  geben  ,  welche  zur  Beurtheilung 
eines  Gesetzvorschlages  befähigt,  als  die  Geschick- 
lichkeit, welche  zur  gehörigen  Verwaltung  eines 
wichtigern  Amtes  erfordert  wird,  theils  ist  der 
Vortheil  des  Landeigentümers  (und  aufdasLand- 
eigenthum  ist  dieser  Adel  zu  gründen,)  verhält- 
nifsmafsig  der  sicherste  Prüfstein  für  die  Zweck- 
mäfsigkeit  eines  Gesetzes.  Noch  volksthümlicher 
wird  ein  solcher  Adel  seyn,  wenn  er,  auf  seinen 
Landsitzen  wohnend,  die  Landwirthschaft  auch 
zu  seinem  Geschäfte  macht.  50  Allemal  aber 
wird  in  einer  solchen  Verfassung  die  Eintracht 
unter  dem  Adel-  und  dem  Bürgerstande  durch  den 
Antheil  vermittelt,  welchen  das  Volk  durch  seine 
Abgeordnete    an   der    Gesetzgebung  nimmt.      Die 


53)  Der  Satz:  Universitas  non  moritur !  ist  auch  in  diesem 
Sinne  richtig. 

5^)  Die  Europäischen  Fürsten  zogen  einst  den  Adel  an  den  Hof, 
damit  er  gehorchen  lernte.  In  der  Verfassung,  von  welcher  liier 
die  Rede  ist,  wird  es  klüglich  sevn,  den  Aufenthalt  de»  Adels  auf 
dem  Lande  zu  befördern 
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\rV  ,i,vs  Oberhauses  sind  der  Adel  der  Kro- 
di€    des    Unterhauses    der   Adel    des    Volks. 
min-  tritt  an  die  Stelle  des  Machtneides. 
,.)   Bin  Krbadel,   welcher  die  dem  Verdien- 
ste gebührende  Achtung  nur  als    ein  Geburtsrecht 
,    ohM   jedoch  dem  Verdienste   die   gebüh- 
rtndk  Afthtang  lü  versagen,  ist  wesentlich  verschie- 
den   roll  einem  Erbadel,   der  keine  andere    Ehre, 
als  die  leinige  ,  kennt.      Die  Ansprüche  des  erstem 
lind    mir    unrechtmäfsig,    die    des    letzteren   sind 
chtlieh.      Ein    Adelsrecht    der    erstem    Art 
kann  auf  die   Sittlichkeit  eines  Volkes  sogar  wohl- 
thitig  wirken.      Denn  es  fordert  den   einen    Theil 
des   Volkes    auf,    das,     was   ihm    das    Glück    ge- 
II  lienkt,    und    den   andern,   das,    was    ihm    das 
versagt  hat,   dennoch  sich  selbst  zu  ver- 
lad,      Bfl    macht  wenigstens  Ehre,    und   nicht 
'       i    und    Gut,    zum  Abgotte    des   Volks.     Darf 
trien   dm   Berichten    der   Reisenden   Glauben    bey- 
10   ist  Eigennutz  ein  so  hervorstechender 
in   d(i    Denk-   und  Gern  üths  -Art  der  Bewoh- 
rdUmerikanischen    Freystaaten,     dafs 
rermchl    wird,    dem  Europäischen  Erbadel 
ii  4er  in  jenen  Staaten  bestehenden  Gleich- 
dftff    BUnde    eine  Lobrede   zu  halten.      Dage- 
rerdirbt  ein  Adelsrecht  der  zweyten  Art  sowohl 
bteten  als  die  Gemeinen,  weil  es  beyde 
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mit  der  Menschheit  entzweyt.  Nach  der  auf  den 
Freundschaftsinseln  herrschenden  Glaubenslehre 
haben  nur  die  Häuptlinge,  nicht  die  Gemeinen, 
eine  unsterbliche  Seele!  In  einigen  Europäischen 
Staaten  giebt  der  Adliche  wegen  einer  Ehrenkrän- 
kung nur  dem  Adlichen  und  nicht  dem  Bürgerli- 
chen diejenige  Genugthuung,  welche  von  der  öf- 
fentlichen Meinung  allein  für  eine  Genugthuung 
gehalten  wird. 

5.)  Es  giebt  einen  Geburtsadel,  welcher  der 
Natur  selbst  sein  Daseyn  verdankt.  Mit  ausge- 
zeichneten Anlagen  des  Geistes  oder  des  Körpers, 
mit  einer  edleren  Gemüthsart  stattete  die  Natur 
einen  Theil  unseres  Geschlechtes  aus.  Dieser 
Geburtsadel  dar  Natur  ist  die  endliche  Ursache 
eines  jeden  gesetzlichen  Geburtsadels.  Nur  des- 
wegen tadelt  man  den  letzteren,  weil  er  nicht  im- 
mer mit  dem  ersteren  zusammen  trifft.  —  Es 
steht  in  der  Macht  des  Staates,  diesen  Adel  wenig- 
stens einigermafsen  zu  entkräften,  a)  Die  Regie- 
rung hat  zu  diesem  Ende  die  Männer  bürgerli- 
cher Abkunft,  die  sich  durch  Verdienste  um  die 
Menschheit  oder  den  Staat  besonders  auszeichnen, 
in  den  Adelstand  zu  erheben.  In  dem  Geiste  die 
*«s  Grundsatzes  stellten  unsere  Vorfahren  den  Adel 
de-  Hochschulen  (die  Doctores)  dem  Adel  des 
Statte«    gleich.      Vielleicht    wäre    dieser    gelehrte 


A(|t.|  lern  Pfleg«  von  Seiten  der  Regie- 

m,!,t    unwerth  gewesen]     b)  Zur  Erwcr- 

drls  sollte  nur  die  eheliche  Ab- 

rtiinnmilg  r#u  eiaeai  adlicken  Vater  erforderlich 

1  >,,,,,    dk    allein    haltbare  Voraussetzung, 

,•   II,,.!»  für  den  gesetzlichen  Erbadel  in  Be- 

iuf  den  natürlichen  Geburtsadel  anführen 

t  dir.    clals  das  Verdienst,  welches  sich  der 

l  r   um  den  Staat  erwarb,  durch  Beyspiel  und; 

l  nlerriehl    auch    auf  den    Sohn   forterben   werde. 

Das  (i<  >rt/, ,    welches  die  Vorrechte  des  Erbadels 

•neb  durch  den  Adel  der  Mutter  bedingt,  hat  noch 

n  Mth,   dafs  es  den  Adel  erst  recht 

l'Miinafsig  von  den  übrigen  Stän- 

fcdei  1  ,   dftfj  i     mit  dem  menschlich  schönen 

aft    dei   weiblichen    Geschlechts,    Friede    und 

latht  nnler   den   Menschen  zu   vermitteln,   in 

WlA  ph   liefet.     Das  Römische  Volk  richtete 

*  "  *&&  auf  das  Fulriciat  gegen  das  Ge~ 

Pafelii:    Patribus  cum   plebe   jus 

"     "fc,  ^)      c)  Der  Adel  sollte  nur  auf 

•kphrnen  forterben,   weil   auch   die 

V,h  VToriiebe     für    die    Erstgeburth    hat. 

Sui  andern  Art  sprechen  für  diese 

Kampfes  um  dieses  Gesetz,    der  Ver<n, 
e     verdient    in  mehr  als  einer  Hinseht 
■       l..v.  LA    IV 


. 
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Erbfolgeordnung.  Die  nachgebohrnen  Kinder  bil- 
den dann  ein  Mittelglied  zwischen  dem  Adel-  und 
Bürgerstande.  Der  Adel  steigt  im  Preifse,  weil 
er  seltner  ist.  Wenn  man  den  Adel  als  einen 
Prunkaufwand  betrachten  kann,  den  das  Volk  zum 
Besten  der  Einherrschaft  zu  machen  hat,  so  for- 
dert es  schon  die  Sparsamkeit,  die  Zahl  der  Ad- 
lichen   zu  beschränken. 

Endlich:  6)  Man  vergesse  bey  diesem  Streite 
nie,  dafs  es  sich,  in  so  fern  von  dem  Europäi- 
schen Adel  die  Rede  ist,  von  einer  Einrichtung 
handle,  welche,  seit  Jahrhunderten  bestehend, 
mit  unseren  Meinungen  und  Sitten,  mit  der 
Sprache  und  Gestaltung  unseres  bürgerlichen  und 
öffentlichen  Verkehres  auf  das  innigste  verwach- 
sen ist.  Gegen  eine  Einrichtung  dieser  Art  fruch- 
tet nicht  Gewalt,  ausgenommen  die  äufserste; 
der  Baum  wurzelt  fester,  wenn  ihn  Stürme 
schütteln,  ohne  ihn  zu  entwurzeln.  Aber  man 
kann  einen  Berg  auch  so  der  Ebne  gleich  machen, 
dafs  man  die  Ebne  erhöht.  Die  Römer  stürzten 
ihr  Patriciat;  aber  an  die  Stelle  desselben  trat  bald 
ein  neuer  Adel ,  welcher  sich  dem  emporstreben- 
den Verdienste  nicht  minder  eifersüchtig  entgegen- 
stellte,   als    der    ehemalige.   ^)     Adelssinn    (nicht 


56)  Vgl.  die  Rede  des  Marius  b.  Sallust.  Bell.  Jugurt,  c  85. 
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,.;„„.,     ;.,  das    ErMheil  eines  jeden    Men- 


M 


m.,     Von    der    Organisation    der    Staats- 

,  ni •„  altung    überhaupt.  57) 

i.i,,,  ,,  ,1,  l\.'j.iorungsform  neigt  sich  mit  der 
Zeit  mehr  und  mehr  zum  Mechanism  hin, 
(Öamibc    Schicksal   hat  der  Mensch,   so  wie  er 

- 

altert!)      Auch  deswegen  ist  die  schwierigere  Auf- 
gabe il  i  (  .  eine  or  ganisch-vollkommene  Regie- 
rtform  darzustellen. 

Das    organische    Princip   kann   und   mufs  in 

m   \  i  rhältnisse  hervor-  oder  zurücktreten,   in 

welchem  die  Verfassung  überhaupt  mit  den  Grund- 

dea    Rechts    in   Uebereinstimmung  oder  in 

Widerspruch    steht.      Auch   in    so    fern,    als    der 

Mensch    mit   Freiheit  begabt  ist,   sind  ihm  Pflan- 

n  und  Thiere  uidirr  verwandt,   als  die  unorgani- 

Maturkörper,     In  den  Zwingherrschaften  ist 

du«  mechanische  \  ollkommenheit  der  Regierungs- 

Hauptsache,    in    den    Freyherrschaften 


iften   ohne  Stünde  oder  ohne  eine  Volks- 
rliegenden  Aufgabe   die  Organisation 
d'r   **•■*  |   fibtrfaaiipt  bcgriflTen.     Anders  in  dem  entge- 

S'»gr  Palle. 
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Je  einiger  ein  Volk  in  sich  selbst  ist,  je  freyer 
es  über  die  Natur  gebiethet,  desto  empfänglicher 
für  organische  Vollkommenheit  ist  die  Verfassung 
des  Staates.  Innere  Unruhen,  langwierige  Krie- 
ge oder  unglückliche  geben  dem  mechanischen 
Principe  das  Uebergewicht  über  das  organische. 
Beispiele  sind  die  Schreckensregierung  in  Frank- 
reich während  der  Revolution ,  die  Nachtheile, 
welche  der  durch  diese  Revolution  herbeygeführte 
Krieg  für  die  Englische  Verfassung  gehabt  hat. 

Alle  Regeln  für  die  Einrichtung  der  Staatsver- 
fassung sind  am  Ende  aus  der  geistigen  und  kör- 
perlichen Beschaffenheit  des  Menschen  zu  schö<- 
pfen.  Die  Staatsverfassung  läfst  sich  mit  einem 
3emälde  vergleichen,  das  von  lebendigen  Men- 
schen dargestellt  wird. 

1 .)  Die  Regierungsform  mufs  auf  das  Maafs 
ron  Arbeit  berechnet  seyn,  welches  man  über- 
haupt von  den  Menschen,  als  Menschen,  und 
ron  einem  Arbeiter  nach  seinem  Lohne  erwar- 
ten und  fordern  darf.  Den  höheren  Beamten 
<ann  man  eine  gröfsere  Geschäftslast  aufbürden, 
ds  den  niederen  und  untersten.  Denn  die  Ar- 
beiten der  ersteren  sind  belebender,  weil  sie 
geistiger,  lohnender,   weil   sie  glänzender  sind. 

*0  Die  Regierungsform  mufs  auf  die  Schran- 
ken berechnet  seyn,   welche   der  Wirksamkeit  der 
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Menicben  $*faerlich  gesetzt  sind.  Es  mufs 
daher  die  Zahl  der  Bearnlen  mit  dem  Umfange 
des  Gebieths  und  mit  der  Bevölkerung  in  Ver- 
hältnis >tehn.  Jedoch,  je  geistiger  die  Arbeit, 
desto  weiter  kann  sich  der  Gewaltskreis  des  Be- 
amten erstrecken.  Je  weiter  er  sich  unter  die- 
ser Voraussetzung  erstreckt,  desto  mehr  gewinnt 
der  Beamte ,  als  solcher,  an  Ansehn.  In  der 
Ferne  verschwindet  der  Mensch  mit  seinen  Schwä- 
ihen    und  Gebrechen.   58) 

3.)  Das  Wissen  der  Menschen  ist  Stückwerk,  < 
ihr  Urtheil  dem  Irrthume  unterworfen.  Daher 
z.  B.  die  Noihwendi^keit  mehrerer  Amtsstufen, 
einstanzen.)  Die  Zahl  der  Amtsstufen  59)  sollte 
in  einem  jeden  einzelnen  Fache  und  Falle  mit 
der  Schwierigkeit  der  von  der  Regierung  zu  lö- 
senden Aufgabe  in  Verhältnifs  stehn.  Aber  schwer, 
ja  unmöglich  ist  es,  diesen  Grundsatz  durch- 
zuführen. Bald  mufs  man  die  ihrem  Gegen- 
e  tan  de  nach  minder  wichtigen  Sachen,  bald  die, 
■wicht  keinen  Verzug  leiden,  für  die  leichteren 
llen  lassen.  Allemal  aber  hat  die  Regierung 
einr    j(»de   einzelne  Behörde   in   dieser  Stufenfolge 


58^   Major  0  longiaquo  reverentia.     Tac. 

S$)  Bemerkenswert!)    ist  die  Rolle,    welche  die  Zahl  Drey  in 
&•**•'  ng  in  so  vielen  Verfassungen  spielt. 
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uls  gleich  unentbehrlich  zur  gehörigen  Erledi- 
gung der  Sache  zu  betrachten.  Es  ist  ein  sehr 
j  gefährlicher  Irrthum ,  wenn  man,  in  der  Voraus- 
setzung ,  dafs  die  von  den  unteren  Behörden  be- 
gangenen Fehler  denn  doch  von  den  höheren 
Stellen  verbessert  werden  können ,  nur  auf  die 
Vollkommenheit  dieser  Bedacht  nimmt.  6o). 

4.)  Die  Regierungsform  ist  auf  die  Verschie- 
denarligkeit  der  Regierungs  -  Geschäfte  auch  in  so 
fern  zu  berechnen,  als  nach  dieser  Verschieden- 
artigkeit zugleich  die  Bedingungen  verschieden 
sind,  unter  welchen  die  öffentlichen  Angelegenhei- 
ten von  den  Beamten  ,  als  Menschen,  gehörig  ver- 
waltet werden  können.  —  Wenn  z.  B.  zu  einer 
gewissen  Art  von  Regierungsgeschäften  Kenntnisse 
f  oder  Geschicklichkeiten  erfordert  werden,  die  man 
sich  nur  durch  eine  vorzugsweise  auf  dieses 
Fach  abzweckende  Vorbereitung  verschaffen  kann, 
so  sind  für  dieses  Fach  billig  besondere  Beamte 
zu  bestellen.  So  sind  ferner  Hand-  und  Kopf- 
Arbeilen  möglichst  von  einander  zu  trennen.  Be- 
sonders aber  wird  durch  die  aufgestellte  Regel 
die  unmittelbar  vorhergehende  beschränkt.    Wenn 


6o">  Vgl.  über  die  3te  Regel  —  und  über  den  vorliegenden 
Gegenstand  überhaupt  Moser  und  Schcflner  in  den  oben  a. 
Sth  und:  A.  W.  Rehberg  über  die  Staatsverwaltung  Deutscher 
Länder  und  die  Dienerschaft  des  Regenten.     Hanov.   1807.  8. 
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n  Besorgung  einer  gewissen  Geschäfts- 
gattung   anschauliche  Kenntnifs  von  Menschen  und 

1  hen  ,    Einheit  der  Ansichten  ,   Schnelligkeit  und 

ichdruck  vorzugsweise  erfordert  wird,   für  die 
valtung    in   der  entern  Bedeutung  also, 

il  nicht  Gesamtheiten,  sondern  einzelne  Men- 
schen zu  wählen.  Eine  Gesamtheit  ist  doch  alle- 
mal mir  der  Schatten  von  einem  Menschen! 

").)  Uie  Regierungsform  soll  den  Beamten 
die  Macht  entziehen,  Böses  zu  thun.  —  Eins 
der  erprüftesten  Mittel  für  diesen  Zweck  ist  die 
Trennung  des  Kriegs-  und  des  Friedens-Befehls,  6l) 
Die  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  bewahrte  das 
Altpersische  Reich,   ungeachtet  seiner  Gröfse,   lan- 

Jahre  hindurch  vor  innern  Unruhen,    dem  Erb- 
übel  M>  vieler  Asiatischen  Reiche.      Erst  dann,   als j 
die  Beherrscher  dieses  Reichs   schwach  genug  wa- 
ren ,   den  Kriegs-  und  den  Friedensbefehl  in  die-j 
selben   Hände  zu    legen,    begannen   die  inneren 
Spaltungen,    welche    (wie    fast  immer)   dem   aus- 

(rtigen  Feinde  den  Weg  bahnten.  62)    Denselben 
Grundsalz  befolgte  Diokletian  und  Konstantin  bey I 
der  Umgestaltung  der  Verfassung  des  Römischen  | 


61)  Monte<rniieu.    Esprit  des  lois.     V.   19. 

Ifl)  HteiWi  Ideen  über  die  Politik  etc.   der  vornehmsten  Völ- 
ker der  alten  Welt.      lste  Abth. 


I 
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Reichs;  und  das  neue  Gebäude  hatte  vor  dem  al- 
tern wenigstens  den  Vorzug  der  Festigkeit  vor- 
aus. 65)  Dagegen  waren  die  Lehnsverfassungen 
der  Deutschen  Vorzeit  vorzüglich  deswegen  mit 
dem  Gemeinbesten  unvei  einbar,  weil  sie?  das  Recht, 
zu  befehlen,  und  die  Macht,  dem  Befehle  Gehor- 
sam zu  verschaffen,  denselben  Händen  anver- 
trauend, zumMifsbrauche  beyder  reitzten.  Das 
Uebel  würde  noch  gröfser  gewesen  seyn,  wenn 
nicht  die  Sonderung  der  geistlichen  Gewalt  von 
der  weltlichen  einigen  Ersatz  für  die  Vereinigung 
des  Kriegsbefehles  mit  dem  Friedensbefehle  gelei- 
stet hätte.  —  Eine  andere  Einrichtung  im  Geiste 
derselben  Regel  ist  die,  dafs  eine  und  dieselbe 
Angelegenheit  nicht  ohne  das  Zusammenwirken 
mehrerer  einander  beygeordneten  Behörden  erle- 
diget werden  kann.  Ein  Verhältnifs  dieser  Art  be- 
steht in  China  unter  den  obersten  Reichstellen.  6Ö 
Jedoch  nur  zu  leicht  kann  es  zu  Reibungen  oder 
zu  halben  Mafsregeln  Veranlassung  geben. 

6.)  Die  Regierungsform  mufs  auf  der  einen 
Seite  für  die  Macht  des  Fürsten  ,  und  auf  der  an- 


63)  Erst  im  loten  Jahrhunderte  verliefs  man  diesen  Grundsatz. 
Heftiger  wurde  der  Andrang  der  Feinde ;  man  mufste  vor  allen 
Dingen  auf  die  mechanische  Vollkommenheit  der  Verfassung  Be- 
dacht nehmen.     Gihhon.  X.   c.  55. 

64)  Ausführliche  Beschreib,  des  Chints.  Reichs,  Von  Da 
Halde.     Iher  Theil. 
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drin  Seite  fiir  die  Freyheit  des  Volks  Gewahr  lei- 
,,.      Nur  ist  die  Schwierigkeit  bey  der  Auflösung 
dieser  Aufgabe  die.   dafs  das,    was    in  der  einen 
Beftiehung  vorteilhaft  ist,   selten  auch  in  der   an- 
drin  frommt.      Der  Fürst  ist   z.   B.   in   dem  Ver* 
hfcltnisse   mächtiger,   in   welchem   die  Wahl,   die 
Beibehaltung    oder  Entlassung   der  Beamten  von 
fulbelinden    abhängt,     in    welchem     die 
8t*At*gev?tIt  von    einzelnen   Menschen,   nicht  von 
Gfeiamtheifen ,    verwaltet  wird.      Aber  alles  dieses 
ludet  mehr  oder  weniger  die  Rechte  des  Volks. 
-.)   Eine    Hauptsache   endlich  ist  die   Ueber- 
einttimmting  der  Regierungsform  mit  sich  selbst 
und  mit  der  Seele  der  Verfassung.   —      Die  Orga- 
nisation   der    allgemeinen    Staatsverwaltung    mufs 
h   in   der  Gestaltung  der  einzelnen  Verwaltungs-* 
feig*  wi< derhohlen.     In  dieser  Beziehung  war 
die   Verwaltungsordnung  des   Französischen   Kay- ^ 
serrrirhcs     musterhaft.       Ein     einzelner     Verwais 
InogabeMIttor    und    ein    Verwaltungsrath   war    die 
uln.r.dl  Wiederkehrende  Grundform  derselben.— 
In   der  Zwingherrschaft  ist  es  zweckmäßig,  wenn 
(wie  in  der  Türkey,)   ein  einzelner  Beamte,   aus- 
<  t    mit    der    ganzen    Fülle     der    fürstlichen 
Marht,   an   drr   Spitze  der  gesamten  Staatsverwal- 
tung iteht,  wenn  auch  die  Beamten,  die  nur  über 
eine  Abtheilung  des  Slaatsgebieths  gesetzt  sind, 
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eine  in  der  Regel  unbeschränkte  Gewalt  üben  ;  da- 
mit sich  die  Allmacht  des  Herrn  in  einem  jeden 
seiner  Diener  spiegele.  65)  Als  der  Türkische 
Sultan  Selim  die  Macht  seines  Veziers  durch  einen 
Staatsrath  von  zwölf  Mitgliedern  beschränkte,  in 
welchem  die  wichtigsten  Regierungsangelegenhei- 
ten erlediget  wurden ?  beschleunigte  er  seinen  Un- 
tergang. Die  Verantwortlichkeit  des  Fürsten  steht 
im  umgekehrten  Verhältnisse  mit  der  Verantwort- 
lichkeit seiner  Diener.  66)  —  Die  Regierungs- 
und Kammer- Kollegien  der  Deutschen  Staaten 
waren  einst  ein  heilsamer  Damm  gegen  Fürsten- 
willkühr,  am  meisten  in  denjenigen  Staaten,  wel- 
che keine  Landstände  hatten.  Aber  eine  andere 
Frageist  es,  ob  sie  in  einer  Verfassung,  welche 
die  Kraft  der  Regierung  schon  durch  eine  Volks- 
rertretung  hemmt,   an  ihrer  Stelle  sind. 


65)  Montesquieu  in  d.  a.  W.  II,  i5.  V,  16.  Aus  einem  an- 
dern Grunde  (der  jedoch  oft  auch  in  der  Zwingherrschaft  ein- 
tritt,) müssen  schwache  Fürsten  ihre  ganze  Machtfülle  einem 
einzelnen  Menschen  (einem  Principalmin'ster)  anvertraun.  Es 
st  leichter  einen  einzelnen  Menschen  in  Unterwürfigkeit,  al» 
fiele  in  Einklang  zu  erhalten.     Richelieu,  testainent  poiitifjue.  c.  8. 

66)  R.eise  durch  das  Türkische  Reich ,  Aegypten  und  Persien, 
fon  H.  Olivier.  In  der  ßihl.  der  neuesten  und  wichtigsten  Rei- 
iebeschreihungen,  Herausg.  v.  Sprengel.  VI.  ßd-  Weimar, 
180a.    8. 


i44 


ZWEYTE    ABTHEILUNG. 

Von  dem  Leben  und  dem  Geiste  der  einherr  schaff, 
liehen     Verjas  sungen. 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von    den    Zwingherrschaften, 


1.)    Von    denen,    welche    auf   der  geistli 
chen   Gewalt  der  Fürsten  ruhn. 

Kaum  sollte  man  Zwingherrschaften  dieser  Art 
für  m  ö  gli  ch  halten.  Mufs  nicht  eine  jede  geist 
liehe  Herrschaft  väterlich  seyn,  damit  sieden 
Wahn  nicht  zerstöre,  auf  welchem  ihre  Macht 
beruht? 

Gleichwohl  kommen  in  der  Geschichte  Bey- 
«piele  von  solchen  Zwingherrschaften,  (obwohl 
seltene  oder  schwankende,)  vor.  Die  Wunder- 
Welt,  welche  sich  dem  Menschen,  so  wie  er  das 
übersinnliche,  die  Gottheit  zu  ahnen  begin 
•ufschliefst,  hat  auch  in  der  Wirklichkeit  die  wu 
«'"-asten  Erscheinungen  hervorgerufen.  E 
Püwt,  dem  es  gelingt,  sich  in  den  Augen  sein 
Volk,  «u  vergöttern,  -  auf  eine  solche  B 
gkubigong,  ^1^  Wunder  des  Gehorsams  vei 
mag  er  zu  gründen? 


K 
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Als  ein  Beyspiel  von  einer  geistlichen  Zwing- 
lierrschaft  kann  man  die  Verfassung  der  Assassinen 
betrachten,  dieser  %\x  den  Zeiten  der  Kreuzzüge 
so  berüchtigten  Glaubens  Parthey.  J)  Eine  Grund- 
lehre und  die  Hauptpflicht  ihres  Glaubens  war 
unbedingter  Gehorsam  gegen  die  Befehle  ihres 
Oberhaupts.  Auf  sein  Geboth  gaben  sie  sich  au- 
genblicklich den  Tod,  oder  zückten  sie  den  Dolch, 
eine  ihnen  fremde  Beleidigung  zu  rächen,  ob- 
wohl der  unmittelbaren  Wiedervergeltung  gewifs. 
Wer  den  Tod  nicht  fürchtet,  ist  entweder  der 
freyeste  Mann ,  oder  der  gehorsamste  Knecht. 
Die  Todesfurcht  zu  bekämpfen,  wurde  die  Ju- 
gend (oder  wenigstens  eine  Anzahl  auserwählter 
Jünglinge)  in  einer  von  der  übrigen  Welt  abge- 
sonderten reizenden  Gegend  unter  dem  Vorge- 
schmäcke der  Freuden  einer  andern  Welt  erzogen, 
und  dann,  während  eines  künstlichen  Schlafes, 
dieser  Gegend  entrückt,  über  ein  schöneres  Ju- 
gendland belehrt ,  welches  sie  dereinst,  wenn  sie 
in  dem  Dienste  ihres  Herrn  und  Meisters  den  Tod 
fänden  ,   aufnehmen  würde. 

Ein  anderes  Beyspiel  dieser  Art  ist  die  Ver- 
fassung der  Natchop  ,   einer  einst  zahlreichen  Völ- 


O  Wilken'a  Geschichte  der  Kreuzzüge.    II.  Th.  (Lp«.  i8i3.8.) 
S.   239.    J.   P.   v.   Hammer   Geschichte   der   Assassinen.     Tübing 
1818.    8. 
ZAdiAriä  von  Staat.  II.  10 
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kwchaft  in  der  Nachbarschaft  des  heutigen  Loui- 
liana.  3)  Der  Oherfürst  des  Stammes  nannte  sich 
Sonne  und  Bruder  der  Sonne.  Seine  Wohnung 
vrar  dai  oberstfe  Stockwerk  eines  ihm  geweihten 
TeJbpel*«  Von  hier  aus  begrüfste  er  jeden  Mor«* 
1  die  aufgehende  Sonne.  Mit  unumschränkter 
(xwalt  beherrschte  er  sein  Volk.  Wurde  ihn! 
ein  Thronfolger  gebohren ,  so  war  diesem  ein 
jedes  Kind  mannlichen  Geschlechts  an  der  Mutter- 
brust geweiht.  Seine  Diener  und  Begleiter  im 
Leben ,  liefsen  sich  diese  Geweihten,  wenn  er 
l|arb|  mit  Freude  erdrosseln,  um  ihren  Herrn 
auch  in  einer  andern  Welt  zu  bedienen. 

II.)  Von  den  Zwingherrschaften,  welche 
auf    der    Waffenmacht     des    Fürsten 

b  er  uhn. 

Zwingherrschaften  verdanken  bey  weitem  in 
den  meisten  Fallen  ihren  Ursprung  einem  Waf- 
fenkampfe und  dem  Siege;  —  entweder  einer 
Eroberung,  da  die  Kriegszucht  zu  strengerem 
Gehorsame  gewöhnt,   der  Feldherr  sich  der  Wun- 


je  Zustand  dieser  Völkerschaft  ist  unbekannt.     Die 

]'  '  r  '  w  CSachrichten  sind  aus  folgendem  Werke  entlehnt: 

*ne  ''ist.»  nada  from  its  first  discovery ,  comprehending 

riginal  establishment  of  the  colony  of  Louisia 

Bj  0,  Btriot  Lond.  i8o3.  8. 
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der  seines  Wortes  freut ,  das  Gewonnene  durch 
dieselben  Künste  zu  bewahren  ist ,  durch  welche 
es  gewonnen  wurde,  ■>)  —  oder  einem  Parthey- 
kampfe  im  Volke  selbst,  wenn  nur  das  Machtwort 
eines  Einzigen  dem  Zerfallen  des  Staates  vorbeu- 
gen ,  die  Erbitterung  der  unterliegenden  und  den 
Uebermuth  der  obsiegenden  Parthey  im  Zaume 
halten  kann.  Beyspiele  von  dem  erstem  Falle 
enthalt  die  Geschichte  der  Asiatischen  und  Afri- 
kanischen Staaten  ,  von  dem  letztern  die  Ge- 
schichte der  Griechischen  und  anderer  Frey- 
staaten. 4) 

Jedoch  —  zur  Ehre  unseres  Geschlechts  sey 
es  gesagt,  —  auch  die  Zwingherrschaften  dieser 
Art  kommen  nur  selten  in  der  Geschichte  vor,  we- 
nigstens so,  dafs  sie  auf  die  Dauer  oder  ohne  ei- 
nen mildernden  Zusatz  bestanden  halten.  Die 
Asiatischen  Reiche  z.B.,  welche  von  Mohameda- 
nischen  Fürsten  beherrscht  werden,  ungeachtet 
man  sie  häufig  als  entschiedene  Beyspiele  von 
Zwingherrschaften  anführt,  haben  an  dem  Koran 
eine  Verfassungsurkunde,  welche  auch  der  Fürst 


3)  Tacit.   hist.  I,  5o. 

4)  Ein  Tyrann  in  der  eigentlichen  Bedeutung  war  den  Griechen 
derjenige,  der  die  Volks-  oder  Adeisherrschoit  seines  Vaterlandes 
in  eine  Einherrschaft  umgestaltet  hatte.  Eine  Hauptslelie  iuber 
die  Tvpuvvig  in  dieser  Bedeutung  s.  b.  Herodot.  V,  92, 
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ehren  mufs ,  damit  das  Volk  ihm  gehorche.  *) 
So^ar  Einrichtungen  im  Geiste  der  Volksherrschaft 
findet  man  (nach  dem  Gesetze  der  Gegenwirkung) 
in  diesen  Reichen.  In  der  Türkey  hat  eine  jede 
Ortschaft  ihren  Gemeindevorsteher,  (Ayam  ?  das 
Auge  genannt,)  welcher  von  den  Einwohnern  ge- 
wählt wird,  dafs  er  die  Rechte  der  Einzelnen  im 
Verhältnisse  zu  den  Staatsbeamten  vertrete,  und 
unbesoldet  sein  Amt  verwaltet.  In  den  Städtea 
bestehen  noch  aufserdem  Zünfte,  Vereine  zur 
Aufrechthaltung  gemeinsamer  Rechte,  so  dafs  alle 
Einwohner  einer  Stadt,  (die  ausgenommen,  wel- 
che in  den  Diensten  des  Grofsherrn  sind,)  zu  der 
einen  oder  der  andern  von  diesen  Zünften  gehö- 
ren. 6)  Nur  auf  einigen  Afrikanischen  Rei- 
chen z.  B.  auf  dem  Reiche  Dahomey,  oder  auf  un- 
terjochten Völkern,  welche  von  dem  Siegervolke 
durch  Sprache,  Sitte  und  Glaube  streng  geschie- 
den sind,  z.  B.  auf  den  Hindus,  da  wo  sie  von 
den  Bekennern  des  Islam  beherrscht  werden ,  la- 


<•   Legislation  Orientale  etc.    Par  Anquetil  Duperron.    Amsterd. 
i      -     Ein  andres    hieher  gehöriges  Werk :    Principles  of 
Asiatic  Monarchies.    By  Patton  —  ist  mir  nur  dem  Titel  nach  be- 
kannt. 

H  Olivirr *s  Reise  durch  das  Türkische  Reich  etc.  In  Spren- 
Bibl.    der   neuesten    und    wichtigsten    Reisebeschreibungen. 

>I  IM  Weimar.  1802.  8.  —  Unter  ähnlichen  Umständen  ent 
'  »"  den  Städten   Deutschen   Ursprungs    die    Hauptver- 

fassun0'. 
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stet  die  Zwingherrschaft  mit  allen  ihren  Schreck- 
nissen. 7) 

Desto  mehrere  Einherrschaften  giebt  es,  wel- 
che der  vorliegenden  Gattung  von  Verfassungen 
theil-  oder  beziehungsweise  angehören« 
Denn  es  ist  leichter  die  Freyheit  Anderer  in  Wor- 
ten, als  durch  Werke  zu  ehren;  und  da  rinn 
gleichen  sich  nur  zu  leicht  der  beschränkte  Kopf 
und  der  Mann  von  Geist,  dafs  sie,  die  abwei- 
chende Meinung  Anderer  verachtend ,  die  ihrige 
auch  mit  Gewalt  durchzusetzen  geneigt  sind.  Auf 
jeden  Fall  gewährt  die  Betrachtung  dieser  Verfas- 
sung, der  Zwingherrschaff  in  der  eigentlichen 
Bedeutung,  den  Vorth'il,  dafs  sie,  was  in  den 
Freyherrschaften  iu  v  ei  den  ist,  durch  das  Ge- 
gentheil  lehrt.  iHf- 

In  einer  jeden  Zwingherrschaft  8)  bestehen 
der  Sache  nach  zwey  Staatsvereine  neben  einan- 
der. Der  eine  ist  die  bewaffnete  Macht,  durch 
welche  der  Fürst  das  Volk  in  Zaum  hält,   der  an- 


.7)  Magazin  von  merkwürdigen  neuen  Reisebeschreibungen. 
V.  Bd.  BerJin.  1791.  8-  S.  385.  Biblioth.  der  neuesten  und  wich- 
tigsten Reisebeschr.  Yon  Sprengel.  IX.  Bd.  Weimar.  i8o5.  8. 
S.  1S1. 

8)  Ich  werde  das  Wort :  Zwingherrschaft ,  in  der  Folge  immer 
in  seiner  engern  und  eigentlichen  Bedeutung  gebrauchen,  in  wel- 
cher es  nur  die  Herrschaften  bezeichnet,  die  auf  der  WaflTenmacht 
beruhn.  Auch  habe  ich  unmittelbar  nur  die  Einherrschaften  die- 
ser Art  vor  Augen. 


«5* 

(Irre  M   d*a    Volk,   welches  durch  die   bewaffnete  \ 
M   (ll(   ln  Zaum  gehalten  wird.      Nur  der  letztere 

m  de*  Herrscherwlllkühr  des  Fürsten  unbedingt 
nil:r,mir!iMi  m'\h.  In  Beziehung  auf  den  erstem 
l,,i  ,],.,  Pürsl  bald  mit  dem  Stolze  der  Befehlsha- 
ber,   bald    mit    der    Aufsässigkeit    der   Menge    zu 

mpfeä».  Daher  hiethet  die  Geschichte  solcher 
Reiche  die  entgegengesetztesten  Erscheinungen  dar. 
Alles  gehorcht  dem  Winke  eines  Einzigen,  und 
])l(U/,lich  erinnert  ein  Aufstand  des  Heeres  an  den 
Machineid  der  Mehrherrschaft,  oder  an  die  Stür- 
me der  Volksherrschaft.  9) 

Die  bewaffnete  Macht,  durch  welche  das 
Volk  in  unbedingter  Unterwürfigkeit  gehalten 
vrerderi  >oll,  mufs  von  dem  Volke  selbst  gänzlich 

londert  seyn.  —  Der  für  die  Zwingherrschaft 
vorteilhaftere  Fall  ist  der,  wenn  Stammes- 
1  I  r  si  h  i  e  denh  eit  die  bewaffnete  Macht  und 
(!.'  \  olle  scheidet.  Daher  wird  eine  Zwingherr- 
schalt  am  leichtesten  und  besten  so  gegründet, 
faß)  wenn  ein  Volksstamm  von  einem  andern 
Und  verschiedenartigen  unterjocht  worden  ist, 
der  Eroberer  den  Stamm,  durch  welchen  er 
siegte,    (wie    einst    Cyrus    seine    Perser,)    in    das 


d#i  cJttfgto  de  la  grandeur  des  Romains  c.   16* 
1     1    1»     •  1 5.  der  Basier  Ausg. 
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eroberte    Land    versetzt.       Daher    ist    es    ein    oft 
erprüftes    Geheimnifs    der    Zwingherrschaft,    we- 
nigstens  für   die  Leibwache   des   Fürsten    Fremd- 
linge   zu   wählen.      So  waren  Fremdlinge,   (Deut- 
[  sehe.)    schon    unter    den    ersten   Römischen   Kay- 
I  sern   der  Kern   der    Prätorianer.  10)       So    bildete 
I  der    Türkische    Sultan,    Amurat  III.    seine  Leib- 
.  wache   aus   jungen    Christensclaven  ,    die  er  O'iel- 
t  leicht  gegen   seinen   Vortheil)    zur    Annahme   des 
I  Islam  genöthiget  hatte,  —  Ist  es  unthunlich,    die 
I  bewaffnete  Macht   und  das  Volk  durch  Stammes- 
|  Verschiedenheit  zu  scheiden,    so   mufs  man   zwi- 
schen beyden    im    bürgerlichen    und    im   öffentli- 
chen Verhältnisse  eine  Scheidewand  aufführen. 
Ein   stehendes  Heer  ist  schon  als   solches   ein   en- 
gerer Stand,    und  ein   Stand,    der  aus   mehr  als 
einem   Grunde   dem  Fürsten    besonders   zugethan 
ist.      Man    gebe     diesem    Heere    (und    nur    dem 
Heere)    eine    eigene    Diensttracht;     man    verlege 
es    in    abgesonderte    Wohnungen  5  n)    man   stelle 
es   in  allen   und  jeden  Rechtssachen  unter  beson- 
dere Gerichte;   man   zeichne   es  überhaupt  durch 
solche  Vorrechte   aus,   welche,   ohne   den   Gehor- 
sam  des  Heeres  zu  gefährden,   die  Spannung  zwi- 


10)  Tac.  Ann.  I,   24. 

11)  Tac.    Ann.  IV.    2.      Man   erinnere   sich    des  Widerspruchs, 
den  die  Errichtung  solcher  Wohnungen  in  England  fand. 
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schon  der  bewaffneten  Macht  und  dem  Volke 
erhöbe;  nun  werbe  nur  Unverheyrathete  an 
and  untersage  den  Angeworbenen  die  Ehe;  und 
111,111  wird  der  Erreichung  des  obigen  Zwecks 
dtftO    iMi\>  iaiw   seyn. 

Schwieriger  ist  es,  den  Fürsten  der  Treue 
eines  Heeres  zu  versichern,  welches  den  Thron 
stürzen  kann,  weil  es  ihn  hält.  Zwar  kann  der 
Fur^t  schon  in  die  Kriegszucht,  —  die  einzige 
Art  der  Knechtschaft,  welche  der  Mensch  ertragen 
darf  und  soll,  —  Vertrauen  setzen.  Jedoch  hat 
er  noch  aufserdem  das  Heer  durch  eine  bevor- 
rechtete Leibwache,  so  wie  diese  durch  die  Eifer- 
sucht des  übrigen  Heeres,  in  Zaum  zu  halten;  12) 
er  wird  ferner  die  verschiedenen  Abtheilungen  der 
Leibwache  und  des  gemeinen  Heeres  z.  B.  durch 
dli  Verschiedenheit  der  Gunstbezeugungen  und 
I  .»rrechte  von  einander  zu  trennen  suchen;  er 
wird  endlich  in  Friedenszeiten  das  Heer  zweck- 
miiffig   vereinzeln.  **).     Bey  allen   dem  schwankt 


ßbt  dem  Helden  seiner  Cyropädie  (Libr.  VII.) 

'»wache. 

5i.      Diese  Klugheitsregel  ist  von   vorzügli- 

ii    rar   die    Zwingherrschaft.     So  kann  selbst  das 

1  bangigkeit  erhalten  werden.     In  hieinen  Staa- 

lfn  -  wenn  auch  drückender,   dennoch  sei- 

-    weil  in   denselben    die  Vereinzelung  de» 

Heer.-  irhar  ist. 
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der  Boden  unter  einer  solchen  Hrrrschaft,  sobald 
entweder  die  Kriegszucht  in  einem  langen  Frie- 
den erschlafft,  oder  der  Fürst  nicht  weiter  an  der 
Spitze  seines  Heeres  erscheint,  oder  das  Kriegs- 
glück den  Fahnen  deä  Fürsten  beharrlich  untreu 
wird.  So  sanken  so  manche  Asiatische  Herrscher- 
geschlechter in  den  Staub  herab ,  aus  welchem 
aie  sich  emporgearbeitet  hatten.  Der  Machtbrief 
eines  Zwingherrn  ist  sein  gutes  nie  rastendes 
Schwerdt ! 

Alle  Zwingherrschaften  würden  Wahlreiche 
seyn,  Cdenn  Feldherrrn  werden  gebohren,  nicht 
gazogen,)  wenn  sich  nicht  überhaupt  in  der  Erb- 
lichkeit der  Krone  der  Vortheil  des  Fürsten  und 
des  Volkes  vereinigte.  *4)  Jedoch  auch  in  der  erb- 
lichen Zwingherrschaft  mahnen  häufige  Entthro- 
nungen an  das  ursprüngliche  Bedürfnifs  einer 
Wahl. 

Von  Rechtswegen  ist  und  bleibt  der  Fürst 
immer  derselbe,  wenn  auch  die  Menschen  wech- 
seln, welche  das  Fürstenamt  verwalten.  Anders 
in  der  Zwingherrschaft.  In  dieser  bedürfen  die 
Regierungshandlungen  des  Vorgängers  der  Bestä- 
tigung des  Nachfolgers.  Der  Zwingherr  ist  als 
Mensch,  ist  kraft  eigenen  Rechtes  Herr. 


14)  Vgl*  das  zvreyte  Hpst.  dieses  Buches,  am  Ende. 
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Der   Thron  eines   solchen    Fürsten  mufs  von 

«.;,,.  strahlen,   als  ob  der  Fürst  ein  We- 

er  und  höherer  Art  wäre.      Wenn  Tippo 

Morgan*    aufstand,    mufsten    sich    5oo 

i    vor   ihm    zur   Erde  werfen!   —     Ein 

iierr  mufs    sich  nur  selten  dem   Volke  zei* 

Unterlhanen    nur    einen    abgemessen« 

■n    Zutritt  zum  Throne  verstatten.      Die 

mer  des  äufsersten  Nordens,  die  Grönländer, 

Fe*t,  wenn   sie  das  erstemal  im  Jahre 

djje   :,mne   erblicken.      Wir   halten  das  Scheinen 

der  8  »Miie  füjfr  unser  Recht. 

[ige  Priesterschaft  und  —  vielleicht 
noch  mehr-— ein  Erbadel  sind  mit  dem  Geiste  dieser 
\i-rus i| r.i'i  unvereinbar.  Auch  der  Gesetze  darf  es 
in  einein  Pieiche  dieser  Art  nur  wenige  geben,  f5) 
tlinls  w(  il  Gesetze  den  Herrscher  doch  immer  in 
gewisse  Schranken  einengen  ,  theils  weil  eine  jede 
J  erümlerung  der  einmal  gegebenen  Gesetze  gegen 
den  \  ortheil  einer  solchen  Verfassung  seyn  wür- 
de. Ju  der  Zwingherrschaft  mufs  Alles  seinen  un- 
ndei  liehen  Gang  gehn  ,  damit  das  Volk  nicht 
clme,  diis  Manches  wohl  auch  anders  und  besser 
•eyn  könnte,  Das. Machtwort  des  Fürsten  stimmt 
dieser   ewigen    Ordnung  der  Staatsverwaltung 


>eu:   F.<prit  des  lois.  V,   14. 
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wie  das  Schicksal  zu  dem  ewigen  Kreislaufe  der 
Natur.  l6J  Und  selbst  das  Machtwort  des  Fürsten 
niufs  in  so  fern  einer  Regel  unterworfen  seyn,  als 
es,  einmal  gesprochen,  unabänderlich  ist.  In 
dem  altpersischen  Reiche  konnte  der  Fürst  den 
Verbrecher,  den  er  verurtheilt  hatte,  nur  in  dem 
Maafse  begnadigen,  dafs  die  Strafe  an  den  Klei- 
dern des  Verbrechers  vollzogen  wurde,  *7) 

In  der  Regierungsform  mufs  das  mechanische 
Princip  vorherrschen ,  und  zwar  so,  dafs  es  in 
eine  unmittelbare  Beziehung  auf  die  Allgewalt  des 
Fürsten  zu  setzen  ist.  Wenn  in  einer  Verfassung 
die  niederen  Staatsbehörden  in  strenger  Abhän- 
gigkeit von  den  höheren  stehn ,  so  ist  das  eine 
mechanische  Vollkommenheit  der  Regierungsform, 
welche  dennoch  der  Zwingherrschaft  fremd  ist. 

Die  zwingherrschaftliche  Verfassung  ist  vor 
allen  andern  geschickt,  ein  grofses  Reich,  dessen 
Einheit  nicht  auf  der  Einheit  des  Volkes  und  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  ruht,  zusammenzuhal- 
ten, oder  den  Staat  in  Zeiten  äußerer  Gefahr  zu 
retten.      Die  Römer  unterwarfen  sich  einem  Feld- 


16)  Der  Fatalism  ist  die  Religion  der  Zvvingherrschaft.  Gibbon. 

1-)    Essai  bistorique   sar    la  le'gislation    de   la  Perse   etc.      Par 
Gaudin.     Par.     1789.  8. 
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berrn,  ,;  )   damit  die  vielen  der  Sprache  und  Sittö 
h    ungleichartigen   Völker,     die  sie  unterjocht 
rn ,     des    Gehorsames    nicht  vergäfsen ;    schon 
früher  Iwitteii  sie,  in  Zeiten  innerer  Unruhen  oder 
ligeft  Feinden  bedroht,  von  Zeit  zu  Zeit 
einen  Dichlor  ernannt.      Auch  das  lafst  sich   zum  ' 
iftheiliB  der  Zwingherrschaft  sagen,  dafs  sie,   ein 
fern  der  Volksherrschaft  verwandt,)   einem  Je- 
den   im    Volke    den    Zutritt    zu  allen    und    jeden 
Btaatüämtern  gestattet,   dafs  die  Blitze  des  fürstli- 
n  Zorns  mehr  die  Grossen,  (diese  hat  der  Fürst 
am  meisten  zu  fürchten,)   als  den  gemeinen  Mann 
n,  KJ)   dafs  der   Mensch,   durch  eine  Verfas- 
aunp  dieser  Art   ewig  in  einen  Zustand  der  Noth- 
yi    Kr    versetzt,    zur    Entwickelung   seiner   Kräfte 
de  lo  mächtiger  aufgefordert  wird,   dafs  diese  Ver- 
lung  mehr,  als  eine  jede  andere,   dem  Fürsten 
dir  MUchtgieht,  der  Vater,  der  Schutzgott  seines 
\  ftlfai   /u  seyn.  ao) 

Jedoch  alle  diese  Vortheile  sind  nur  ein  schwa* 
eher   und  ungewisser  Ersatz  für  all   das   Unheil, 


18)   Imperator. 

■  9^  IWkÄ  des  Hitlers  Chardin  nach  Pcrsien.  In  der  Samml. 
drr  betten  und  neuesten  Reisebeschr.  VI.  Bd.  Berl.  1768.  8. 

«o)  l  fiter  dem  Hilde  eines  Vaters  stellt  Zoroaster  den  Fürsten 
dar.  Mm  ,nuis  die  Dichter  des  Morgenlandes  lesen,  um  sich  in 
die  Ar  versetzen,   welche  dort  die  Besseren  im  Volke  von 

der  Zujn-herrschaft  haben. 
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welches  im  Gefolge  der  Zwingherrschaft  ist;  — i 
Wenn  die  einherrschaftliche  Verfassung  desto  voll- 
kommener ist  5  je  weniger  sie  das  Schicksal  des 
Volks  von  den  Eigenschaften  des  jedesmaligen 
Fürsten  abhängig  macht,  so  wird  dagegen  in  der 
Zwingherrschaft  der  Werth  der  Staatsverwaltung 
ganz  allein  durch  den  Werth,  den  der  Fürst  als 
Mensch  hat,  verbürgt.  Und  was  hat  man  wohl 
von  einem  Fürsten  zu  erwarten ,  welcher  das 
Volk  eben  deswegen,  weil  er  es  unbedingt  beherr- 
schen darf,  verachten  mufs?  von  einem  Fürsten, 
welcher  eben  deswegen ,  weil  er  die  Menschen 
verachten  mufs,  nur  zu  geneigt  seyn  wird,  sich 
für  die  Einsamkeit  seines  Daseyns  durch  sinnliche 
Genüsse  zu  entschädigen  ?  von  einem  Fürsten  end- 
lich, welcher  unter  der  neidischsen  ,  wachsamen 
Zucht  seines  Vorgängers  heranwuchs?  —  Eine 
Verfassung  ist  desto  vollkommener,  je  vorteil- 
hafter sie  auf  die  Sittlichkeit  des  Volkes  zurück- 
wirkt. Aber  in  der  Zwingherrschaft  reifst  die 
Ueberzeugung,  dafs  der  Zufall  die  Welt  beherr- 
sche, Glück  die  Stelle  des  Verdiensts  vertrete,  alle 
Stände  zur  Eigenmacht  oder  zur  Kriecherey,  zur 
Ergebung  oder  zur  Vermessenheit  hin.  Ein  jedes 
Uebergewi cht  wird  zur  Unterdrückung  Ande- 
derer  benutzt,  weil  man  das  eigene  Schicksal 
durch  Wiedervergeltung  zu  mildern  glaubt.    Mär 


158 

nimmt  Geschenke,  weil  man  Geschenke  m  a- 
chen  mufs.  Man  sucht  um  einen  jeden  Preis 
tttportUf  feigen ,  weil  man  sonst  nichts  ist. 
Man  setzt  alles  auf  das  Spiel,  weil  schon  alles 
an(  (I<mii  Spiele  steht.  Wenn  der  Tugend  und 
Am  Lasters  derselbe  Ausgang  wartet,  so  ist  es  des 
wachem  Mannes,  nicht  unverdient  zu  fallen. 
Wenn  derUnterthan  —  wie  z.B.  der  Perser  *V)  — 
in  dorn  Fürsten  das  Sinnbild  der  Gewaltthäligkeit 
erblickt,  so  ist  es  kein  Wunder,  wenn  er  im  Sinne 
dieses  Vorbildes  handelt.  —  Endlieh,  wenn  sich 
auch  die  Zwingherrschaft  als  eine  Waffe  gegen 
MOTibcttge  Feinde  verlheidigen  läfst,  so  nährt  sie 
doch  zugleich  den  Krieg,  weil  sie  seiner  zu  ihrer 
Fortdauer  bedarf.  22) 

Wie  hoch  mufs  der  Preis  seyn ,  den  die 
Manschen  auf  ihr  Leben  setzen,  dafs  sie  je  eine 
solche  Verfassung  duldeten! 


Gaudin  in  dem  Anm.  17.  angeführten  Werke. 

er  die  Nachtheile  des  Despotismus :  A  tour  to  Sheeraz. 
Bj   B.  &  Waring.  Lond.   10*07.  4. 
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ZWEYTES   HAUPTSTÜCK. 

Von     den     väterlichen      E  i  n  h  e  r  ;•• 
schaffen. 


Die  Verfassungen ,  welche  das  Volk  unter  ei- 
ne väterliche  Gewalt  oder  unter  eine  Vormund- 
schaft stellen  ,  waren  von  jeher  und  sind  noch 
jetzt  bey  weitem  die  gewöhnlichsten.  Die  Völ- 
ker ausgenommen,  die  auf  der  niedrigsten  oder 
auf  einer  sehr  hohen  Stufe  der  Bildung  stehn, 
bedarf  die  Mehrzahl  des  Volkes  eines  Vor- 
munds. Ein  Mittelzustand  ,  (und  die  väterli- 
che Einherrschaft  hält  die  Mitte  zwischen  der 
Zwingherrschaft  und  der  Freyherrschaft,)  ist  das 
gemeine  Loos  unseres  Geschlechts.  Die  Natur 
selbst  stellte  in  der  hausväterlichen  Gewalt  das 
Vorbild  der  väterlichen  Einherrschaft  &.\i(. 

Väterlich  sind  in  der  Regel  alle  die  Einherr- 
schaften ,  in  wrelchen  die  Herrschermacht  entwe- 
der auf  den  Einsichten  und  Verdiensten,  oder 
auf  dem  göttlichen  Rechte,  oder  auf  dem  Reich- 
thum  (ins  besondere  auf  der  Landesherrlichkeit) 
des  Fürsten  beruht.  Ein  Fürst  dieser  Art  würde 
die  Grundlage  seiner  Macht  untergraben  ,  wenn 
er  seine  Unterthanen  nicht  väterlich  und  pfleglich 
behandeln  wollte. 
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Diese  verschiedenen  Grundlagen  der  väterli- 
chen Einherrschaft  sind  einander  so  nahe  ver- 
wandt, dafs  in  der  Erfahrung  selten  die  eine  ohne 
die  andere  ist.  Jedoch  die  Hauptgrundlage  ei- 
ner Verfassung  dieser  Art  ist  nicht  leicht  zu  ver- 
kennen. 

• 
I.)    Von  den  stamm  väterlichen   Einherr- 
schaften. 

Der  Herrschaft  des  Hausvaters  entkeimen 
schon  in  dem  Kindesalter  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft alle  die  Beherrschungsformen ,  welche  nur 
überhaupt  der  menschliche  Geist  erdenken  kann, 
wenn  auch  in  einem  noch  unentwickelten  Zustande. 
Bald  sind  es  die  sämmllichen  Geschlechtshäupter 
des  Stammes  ,  welche  die  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten gemeinschaftlich  berathen  5  bald  haben  die 
Aeltesten,  die  Erfahrensten  und  Tapfersten  des 
Stammes  ein  überwiegendes  Ansehn;  bald  übt  der 
Ahnherr  einer  zahlreichen  Nachkommenschaft  oder 
dessen  Rechtsnachfolger  eine  mehr  oder  weniger 
beschränkte  Gewalt.  Der  schon  zahlreichere 
Stamm  zerfällt  dann 'wiederum  in  mehrere.  Die 
/(Inen  Stämme  des  Volkes,  das  sich  auf  diese 
Weise  bildet,  behalten  nicht  nur,  ein  jeder  für 
sich,  du  Verfassung  des  Urstammes  bey,  sondern 
sie  tragen  diese  auch  Cwenn  anders  nicht  mit  der 

Ein- 
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Einheit  des  Stammes  zugleich  die  Einheit  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  aufhört,)  auf  die  neue  und 
zusammengesetztere  Verbindung  über.  Oder  es 
wählt  auch  das  Volk  ein  gemeinschaftliches  Ober- 
haupt, den  Erfahrensten  und  Würdigsten  ,  sey  es 
von  Zeit  zu  Zeit  oder  auf  immer.  In  Stammes- 
verbindungen dieser  Art  lebten  einst  unsere  Vor- 
eltern, die  Deutschen  der  frühesten  geschichtli- 
chen Zeit  5  dieselbe  Verfassung  besteht  noch  jetzt, 
in  den  mannigfaltigsten  Gestalten  und  Gebilden, 
bey  den  Arabern,25)  bey  den  zahlreichen  Völker- 
schaften des  Kaukasus  ,  24)  bey  den  eingebohrnen 
Jlord  -  und  Südamerikanischen  Stämmen  a5)  und 
überall ,  wo  die  Natur  noch  nicht  der  Kunst  wei* 
chen  mufste. 

In    der    Gestalt  cler    Einherrschaft     ent- 


23)  Des  Herrn  von  Arvieux  hinterlassene  merkwürdige  Nachricht 
ten  von  seinen  Reisen  in  Arabien  etc.  Illr  Th*  Kopenh.  u.  Lpz«  ijSk* 
8.  S.  122.  ff.  Gibbon  L.  IX.  c.  5o. 

14)  J.  Reinegg1s  allgemeine  histor.  topograph.  Beschreibung  de* 
Kaukasus.  Herausg.  v.  P.  E.  Schröder.  Hildesh.  u.  Petersb.  II,  Th. 
l79&'  1 797-  8«  Engeihardt's  und  Parrot's  Reise  jn  die  Krimm  und 
den  Kaukasus.     Berl.  II.  Th.  i8i5.  8. 

i5 )  Geschichte  der  Amerikanischen  Indianer  etc.  von  J.  Adain. 
A.  d.  Fr.  ßrefslau  1782.  8.  S.  283.  v.  Zimmermann^  Taschenbuch 
der  Reisen.  III,  Jahrg.  Lpz.  1804.  Reise  nach  Südamerika.  Von 
Don  F.  v.  Azara.  In  dem  Magazine  von  merkwürdigen  neuen 
Reisebeschr.  XXXIer  Bd.  Berl.  1810.  8.  —  Ueber  die  S.lammes* 
Verfassung  der  Afghanen  (in  Asien)  s*  An  account  of  the  Kingdom 
of  Caubul.  ßv  Elphinstone.     Lond.  i8i5.  4« 

Zachariä  vom  Staat   IL  XX 
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wickelte  sich  die  stammväterliche  Verfassung  vor- 
zugsweise bey  denjenigen  Stämmen  und  Völker- 
schaften ,  bey  welchen,  durch  äufsere  Verhält- 
nisse, schon  frühzeitig  die  väterliche  Gewalt  fester 
begründet,  die  dienstherrliche  eingeführt,  Vera- 
bschiede nheit  der  Vermögensumstände  veranlafst 
und  der  bleibende  Oberbefehl  eines  Einzelnen  zum 
Bedürfnisse  gemacht  wurde,  —  also  vorzugsweise 
bey  denen,  welche  von  der  Viehzucht  lebten.  Da 
müssen  auch  die  herangewachsenen  Kinder  dem 
Vater  gehorchen  und  dienen,  weil  sie  nicht  (wie 
bey  einem  Volke  ,  das  von  der  Jagd  lebt,)  ohne 
einen  Erwerbsstamm  ihren  Unterhalt  gewinnen 
können ;  da  müssen  aus  demselben  Grunde  die 
Armen  und  Verarmten  in  die  Dienste  der  Reiche- 
ren treten:  daist  der  Erstgebohrne,  der,  welcher 
dem  Vater  am  längsten  gedient  hat,  der  einzige  oder 
der  Haupterbe  des  Vaters,    weil   die    Heerde    zur 

lUttUBg  aller  Kinder  meist  unzureichend  seyrt 
würde:  da  bedarf  der  Stamm  eines  bleibenden 
Oberhaupts,  weil  er  für  seine  Wanderungen  eines 
Führers    und  Ordners  bedarf.  26)       ]yian  darf  hin- 

Dtie*,   dafs    das   Verhältnifs,   in   welchem   der 


li&elia  Mosaisches  Recht.  §.  79,     S.  auch  Tacitus  Je 


I 
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Hirt  ^\l  seiner  Heerde  steht,   ein  Vorbild  der  Ein- 
heit ist. 

Die  Verfassung  der  stammväterlichen  Ein- 
herrschaft ist  einfach,  wie  die  Sitte  und  Lebens- 
weise der  Stämme  ,  bey  welchen  sie  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Gestalt  besteht.  An  der  Pforte  sei- 
nes Zeltes  hört  der  Stammesfürst  die  Klagen  sei- 
ner Angehörigen,  und  entscheidet  darüber  nach 
den  Ueberlieferungen  der  Ahnen.  Er  ist  der  ein- 
zige Priester  des  Stammes,  weil  er  allein  die  Ko- 
sten der  Opfer  zu  bestreiten  vermag,  gewöhnlich 
auch,  obwohl  nicht  immer,  (denn  seine  Macht 
beruht  unmittelbar  auf  den  innern  Verhältnissen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft,)  der  Anführer  im 
;  Kriege,  weil  er,  wenn  der  Stamm  neue  Weide- 
plätze aufsucht,  der  Führer  des  Zuges,  schon  in 
rii  es  er  Eigenschaft  an  der  Spitze  des  Stammes 
steht,  wenn  dieser  von  einem  Feinde  überfallen 
wird.  27) 


27)  Die  Sonderung  der  Feldherrnwürde  von  der  königlichen  ist 
meh  in  dem  Kindesalter  der  Staaten  eine  nichts  weniger  als  unge- 
wöhnliche Erscheinung.  Das  völkerrechtliche  Verhäitniis  setzt  ja 
■  in  sich  schon  ein  staatsrechtliches  voraus.  Tacitus  sagt  von  un- 
ern  Voreltern  :  Duces  ex  virtute,  reges  ex  nohiiilate  suinunt.  Die- 
elhe  Sonderung  findet  man  bey  mehreren  Amerikanischen  Slam* 
nen.  S.  die  Anm.  25.  angeführten  Schriftsteller  und  Bertrams  Rei* 
en  in  INordamerika  in  dem  Magaz.  von  merkwürd.  neuen  Reise 
>eschr.  X.  Bd.  Berl.  1793.  8. 
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So  wenig  auch  die  stammväterliche  Einher*- 
icbaft  für  ein  Reich  von  bedeutendem  Umfange 
an  lieh  geeignet  ist,  so  enthält  doch  die  Ge- 
schichte mehrere  Beispiele,  dafs  diese  Verfassung,. 
wenn  ein  Stamm,  bey  welchem  sie  sich  ursprüng- 
lich gebildet  hatte,  plötzlich  grofse  Eroberungen 
(hie,  als  Grundform  des  auf  diese  Weise  ge 
Stifteten  Riesenstaates  beybehalten  wurde.  Fälle 
dieser  Art  sind  das  Reich  des  Hunnenköniges  At- 
tila,  *8)  das  Khalifat  der  vier  ersten  ersten  Khali- 
fen.  29)  Jedoch  beweisen  diese  Beyspiele  zugleich, 
dafs,  wenn  ein  grofses  Reich  bey  einer  Verfas- 
sung dieser  Art  von  Dauer  seyn  soll,  der  Fürst 
entweder  noch  auf  eine  andere  Grundlage  für  sei 
ne  Macht,  oder  auf  eine  künstlichere  Entwicklung 
der  stammväterlichen  Einherrschaft  Bedacht  zu 
nehmen  hat. 

>«och  auf  eine  andere  (und  künstlichere  oder 
tigere)    Weise    kann     die    väterliche   Einherr- 
ift   enlstehn,   —  wenn  eine  Völkerschaft,    bis- 
her  auf    der   niedrigsten    Stufe  menschlicher   Bil- 
dung, von  einem  einzelnen  Menschen,   (z.  B.  von 


18)  Bin  Haupischriftsteller   über    die  Sitten  und  die  Verfassung 
Bonnen  ist  Prfani  de  legat.  ad  Hunnos. 

19)  Des  eflets  de  I«  rcligion  de  Mohammed  pendant  les  premiert 

os  de  sa  foiulation.     Par  Oeisner.     Par.   1Ö10.  8. 
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einem  Fremdlinge,)  plötzlich  (z.  B.  durch  die  Ein- 
führung des  Ackerbaues)  entwildert  wird  und  ih- 
rem Wohlthäter  den  verdienten  Thron  errichtet. 
Einen  Vater,  einen  Gott  wird  das  Volk  in  ihm 
verehren;  als  Vater,  oder  als  ein  Gott,  oder  in 
beyden  Eigenschaften,  (die  Einherrschaften  die- 
ses Ursprungs  sind  gewöhnlich  zugleich  geistli- 
ehe,) wird  er  über  das  Volk  herrschen. 

Eine  väterliche  Einherrschaft,  die  mit  grofser 
Wahrscheinlichkeit  auf  diesen  Ursprung  zurück- 
geführt werden  kann,  war  die  des  Altperuani- 
schen  Reichs,  des  Reichs  derlnkas.  Die  Stämme, 
die  das  Land  bewohnten ,  (so  erzählte  die  heilige 
Sage  der  Peruaner,)  lebten  in  einem  Zustande  gänz- 
licher Wildheit,  als  unter  ihnen  plötzlich  Manco 
Lapac  und,  sein  Weib,  Mama  Ocollo  erschienen, 
von  unbekannter  Herkunft ,  oder,  nach  der  Sage, 
Kinder  der  Sonne ,  gebohren  auf  der  Insel  des 
Sees  Titikaka.  Manco  Lapac  machte  diese  Stäm- 
me mit  dem  Ackerbaue ,  mit  den  Beschäftigungen 
und  Künsten  des  Friedens  bekannt,  unterrichtete 
sie  in  dem  Dienste  der  Sonne  und  vereinigte  sie 
zu  einem  einzigen  Volke,  über  welches  er  und 
seine  Nachkommen,  wie  der  Vater  über  seine  un- 
mündigen Kinder,  gebothen.  Streng  und  allseitig 
war  die  Aufsicht  und  Zucht ,  welcher  das  Volk  un- 
terworfen war.      Je  über    10,    5o,    100,   5oo,  und 
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iodo  Oeichlechter  war  ein  Beamter  gesetzt,  dessen 
Gewalt   sich    über  alle   Angelegenheiten   und  Ver- 
b£ltnUse  des  öffentlichen    und  häuslichen   Lebens 
%.  ß.   nucjb  aber  die  Erziehung,   üfcer  die   Bestel- 
lun-    der    Felder    und   die    übrigen    Arbeiten  er-  1 
slreckle.      Eben   so    streng   war    die    Abhängigkeit  j 
drr  niederen  Beamten  von  den  höheren,   aller  von  I 
dem  Fm  slen.      Ein  jederBeamte  mufste  der  höhest 
rm  Stella  monatlich  über  seine  Amtsführung  und  i 
den  Zustand  meines   Amtsbezirks  Bericht  erstatten.   \ 
Der  gesamte  Grund  und  Boden  war  das  ausschliefs-  j 
liehe  Eigenlhum  des  Fürsten.      Den  einzelnen  Ge-  ) 
schlechtem  wurden  nur  zur  Bebauung  Ländereyen  I 
angewiesen,  5o) 

Eine    ähnliche  Verfassung  besteht    seit  einer 
langen  Reihe  von  Jahrhunderten  in  China,  5l)      So 


3o)  Robertsons  history  of  America.  B.  VII,  Lettres  Ame'ricaines. 
Par  lr  Comic  J.  R.  Carli.     Par.  IF,  T.  1788.  8.     Voyage  de  Hum- 
boldt M  BftopttmL  Prem.  partie.    Relation  historique,   Par.    1810. 
p.  93. 

Sl)  vgl-  uI)er  d,c  Verfassung  dieses  Reichs  die  Werke  von  Du 
l*i  deGuignes,  Barrow ;   Grosier  de  la  Chine.     III.  Ed.  Par. 
VII,   \oI.  8,     Auch  in  Kruscnstern's  Reise   um   die   Welt 
(Ü    Th.  II.  Ablh.  Berlin  1811.   12.)  finden  sich  einige  hemerkens- 
""'  '  1,u"  von  China.     Das  Hauptwerk  ist  jedoch  folgen- 

den -  Lee  being   the  fundamental  laws  and  a  selec- 
rappiemtnUrjr  Statutes,  of  the  penal  Code  of  China. 
•  the  Chinese,  with   an  Appendix  and  INotes.     Bj 
Slaunton.     Lond.   iÖio.   4.     A.  d.  E.  ist  das  Werk  ins 

tt    wurden  von  Felix  Renouard    de   Sainte-  Croix. 
P«r.    i8|i.  8. 
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grofs  und  so  ins  Einzelne  gehend  ist  diese  Aehn- 
lichkeit,  dafs  sie  die  Vermuthung,  nach  welcher 
die  (vergleichungsweise  neuere)  Peruanische  Ver- 
fassung und  ihr  Stifter  von  Chinesischer  Abkunft 
waren,  zur  Wahrscheinlichkeit  erhebt.  32)  Auch 
die  Vermuthung  dürfte  nicht  zu  gewagt  seyn, 
dafs  das  Chinesische  Reich  von  einem  Slamme  oder 
Stammesfürsten  gestiftet  wurde,  welcher  vom  We- 
sten her  ins  Land  einwanderte  und,  im  Besitze 
einer  höheren  Bildung ,  die  rohen  Völkerschaften, 
die  damals  noch  das  unbebaute  Land  durchzogen, 
mit  dem  Ackerbaue ,  mit  den  Vortheilen  und  Fes- 
seln der  bürgerlichen  Ordnung  bekannt  machte.5^) 

Der  Fürst  ist  der  Vater  seines  Volks!  —  in 
diesen  Worten  ist  die  Grundlage  der  Verfassung 
und  Verwaltung  des  Chinesischen  Reichs  enthal- 
ten. Der  Kayser  soll  nach  der  Lehre  des  Kon - 
fu-Tchee  sein  Reich,  wie  ein  Hausvater  sein  Haus, 
ordnen  und  verwalten. 

Die  Verwaltung  des  Chinesischen  Reichs  ist 
1.)  in  dem  Sinne  väterlich,   dafs  sie  sich  über  alle 


52)  Diese  Vermuthung  beruht  noch  auf  einigen  andern  Grün- 
den.    Vgl.  Carli  a.  a.  0.  I,  370.  JI,   1.  Humboldt  a.  a.  0.  p.  125. 

33)  Nachrichten  von  dem  ältesten  Zustande  des  Chinesischen 
Reiches,  in  dem  Werke:  Le  Chou-King,  un  des  livrcs  sacres  des 
Chinois  etc.  Traduit  par  le  P.  Gaubil.  Revu  par  de  Guignes. 
Par.  1770.  4* 
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und    jode    Verhältnisse    und  Angelegenheiten   des  \ 
häuslichen  und  geselligen    Lebens   erstreckt.      Mit 
StauiM  u  und  Grauen  wird  man  erfüllt,   wenn  man 
Ue*t,     trAfl   und  wie    genau  Alles   die   Gesetze   be- 
stimmen:   wie   den   Chinesen  überall  9   in  der  Hei- i 
math  und  aul  Reisen ,  *4)   das  Auge  der  Regierung 
\rrhdgt.      So  stehen  z.  B.  alle  Gewerbe  unter  der 
strengsten    Aufsicht;  55)     bey    Strafe     mufs    der  i 
Landmann  sein  Feld  bestellen.  56)      Und  so  zahl- 
reich auch  die  Gesetze  sind  ,    welche   die   Verge- 
hungen einzeln  bestrafen  ,     so  bedrohen   sie  doch 
noch     überdiefs     eine    jede    Handlung    mit    einer 
Strafe,   welche  gegen  irgend  eine  gesetzliche  Vor- 
tehrift,    oder   gegen    die  Sitten ,   oder  gegen  den  i 
Geist   der   Gesetze  verstofsen   würde.   37)   —      Die  . 
Btaatmi waltung  ist    2.)  in   dem  Sinne  väterlich, 
dafs  die  Gesetze   mittelst   einer    väterlichen  Zucht 
geh*ndhal>1  werden.      So  ist  z.  B.  der  Unterschied 
iwischeil  der  bürgerlichen  und  der  strafenden  Ge*  ' 
ruht  barkeit    den    Chinesischen    Gesetzen   so    gut 


-  n  der  Reisepaise  bestehen  noch  weit  strengere  Einrich- 
H ,  ill  unter  den  argdenWichsten  Regierungen  in  Europa.    S, 
Sfct.   ,20.  221.  324.  225.  des  Anm    3l     a    Gesetzbuches. 


'56.   i75. 
r     I 

anJf,.      I'.NismMtMn 
W  s  •  386. 


.    Kl  *  •'■     D«r  Kayser  ist  der  alleinige  Eigenthüroer  des 

Landf*      lliusen^pin  a.  a.  O. 
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wie  unbekannt.  Auch  der  säumige  Schuldner 
wird  (zu  seiner  Besserung)  bestraft.  58)  So  darf 
und  soll  ferner  der  Richter  jederzeit  von  Amts- 
wegen die  begangenen  Vergehungen  ahnden ;  59) 
hat  der  Vater,  um  sein  Rind  zu  bestrafen ,  erst 
auf  einen  Ankläger  zu  warten?  So  ist  eine  der 
gewöhnlichsten  Strafen  die  Züchtigung  mit  ei- 
nem Bamburohre;  das  Rind  mufs  fühlen,  wenn 
es  nicht  hpren  will.  Jedoch  auch  ihre  liebens- 
würdigen Seiten  hat  diese  Verwaltungsart.  Die 
Abgaben  sind  gleich  vertheilt,  da  ein  Vater  bil- 
lig kein  Rind  vor  dem  andern  begünstiget.  Rein 
Todesurtheil  kann  vollzogen  werden,  ohne  die 
kayserliche  Bestätigung  erhalten  zu  haben.  ^°) 
Auch  für  das  Loos  der  Gefangenen  tragen  die  Ge- 
setze eine  ruhmwürdige  Sorgfalt.  41)  —  3.)  Die 
väterliche  Gewalt  ist  von  Natur  und  von  Rechts- 
wegen auf  die  Unmündigkeit  der  Rinder  be- 
schränkt. Eine  Regierung,  wie  die  Chinesische, 
mufs  daher  vor  allen  Dingen  darauf  ausgehn, 
das  Volk  fortdauernd  in  dem  Zustande  von  Un- 
mündigkeit zu  erhalten  ,   welcher  die  Begründung 


38)  Sect.  332. 

39)  Du  Halde  Bd.  V.   Zusätze, 

40)  Sect.   1. 

41)  Sect.  398.  401 
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einer  väterlichen  Einherrschaft  ursprünglich  mög- 
lich  und  dum  Bedürfnisse  machte.  In  diesem 
u  Buchen  die  Chinesischen  Gesetze  den  Ver- 
mehr zwischen  dem  In-  und  dem  Auslande  gänz- 
lich abzubrechen.  Der  Handel  zur  See  ist  mit 
Fremden  schlechthin  verbothen,  zu  Lande  nur 
gepm  besondere  Erlaubnisscheine  verstattet.  ^2) 
Fremde  Meiden  nicht  im  Lande  geduldet,  und 
seihst  Gesandte  dürfen  nur  kraft  einer  ausdrück- 
lichen Erlaubnifs  des  Kaysers  und  nur  unter  ei- 
ner strengen  Aufsicht  an  das  kayserliche  Hofla- 
ger ziehn.  ^°)  Auf  die  Auswanderung  steht  die 
Todesstrafe.  44)  In  demselben  Geiste  sind  alle 
Künstler  und  Handwerker  an  die  einmal  übli* 
chm  Formen  und  Muster  gebunden 5  eine  Neue- 
rung, eine  Erfindung  wird  bestraft.  45)  In  dem-! 
Iben  Geiste  endlich  suchen  die  Gesetze  die  Re- 
gierung und  das  Volk  von  dem  Strudel  zurück- J 
zuhalten,  in  welchen  das  Geld,  da  wo  es  die 
des  Wahrenverkehres  ist,  das  Eigenthum 
und  mit    ihm   die  meisten  bürgerlichen  Verhält* 


3 20.  Stauntons  Anm.  zur  Sect.  2  25.     Der  Handel,  der 
mit  Fremden  getrieben  wird,    steht  unter  besonderen 

43)  Sect.   i24.   2-5- 

kk)  Sect.  124.  ,55. 

Dt    i56.   i75. 


i7i 

nisse  fortreifst.  Die  Regierung  prägt  nur  Ku- 
pfermünzen 5  der  Handel  ist  gröfsentheils  Tausch- 
handel. 46)  Die  öffentlichen  Abgaben  werden  in 
Erzeugnissen  des  Bodens  oder  des  Kunstfleifses 
erhoben.  47)  Mit  einem  Worte  ,  die  Chinesische 
Regierung  hat  mit  der  Zwingherrschaft  die  Ma- 
xime gemein,  Alles  beym  Alten  zu  lassen  und 
zu  erhalten. 

Damit  die  Regierung  der  Menge  und  Man- 
nigfaltigkeit der  Geschäfte  gewachsen  sey,  ist 
das  Reich  in  Kreise,  Bezirke  und  Unterbezirke 
eingetheilt,  und  in  einer  jeden  von  diesen  Ab- 
theilungen eine  verhältnifsmäfsige  Anzahl  von 
Behörden  und  Beamten  bestellt.  Unter  die  ver- 
schiedenen Behörden  einer  jeden  einzelnen  Ab- 
theilung sind  die  Geschäfte  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Gegenstände  vertheilt, 
jedoch  so,  dafs  ein  einzelner  Beamte,  zur  Erhal- 
tung der  Einheit  der  Staatsverwaltung,  an  der 
Spitze  einer  jeden  Abtheilung  steht.  48)      Je  zehen 


46)  Sect.   118.  i53.    i54. 

47)  Sect.  86.  92.  119  ff.  Die  Haupteinnahme  des  kaiserlichen 
Schatzes  ist  der  Zehnte  von  allen  Ländereven.  Für  die  öffentlichen 
Magazinanslaiten  enthält  das  Gesetzbuch  sehr  genaue  Bestim- 
mungen. 

Du  Halde.  Staunton's  Anm.  zu  Sect.  5i.  Der  Grundsalz  der 
^ertheilung  der  Geschäfte  nach  der  Verschiedenheit  der  Gegen- 
stände ist  eine  sehr  hemerkenswerthe  Eigentümlichkeit  der  Chi- 
nesischen Verfassung. 


t  **  n 


und  je  hundert   Hausväter  bilden  wiederum  in  ei- 
nem jeden  Unterbezirke  besondere  Genossenschaf- 
ten,   so  dafs  die  Mitglieder  eines  Zehntens  für  ein- 
ander verantwortlich  sind  und  das    Hundert  unter 
einem  Aufseher  steht,   welcher  in  Verbindung  mit 
einem  Rathe  von  zehn    Mitgliedern  für   die  gehö- 
rige Entrichtung  der  öffentlichen  Dienste  und  Ab- 
gaben zu  sorgen  hat.  49)  —     Damit  das  Volk  in 
einem  den  Gesetzen  entsprechenden  Geiste,   d.  h. 
väterlich  regiert   werde  ,  hat  sich   die  Verfassung 
zuförderst  von  der  gehörigen  Besetzung  der  öffent- 
lichen  Stellen  zu  versichern   gesucht.      Nicht  nur 
diejenigen,     welche    sich    erst    dem    Staatsdienste 
widmen  wollen  ,  werden  strengen  Prüfungen  un- 
terworfen ,   sondern  selbst  die,   welche  bereits  als 
Beamte   angestellt   sind,    werden   am    Ende  einet 
jeden  Jahres  von  neuem  geprüft.  5o)      Zu  demsel- 
ben Zwecke  ist   der   Kriegsbefehl  von   dem   Frie- 
densbefehle getrennt,  der  gesamtheitlichen  Behand- 
lung der   öffentlichen  Geschäfte   in  der   Regel  der 
Vorzug  gegeben,  und  die  Amtstätigkeit  einer  jeden 
einzelnen    Behörde  nicht  nur    auf  das   genaueste, 
sondern    auch    so   bestimmt,     dafs    die     niederen 


49)  Travels  in  China.  By  J.  Barrow  Lond.  i8o5.  4.  und  Sect. 
N  El  irardfen  in  China  genaue  Listen  über  die  Bevölkerung  ge- 
halten.    Sect.  ;8.  79. 

50)  Sect.   11. 
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Behörden  von  den  höheren,  die  Behörden  der- 
selben Stufe  von  einander  gegenseitig  streng  be- 
wacht werden.  5l)  —  So  wie  schon  diese  Knecht- 
schaft der  Staatsbeamten,  der  Geist  der  Eifersucht, 
welcher  die  ganze  Verfassung  durchdringt,  für 
die  Fortdauer  der  einmal  eingeführten  Verwal- 
tungsordnung Gewähr  leistet,  so  besteht  noch 
aufserdem ,  damit  Alles  in  diesem  Kunstwerke  sei- 
nen ewigen  Gang  gehe,  ein  eigener  Rath  von 
Aufsehern ,  welcher  selbst  dem  Kayser  über  ver- 
fassungswidrige Handlungen  Vorstellungen  zu 
machen  berechtiget  ist  5  52)  so  ist  in  einem  jeden 
der  oberen  Gerichte  und  Verwaltungsräthe  ein 
Kronanwald  angestellt,  welcher  über  die  Beob- 
achtung der  Gesetze  zu  wachen  hatj  53)  so  müssen 
die  niederen  Behörden  den  höheren,  die  höchsten 
dem  Kayser  von  Zeit  zu  Zeit  die  Mängel  und  Ge- 
brechen, die  sie  in  der  Staatsverwaltung  entdeckt, 
die  Fehler,  die  sie  selbst  bey  ihrer  Amtsführung^ 
begangen  haben  ,   anzeigen.  5zO 

Durch   welche    Mittel  hat   sich    die   Chinesi- 
sche   Verfassung   so   viqle  Jahrhunderte  hindurch 


5i)  Du  Halde,    De  Guignes* 

52)  Staunton's  Anm.  zu  Sest,  iy\. 

53)  Du  Halde. 

54)  Sect.   171. 
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unter  so  manchen  innern  und  äufsern  Stürmen  zu 
galten  vermocht?  so  innig  mit  der  gesamten 
Denk-  und  Handlungsweise  des  Volks  verschmol- 
n?  i.)  Ein  Hauptaugenmerk  der  Gesetze  war, 
die  Bände  der  Verwandschaft  und  ins  besondere 
die  Bande  der  elterlichen  Gewalt  theils  fester  zu 
knüpfen,  theils  in  eine  unmittelbare  Beziehung 
auf  die  Grundlage  der  Staatsverfassung  zu  setzen. 
Daher  kommen  z.  B.  Vorrechte  auch  den  Anver- 
\Ac:u(ltrn  des  Bevorrechteten  zu  statten 5  5^)  ausge- 
zeichnete Thaten  und  Verdienste  werden  auch  den' 
Nachkommen  und  bis  zum  zwevten  und  dritten 
Gliede  vergolten;  56)  Vergehungen  werden  milder 
iM^traft,  wenn  sie  zum  Besten  eines  Anverwand- 
ten bedangen  wurden.  57)  Umfassend  und  streng 
ist  die  vaterliche  Gewalt;  selbst  auf  das  Recht  über 
Lehen  und  Tod  scheint  sie  sich  zu  erstrecken.  58) 
Elternmord  gehört  zu  den  Hauptverbrechen  de» 
Chinesischen  peinlichen  Rechts;  59)  schon  Mifs- 
bandlungen,   an    den  Eltern  verübt,    werden  mit 


55)   Sect.  5 
56. 

Dagegen  trifft  die  Strafe  eines  Vergehens  zwei*  I 
len  am  f.  die  ferwaadten  des  Thäters.     Sect.  254. 

58      Li       Sect  519. 

'■  2.  144 
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dem  Tode  bestraft.  6o)     Den  Eltern  ist  auch  nach 
ihrem  Tode  durch  Bestattung  und  Trauer  die  ge- 
bührende   Achtung    von    den    Kindern    zu    bezei- 
gen 3  6l)   ein  Sohn,   der  die  Leichen  seiner  Eltern 
oder    Grofseltern    unbeeidigt    läfst    oder    verletzt, 
wird  mit  dem  Tode  bestraft.  62)    Und  wenn  schon 
die   Erlaubnifs,    welche  das    Gesetz   den   Chinesen 
ertheilt,    mehrere    Weiber    zugleich    zu     eheli- 
chen, 65)  mit  dem   Zwecke,    das  Verwandschafts- 
verhältnifs   zu    heiligen,    im   Widerspruche  steht, 
(die  Vielweiberey  ist  der  Tod  der  Verwandtenlie- 
be,)  so  ist  doch,   wenn  ein  Chinese  mehrere  Wei- 
ber ehelicht,   eine  unter  ihnen  die  Gebietherinn 
der  übrigen  und  allein   die  eheliche  Hausfrau  im 
vollsten    Sinne    des  Worts.      An     das    Verhältnifs 
zwischen  Eltern  und  Kindern  reihen  nun  die  Ge- 
setze  unmittelbar   das   Verhältnifs    zwischen  dem 
Kayser  und  seinem  Volk.       Er  ist  der   Vater  des 
gesamten    Volks,    desto    ehrwürdiger,    da    er  die 
Rechte  und  Ansprüche   aller  einzelnen   Hausväter 
in    sich  vereiniget.      In   der  Sprache   eines  Vaters 
spricht  er  zu  seinen  Unterthanen.      Oft  fordert  er 


60)  Sect.  019. 

61)  Sect.  io5.  176.  181. 

62)  Sect.  276. 

63;  Sect.  ao3.  und  Staunton  in  den  Anm-  zu  diesem  Abschnitte 


l76 

aie  auf,   ihn  zu  unterrichten   und  zu   war^ 

IH.n.  fe)      in  demselben  Geistesollen  seine  Stellver- 

ilir   Mandarinen ,    sprechen   und  handeln  ,   ii> 

.(•1!mn  Lichte  dem  Volke  erscheinen.      Sie  hä^ 

(Über  da«  Volk  von  Zeit  zu  Zeit  durch  öffent- 
liehe  Reden  zu  unterrichten,  einen  jeden  ihrer 
AmUbefolilnen  unweigerlich  zu  hören.  65)  Mit 
einem  Worte,  keine  Gesetzgebung  hat  den  Grund- 

p  dafs  der  Mensch  im  öffentlichen  Leben  dai 
ift,  wozu  er  durch  das  häusliche  erzogen  wirdt 
<L<fs    das    öffentliche  Leben    am    festesten    in    dem 

liehen  wurzelt  ,  so  vollständig  anerkannt  und 
durchgeführt,  als  die  Chinesische.  —  2.)  Dal 
grofoe Geheimnifj  der  meisten  Religionsstifter,  die 
Antlcuht  in  Andachtsübungen,  das  Innere  in  etwai 
Aeufseres  aufzulösen,  *>6)  ist  zugleich  der  Haupt- 1 
Schlüssel  zur  Ewigkeit  der  Chinesischen  Verfas- 
sung.      Der   Ehrerbietung    des    Volks    gegen    den 

er  und  die  kaiserlichen  Beamten,  ohne  wel- 
che eine  Verfassung,  wie  die  Chinesische,  nicht 
bestehn  könnte,  wufste  sich  der  Gesetzgeber  durch 
die  Ehrenbezeigungen  zu  versichern  ,  die  er 
— zur 

serlichen  Verordnungen  b.  Du  Halde  im  zwei- 
ten   I  heilr. 

65;  Du  Halde. 

66)  Gibbon  I.  p.  267  der  Basler  Ausg. 
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zur  Hauptpflicht  der  öffentlichen  und  überhaupt 
der  gesellschaftlichen  Sittenlehre  erhob.  c7)  Der 
Chinese ,  in  eine  andere  Verfassung  versetzt,  wür- 
de sich  eben  so  fremd  fühlen,  wie  bey  uns  ein 
Weib  in  der  Kleidung  eines  Mannes.  —  3.)  Die 
Chinesen  haben  einen  Staatsgottesdienst; 
der  Kayser,  als  oberster  Priester,  und,  in  den 
einzelnen  Landschaften,  die  Mandarinen  bringen 
dem  Himmel  und  der  Erde  und  dem  Geiste ,  der 
über  das  Schicksal  der  Menschen  waltet,  die  her- 
kömmlichen Opfer.  68)  So  paart  sich  die  Ehrer- 
bietung gegen  den  Kayser  und  dessen  Stellvertre- 
ter mit  der  Scheu  vor  den  unsichtbaren  Natur- 
mächten. 

Die  Lichtseiten  der  Chinesischen  Verfassung 
sind  der  stete  abgemessene  Gang  der  Regierung, 
ler  wahrhaft  väterliche  Geist,  welcher  uns  in  meh- 
reren Gesetzen  der  Chinesen  anspricht,  und,  vor 
\llem,  die  unerschütterliche  Festigkeit  des  Gebäu- 
les.  69)      Die  Chinesische  Verfassung  hat  die  Un- 


67)  Sect.  170.  174.  Du  Halde.  Für  die  Gebrauche  und  Ehren* 
•ezeigungen  besteht  ein  eigener  oberster  Rath ,  Li*Pu  genannt. 

68)  Sect.  42.  157  —  162.  Die  Frage:  Wie  neben  dieser 
'taatsreligion  (offenbar  der  ältesten  des  Chinesischen  Reichs)  noch 
ndere  öffentlich  bestehn  können?  liegt  noch  im  Dunkeln.  Eini- 
enAufschlufs  darüber  giebt  die  Unduldsamheit  der  christlichen 
Religion  und  gegen  diese. 

69)  Die   Chinesische  Verfassung  hat    eine  gewisse    AehnlicMeit 
Zachariä  vom  Staat.  JI  12 
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terjochung  des  Volkes,   für  welches  sie  ursprung- 
lich bestimmt  war,  siegreich  überlebt.      Nun  lehrt 

it  die  Geschichle  in  mehreren  Beyspielen,  dafs 
ein  Volk,  welches  sich  unter  einem  andern  und 
bildeteren  Volke  als  der  Sieger  niederläfst,  die 
Sitten  und  Gesetze  der  Besiegten  anzunehmen 
pflegt«  (So  jrrofs  ist  das  Uebergewicht  des  Geistes 
über  die  Kraft  des  Gemüthes  und  des  Körpers.) 
Kaum  aber  dürfte  sich  ein  anderes  Beyspiel  in  der 
Geschichte  finden,  dafs  eine  Verfassung  unter  die- 
Umständen  dem  besiegten  Volke  so  billige  Be- 
dingungen  errungen  hätte,  als  die  Chinesische. 
Beydc  Völker,  die  Tartaren  und  die  Chinesen, 
werden,  mit  wenigen  Ausnahmen ,  7°)  nach  dem- 
selben Rechte,  dem  ursprünglich  Chinesischen, 
beherrscht. 

Gleichwohl  mögte  die  Chinesische  Verfassung, 

im  man  sie,  wie  billig,  auf  die  gesamten 
Zwecke  des  Menschen  bezieht,  selbst  der  Zwing- 
herrschaft nachstehn.  —  Der  eine  Grundfehler 
der  i  hinesischen  Verfassung  ist  der,  dafs  sie,  die 
gesamte  Denk  und  Handlungsweise  des  Volks  in 
einen  bestimmten  Kreis  bannend,  einen  jeden  Ein- 


m,t  i  liehen.     Hein  Wunder,    wenn  sie  Von  den  christli- 

c,,rn  llon-    »eiche    uns  zuerst  damit  bekannt  machten, 

Ar  gepriesen  wurde. 
Jt  9.  5i. 
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zelnen  in  einem  jeden  Verhältnisse  meisternd  und 
bewachend,  das  geistige  Leben  in  seinem  inner- 
sten Keime  tödet.  Die  Chinesen  sind  und  bleiben 
ewig  dieselben  ,  gealterte  Kinder  oder  unmündi- 
ge Greise.  Nicht,  damit  der  Fürst  desto  will- 
kührlicher  gebiethen  könne  ,  wird  das  Volk  in  Un- 
mündigkeit gehalten.  Der  Chinesische  Kayser  ist 
vielleicht  beschränkter,  als  irgend  ein  Europäi- 
scher Erbfürst.  Sondern,  wie  einst  in  Sparta,  ist 
das  Gesetz  der  Zwingherr.  —  Der  zweyte  Grund- 
fehler dieser  Verfassung  ist  der,  dafs  sie,  die 
Gesetze  der  Sittlichkeit  in  aufsere  Gesetze  verkeh- 
rend, das  eigentliche  Wesen  der  Tugend  in  Schat- 
ten stellt.  Die  Chinesen  sind  gesittet  ohne  Sitt- 
lichkeit; sie  sind  eitel  ohne  Selbstachtung  und 
Muth;  sie  heucheln  Tugend,  weil  sie  nur  die 
Strafe  fürchten;  —  so  werden  sie  von  allen  Au- 
genzeugen geschildert.  71) 

II.)     Von    den    geistli  ch  -  väterlich  e  n 
Einherrschaften. 

Die  Verfassungen ,  in  welchen  kraft  eines 
göttlichen  Rechts  geherrscht  wird,  sind  fast 
immer   Einherrschaften.  7*)     Denn  auch  in   den 


71)  S.  z.  B.  de  Guignes. 

72)  Ein  seltenes  Beyspiel  einer  Ausnahme  von  dieser  Regel  fin- 
det man  in  den  Asiat  Researches  VoL  V.  (Lond.  1807.)  n.  1.     Auf 
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Gott«  rlrln  ™  schimmert  die  Lehre  von  einem  ein- 

OotU   durch;   und  das  Priesterthum  bedarf 

gine+Oberpriesters,  da  es  inneren  Spaltungen  eben 

to  sehr  au  t    ist,  als  es  von  ihnen   die  Ver- 

htung  mi  im  r  Macht  zu  fürchten  hat.  75) 

IVIC  eine  Art  der  geistlichen  Einherrschaft 
Ul  die  Gottesherrschaft,  die  Theokratie,  Sie 
kommt  in  zwey  Grundgestalten  in  der  Geschichte 
1.)  Der  Herrscher  ist  ein  verkörperter 
Gott,  ein  Mensch,  in  welchem  die  Gottheit  wohnt. 
So  wurde  z.  B.  einst  Japan,  so  wird  noch  jetzt  Ti- 
bi t  beherrscht.  74)  Entwickelten  sich  diese  so  auf- 
fallenden Einherrschaften  nach  und  nach  aus  ei- 
nt r  Ködern   Gestalt  der  geistlichen  Einherrschaft? 


der  Kälte  von  Malabar  bildeten  einst  die  Brahmanen  eine  Mehr- 
Jedoefa   bald  entstanden  Spaltungen  unter  ihnen.    — 

«ler  Indcpendenlen,  weiche  sich  in  England  während 

Rerolution  bildete,  gieng  von  der  Idee  einer  geistlichen  Volhs- 

i  :    . . 

In  Meroe  (südlich  von  Aegyptcn)  herrschte  einsteine  mäch- 
it.     Und  doch  wählte   sie  einen  König  aus  ihrer 
an  Ideen  etc.  U,  09.   —     Und  brauche  ich  erst  an  das 
1    Katholischen  Kirche  zu  erinnern? 

wir  bis  jetzt  von  der  so  merkwürdigen  Ver- 
I**"  cncs   nur  noch  unvollkommene  und  ühel  zusam- 

hrichten.     Vgl.  Stäudlms  Magazin  für  Religions-,' 
hiehte.     I.  ßd.   (Hannov.    1801.)  I.  St.. 
"  "     s-     Majers  mythologisches   Lexikon.     Wort:    De- 

ima.     Asiat.    Kescarches    I.   Bd.     Das  Ober- 
Dalai   Lama  zu  seyn.     Wenn  er  stirbt,  so  folgt 
1  irttehen  sich  der'Gott,  der  in  ihm  wohnte,  nach 
4*m  Lrtlicile  der  obersten  Priester ,  wieder  offenbahrt. 
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oder  wurden  sie  plötzlich,  sey  es  von  einem  Fremd* 
linge ,  der  mit  einer  höheren  geistigen  Bildung 
unter  einem  noch  ungebildeten  Volke  auftrat,  oder 
von  einem  glücklich  kühnen  Betrüger  i  m  Vol- 
ke, 75)  gestiftet?  2.)  Ein  unsichtbarer  Gott,  der 
seinen  Willen  von  Zeit  zu  Zeit  auf  eine  wunder- 
same Weise  offenbahrt,  beherrscht  das  Volk.  Eine 
Gottesherrschaft  dieser  Art  war  die  Verfassung,  die 
Moses  seinem  Volke  gab.  In  wichtigen  Volksan- 
gelegenheiten wurde  Jehovah  durch  das  Urim  und 
Thummim  befragt;  von  Zeit  zu  Zeit  sollten  Pro- 
pheten dem  Volke  den  Willen  seines  Königes  ver- 
künden. 7*9 

Eine  zweyte  Art  der  geistlichen  Einherr- 
schaft ist  die,  welche  einen  einzelnen  Menschen 
schlechthin  5  d.  h,  sowohl  in  geistlichen ,  als  in 
weltlichen  Angelegenheiten,  zum  Stellvertreter  der 
Gottheit  bestellt.  Eine  solche  Verfassung  bestand 
z.  B.  bey  den  Preufsen  der  Vorzeit.     Das   Ober- 


75)  Die  Dahomier  Betrachten  ihren  König  als  einen  verkörper- 
ten Gott.  Vormals  lebte  unter  ihnen  ein  Wunderkünstler,  Wudnus, 
der  sich  dem  Könige  gleichstellte.  Bey  einem  Feste  ermordete  ihn 
der  König.  Da  fiel  das  Volk  nieder  vor  dem  Könige  und  rief:  Du 
allein  bist  der  Gott  der  Götter,  dir  allein  gebührt  die  Ehre.  Spren- 
gel^ Bibl.  der  neuesten  und  wichtigsten  Ileisebeschr.  IX.  Bd. 
(Weimar  i8o3.  8.)  S.  i5i. 

76)  Michaelis:  Mosaisches  Recht,  (ein  Meisterwerk,  das  auch 
von  Staatsmännern  gelesen  zu  werden  verdient,)  §.  35.  5*. 
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baupt    dieses    Volks,     Krivve    Kirweitu    genannt, 
rereinigte  in  sich  die  geistliche  und  die  weltliche 
ITaIL  "  >     Auch    das  Khalifat,    nach    seiner  ur- 
ijpi  un-lii  h(  m  Verfassung,    gehört  zu   dieser   Ord- 
nuiig.   —  Es  trigt  jedoch  diese  Art  der  geistlichen 
liaft,  so  wie  die  ihr  verschwisterte  Herr- 
en   eines   verkörperten  Gottes,    den  Keim    des 
tles  in  sich.      Denn  es  giebt  so  manche  öffentli- 
che  Geschäfte,  welche  zu  weltlich,   d.  h.  den  an- 
idvrendenden  Mitteln  nach  zu  unheilig,   oder  dem 
Erfolge  nach  zu  ungewifs  sind,   als  dafs  sich  ih- 
n<  n    ein   -(istlicher    Fürst,    ohne    sein    geistliches 
Ansehn  zu  gefährden,  unterziehn  könnte;   und  ge- 

i<4  der  Kriegsbefehl  ist  von  dieser  Art.      In  Japan  . 

i  t  der  geistliche  Kayser  schon   längst  nicht  mehr 

der  Alleinherr;   neben  ihm  hat  sich  der  ehemalige 

•■nlehiherr  zum   weltlichen  Kayser  erhoben.  78) 

&    dif    weltliche  Macht  der    Lamas    in  Tibet 

int  KU  schwanken. 

Dir  dritte  Art  der  geistlichen  Einherrschaft 
•  t   dir,   in  welcher   zwey  Gewalten,   eine  geist- 


WÜwni  älteste  Geschichte.     Von  A.  v.  Kotzebue.     I.  Bd. 
Riga.   180«.     8. 

fth  im  J.    1142,  und  entschied  s-ich  erst  im 
^ortheile  ,les   Kronfeldherrn.     Thunberg's  Reisen  in 
-    vorz.  in  Japan.     In  dem  Magazine  von  merk- 
1.     Vliterßd.  Berlin.   1792.    8. 
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liehe  und  eine  weltliche,  neben  einander  bestehn, 
und  die  göttliche  Vollmacht,  kraft  deren  der 
Fürst  gebiethet,  auf  weltliche  Angelegenheiten 
beschränkt  ist. 

Es  sind  unter  dieser  Voraussetzung  nurzwey 
Fälle  möglich :  Entweder  kann  die  geistliche 
Gewalt  der  weltlichen,  oder  es  kann  die  weltliche 
Gewalt  der  geistlichen  untergeordnet  seyn.  Ein 
dritter  Fall,  —  der  Fall,  dafs  beyde  Gewalten 
neben  einander  beständen,  ohne  dafs  der  einen 
von  ihnen  das  Recht,  über  die  andere  zu  ge- 
biethen ,  zukäme,  ist  um  deswillen  nicht  denk- 
bar, weil  es  unter  dieser  Voraussetzung,  so  scharf 
man  auch  die  geistlichen  und  die  weltlichen  Ange- 
legenheiten wissenschaftlich  oder  durch  Gesetze 
l  von  einander  sondern  mag,  79)  dennoch  für  Zwey- 
fälle  an  einem  Richter  fehlen  würde,  mit  andern 
Worten,  weil  eine  Doppelherrschaft  ihrem  We- 
sen nach  ein  Widerspruch  ist.  Entweder  also 
mufs  die  eine   Gewalt  über  die  andere  gebiethen, 


79)  IVach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  besteht  im 
Staate  eine  doppelte  äufsere  Gewalt,  eine  geistliche  und  eine  welt- 
liche ,  beyde  von  göttlicher  Abkunft.  Die  neuern  Schriftsteller 
dieser  Kirche  haben  häufig  den  Versuch  gewagt,  beyde  Gewalten 
durch  die  Grenzbestimmung  des  Geschäftskreises  der  einen  und  der 
andern  zu  vereinigen.  Z.  ß.  ein  Petrus  de  Marca  in  dem  Werke: 
De  concordia  inter  sacerdotium  et  imperium.  Ein  nich?  blos  ver- 
gebliches,  sondern  selbst  gefährliches  Beginnen  i  Ein  offener 
Srteit  ist  einem  ungewissen  Frieden  vorzuziehn. 
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hen  beiden  ein  Kriegszustand, 
,1.  i,.  ein  Verhältnis,  welches  mit  dem  Wesen  des 
(iiicchthin  unvereinbar  ist.   Die 
ter  Verfassungen  stimmt  allenthal- 
|H.n  mit  diesen  I  *ungcn  überein.     Wer  kann-  4 

n  Kampf  zwischen  der  geistlichen  I 
illiokea  Gewalt,    der  in  den  Europäischen  * 
Jahrhunderte   lang    gekämpft   worden    ist  II 
und  in  Beziehung  auf  die  katholische  Kirche  noch 
fortdauert?  —    Nur  eine  Gesetzgebung,   die  der 
)    bei   diesen  Kampf,  unbeschadet  der 
Selbstständigkeit  der  einen  und  der  andern  Gewalt, 
jrlich    nur  durch  die   Annahme  einer   den 
d   in  wohnenden    Wunderkraft,    geschlich* 
Djer  Brahmane  ist  nach  diesem  Gesetze  eine 
Gottes  der  Gerechtigkeit;   er  ist 
G   burl  über  die  Welt,  über  alles  Erschaffe-  ' 
ne  ei  mmt,   den  Schatz   der  Pflichten 

M  n  ml   die  Menschen  zu  bewahren ;   alle 
Welt  sind  sein  Eigenthum  ,   er  ifst  nur 
iner    Speise,     trägt    nur    sein    Gewand, 
nur    von    seinem    Gute,    ja   alle  andere 


*°  :     esten  Aufschluß  über  die  ursprüngliche 

1  frfasiu  !  scheint    folgendes    Werk    zu 

Hindu -Law    or    the  Ordinances  of  Me- 

'••«!   froin  the  original  Sanscrit.      VYith  t 

Lond.    i79C  6 


i85 

Sterbliche  erfreuen  sich  nur  durch  ihn  des  Le- 
bens. 8l)  Aber  in  gleicher  Allmacht  und  Herr- 
lichkeit steht  neben  ihm  der  König.  82)  Und  den» 
noch  wird  das  Herrscherrecht  des  Brahmanen 
nicht  durch  das  Herrscherrecht  des  Königs  ,  die- 
ses nicht  durch  jenes  geschmälert.  Nicht  als  ob 
der  Brahmane  nur  in  geistlichen  ,  der  König  nur 
in  weltlichen  Dingen  zu  gebiethen  berechtigt  wä- 
re ;  sondern  weil  der  Brahmane,  wie  die  Gottheit, 
durch  eine  Wunderkraft,  durch  sein  bloses  Wort, 
der  König,  wie  ein  Mensch,  durch  Wort  und 
That  herrscht.  Der  Brahmane  kann  strafen; 
denn  seinem  'Fluche  gehorchen  die  unsichtbaren 
Mächte.  85)  Er  kann  seinen  Schuldner  zur  Zah- 
lung zwingen;  denn,  wenn  er  sich  aufdieThür- 
schwelle  des  Haufses  seines  Schuldners  niederläfst 
und  hier  Hungers  stirbt,  ist  das  Verbrechen  des 
Schuldners  unabsühnbar.  ö4)  Dagegen  hat  der 
König  nur  den  Lehren  der  Brahmanen  sein  Ohr 
zu  leihn  ,  sich  bey  den  Brahmanen  Raths  zu  er- 


81)  Instit.    of  Hindu -Law.    Chap.  I.  §.  98  —  101.      Eine  merk- 

1  <llge  Eigentümlichkeit  dieser  Priesterkaste  ist ,    dafs  sie  ohne 

eine   innere    Organisation  ist.      Ein  jeder  Brahmane   ist  für   sich 


ein  Gott. 


82)  Ehend.  VIF,   5  ff. 
85)  Ebend.  XI,  5i. 

84)  Asiat.  Research.  IV.   p.  029.     Edinb.  critical  Review.  Vol. 
KXII.     S.    71. 
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,    Äie    mit  Achtung  und    Nachsicht  zu   be- 

hami.  \ß*  CtS> 

In  den  geistlichen  Einherrschaften  der  dritten  Art 

l,,,t  „murr  d»|  pcoiTenbahrte  Recht  in  so  fern 
,m  Widerspruche  mit  dem  Rechte,  dafs  das  erstere 
die  weltliche  Gewalt  unter  die  geistliche  stellt,  wäh- , 
tend  in  der  Wirklichkeit  das  entgegengesetzte  Ver- 
riü;   sey  es,  dafs  die  geistlichen  Waffen 
baupl  schwächer  oder  doch  zum  Angriffskriege 
lauglich  sind,  als  die  weltlichen.     Selbst  in 
drm  Königreiche  Jerusalem,  weiches  die  Kreuzfah- 
rer stifteten,  konnten  die  Geistlichen  ,   ob    sie  sich 
1  auf  das  Panier,   unter  welchem  das  Heer  ge- 
lten   und  gesiegt   hatte,    beriefen,     nicht   zur 
schalt  über  die  weltliche  Gewalt  gelangen.86) 

darf  es  befremden,  wenn  in  den  von  den  j 
nnn  n  de>  Islam  gestifteten  Reichen  die  geist- 
liche Gewalt  in   einer  strengen  Abhängigkeit  von 
Atr   Drillichen  sieht,    wenn   z.  B.   der  Türkische 
llan  den  Grofsmufti ,   das   Haupt   der  Ule- 
mas    (m1  riftausleger,    willkührlich    absetzen 

•rperschaft  derUlemas  anbefehlen  kann, 
I   ngelehrte  zu  Mitgliedern  aufzunehmen.8/) 


85 )  '  HWb-Uw.  VII.  52.  57  ff.  VIII,  i. 

86  ^  der  Kreuzzüge.     I.  Th.  Lpz.  1807.  8. 

1    Hammtr'j  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  des 
ihen  Kcichs.     II.  Th.   Wien.      j8i5.   8. 
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Die  Mohammedaner  haben  keine  Priester  in  der 
christlich- kirchlichen  Bedeutung,  keine  geistli- 
chen Väter  und  Gewissensräthe;  der  Gottesdienst, 
den  der  Koran  zur  Pflicht  macht ,  (das  Beten,  das 
Waschen,  das  Fasten,)  vereinzelt  die  Menschen, 
anstatt  sie  zu  versammeln. 

Die  Grundform  der  geistlichen  Einherrschaft 
ist  die  Gottesherrschaft.  Eine  jede  andere  Form 
dieser  Verfassung  strebt  unaufhörlich ,  sich  dieser 
Grundform,  ihrem  Musterbilde,  zu  nähern.  Ist 
nicht  das  Oberhaupt  der  römisch-katholischen 
Kirche  beynahe  vergöttert  worden  ? 

Eine  jede  geistliche  Einherrschaft  hat  zwey 
einander  gerade  entgegengesetzte  Richtungen.  — 
^uf  der  einen  Seite  befestiget  und  erweitert  sie 
die  Macht  und  das#Recht  des  Fürsten.  In  dem 
mittleren  und  südlichen  Asien,  wo  die  geistlichen 
Einherrschaften  vorr  jeher  einheimisch  waren,  wur- 
de von  jeher  gewaltiger  geherrscht.  88)  Bey  den 
Völkern  Deutschen  Ursprungs  sprachen  die  Kö- 
nige erst  dann  die  Machtvollkommenheit  an,  als 
ias  Christenthum  die  Fürsten  und  die  Völker  mit 
den  Grundsätzen  der  Jüdischen  Verfassung  bekannt 


88)  Schon  in  dem  Alt  -  Babylonischen  und  Assyrischen  Reiche. 
3eck  s  Anleitung  zur  Kenntnifs  der  allgem.  Welt  -  und  Völker  Ge- 
dachte.    I.  Th.  j.  Heft.  S.  179. 
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gemacht  hatte.  89)  Als  Amerika  entdeckt  wurde, 
Lind  man  nur  bey  denjenigen  Völkerschaften 
dieses  Brdtheiles  ausgebildetere  Verfassungen  und 
Mi  Einherrschaften,  welche  in  ihrem  Für- 

sten rin cn  Gott  oder  einen  Stellvertreter  der  Gott- 
heit verehrten,  bey  den  Peruanern,  den  Mexika- 
nern, den  Unthoheg,  den  Muyskas,  9°)  Dieselbe 
Bemerkung  hat  man  an  den  Verfassungen  der  ein- 
gebohrnen  Afrikanischen  Volksstämme,  z.  B.  der 
Kaffern,  91)  gemacht.  Und  auch  in  der  Südsee 
fand  man  nirgends  eine  so  fest  begründete  Ein- 
herrschaft, als  bey  den  Bewohnern  der  Sandwich- 
Jnsrln,  bey  demselben  Volke,  unter  welchem  es 
einen  ausgezeichnet  mächtigen  Priesterorden 
gab.  92)  —    Auf  der  andern  Seite  kann  man  die 


Auf  auffallendsten  war  derEinflufs  dieser  Grundsätze  in  dem; 
Reiche,  das  die   Gothen  in  Spanien   stifteten.      Darstellungen  am 
der   Geschichte    von    Spanien.      Von    W.    A.    Lindau.      I.  ßdch. 
(1811.  8.)  S.  117. 

90)  S.  über  die  Verfassung  der  Muyskas,  der  Bewohner  des 
nachmaligen  Königreichs  Bogota,  Lettres  Ame'ricaines.  Par  le 
Comte  J.  R.  Carli.      Te.  II.  (Par.  1788.  8.)  p.  242. 

91)  Unter  den  verschiedenen  Kaffcrstämmen  hahen  die  Beetjua- 
ner  allein  eine  entwickeltere  Verfassung.  Begründeter  ist  das  An* 
lehn  der  Fürsten  und  der  Priester.  Reisen  in  das  südliche  Afrika 
in  den  Jahren  »8o3  -  1806.     Von  F.  Lichtenstein.     II.  Thl.  (Berl- 

dritte  Entdeckungsreise.      A.  d.  E.  ü.  v.  G.  Forster.fi 
B«  B«L     Kerl.   ,788.  4.)  S.  S19.      In  den    neuern  Zeiten  hat  Ra- 

nigvon  Owaiki ,  (der  gröfsten  unter   den   Sandwich- 
,nse  che  Kultur  bey   seinem    Volke  eingeführt.     Ma- 
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geistliche  Einherrschaft  (wenigstens  in  Jen  ])Py 
weitem  meisten  Fällen)  als  eins  von  den  vielen 
Mitteln  betrachten,  welche  die  Menschen  versucht 
haben,  um  der  Herrschervvillkühr  gewisse  Gren- 
zen zu  setzen.  Einem  göttlichen  Rechte  liegt  die 
Idee  des  Rechts  an  sich  zum  Grunde,  Priester 
sind  im  Verhältnisse  zum  Fürsten  die  gebohrnen. 
Vertreter  des  Volks.  Sie  können  zur  Beschrän- 
kung der  königlichen  Gewalt  zu  Mitteln  ihre  Zu- 
flucht nehmen,  die  nur  ihnen  zu  Gebothe  stehn. 
So  zogen  z.  B.  die  Aegyptischen  Priester  den  Kö- 
nig nach  seinem  Tode  vor  ein  Gericht,  das  über 
den  Nachruhm  des  Königes  in  dieser ,  oder  über 
das  Schicksal  desselben  in  einer  andern  Welt  ent- 
schied. 93)  —  Nur  die  Unterthanen ,  die  eines 
andern  Glaubens,  als  des  herrschenden,  sind, 
haben  in  dem  Fürsten  einer  solchen  Verfassung 
einen  Zwingherrn  zu  fürchten.       Ein   Volk,    das 


gazin  von  merkw.  neuen  Reisebeschr,  XXVII.  Bd.  (Berl.  1806.8.) 
S.  i52. 

95)  Fälschlich  bezweifelt  Herne  (De  judicio,  quod  defunetis 
Aegvptiorum  regibus  subeundum  erat.  In  ej.  Opusc.  acad.  Vol.  I. 
Gott.  1785.  8.  n.  4.)  die  Aechtheit  der  Nachrichten,  welche  uns 
Diodorus  Siculus  von  diesem  Gerichte  aufbewahrt  hat.  Dieses 
Gericht  war  ganz  im  Geiste  der  Aegyptischen  Verfassung.  Vgl. 
meine  Abh.  de  judieiis  in  reges  defunetos  redditis.  lleidelb.  18 iq. 
Fol.  —  Auffallend  ist  es,  dafs  die  katholische  Kirche  von  dem 
Heilig-  und  Seligsprechen  nicht  einen  für  das  Wohl  der  >  öH:er 
vorteilhafteren  Gebrauch  gemacht   hat. 
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unter  einer  geistlichen  Einherrschaft  steht,  imiijs 
die  Volker,  die  es  unterjocht,  zu  seinem  Glau- 
ben zu  bekehren  suchen ,  damit  es  nicht  über 
kurz  oder  über  lang  das  Schicksal  der  Besieg- 
ten  theile. 

In     dem    Wesen    der     geistlichen     Einherr- 
schaft,  als   solcher,   liegt  Unveränderlichkeit    dej 
einmal   bestehenden   Rechts,   der  einmal   gewählt 
ten   Staatskunst.     Man  hat  es  auf  der  einen  Seite! 
der   Reformation    zum    Vorwurfe    gemacht,    daf«j 
sie   ein    ganz    neues    Gebäude    aufführte,    anstatt] 
das    stehende    mit   weiser  *  Behutsamkeit    zu   ver-j 
bessern,  9^)   und   auf  der  andern  Seite  dem  päbst^ 
liehen   Hofe,    dafs   er   noch  immer  in    dem    Gei- 
ste Gregors  VII.   handelt.      Der  eine   und  der  an-i 
dere  Tadel  beruht  auf  Unbekanntschaft  mit   demi 
Wesen     der     geistlichen     Herrschaften.    —      Mag; 
(Übrigem    auch    jene    Eigenschaft    der    geistlichen^ 
Einherrschaften   in   einer  gewissen  Beziehung   ah 
ein   Vorzug  zu  betrachten   seyn ,    der    Nachthe 
ist   durch  nichts  zu  vergüten,   dafs  ein  Volk,   wel 
ofo    unter    einer    so    eisernen    Verfassung    stel 
im     Fortschreiten    auf    der    Bahn    der     geistige 
Bildung    gehemmt    wird.       Nur    die    geistliche 

neuere  Geschichte  der  Deutschen.     I.  B.  aites 
***  '     s-  dagegen  Reinhold's  Ehrenrettung  der  Luthe 

Jena.     1789.   8. 


I9I 

Einherrschaften  der  drillen  Art  sind  diesem  Nach- 
theile weniger  ausgesetzt,  da  sich  in  ihnen  ein 
Kampf  zwischen  der  geistlichen  und  welllichen 
Gewalt  entspinnt,  ein  Kampf,  welchem  z.  B. 
das  heutige  Europa  seine  geistige  Bildung,  und 
nahmentlich  seine  freyeren  Ansichten  von  den 
Rechten  der  Völker  im  Verhältnisse  zu  ihren 
Fürsten  ,  95)  zu  einem  grofsen  Theile  verdankt. 
Jedoch  gerade  diese  Art  der  geistlichen  Ein- 
herrschaft entfernt  sich  am  meisten  von  der 
Grundform  der  Gattung.  Auch  scheint  sie  zu 
sehr  bedenklichen  Mitteln  ihre  Zuflucht  nehmen 
zu  müssen,  um  das  geistige  Leben  des  Volks 
gegen  das  Erstarren  unter  einer  geistlichen  All- 
gewalt zu  bewahren  !  Auffallend  ist  es  wenig- 
stens, dafs  in  Staaten  dieser  Art  der  Priester- 
schaft so  häufig  eine  Lehnsmannschaft;  dem  geist- 
»  liehen  Staate  ein  Lehnsstaat  gegenüber  steht.  So 
z.  B.  in  Japan,  in  der  Türkey,  in  so  vielen 
Staaten  Deutschen  Ursprungs,  einst  in  Mexiko. 
Obwohl  die  geistlichen  Einherrschaften  auf 
einem  sehr  schwankenden  Boden  errichtet  zu  seyn 
scheinen,   so  gebührt  ihnen  dennoch  das  Lob  der 


95)  Wie  viele  und  bedeutende  Untersuchungen  über  den  Staat 
führte  die  Reformation  herbey.  Vgl.  Sur  l'esprit  et  Tinfluence 
de  la  refbrmation  de  Luther.  Par  Ch.  Villers.  Meine  Abb.  de 
jurisprudentia  Lutheri.     Wittenb.   1802.     8. 
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Dauerhaftigkeit.  Denn  der  Glaube  an  eine  Offer 
r,n,w,  nm  nii  er  einmal  Wurzel  gefafst  hat,  g€ 
wiimt  leicht  ilurch  Erziehung  und  Sitte  und  Ue 
ix  i  lic  In  ung  mit  einem  jeden  neuen  Geschlechte 
an  Festigkeit.  Die  Meinungen  sind  am  uner- 
schütterlichsten,  die  als  Gewis'senssache  betrachte 
\vc  rden. 

III.)     Von    den     lan  des  v  ät  erli  che  n     Ein- 
herrschaften. 

Eine  jede  Art   des    Eigenihumes    kann   Vei 
anlassung   zur  Entstehung  der  Einherrschaft  wei 
den.      Die  Mediceen  wurden  aus  Kaufleuten  Für- 
sten. 96)      So    viele   Hirten  der    Völker  waren   ui 
anglich  Hirten  einer  zahlreichen  Heerde.     Abel 
ein     (wenigstens     scheinbarer)     Rechtsgrund     zui 
Herrschaft  liegt  nur  in  dem  Eigenthume  an  Grunc 
und  Boden. 

Eine  jede  der  verschiedenen  Beherrschungs 
formen,  die  Volks  -  und  die  Meerherrschaft,  s< 
wie  die  Einherrschaft,  kann  auf  dem  Grundeigen- 
tum Ixi  «ihn.  Wenn  ein  jedes  Grundstück  dea 
Landes  achtes  Eigenlhum  ist,  und  die  Macht- 
vollkommenheit dem  Inbegriffe  der  Eigenthümei 
diesei 

96)  Jedoch  kaum  hatten  sie  ihre  Herrschaft  Befestiget,  so  leg* 
ten  sie  ihren  Geldreichthum  in  liegenden  Gründen   an. 
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dieser  Grundstücke  zusteht,  so  ist  die  Verfassung 
eine  landesherrliche  Volksherrschaft.      Wenn  nur 
ein   Theil    der    Grundstücke   des   Landes   achtes 
Eigenthum    ist,    und    den    Eigenthümern    dieser 
Grundstücke  theils  als  Einzelnen  die  Oberherrlich- 
keit über   die  Grundstücke  der    entgegengesetzten 
Art  ?    theils    als   einer  Gesamtheit    die   Machtvoll- 
kommenheit zusteht,    so   ist   die  Verfassung  eine 
landesherrliche  Mehrherrschaft.     Schwieriger  ist's, 
die   landesherrliche   Einherrschaft    unterscheidend 
zu  bezeichnen.      Denn    da    dem    Staatsobereigen- 
thume  eine    Ausdehnung   gegeben    werden    kann, 
durch    welche   ein  jedes   Sondereigenthum    ausge- 
schlossen wird,   und  da  der  Fürst,   wenn  er  Son- 
dereigenthümer  des  Landes  ist,   mit  dieser  Eigen- 
schaft die  Eigenschaft  des  Staatsobereigenthümers 
in  sich  vereiniget,   so  scheint  zwischen  einer  Ein- 
herrschaft,  in  welcher  dem   Staatsobereigenthume 
jene   Ausdehnung    gegeben    wird,     und    zwischen 
der    landesherrlichen ,    in   welcher    die   fürstliche 
Machtvollkommenheit    auf    dem    Eigenthume    an 
lern  Grund  und  Boden  des  Landes  beruht ,   (z.  B. 
ilso    zwischen   der    Verfassung    des    Chinesischen 
)der   des  Neupersischen  Reichs  und  zwischen  den 
irsprünglichen  Verfassungen  der  Deutschen  Lan- 
ier,)  kein  wesentlicher  Unterschied  einzutreten, 
jleichwohl   ist  die  landesherrliche    Einherrschaft 

Zachariä  yom  Staat.   IX.  I  q 

V 
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als  diejenige  auszuzeichnen,  in  welcher  das  Gesetz 
und   die  öffentliche  Meinung  (nach  Mafsgabe    der 

Imhte)  das  Eigenthum  am  Lande  nicht  als 
die  rechtliche  Folge,  sondern  als  den  rechtlichen; 
Grund  der  fürstlichen  Machtvollkommenheit  be- 
trachtet, in  welcher  dieses  Eigenthum ,  in  Be-i 
ziehun<r  auf  das  innere  und  das  auswärtige  Ver- 
hiltnift?  nach  den  Grundsätzen  des  Sonderrechts 
beurlheilt   wird.  97) 

Wenn  sich  das  Grundeigentum  des  Fürstc 
so  weit  erstrecht,   dafs  den  Unterthanen  nur  eil 
unsichere    oder    verkümmerte    Nutzniefsung    d< 
Bodens  verbleibt,   so  ist  die  landesherrliche  Eir 
herrschaft  ihrem  Wesen  nach  unbeschränkt.    Wenn 
es  hingegen  aufser  dem  Fürsten  noch  andere  Grun< 
eigenthümer  im  Lande   giebt,    die  entweder  ni 
Vertrags  weise  dem  Fürsten  gehorchen,  oder,  wer 
auch  Lehnsleute,   dennoch  ihre  Lehne  erblich 
lits6n,   so  liegt  es  eben  so   in  dem   Wesen   dies 
Verlesung,    dafs  der  Fürst  bey  der  Ausübung  sc 
ber    landesherrlichen    Rechte   an   die    Zustimmur 
dieser    Grundeigentümer    gebunden   ist.       Die 


9-)   In    England    hat   die   ursprünglich -landesherrliche   Verf 
gehört,  eine  solche  zu  seyn.     Zwar  betrachtet  das  En« 
•  fit  den  König  noch   immer   als  den   alleinigen  Ei« 
Bodent.     Aber  dieses  Eigenthum   ist  der  Sache 

i ■•  •reigentliimi  ;    es  steht   unter    der    Vormundsc 
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jeschränkle  landesherrliche  Einherrschaft  hann 
md  mufs  sich  wiederum  ,  den  Umständen  nach, 
lier  so,  dort  anders,  mannigfaltig  gestalten;  sie 
rcann  bald  mit  einer  landesherrlichen  Volksherr- 
?chaft,  bald  mit  einer  landesherrlichen  Melirherr- 
jchaft ,  bald  mit  beyden  zugleich  gepaart  seyn.  — 
In  wie  fern  sie  mit  einer  Mehrherrschalt  gepaart  ist, 
1.  h.  in  wie  fern  jene  Grundeigentümer  ihre 
Grundholden  haben ,  werden  die  Landherren 
luch  für  ihre  Grund  holden  kraft  eigenen  Reell- 
es stimmen.  Kraft  eigenen  Rechtes,  d.  h.  nicht 
kraft  einer  von  diesen  Grundholden  erhaltenen  Voll- 
macht, nicht  als  Volksvertreter,  sondern  weil  sie 
n  Beziehung  auf  ihre  Grundholden  das  sind,  was 
3er  Fürst  in  Beziehung  auf  das  Land  ist,  also  als 
Landherren,   als  Vormünder.  98) 

Der  ursprüngliche,  der  durch  das  Wesen 
3er  beschrankten  landesherrlichen  Einherrschaft 
3estimmte  Gegenstand  dieses  Stimmrechts  sind 
die,   ins  besondere  von  dem  Grundeigentum,   zu 

98)   Die  Einherrschaft  mit  Reichs-  oder  Landständen  und  die 
nit  einer  Volksvertretung  sind   also  von   einander   wesentlich   ver- 
chieden.    In  Deutschland  verwechselt  man,  wenigstens  im  Sprach- 
rauche,   noch   oft  die  eine   Verfassung  mit  der  andern.     Vgl. 
r  diese  Verschiedenheit:    J.  Ch.  Majer's  Deutsche  Slaatsconsti- 
ution.     (Hamb.  1800.   8.)     Uter  Th.     S.  617.  Ebend.    System  der 
ilsregierang.    i8o5.  8.     Ueber  die  Staatsverwaltung  Deutscher 
Linder.      Von   A.   YV.    Rchherg.      Hanov.   1007.   8.    (In  dem  An- 
-;e:  Ueber  Deutsche  Landstände.)      Journal  für  Deutschland, 
i'on  Fr.  Buchholz.     Berlin  i8r5.     M011.  Juny.  n.  6. 
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erhebenden    Abgaben.      Jedoch    mit  der  Besteue- 
rung  stehen   dir  übrigen  Zweige  der  Staatsverwal- 
tung schon   in  einer  i  n  n  e  re  n  Verbindung.      Auch 
können   sich  die,   welche  dem  Fürsten  die  Steuern 
bewilligen,     wohl    auch  für   andere    Gegenstände 
ein  Stimmrecht  bedingen.     Und  so  mufs  sich  denn 
aus  dem  Rechte  der  Steuerbewilligung  von  selbst 
eine   Verfassung  entwickeln,   in  welcher   der  Fürst 
wegen     der    Staatsverwaltung    überhaupt    an    die 
Zustimmung  der  Grund-   oder  Landherren  mehrt] 
oder  weniger  gebunden  ist.      Auf  den  Fränkischen! 
Reichstagen   der  ältesten  geschichtlichen  Zeit   war 
die  Präge  über  Krieg  und  Frieden    der    Hauptge- 
genstand  der  Berathung.      Die  Besitzer  der  Wehr-1 
guter   hatten  ein  Stimmrecht,   weil  sie   die  Ausga->: 
ben  des  Feldzuges  von  den  Einkünften  dieser  Gii-I 
ter   bestreiten   mufsten.    99)       Erst    als  Steuern  z\k\ 
bewilligen  waren,   erhielt   die   Deutsche  landstän-J 
(lischt    Verfassung  eine   festere    Gestalt  5     und  au* 
dem  Sleuerbewilligungsrechte  der  Deutschen  Land- 
stände  giengen  die  übrigen  landständischen  Rechte 
henror«  lno  > 


esitz   eines   Frevgulhes  war  nach   dem    Fränkische! 
rechte    die  Bedingung    <les  Staatsbürgerrechtes.      Geschieht« 
aatsbürgerlichen     Frevheit.       Von    E.   Montag 
I   Bdf.  I    Tl..  (fiamb.  und  VVürzb.  1812/8.)  1.  Abh.  §.  2. 

100)   )'.    II    im-  s  Prüfung  des  vermeintlichen  Alters   der  Deut 
ndaUnde.     Gott.  1-96.     8. 


1 


*07 


Eine  weitere  Beschränkung  der  landesfürst- 
lichen  Gewalt,  die  unter  derselben  Voraussetzung 
in  dem  Wesen  der  landesfürstlichen  Einherrschaft 
liegt 9  ist  die,  dafs  den  Landherren  eine,  wenn 
auch  beschränkte,  Landeshoheit  über  ihre  Grund- 
holden und  Hintersassen  zusteht.  Da  der  Fürst 
kraft  seiner  Landesherrlichkeit  über  das  Land 
gebiethet ,  wie  sollten  nicht  die  Grundherren  ver- 
möge ihres  Grundeigenthumes  ,  ein  Jeder  auf  sei- 
nem Grund  und  Boden,  zu  gebiethen  berechti- 
get seyn  ?  Allerdings  ist  diese  Vertheilung  der 
Hoheitsrechte  mit  der  wesentlichen  Einheit  der 
Staatsgewalt  nicht  wohl  vereinbar.  Aber ,  wenn 
man  einmal  die  Staatsgewalt  als  ein  Zubehör  des 
Bodens  betrachtet,  so,  kann  man  das  Recht  zu 
herrschen  eben  so,  wie  das  Eigenthumsrecht ,  in 
das  höhere  und  das  niedrere  einlheilen,  so  ist  die 
Eintheilung  des  Staatsgebietes  in  kleinere  Gebie- 
the  eben  so  wenig  auffallend,  als  die  Eintheilung 
des  Landes  in  einzelne  Grundstücke.  In  den  be- 
schränkten landesherrlichen  Einherrschaften  ent- 
steht daher  leicht  ein  Erbadel  der  gefährlichsten 
Art;  ein  Adel,  welcher  die  Macht  hat,  seinen 
Vortheil  den  Gesetzen  unterzulegen  und  diese  Ge- 
setze ,  nur  wenn  es  sein  Vortheil  ist,  zu  voll- 
ziehn.  —  Bey  den  Völkern  Deutschen  Ursprungs 
ist   jene  Versplitterung    der    Regierungsrechte  so 
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alt,     als    unsere   Geschichte    von    diesen    Völkertfc 
redenkt   dieser    Eigentümlichkeit 
der    Deutschen   Verfassungen.  ,01)      In  der  Folge- 
zeit entwickelte  sie  sich  nur  bestimmter  und  man-» 
nfgfaltiger.  ,02) 

Die  Rc«ierun«rsform  der  landesherrlichen  Ein- 
Herrschaft  ist  nach  dem  Wesen  dieser  Verfas«! 
Bung  das  Nachbild  einer  grofsen  Hofhaltung.! 
Das  Verwalten  ist  die  Hauptsache;  auf  die  Gesetz-I 
gebung  nimmt  man  weniger  Bedacht.  Die  Tren-w 
nung  der  gesetzgebenden ,  der  richterlichen  und! 
der  vollziehenden  Gewalt  ist1  dieser  Verfassung! 
fremd,  wenn  anders  nicht  die  Einherrschaft  mehr! 
eine  landesherrliche  Volksherrschaft  mit  einem  1 
Oberhaupte  ist.  Aber,  so  wie  ein  Landwirth  fürt 
die   verschiedenen    Gegenstände    der    Landwirth- 1 


ioi)  De  moribus  Germ.  c.  25.     S.  auch  c.   i5. 

102")   If.  Ch.  Frh   v.  Senkenberg  von  der  havs.  höchsten  Gerichts»  | 
bnrj.eit  in  Deutschland.   Frkf  i-(io.  ^.  S.  i.  3.      Heineccii  elem.  j. 

"  1/  j.  "m.  Montag  a.  a.  0.  $.  5.  Bfener  comment.  de  ori-  -« 
gine  jumm  legumque  Germ.  P.  II.  Vol.  I.  p.  35 1.  Nordens  Staats*! 
vr'"  Order  Lehnszeit  mit  Adelsrecht  undVolksfrevheit.  Von] 

*>*«  l:  Dan.  v.  CU.  H.  Reichel.     Kopenh.u.  Lpz.  I.  Th.  I 

]m"*     "     ' '■     '7^9-  J'-     Es  isl    ein  Irthum  ,  wenn  man  die  grund- 1 
h,M  Pi'ciUsharkeil   des  Deutschen  Rechts   erst    in   spateren  | 

IMehn  läfsf.      \  ielmehr  mufs  man  die  Geschichte  der  Ent- 
hen  Verfassungen  hauptsächlich  an  die  Thaf- 
is    Grundeigentum    schon    ursprünglich  da« 
dip  Hintersassen  zu  gehiethen  ,  umfafsle.     Vgl.  Mar- 
tin" tonn,  J.   j  -. 
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schaft  verschiedene  Diener  bestellt,  so  liegt  eine 
Verschiedenheit  der  landesherrlichen  Behörden 
nach  der  Verschiedenheit  der  Gegenstände  der 
Landesverwaltung  in  dem  Wesen  dieser  Verfas- 
sung. lo5)  Die  obersten  Hofbeamten  sind  gewöhn- 
lich auch  die  obersten  Staatsbeamten.  104) 

Der  Fürst  ist  Eigenthümer  des  Landes  nach 
den  Grundsätzen  des  Sonderrechts,  und  als  solcher, 
(als  Landesherr,)  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt, 
(der  Landeshoheit,)  berechtiget.  Er  ist  daher 
von  Rechtswegen  (und  abgesehn  von  den  Verträ- 
gen ,  die  er  mit  den  Grund-  und  Landherren  ge- 
schlossen hat,)  befugt,  das  Land  zu  veräufsern, 
zu  vertauschen,  zu  theilen.  Nicht  so  weit  er- 
streckt sich  seine  Pflicht,  dafs  er  das,  was  an  sich 
recht  ist,  in  der  Erfahrung  darzustellen  hätte; 
nur   die   Verträge,    durch  welche    er   sein    Eigen- 


io5)  In  den  Deutschen  Ländern  leitete  einst  der  Fürst  die  ge- 
samte Landesverwaltung  durch  den  Marschall ,  den  Kanzler  und 
den  Rentmeister.  Als  sich  die  Geschäfte  dieser  Beamten  mehrten 
oder  auch  anders  gestalteten,  entstanden  Regierungen  und  Kam- 
mern ,  auch  in  den  gröfseren  Ländern  ein  Kriegsrath. 

104)  Noch  jetzt  findet  man  in  mehreren  Ländern  auf  Ritlergü- 
thern  oder  Grundherrschaften  einen  Diener,  welcher  über  das 
ührigc  Gesinde  (mit  dem  Nahmen  eines  Hofmayers,  Vogts  u.  s.  w.) 
gesetzt  ist.  Wer  erinnert  sich  nicht  hierbcy  an  den  Major  domus 
(Haufsmeyer)  der  Franken,  den  Jarl  der  Schwedischen  Könige, 
(Canzler's  Nachrichten  zur  genauem  Kenntnifs  der  Geschichte, 
Staatsverwaltung  und  Ökonom.  Verfassung  des  K.  Schweden,  f.  Th. 
Dresden.   1778.  8.),  den  High  Stewart  in  England 
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thum  beschränkt  hat,  ist  er  zu  hallen  verpflichte!. 
])ri  Unterthan  ist  in  einer  Verfassung 
di(>>(>r  Art  ein  Zubehör  des  Grundes 
und  dos  ßodens.  Er  kann  einer  kaum  gebun- 
doiHu  Fn  »yhcit  geniefsen  ,  wenn  er  ein  achtes  Ei- 
genlhum  an  einem  Grundstücke  hat.  Aber  Leib- 
eigenschaft und  Auswanderungsverbothe  und  alle 
Arten  von  dinglichen  Lasten,  (Frohnen ,  Zinsen 
und  Bannrechte,)  liegen  eben  so  wohl  in  dem  Gei- 
ste einer  solchen  Verfassung.  ,o5)  Der  Streit 
über  die  Grenzen  der  Staatsgewalt  gilt  daher 
in  einer  solchen  Verfassung  vorzugsweise  dem  Be- 
steuerungsr echte.  Denn  Frejheit  von  Abgaben  ist 
■Ugleich   persönliche  Freyheit.  10*0 

Wenn  in  einer  landesherrlichen  Verfassung 
der  Pfirat  nicht  blos  dem  Nahmen  nach  Fürst  seyn 
soll,  so  mufs  er  wenigstens  an  gewissen  Grund- 
llficken  ein  vollkommenes  und  ausschließliches 
Bigenthum  haben.  Diese  Grundstücke  sind  nicht 
Kronguth,  sondern  das  Sondereigenthum  des  Für- 


ioS)  Nur  in   den  Verfassungen  dieser  Art  findet  man  die  Knecht« 
ichaft  in  ihren  mannigfaltigste*  Abstufungen. 

1  r  drr  Franken  waren  frey  von  Abgaben.   Mon- 

I>ie  Alhenienser,  die  doch  gewifs  wufsten,  was 

ix'it   lay,  hatten  gleichwohl    eine   Steuerverfassung,    die 

nn  I  olk  unleidlich  gefunden  haben  würde.   S.  über 

--♦':  J    Potteri   Archaeologia  Graeca.  L.  1.  c.  i5.  (In 

Vol.   XII.  P.  II.   Lugd.   B.    1702.   Fol.) 

itetn  irar  «ier  Borger,  nicht  da«  Eigenthum  die  Hauptsacht. 
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sten  und,  damit  die  Herrschaft  erblich  sev  ,  .sein«« 
Geschlechts.  ,07)  Jedoch,  so  wie  der  Fürst  ,  in- 
dem er  regiert  ?  dem  Rechte  nach  nur  seine  eigene 
Angelegenheit  besorgt,  so  hat  er  auch  mit  den 
Einkünften,  die  er  von  diesen  Grundstücken  oder 
als  der  gebohrne  Eigenthümer  aller  herrenloser 
Güter  lo8)  bezieht,  billig  die  Landesausgahen 
zu  bestreiten.  Die  Abgaben,  die  von  den  Unter- 
thanen  für  den  Landesschutz  entrichtet  wer- 
den, sind  nur  ein  Zuschiifs,  nur  eine  Kam- 
me rhu  1  fe. 

Wenn  auch  in  der  landesherrlichen  Einherr- 
schaft die  Idee  des  Staates,  als  eines  Gemeinwe- 
sens in  den  Hintergrund  zurücktritt,  und  der 
Zweck  des  Staates  in  dem  Vortheile  des  Fürsten 
unterzugehn  scheint,  so  gehört  doch  diese  Ver- 
fassung, selbst  wenn  der  Fürst  unbeschränkt  ist, 
in  der  Regel  zu  den  väterlichen  Einherrschaf- 
ten. Denn  ein  Landwirtn  ,  der  seinen  Vortheil 
versteht,  wird  sein  Gut  und  seine  Leute  pfleglich 
behandeln.      Die  Bewirtschaftung    der  Kammer- 


107)  Eben  so  wenig  sind  sie  Domainen  zu  nennen.  —  Als  in 
Deutschland  der  Sprachgebrauch  die  fürstlichen  Kammcrguter  in 
Domainen  verwandelte.  h:.tte  sich  schon  eine  neue'Ansicht  von  dem 
Verhältnisse  des  Fürsten  zum  Volke  gebildet. 

M>8)  Im  die  kaiserlichen  Verleihungen  des  Zollrechts  an  div 
Deutschen  Fürsten  in  dem  gehörigen  Lichte  zu  beurthcilen  ,  imift 
man  sie  als  Veräufserungen  des  Reichsbodens  betrachten. 


202 

guter  führt  zu  so  manchen  mitbürgerlichen  Ver- 
hältnissen zwischen  dem  Fürsten  und  dem  Volke. 
Die  Ahnherren  des  Fürstenhauses  hielten  auf  dem 
Lande  Hof,  umgeben  von  ihrem  Hofgesinde:  mit 
Aufwand  ,  jedoch  ohne  sich  ihrer  Würde  zu  über« 
heben.  Die  freundlichere  Sitte  der  Voreltern  erbt 
fort  in  dem  Geschlechte.  Der  Adel,  der  den  Ver- 
fassungen dieser  Art  nur  selten  fehlt,  steht  vermit- 
telnd zwischen  dem  Throne  und  den  Gemeinen. 

Und  die  landesväterliche  Einherrschaft  hemmt 
nicht  so,  wie  z.  B.  die  geistlich- väterliche,  das 
Fortschreiten  des  Volks  auf  der  Bahn  geistiger 
Bildung«  In  der  unumschränkten  landesherrli- 
chen Einherrschaft  ist  der  Fürst  zu  mächtig,  als 
dafs  er  einen  jeden  geistigen  Aufschwung  des  Volks 
zn  fürchten  hätte;  in  der  beschränkten  ist  ohne- 
hin Kampf  und  Leben.  In  beyden  sind  ursprüng- 
lich mehr  die  zeitlichen  und  leiblichen,  als  die 
ewigen  und  geistigen  Güter  der  Gegenstand  der 
laml« »herrlichen  Vormundschaft. 

Auch  durch  die   Achtung  für  das  Eigenthum 

zeichnen  sich    die    landesherrlichen    Verfassungen 

Sie  verdanken  diesen  Vorzug  ihrer   Grund- 

.  welche  auf  dem  Eigentumsrechte  überhaupt 
ruhend,     mit    diesem   zugleich   unsicher  gemacht 
wmde.      Desto   gröfser  ist  das  Lob,   je  wenigem 
ungen  es  aufser  diesen  gebührt. 


2C>3 

Von  den   Staatsverfassungen  Deutschen 
Ursprungs. 

Schon  in  der  vorstehenden  allgemeinen  Schil- 
derung der  landesherrlichen  Einherrschaft,  (so 
wie  in 'andern  Stellen  dieses  Werks,)  ist  angedeu- 
tet worden,  dafs  die  Einherrschaften  Deutschen 
Ursprungs  zu  den  landesherrlichen  gehören  oder 
sich  aus  dieser  Gattung  entwickelt  haben.  ,09) 

Man  darf  und,  wenn  man  anders  in  die  Ge- 
schichte der  Staatsverfassungen  Deutschen  Ur- 
sprungs Einheit  und  ursächlichen  Zusammenhang 
bringen  will,  so  mufs  man  von  der  Voraussetzung 
ausgehn  ,  dafs  die  Deutschen,  als  sie  in  das  Land, 
welches  von  ihnen  seinen  Nahmen  erhalten  hat,  ein- 
wanderten, schon  mit  dem  Ackerbaue  und  der 
Folge  desselben,  dem  Gr  unde  i  gen  th  ume  ,  be- 
kannt waren.  Die  ursprünglich  Deutschen  Nah- 
men der  in  Deutschland  von  Alters  her  einheimi- 
schen Getreidearten,   die  Verwandschaft  zwischen 


109)  Der  Schriftsteller  ,  der  über  den  Geist  unserer  Verfassung, 
über  den  Geist,  in  welchem  die  Staatsgeschichte  der  Deutschen  7.11 
schreiben  ist,  zuerst  Licht  verbreitet  hat,  ist  Moser.  (Osnabrücki- 
sche Geschichte.  Palriotische  Phantasieeh.)  Kindlingen,  Montag' 
n.  A.  haben  i\ie  Ansichten  des  trefl'licheri  Mannes  weiter  verfolgt 
Jedoch  nocli  ist  der  Bau  nur  begonnen.  —  S.  auch  meine  Schrill  : 
Geist  der  Deutschen  Territorial- Verfassung.  Lpz.  1800.  8.  Eich« 
horn's  Deutsehe  Staats-  und  Rechts  -  Geschichte.  Gott.  Hl.  Th. 
2\e  Aufl.  18 j 9.  View  of  the  State  of  Europe  during  the  Middle 
ASe.  ßy  H.  Hailam.  Lond.  1818.  li.  Vol.  4. 
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der  Deutschen  und  Persischen  Sprache  ,  welche 
auf  Mittelasien ,  das  Heimathland  des  Ackerbaues, 
jil  den  ältesten  Wohnsitz  des  Volkes  hindeutet,  110y 
und  die  ältesten  geschichtlichen  Nachrichten,  wel- 
<  lu*  die  Deutschen  schon  als  Landbauer  bezeich- 
nen, m)  bestätigen  diese  Voraussetzung. 

Auch  ohne  geschichtliche  Zeugnisse  müfste 
man  annehmen  ,  dafs  das  Land  von  den  Deut- 
schen nicht  überall  auf  dieselbe  Weise,  —  hier, 
wo  es  offene  und  fruchtbare  Ebnen  darboth ,  wo 
ein  Strom  dem  Zuge  der  Einwanderer  die  erste 
Richtung  gab,  also  im  südlichen  Deutschland,  an 
der  Donau,  von  ganzen  Stämmen,  die,  in  Ge- 
meinden  vereiniget,  Dörfer  erbauten,  dort, 
wo  es  mit  Waldungen  bewachsen  und  gebürgig 
und  von  der  Strafse  der  Einwanderung  entfernter 
war,  also  im  nördlichen,  Deutschland  von  einzel- 
nen Anbauern,  deren  Nachkommen  dann  wieder 
in  der  Nähe  des  ältesten  Hofes  den  Wald  lichte- 
ten ,  —  urbar  gemacht  worden  seyi  dafs  sich, 
je  nachdem  der  Anbau  auf  die  eine  oder  auf  die 
andere  Weise  geschah  ,   die  Verhältnisse   des  bür- 


« 10)  Dthmar  Frank  de  Persidis  iingua  et  genio.     Geist  der  neue- 
I   und  neuesten  Geschichte.      Von  G.  G.  Uebelen.      Stuttjj.  i8i5. 

mm    I  m    Haoptwvii  über  die  älteste  Geschichte  der  Deutschen 
»Am       Deutschland*  Urgeschichte.       Von    G.    K.    Barth. 
Ba>reuth.    1818.   8. 


gerlichen  und  des  häuslichen  Lebens  verschieden 
gestalteten  ,  die  früheren  erhielten  oder  neue  ent- 
wickelten. Die  Art,  wie  Nordamerika  von  den 
Europäern  urbar  gemacht  worden  ist  und  noch 
urbar  gemacht  wird  ,  giebt  den  besten  Aufschlufs 
über  den  ersten  Anbau  unseres  Vaterlandes. 

Mit  dieser  auf  die  Natur  der  Verhältnisse  ge- 
gründeten Ansicht  vereinigen  sich  die  Zeugnisse 
der  Geschichte.  ,12)  —  Im  Süden,  an  der  Donau 
und  bis  tief  in  das  Innere  des  nachmaligen  Deutsch- 
lands, ,l5)  halten  sich  (so  erzählen  Julius  Cäsar 
und  Tacitus ,  die  uns  die  ersten  genauem  Nach- 
richten von  den  Völkerschaften  des  Deutschen 
Stammes  aufbewahrt  haben,)  die  Sueven  angesie- 
delt, und  Alles,   was  wir  von  diesem  Volke  wissen. 


112)  Die  Deutschen  Lander,  welche  von  den  Slaven  (wäh- 
rend der  grofsen  Völkerwanderung)  besetzt  und  dann  von  den 
Deutschen  wieder  erobert  wurden ,  schliefse  ich  von  dieser  Un- 
tersuchung aus.  Um  die  Verfassung  dieser  Länder  auf  ihre 
Grundursachen  zurückzuführen,  mufs  man  theils  die  Verfassung 
der  Slavischen  Völker,  theils  die  Folgen  einer  Eroberung,  theils 
die  Lage  eines  Grenzlandes  zur  Hülfe  nehmen.  Vergl.  das  Säch- 
sische Landrecht  III,  65,  70,  und  die  Glosse  zu  der  letzteren 
Stelle.  Von  Kamptz  Bey träge  zum  Mecklenburgischen  Staats-  und 
Privat- Rechte.  I.  Bd.  Schwerin  u.  Wismar.  1796.  8.  iste  Abh. 
Auch  die  Verfassung  Bayerns  hat  ihrem  Ursprünge  und  ihren 
Grundbestandteilen  nach  viel  Eigentümliches. 

11 3)  Bis  an  die  Nordsee  scheinen  sich  die  Sueven  ausgedehnt 
zu  haben.  Jedoch  ist  beym  Tacilus  de  mor.  Germ.  c.  /|5  in  der 
Steller  Ergo  jam  dextro  Svevici  maris  litore  Aestyorum  gentes 
alluuntur   —   statt  Suevici  wohl  Suionici  zu  lesen 
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deutet  bestimmt  daraufhin,  dafs  es  als  ein  Volk 
(obwohl  wieder  in  mehrere  Stämme  getheilt,) 
und  ftchori  auf  seinen  Zügen  durch  eine  ziemlich 
ftU«rebiIdete  Verfassung  vereint,  nach  derselben 
Regel«  nach  welcher  es  auf  seinen  Zügen  und 
wahrscheinlich  schon  in  seinen  früheren  Wohn- 
sitzen vereiniget  gewesen  war,  das  neue  Land  be- 
setzte und  anbaute.  Unter  dieser  Voraussetzung 
(die  mit  den  obigen  allgemeinen  Bemerkungen 
Ober  die  Ansiedelung  der  Deutschen  in  dem  Lan- 
de ,  das  von  ihnen  seinen  Nahmen  erhalten  hat, 
vollkommen  übereinstimmt,)  und  nur  auf  diese 
Weise  ist  es  erklärbar,  wie  im  Süden  die  uralte 
und  allgemeinverbreitete  Eintheilung  des  Landes 
in  Gaue  entstand,  n4)  wie  in  der  Suevischen  Ver- 
fassung Alles  auf  einen  aus  der  ursprünglichen 
-••11  .schaftlichen    Einheit    der    Stämme  hervorge- 


\m  nördlichen  Deutschland,  (ausgenommen  in  den  Slavi- 

en  Landern,)  z.  B.  in  Westphalen  war  diese  Eintheilung  unhe- 

verliehrt    sich    erst    im    ijlen   Jahrhunderte   aus  den 

Urkunden.     Die    Geschichte    von    Hessen    erläutert    vielleicht  am 

ten   the   Polgen,    die  diese    Eintheilung    für   die    Enlwickelung 

det  "ii    Landesverfassungen    gehabt   hat.      Denn  in  dem 

von    Hessen,    dem    südlichen,    war    sie   von    Alters 

ber  üblich,  nicht  in  dein  andern  und  nördlichen.  Vgl.  Schoepfli- 

I       i«  illustrata  T.  I.    p.  622.    Chronicon  Gotwicense.    L.  JV. 

H     u     v     Günderrode  sämtliche  Werke.   1.  ßd.    (1-87.  8)    n.  6. 

WotiITi    Hessische    Geschichte    JI.  ßd.    (Frf.    u.   Lpz.    1789.     4.) 

v    '  •  ••   !*■      Denkschriften    der   K.    Akademie    der  Wissenschaften 

12.     Uebrigens  gedenkt  schon  Tacitus   c.    12  und  5g  der 

Sveren   Landes  in  Gaue. 
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gangenen  Rechtszustand  hinweist.  Auch  haltea 
sich  die  Sueren  nicht  einzeln  ,  sondern  Genieinde- 
weise in  Dorfschaften,  angesiedelt.  Denn  die 
obengenannten  Schriftsteller  berichten ,  dafs  das 
Feld,  in  Schläge  gelheilt,  von  den  Sueven  ge- 
meinschaftlich bearbeitet,  und  nur  die  Ernte 
unter  die  einzelnen  Haufsväter  nach  Stand  und 
Würden  verlheilt  wurde;  ll5)  eine  Einrichtung, 
die  offenbar  eine  Genieindeverfassung  und  das 
Zusammenleben  in  Dörfern  und  eine  Dorfmark 
voraussetzt.  ll6)  —      Die    Gaue   werden    in    Hun- 


11 5)  Jul.  Caes.  de  hello  Gall.  VI,  22  jcl.  c.  20.  Tac.  c.  26.  Der 
erstere  Schriftsteller  beschränkt  diese  ISachricht  ausdrücklich  auf 
die  Sueven.  Der  letztere  spricht  zwar  a.  a.  0.  vonvden  Deutschen 
überhaupt.  Allein  die  Sueven  waren  ihm  gewifs  am  besten  bekannt, 
undVieles,  was  er  von  den  Deutschen  überhaupt  berichtet,  ist 
unstreitig  auf  die  Sueven  zu  beschränken. 

116)  Zwar  sagt  Tacitus  c.  1.6.  Colunt  discreti  ac  diversi,  utfons, 
ut  campus,  ut  nemus  placujt.  Aber  da  er  fortfährt:  Yicos  locant, 
non  in  nostrum  morem  connexis  et  cohaerenlibus  aediliciis : 
suam  quisque  domum  spatis  circumdat  etc.  und  mithin  in  dieser 
Stelle  zwey  verschiedene  Arten,  wie  sich  die  Deutsehen  anbauten, 
nahmhaft  macht,  so  hat  man  entweder  die  ersteren  Worte  auf  die 
Bauerschaflcn  in  Westphalen,  und  die  letzteren  anf  die  Dorfschaf- 
ten der  Sueven  zu  beziehn  5  oder  das  Ganze  so  zu  übersetzen: 
„Sie  siedeln  sich  gesondert  und  zerstreut  an  ,  wie  ihnen  ein  Quell., 
oder  das  offene  Land ,  oder  ein  Gehölz  gefällt.  Wo  sie  in  Ort- 
schaften wohnen ,  bestehen  diese  nicht  nach  unserer  Weise  aus  un- 
ter sich  verbundenen  und  zusammenhängenden  Gebäuden  5  ein 
Jeder  umgiebt  sein  Haus  mit  einem  freyen  Räume  etc.,  so  dafs  als- 
dann die  ganze  Stelle  von  den  Sueven  handelt.  Denn  dafs  es 
auch  in  dem  Lande  der  Sueven  einzelne  Höfe  gab,  ist  um  so  we- 
niger zweifelhaft,  da  schon  frühzeitig  Herren  oder  Dynasten  in  die- 
sem Theile  von  Deutschland  erwähnt  werden,     S.  Schöpilin  a.  a.  Ü. 


208 

derte  getheilt.  M7)  Ein  jeder  Gau,  ein  jedes  Hun- 
dert halte  seinen  Vorsteher,  der  von  dem  Volke 
Nullit  wurde.  Dem  Gaugrafen  und  dem  Hun- 
derlmonne  war  eine  Anzahl  Schoppen  beygeord- 
net ,  welche  in  streitigen  Rechtssachen  das  Ur- 
Iheil  fanden.  ll8)  An  der  Spitze  einer  jeden 
Völkerschaft  stand  ein  König,  Frieden  im  Lande 
zu  wirken.  ,!9)  Zu  bestimmten  Zeiten  (wahr- 
*i-heinlich  im  Frühlinge  und  im  Herbste)  ver- 
sammelten sich  aus  allen  Gauen  einer  und  der- 
selben Völkerschaft  die  Wehrmänner,  d.h.  die 
Manner,  welche  einen  Antheil  an  den  Nutzun- 
gen der  Dorfmark  kraft  eignen  Rechtes  hatten, 
und  späterhin  die  Grundeigentümer  einer  jeden 
Ortschaft,  samt  den  Herren,  d.  h.  den  Grund- 
eigenthümern,  wrelche,  meist  auf  einzeln  stehen- 
den gröfseren  Höfen  wohnend,  über  ihre  Hin- 
. ter- 

1 1  - )  Diese  Unterabtheilung  ist  schon  in  zwey  Stellen  des  Taci- 
lu^  (c.  6  und  12)  nicht  zu  verkennen.  Sie  bestand  noch  viele 
Jahrhundertelang  im  südlichen  Deutschland.  (Und  n  och  ist  sie 
nicht  gänzlich  veraltet.)  Auch  bey  den  Franken,  unstreitig  einem 
Voll  evischen  Stammes,  wurde  das  Land  in  Gaue  undHun- 

14  eingetheilt     S.  die  Anin.  92  v.  Sehr. 
12. 
s"  Tacitus;    ob    er  wohl  nicht  bey  einer  jeden  einzelnen 
s  chafl  eines  Königes  erwähnt.     Auch  beym  Ammianus,  Mar- 

nus  treten  die  Sueven    oder    Alemannen    überall    unter  Köni- 
Eine  Verfassung ,  wie  die  Suevische,  in  welcher  Volks- 
freyheil  und  Adelsmacht  mit  einander   gepaart  waren,    bedurfte 
Konigthumes. 
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tersassen  gebolhen.  12°)  Die  Priester  gebolhen 
und  wirkten  Frieden  C einen  Gottesfrieden)  in 
der  Versammlung.  Dann  wurde  über  Krieg  und 
Frieden  und  über  andere  gemeinsame  Angele- 
genbeilen beralhscblagt.  Auch  Anklagen  auf  Tod 
und  Leben  und  die  Wahlen  gehörten  für  diese 
Versammlung.  121) 

So  mangelhaft  auch  die  Nchrichten  sind, 
welche  uns  die  ältesten  Geschichlschreiber,  Fremd- 
linge ,  von  dem  ersten  Anbaue  und  von  der  ur- 
sprünglichen Verfassung  des  nördlichen  Deutsch- 
lands (des  Landes  der  Chatten,  der  Westpha- 
len ,  der  Sachsen,)  aufbewahrt  haben,  so  kann 
man  doch  aus  dem  spätem  Zustande  des  Lan- 
des und  aus  dem  Verlaufe  der  Begebenheiten  mit 


120)  Tac.  c.  s5.  S.  auch  Anm.  94.  —  Bey  der  Niederlassung 
gieng  nicht  alles  so  planmäßig  zu ,  waren  nicht  alle  so  gleichen 
Rechts  und  Ansehns ,  dafs  nicht  auch  solche  Herrschaften  hätten 
entstehn  sollen. 

121)  Tac.  c.  ri.  12.  Aehnliche  Versammlungen  wurden  wahiS 
•cheinlich,  (die  Fränkische  Verfassung  spricht  dafür,)  in  den  ein- 
reinen Gauen  gehalten.  —  Die  Entscheidung  der  bekannten  Streit 
frage:  Ob  die  sämtlichen  Völkerschaften  des  Suevischen  Stam- 
mes in  einem  Bunde  mit  einander  standen?  dürfte  von  der  Ausle- 
gung einer  Stelle  des  Tacilus  (c.  39.)  abhängen.  Vetustissimos  se 
nobiljssimosque  Suevorum  Semnones  memorant.  Fides  antiquita- 
tis  rcligione  ürmatur.  Stato  tempore  in  silvam  auguriis  patrum  et 
prisca  formidine  sacram  omnes  ejusdem  sanguinis  popuii 
legntionibus  coeunt  etc.  Versteht  man  hier  unter  <\cn  populis 
ejusdem  sanguinis  alle  Völkerschaften  des  Suevischen  Stammes, 
so  hat  die  Meinung,  nach  welcher  ein  solcher  Bund  bestand,  aller- 
dings viel  für  sich. 

Zachariä  vom  Staat.   IL  JA 
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Sicherheit    den   Schlufs  ziehn  ,    dafs  hier  beydes, 
der  Anbau  des  Landes  und   die  Ordnung  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft,  einen  andern  Anfang  nahm, 
als  bey  den   Sueven,    dafs  das  Land  von  einzel- 
nen   Anbauern   urbar    gemacht,    ein   Staatsverein 
erst  i  m   Lande  und  nur  nach   und   nach  gestiftet 
wurde.      So   wie   die  Bevölkerung  in  dem  freund- 
lichen  und   daher    früher  bevölkerten   Süden    zu- 
nahm,   oder   gewaltsam  vertrieben,  und  auf  an- 
dere zufällige   Veranlassungen,   suchten   einzelne 
Landbauer  mit  Weib  und  Kind  in   dem   rauheren 
Nordlande  einen  Platz  zu  einer  Niederlassung  auf. 
Eine  Wohnung  wurde  erbaut,   ein  Theil  des  Wal- 
des gerodet.    Nach  dem  Tode  des  ersten  Anbauers 
fiel  der  Hof  an  den  ältesten  Sohn;   für  den  zweyten 
Sohn,   auch  wohl,  wenn  die  Mittel  hinreichten,  für 
einen  dritten,  wurde  in  der  Nähe  ein  neuer  Hof  er- 
Mut,  ein  anderer  Theil  des  Waldes  oder  der  Heide  1 
urbar  gemacht.      So   entstand  nach  und  nach  eine 
Bauerschaft,   d.  h.  eine  Genossenschaft,  zu  weift] 
eher  die  sämtlichen  Besitzer  der  in  einem  gewissen 
Bezirke    zerstreut    liegenden    Höfe,   kraft  des  Ver- 
vrandschafts-   und  Ansiedelungs  -  Rechtes  ,    gehör- 
ten.    Der    älteste   Hof,     der    Hof  des    ersten  An- 
.    war  der  Haupthof.      Auf  diesem  versam- 
Iten   sich  von  Zeit  zu  Zeit  die   sämtlichen  Mit- 
\r  der  Bauerschaft  zu  einer  Hofsprache,   um 
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sich  über  ihre  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
suberalhen,  die  in  der  Bauerschaft  entstandenen 
Streitigkeiten  im  Wege  der  Güte  zu  schlichten 
oder  nach  dem  Herkommen  zu  entscheiden.  Der 
Besitzer  des  Haupthofes  hatte  den  Vorsitz,  so  wie 
andere  Vorrechte,  die  sich  schon  aus  der  eigen- 
tümlichen Art,  wie  diese  Gemeinden  nach  und 
nach  entstanden,  von  selbst  entwickeln  mufsten.  — 
So  wie  die  Zahl  der  Bauerschaften  mit  der  Zeit 
grofser  und  mithin  des  unbebauten  Landes,  wel- 
ches die  ersten  Ansiedler  und  die  ältesten  Bauer- 
schaften von  einander  gesondert  hatte,  weniger 
und  weniger  wurde,  mufste  sich  sehr  bald  unter 
benachbarten  Bauerschaften  eine  Vereinigung  zur 
gütlichen  Ausgleichung  oder  rechtlichen  Entschei- 
dung der  Streitigkeiten  bilden,  die  unter  ihnen  um 
so  weniger  ausbleiben  konnten,  je  mehr  die  ge- 
meinschaftliche Benutzung  des  noch  unbebauten 
Landes,  der  offenen  Mark,  Veranlassungen  zu 
Händeln  gab;  eine  Vereinigung,  die  von  der 
Hauptveranlassung  ihrer  Entstehung  den  Nahmen 
der  Markgemeinde  oder  Markgenossen- 
schaft erhielt.    l22)     Die  Verfassung  der  einzel- 


122)  Ich  bin  in  dieser  Darstellung  Mosern  und  Kindligern  ge- 
folgt     Jedoch   bin   ich  dnrinn    von    ihnen    abgewichen,    dafs    sie 
tfthon  den  ursprunglichen  Zweck  der  iMarl.gemeinde  auf  die  Bey 
l  der  Streitigkeilen  wegen  des  Gebrauchs  der  offenen  Mark 
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heil  Bauer.schaften  war  das  Vorbild  für  die  Ver- 
Passung  der  Markgemeine.  Auf  der  offenen  Mark 
wurden  die  Markersprachen  und  die  Märkerge- 
richte  gehauen.  Die  sämtlichen  Markgenossen 
waren  gegenwärtig,  wenn  auch  nur  die  Besitzer 
der  Haupthüfe  die  Urtheile  fanden.  —  Wahr- 
scheinlich hatte  der  Markverein  zugleich  die  Ver- 
teidigung des  Landes  gegen  auswärtige  Feinde 
zum  Zwecke.  Standen  nicht  in  der  Bauerschaft, 
wenn  ein  Feind  zu  bekämpfen  war,  Alle  für  Einen 
Mann  ?  Jedoch  zu  gering  war  die  Mannschaft, 
welche  der  Verein  aufbringen  konnte,  als  dafs  sie 
immer  den  Nachbarn  oder  eindringenden  Fremd- 
lingen 12>)  zu  widerstehn  vermocht  hätte.  Es  ver- 
einigten sich  also  mehrere  Markgemeinden,  die 
benachbarten,  zu  einer  Landgemeinde;  un 
je  tiefer  dieser  Bund  auch  in  die  sonderrechtliche 
Verhältnisse  eingreifen  mußte,  da  die  gemeinsame 
Verteidigung  einer  Landwehr  oblag,  desto 
mehr  trat  von  nun  an  der  Markverein,  beschränkt 
auf  die  Streitigkeiten  wegen  des  Mitgebrauchs 
der  offenen    Mark,     in   den   Hintergrund   zurück. 


i 


iken.      Diese  Beschränkung  scheint  erst  einer  spätem  Zeit 

■ 

laj)   \trr  Einfall  der  Römerin  das  nördliche  Deutschland  hatte 

*,!er  leinlichkeil  nach  einen  bedeutenden   Einfluß  auf  die 

lang  dieter  Verfassung.     Vgl.  Tac.  Ann.  II,  44  ff.  88. 
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Auf  den  Landtagen  wurde  dagegen  nicht  nur 
über  Krieg  und  Frieden  beralhschlagl,  sondern 
auch  in  den  Streitsachen  unter  verschiedenen 
Btiuerschaften  und  Markgemeinden  des  Vereins 
Recht  gesprochen,  und  überhaupt  der  Landfriede 
gewahrt.  Auf  denselben  Landtagen  wurde  der 
Herzog  gewählt.  Ein  erbliches  Königthum  scheint 
diesen  Völkerschaften  unbekannt  gewesen  zu 
sejn.  ,24) 

Der  wesentlichste  Unterschied  zwischen  den 
Norddeutschen  Verfassungen  und  den  Suevischen 
war  der,  dafs  die  ersteren  sich  schon  ursprüng- 
lich und  ihrem  ganzen  Baue  nach  zur  Mehrherr- 
schaft  Ceiner  landesherrlichen,)  hinneigten,  während 
in  den  letzteren  die  Landherren  (die  Besitzer 
gröfserer  Güter,)  nur  einen  besonderen,  wenn 
auch  bevorrechteten  Stand  bildeten:  125)  —  der 
Schlüssel  zu  so  vielen  Erscheinungen  und  Bege- 
benheiten der  folgenden  Zeit.  Die  Sachsen  z.  B. 
hatten  noch   zu  den  Zeiten  Karls  des  Grofsen  keine 


124)  Arminias,  abscedintibus  Romanis  et  pulso  Marobo- 
duo  ,  regnum  adfectans,  libertatem  popularium  adversam  habuit. 
Tac.  Ann.  II,  88.  S.  auch  das  Praeceptum  de  Teutmanno  comite. 
B.  ßaiuz.  I,   249. 

125)  In  keinem  der  ältesten  geschriebenen  Gesetze  der  Deutschen 
tritt  der  Adel  so  bestimmt  als  ein  eigner  Stand  hervor ,  als  in  der 
lege  Saxonum  (Cap.  II.)  und  in  der  lege  Anglierum  et  Werino- 
mm  tit.  I.     S.  auch  lex  Frisionum  tit.  I.  c.  1. 
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Könige,  Denn  am  eifersüchtigsten  bewacht  die 
Mehrherrschaft  die  Feinde  ihrer  Macht,  Das- 
selbe Voll;  vertheidigte  seine  Selbsständigkeit  am 
bartnackigsten  gegen  die  Franken.  Denn  die 
Mehrherrschaft  ist  in  der  Feindschaft,  wie  in  der 
Freundschaft ,  am  beständigsten.  In  dem  südli- 
chen Deutschland  wurde  die  Lage  des  Bauern*  4 
Standes  nie  so  drückend,   als  im  nördlichen. 

Gleichwohl  kann  man  die  folgenden  Grund- 
züge als  den  sämtlichen  Urverfassungen  der  Deut-  ^ 
sclien    Völkerschaften    gemeinschaftlich    be-  i 
trachten: 

lO  Der  Staatsverein  und  die  verschiedenen 
in  demselben  begriffenen  Volksgenossenschaften 
beruhten ,  geschichtlich  oder  nach  der  Ansicht 
des  Volks  ,  auf  einem  Vertrage.  Die  Stelle  der 
Gesetze  vertraten  Verträge  und  Willkühren. 
An  eine  dem  Könige  oder  auch  der  Gemeinde  zu- 
>trhende  gesetzgebende  Gewalt  dachte  man  so  we- 
nig, dafs  man,  in  zweifelhaften  Fällen,  lieberden 
Wi äsenden,  den  Aeltesten  und  Erfahrensten  im 
\  olke  oder  in  der  Gemeinde,  die  Macht  einräum- 
te ,  den  ursprünglichen  oder  den  vorausgesetzten 
Vertrag  durch  Weisthümer  zu  deuten  ,  oder  sich 
AUmJrta  von  dem  Stammvereine  des  Rechts  beleh- 
ren hef>,  oder  wohl  selbst  zu  einem  Gottesur- 
theile  seine  Zuflucht  nahm.     Zu  Folge  desselben 


J 
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Grundsatzes  konnte  ein  Jeder  nur  von  seines 
Gleichen  und  nur  nach  seinem  Rechte  (sua  lege) 
gerichtet  werden.  Auch  auf  die  Entstehung  und 
Ausbildung  des  Lehnsverbandes  hatte  jene  An- 
sicht den  wesentlichsten  Einilufs.  ,26)  Noch  jetzt 
sie  in  Deutschland  vielleicht  die  herrschende. 

2.)  Nur  die,  welche  ein  achtes  Grund- 
eigentum besafsen  oder  einen  Theil  von  dem 
Ertrage  der  Dorfmark  kraft  eignen  Rechtes  bezo- 
gen, (auch  diese  wurden  früher  oder  später  ächte 
Grundeigentümer,)  waren  die  Vertragsgenossen, 
die  Staatsbürger.  Alle  andere  standen  entweder 
unter  dem  besondern  Schutze  des  Königs  (z.  B. 
die  Juden,  die  Fremden,  die  Kirchen,)  oder  un- 
ter der  Oberherrlichkeit  des  Landherrn,  auf  des- 
sen Grunde  und  Boden  sie  safsen.  Mit  einem 
Worte ,  die  Urverfassungen  der  Deutschen  waren 
landesherrliche ;  obwohl  nicht  Einherrschaften 
dieser  Art,  sondern  landesherrliche  Volks- 
herrschaften mit  einem  mehr  oder  weniger  her- 
vorstechenden Zusätze  von  Mehrherrschaft.  —  Die 
Aufnahme  in  den  Staatsvertrag  geschah  mittelst 
der  Belehnung,  einer  öffentlichen  Handlung,  wo- 


126)  Und  wie  viele  andere  Thatsachen  liefsen  sich  an  diese  An* 
•icht  reihn  1  -  Bemerkens>verth  ist,  dafs  auch  die  Wissenschaft 
die  landesherrliche  Verfassung  mit  der  auf  einem  Vertrage  herur 
neiden  vereiniget.     Ben.  VI.  Hptst  3. 
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durch  das  Eigenthum  an  einem  Grundstücke,  ur- 
sprünglich vor  versammelter  Gemeine  und  im 
Nahmen  derselben  dem  neuen  Besitzer  gewährt 
wurde.  Diesem  Gebrauch,  welcher  einst  erweis- 
lich bey  den  meisten  und  wahrscheinlich  bey  al* 
lcn  Völkern  des  Deutschen  Stammes  bestand,  127) 
lag  offenbar  die  Idee  einer  landesherrlichen  Ver- 
fassung zum  Grunde.  Durch  diesen  Gebrauch 
wurde  das  Schicksal  der  Verfassung  gewisserma- 
fsen  an  das  Schicksal  dieser  Belehnung  geknüpft. 
Glückte  es  dem  Fürsten,  diese  Belehnung  in 
eine  von  ihm  ausgehende  zu  verwandeln,  so 
wurde  er  Landesherr,  die  Verfassung  eine  lan- 
desherrliche   Einherrschaft. 

3.)  Die  ursprünglich  Deutschen  Verfassun- 
gen ,  obwohl  auf  einem  Vertrage  unter  den  sämt- 
lichen Besitzern  eines  ächten  Grundeigenthumes 
ruhend,  geborten  demnach  zu  den  zusammen- 
gesetzten oder  gemischten  Verfassungen. 
In  allen  scheint  Volksfreyheit  mit  den  Vorrech- 
ten eines  Adels,  in  den  Suevischen  (und  auch 
die  Norddeutschen    Völkerschaften    mufsten  end- 


i-~)    Sen!<enberg:     Corpus  juris  Germ.  T.  I.  P.  IL    p.  44-     de 

Westphalen:    Monumenta  Cimbrica.    Praef.   ad  T.  II.  et  III.    Hei 

!'*m-   j     Genn.  II,    ,.    Blackston^s  comm.   on  the   iaws  of 

i<'«nd   \l,  20.   22.   Merlin  re'pert.  de  jurispr.   m.    Conditions  de 

m*»'  Couditionner  un  he'ritage,     Desheritance.    Franc -al- 

'°r  ubour.    ISantissemeat. 
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lieh  einem  Könige  huldigen,)  noch  überdiefl 
mit  dem  Königthume  gepaart  gewesen  zu  i  \n. 
Ueber  die  wichtigern  Angelegenheiten  des  Ge- 
meinwesens ,  z.  B.  über  Krieg  und  Frieden,  ent- 
schied die  versammelte  Gemeinde.  la8)  Auch 
wurden  aus  dem  Volke,  (wenn  schon  nicht  im- 
mer und  nicht  ausschliefslich,)  die  Schoppen 
oder  Geschwornen  gevvählt,  welche  in  streitigen 
Rechtssachen  das  Urtheil  fanden.  129)  Der  Adel 
bestand  zuvörderst,  bey  den  Sueven,  aus  den 
Vorstehern  der  einzelnen  Gemeinden,  in  so  fern 
das  Amt  in  dem  Geschlechte  erblich  war,  J^°) 
und,  bey  den  Norddeutschen,  aus  den  Besitzern 
der  Haupthöfe,  ferner  im  südlichen  und  im  nördli- 
chen Deutschland,  aus  den  Laridherren,   d.  h.  aus 


128)  Tac.  de  mor.  Germ.  c.  11. 

129)  Ebend.  c.  12.  Bekanntlich  ist  das  Geschwornengericht  eine 
altdeutsche  Einrichtung.  Vgl.  Stiernhöök  de  jure  Sueonum  et  Go- 
thorum  vetusto.  Stockh.  1672.  4.  L.  I.  c.  2  —  4.  Den  Rahmen; 
Geschworne,  findet  man  im  Kayserrechte  P.  I.  c.   7. 

i3o)  In  der  Stelle,  in  welcher  Tacitus  von  der  in  den  Sucvi- 
«chen  Dorfgemeinden  üblichen  Feldbestellung  handelt ,  (s. 
Anm.  11 5.  126.  vgl.  mit  Tac.  de  morih.  Germ.  c.  2  5.)  wird  ange 
führt,  dafs  der  Ertrag  seeundum  dignationem  vertheilt 
worden  sey.  —  ßev  einer  auf  dem  Landeigenthume  beruhenden 
Verfassung  irrt  man  am  wenigsten,  wenn  man  von  dem  Bpalern 
Zustande  der  Dinge  auf  den  früheren  schliefst.  Man  kann  aber 
das  Verhältnifs  der  nachmaligen  Reichsritter  zu  ihren  Htntc 
am  besten  durch  die  Voraussetzung  erklären ,  dafs  die  ursprüngli- 
chen Besitzer  der  reichsritterschaftlichen  Güter  die  erblichen  Vor* 
•teker  einer  Dorfgemeine  waren. 
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den  Eipenlhümern  eines  gröfsern  oder  kleinern 
Landstriche,  auf  welchem  nur  Grundholden  und 
Zitfsleute  safsen.  l5])  Der  Adel  überhaupt  bil- 
dete auf  den  Landtagen  einen  Auschufs,  welcher 
die  Versammlung  durch  Vorberathung  und  durch 
den  Vortrag  der  zu  erledigenden  Angelegenhei- 
ten tötete«  ,32)  Auch  pflegte  man  für  die  Ver- 
waltung der  wichtigem  Aemter  nur  Adeliche  zu 
wühlen.  »35)    Den  Landherren,  (dem  hohen  Adel,) 


i  ">  0  Man  kann  die  Stelle  des  Tacitus:  Servis  non  in  nostram 
morem,  descriptis  per  familiam  ministeriis ,  utuntur.  Suam  quis- 
que  ledern,  suos  penates  regit*  Frumenti  modum  dominus,  aut 
ptcoris,  aut  vestis ,  ut  colono  injungit:  et  servus  hactenus  parct 
(c  25.)  mit  der  von  der  Feldbestellung  handelnden,  (c.  26.) 
wenn  man  anders  bevde  auf  die  Sueven  zu  beziehn  hat,  (vgl. 
-Anm.  11 5.)  nur  so  vereinigen,  dafs  man  die  erstere  von  den  im 
ide  zerstreut  liegenden  Herrschaften  (Dynastien)  versteht.  — 
1  efrigent  kommt  der  IN  ahme:  Landherren,  domini  terrae,  schon 
in  (len  ältesten  Urkunden  vor.    S.  Schoepflini  Alsatia  ilJustr.  I,  622. 

iJ2j  De  minoribus  rebus  prineipes  Consultant,  de  mäjoribu*  ' 
omnes,  üa  tarnen,  ut  ea  quoque,  quorum  penes  plebem  arbitrium** 
■  apud  prineipes  pertractentur.  Ebend.  c.  11.  Die  Yermu- 
thung,  dafs  in  dieser  Stelle  pr aetractentur  zu  lesen  sey,  hat 
ic1h.ii  das  gegen  sich,  dafs  das  Wort  praetraetare  sonst  nirgends 
forkommk  Lud  nicht  auf  die  Vorberathung  beschränkte  sich 
das  Rocht  des  Fürstenralhes.  Auch  die  Ausführung  der  im  allge- 
meinen gefafsten  Beschlüsse  wurde  von  diesem  Rathe  in  reifli- 
chere Erwägung  gebogen.  Das  beste  Licht  verbreitet  über 
diese  Stelle  Hinkman,  in  der  Schrift:  Pro  institutione  Carolomanni 
regis  et  de  ordine  Palatii  c.  29.  So.  S.  Recueil  des  historiens 
I  et  de  la  France.     Par  ßouquet,  T.  IX.  p,   565. 

1  '  "   W«  Gaografen,  die  Hundertmänner  —     die  Heerzoge  wur- 

»mSlande   gewählt.  Tac.de  mor.  Germ.  c.  12.  Frey-. 

I,ch  ^cht      des    Adels  noch  nicht  gesetzlich  anerkannt, 

HlbU  der  Begriff  noch  schwankend.      Auch  der  Wehrmann,  der 
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stand  noch  aufserdem  die  Vogtey  über  ihre  lli:i- 
tersassen  und  Grundholden  au,  eine  Herrlich- 
keit, die  nahe  an  Landeshoheit  grenzte.  }J<) 
Die  königliehe  Würde  war  erblich.  Denn 
Landherren  waren  es,  welche  zu  dieser  Würde 
gelangten.  l55)  Aber  das  Landeigentum  war 
erblich,  und  nach  der  ganzen  Denkweise  der 
Deutschen  mufste  die  königliche  Würde,  wenn 
sie  auf  den  Sohn  und  den  Enkel  gekommen  war, 
als  haftend  auf  dem  Geschlechtsgute  des  Fürsten 
betrachtet  werden.  Jedoch  dachte  man  sich  un- 
ter dem  Königthum  nur  eine  Schutz-  und 
Schirm-Gere  ch  tigk  eit,  d.  h.  nur  das  Recht, 
mittelst  eines  B  anne  s  (eines  Strafgebothes,  wel- 
ches, übertreten,  einen  Verlust  an  Gut  oder 
Geld  zur  Folge  hatte,)  theils  die  Staatsgenossen 
zur  Erfüllung  der  Vertragsverbindlichkeiten,  die 
sie  entweder  gegenseitig  oder  gegen  das  Gernein- 
wesen auf  sich  hatten,  anzuhalten,  theils  die 
Wehr-  und  Mundlosen,  die  nicht  schon  einen 
Landherrn  zum  Vogte  hatten ,  so  wie  das  her- 
renlose Gut,  im  Nahmen  der  Gemeinde  zu  schii- 


•ich  durch  Waffenthaten  auszeichnete,  gelangte  zuweilen  zur  Heer- 
zogs  -  würde,  Ebend,  c.  7.  Jedoch  im  Ganzen  war  die  Scheide- 
linie, welche  durch  die  Verschiedenheit  der  Glücksumstäntle  ge* 
«ogen  wurde,  scharf  genug.     S.  ehend.    c.  i3. 

l34)  S.  die  Anm.   102,  a.  Sehr. 

i35)  Reges  ex  nobilitat«  sumunt.     Tac.  d«  m.  G.  g.  7. 
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t  m.  l3G)  Die  Hoheitsrechte,  die  sich  nicht  an 
jrnr  Vogtey  anreililen  oder  klüglich  anreihen 
lir! >en,  konnte  der  Fürst  nur  kraft  einer  beson- 
dern Erwerbung  ausüben  5  selbst  der  Kriegsbe- 
IVIiI  stand  ihm  nicht  bey  einem  jeden  Volke  zu. 
Und  auch  jene  Schutz-  und  Schirm  -  Gerechtig- 
keit beruhte  auf  einem  Vertrage  zwischen  dem  ' 
Volke  und  dem  Fürsten,  einem  Vertrage,  wel- 
rlx  r  mit  einem  jeden  neuen  Fürsten  cydlich 
erneuert  wurde,  l57) 

Nicht  ohne  Grund  hat  man  behauptet,  dafs 
aus  diesen  Verfassungen  schon  die  Idee,  welche 
die  drey  Grundgewalten  des  Staates  zu  sondern 
gebiethet,     hervorblickt.   ,58)       Die    Eigenthüm- 


i56)  JSur  einige  Beweisstellen  für  diese  nicht  genug  zu  beach- 
tende Ansicht!  Mit  dem  Worte  Königsbann  wurde  die  kö* 
nigliche  Gewalt  überhaupt  bezeichnet.  Du  Cange  v.  bannus. 
Bai  I,  5;-.  Sachs.  Landrecht  III,  64.  (des  Königes  Bann,  sagt 
hier  die  Glosse ,  ist  des  Königes  Gezwang)  Die  Könige  der 
Franken  schworen  :  Se  unumquemque  pro  suo  gradu  ac  perso- 
na .  Quantum  possint,  honoraturos  et  defensuros  ac  suum  cuigue 
wUuros  esse.  Gregor.  Turon.  IX,  5o.  Baluz.  II,  5.  S. 
auch  das  Kayserrecht.  IV,  8.  lieber  die  Pflicht  und  das  Recht 
iei  Königs,  die  Wehrlosen  und  das  herrenlose  Gut  zu  schützen, 
•.  g.  B.  Bai.  J.  5--.  Sachs.  Landrecht  II,  61.  66.  71.  III,  2.  7. 
5°  Landrecht   i95,  5.      Wie    viel   liefs   sich    an    diesef 

Bannrecht  reihen  und  wie  viel  ist  daran  gereiht  worden! 

I   Der  Fürst    schwor    dem   Volke,    das   Volk    dem    Fürsten. 

•  r  ilcn  let/.tern  Eyd  kommt  eine  besonders   bemerkenswerthe 

•  m  Cap.  v.  J.    Ö02.  c.  2.    (b.  Baluz.  I,  565;    vor.  — 

So  vorherrschend  war  diese  Ansicht ,    dafs  nur  wenige    Einherr- 

rein  erblich  waren. 

i58>   Der  König  oder  die  von  ihm  bestellten  Richter  konnten 
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lichkeit  jedoch  ,  welcher  diese  Verfassungen 
ihre  ausgezeichnete  Bildsamkeit  und  Lchendi"-- 
keit  vorzugsweise  verdankten,  war  die,  dafs 
sie  die  Volksherrschaft,  die  Mehrherrschaft  und 
die  Einherrschaft  in  sich  vereinigten.  So  gaben 
sie  die  Loosung  zu  einem  Kampfe,  welcher,  wie 
ein  jeder  Kampf,  in  welchem  drey  verschiedene 
Partheyen  verwickelt  sind,  nicht  leicht  mit  der 
gänzlichen  Niederlage  des  einen  oder  des  andern 
Theiles  enden  konnte.  Nimmt  man  hierzu  auf 
der  einen  Seite  die  Mannigfaltigkeit  der  Verträge 
und  Vertragsverhältnisse ,  welche  diesen  Verfas- 
sungen zum  Grunde  lagen,  die  Freyheit,  durch 
neue  Verträge  neue  staatsrechtliche  Verhältnisse 
zu  begründen,  die  Trennung  der  geistlichen  Ge- 
walt von  der  weltlichen,  welche,  schon  ein  Grund- 
gesetz der  ältesten  Deutschen  Verfassungen,  1J9y 
nach  der  Einführung  des  Christentums  noch  we- 
sentlicher in  das  Ganze  eingriff,  und  auf  der  an- 
dern Seite  die  Ständigkeit  eines  jeden  Rechtsver- 
hältnisses, welches  auf  dem  Grundei^enthume 
ruht,    die    Einheit,    welche    der  Kampf  zwischen 


nicht  Urlheiler  seyn  ;  Schoppen  ans  dem  Adel  oder  Aus  dem  Volke 
mufsten  das  Urtheil  finden.  Denn  in  den  meisten  Sachen  war  der 
König  selbst,  wegen  des  verwirkten  Königshannes,  Parfhev. 

1.^9)  Tac.  de  M.  G.  c.  7.  11.  Vgl.  (zu  c.  7.)  Addhio  sapien* 
tum  ad  legem  Frisionum.  Tit.  XIL  Barbarorum  leges  anti«juae. 
Collcgit  P.  Canciani.  Vol.  fll.  Tenet.  178S.  fol.  p.  5o 


den  verschiedenen  Bestandteilen  jener  Verfassun- 
gen durch  die  Einheit  seines  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Gegenstandes,  das  Grundeigentum, 
erhalten  mufste;  so  hat  man  die  Grundursachen, 
aus  welchen  theils  die  grofse  Mannigfaltigkeit  der 
Verfassungen,  die  sich  in  der  Folge  aus  der  Ur- 
rerfa&sung  der  Deutschen  Völkerschaften  entwi- 
ckelten, theils  die  Uebereinstimmung  dieser  Ver- 
fassungen in  gewissen  Hauptzügen,  abzuleiten  ist. 
AYill  man  jedoch  die  Geschichte  der  Staaten 
Deutschen  Ursprungs  in  diesem  Geiste  zu  ent- 
wickeln versuchen,  so  mufs  man  noch  überdiefs 
die  Staats-  und  Kirchenverfassung,  die  in  dem  j 
weströmischen  Reiche,  als  dieses  von  den  Deut-  ' 
sehen  zerstückelt  wurde ,  bestand ,  als  Ursachen  i 
der  zweyten  Ordnung,  d.  h.  als  Ursachen,  wel- 
che  nicht  sowohl  den  ursprünglichen  Geist  der  ; 
Deutschen  Verfassungen,  als  die  Mittel,  durch 
welche,  und  die  Verhältnisse,  unter  welchen  er 
sich  entwickelte,  veränderten,  zur  Hülfe  nehmen. 
Die  sämtlichen  Staaten  Deutschen  Ursprungs,  so 
wie  sie  jetzt  bestehn,  zerfallen  in  dieser  Bezie- 
hung in  zwey  Hauptklassen.  In  einigen,  und 
ftwar  in  denen  innerhalb  der  Grenzen  des  ehe- 
tnaligen  Römischen  Reichs,  (in  Frankreich,  in 
»nien  und  Portugal,  in  den  Staaten  Italiens,) 
haben    sich    die  Deutschen  mit   den    Kömern   ge- 
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mischt,  die  Deutsche  und  die  Römische  Sprache 
zu  einer  Zwittersprache  vereiniget,  die  ursprüng- 
lichen Deutschen  Verfassungen  unter  dem  Ein- 
flüsse der  neuen  Verhallnisse,  in  welche  sie  plötz- 
lich versetzt  wurden,  am  auffallendsten  verän- 
dert. Die  Art,  wie  der  Grund  und  Boden  im 
Römischen  Reiche  vertheilt  war,  das  Recht,  nach 
I:  welchem  er  besessen  wurde,  1^°)  die  Veränderun- 
gen,  welche  die  Eroberung  in  dieser  Verkei- 
lung und  in  diesem  Rechte  hervorbrachte,  J4i) 
das  sind  die  vornehmsten  Grundlagen  ,  auf  welche 
eine  Verfassungsgeschichte  dieser  Staaten  gebaut 
werden  mufs.  In  andern,  (in  Deutschland ,  in 
Dännemarh,  Norwegen  md  Schweden,  in  den 
Niederlanden,)  ist  das  Volk  noch  jetzt  der  Ab- 
stammung vind  Sprache  nach  ungemischt,  Deut- 
ichen  Ursprungs.  Aber  auch  diese  Staaten  haben 
theils   unmittelbar )     mit    dem   Glauben  und    der 


'  140)  Mehrere  Aufschlüsse  über  diesen  Gegenstand  (welcher  ei- 
ler genauem  Untersuchung  nicht  unwerth  wäre,  enthält  der  Co- 
dex Theodosianus.  Die  Vertheüung  des  Bodens  etc.  scheint  viele 
Aehnlichkeit  mit  der  nach  der  Eroberung  gehabt  zu  haben. 

14O  Leider!  sind  unsere  ISachrichlert  davon  sehr  man  gel  halt! 
Sartorius  hat  in  der  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Gnttingen 
zwey  Vorlesungen  (im  J.  1814  und  181 5)  über  diesen  Gegenstand 
gehalten.  —  Häufig  nahmen  die  Eroberer  ein  Drittheil  des  Lan- 
des. Diesen  Gebrauch  kann  man  vielleicht  aus  einer  Sitte  der 
Preufsen  erläutern,  nach  welcher  ]  der  Beule  den  Golfern,  l  dem 
Kriegern,  £  den  Zurückgebliebenen  zufiel.  S.  Preufsens  älteste 
Geschichte.     Von  A.  v.  Kotzebue. 
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kirchlichen  Verfassung  der  Römer,  theils  mittel- 
bar, in  dem  Verkehr  mit  den  Staaten  der  erstem 
Art,  Vieles  von  den  Rechten  und  rechtlichen  An- 
ten dieses  Volks  in  ihre  Verfassungen  aufge- 
nommen )  ^3)  ja  auch  einige  von  ihnen  haben  so- 
gar, wie  die  Staaten  der  erstem  Art,  dem 
Römisch  -  Justinianeischen  Gesetzbuche  gehul- 
digei.  i45) 

Es  würde  mich  zu  weit  führen  und  —  weit 
meine  Kräfte  übersteigen,  wenn  ich  die  Entwicke- 
lung  der  Deutschen  Urverfassung  bey  allen  Völ- 
kern und  in  allen  Staaten  Deutschen  Ursprung» 
vorfolgen  wollte.  Nur  Einiges  über  die  Reichs- 
und die  Landes- Verfassung  in  Deutschland,  ini 
besondere  über  die  letztere! 

Die  ursprünglich  Deutschen  Verfassungen,  so 
wie  sie  oben  geschildert  worden  sind,  bestanden 
im  Ganzen  noch  unverändert,  als  die  Fränkischen 
Könige  das  Deutsche  Land  mit  ihrem  Reiche  ver- 
einigten. Zwar  hatten  sich,  seit  den  Zeiten  des 
Tacitus  und  als  der  Entscheid  ungskampf  gegen  Roi 
auch  im  Innern  von  Deutschland  mannigfache  Bc 
wegua- 


>  i«)  England  ist ,  seinem  Rechte,  wenn  auch  nicht  seiner  Spra* 
naeb,  dieser  Klasse  herzuzählen. 

-•  i~>>  Deutschland,  die  INiederlande.  In  Dännemark,  in  Norwe* 
wegen,  in  Schweden  ,  in  England  hat  das  Römische  Recht  nie 
gesetzliche  Kraft  erhallen. 
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vtegungen  herbey führte,  grofsere  Völkerschaften 
und  Staatsvereine  gebildet;  zwar  mogte  in  den 
Stürmen  der  Zeit  die  königliche  Gewalt,  wenig- 
stens bey  einigen  Völkern  ,  gewonnen  haben  ;  auch 
waren  (im  südlichen  Deutschland)  die  Dorfmar- 
ken wohl  gröfstentheils  unter  die  Gemeineglieder 
Tcrtheilt  worden.  lW*)  Jedoch  erkennt  man  in 
den  ältesten  geschriebenen  Gesetzen  der  Deutschen 
überall  die  Germanen  des  Tacitus  wieder. 

So  wie  hingegen  Deutschland  (mit  Ausnahme 
des  Slavischen  Gebieths  im  Westen)  mit  dem 
Fränkischen  Reiche  vereiniget  wurde  ?  erfuhren 
die  Deutschen  Verfassungen  hier  schneller  ?  dort 
langsamer,  am  langsamsten  in  den  abgeschiede- 
nen und  abgeschlossenen  Gauen  und  Landen  J^5) 
eine  desto  bedeutendere  Veränderung,  Zwar 
liefsen  die  Franken  anfangs  die  Freyheit  des  Volks 


144)  Wenigstens  kommt  in  den  ältesten  geschriebenen  Gesetzen 
keine  Spur  von  der  ehemaligen  gemeinsamen  Bestellung  der  Dorf» 
marken  vor.  Jedoch,  so  ewig  sind  alle  Verhältnisse  des  Land- 
baues ,  dafs  ich  nicht  behaupten  mögle.  diese  Bestellungsart  sey 
überall  abgekommen.  Im  Herzogthume  Bouillon  (die  Bewohner 
gehören  zum  Fränkisch -Suevischen  Stamme)  bestand  sie  noch  in 
den  neuesten  Zeiten.  Merlin  repert.  de  jurispr.  m.  Bouillon.  — 
Im  Norden  wird  man  häufiger  Untheilbarkeit  der  Güter,  im  Süden 
häufiger  walzende  Grundstücke  finden 5  ein  neuer  Beweis,  dafs 
sich  dort  das  Grundeigentum  unter  andern  (den  schon  oben  an- 
geführten) Verhältnissen  bildete,  als  hier. 

i^5)  Z.   ß.   in  Ostfriesland.      Ueber   die   wackere   Ostfritsiscbt 

Verfassung  der  Vorzeit  s.  Wierda  s  Ostf.  Geschichte. 
Zachariä  vom  Staat.    II.  JX 
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und  die  Rechte  des  Adels  in  der  Hauptsache  unan- 
m  lastetj  auch  bej  ihnen  hatte  das  Volk,  hatte  der 
Adel  seine  Rechte,  Aber  schon  dadurch  unter- 
schied sich  die  neue  Ordnung  der  Dinge  von  der 
bisherigen,  dafs  auch  d  ie  Völkerschaften  Deutsch- 
lands, welche  bisher  nicht  unter  Königen  ge- 
standen hatten,  den  König  der  Franken  als  ihren 
Anführer  im  Kriege,  als  ihren  Schutz-  und  Schirm- 
herrn im  Frieden  anerkennen  mufsten  ,  dafs  die- 
ser König  über  alle  Völkerschaften  Deutschlands, 
und  zwar  nach  dem  Rechte  eines  Fränkischen 
Königes,  H6)  geboth.  Und  dieses  Königthum  der 
Fronken  mufste  in  die  Deutschen  Verfassungen  um 
so  tiefer  eingreifen,  je  mehr  es,  schon  bey  den 
Franken  ein  Hauptbestandteil  der  Verfassung,  l^) 
in  Deutschland  noch  durch  besondere  Umstände 
(durch  die  gewöhnlichen  Folgen  einer  Eroberung 
und  durch  die  gleichzeitige  Einführung  eines 
neuen  Glaubens)  begünstiget  wurde.  Am  leichte- 
sten konnte  es  sich  an  die  süddeutschen  Verfassun- 

i  »6)  -Der  Deutsche  König  hat  Prankenrecht. "     Schwab.  Land- 
recht.    '.•,.  Hptot. 

i  .-     Bey  den  Franken  war  die  königliche  Würde   aus  der  her« 
□  entstanden.     'Der  neue  Konig  wurde  auf  einem  Schilde 
<i   ammJung  herumgetragen:   ein  Denkmal  dieses  Ur- 
sprungs!      Nicht  das  Volk,  der  König  wählte  die  obersten  Staats- 
tnge  mufsten  die  Karlinger  mit  der  endlichen  Ent- 
Wenvinger  zögern?  wie  viele  Triebräder  zu  diesem 
en? 
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gen  anschliefsen.  In  den  norddeutschen  führte 
es  und  die  mit  ihm  in  Verbindung  stehende  Kin- 
theilung  des  Landes  in  Grafschaften  und  Herzog. 
thümer  und  Landhczirke  desto  wesentlicliere  Ver- 
änderungen  herbey.  J^) 

Noch  mehr  veränderte  sich  der  ehemalige 
Zustand  der  Dinge,  als  von  den  Fränkischen  Kö- 
nigen die  L  ehns Verfassung  in  Deutschland 
eingeführt  wurde. 

Es  ist  vielfältig  behauptet  worden ,  dafs  die 
erste  Spur  und  der  Ursprung  dei  Lehnsmannschaft 
in  dem  freywilligen  Kriegsgefolge  zu  suchen  sey, 
welches  nach  den  Nachrichten  des  Tacitus  die 
Deutschen  Könige  und  Landherren  umgab  ]  dafs 
späterhin  und  ins  besondere  nach  der  Zertrüm- 
merung des  Römischen  Westreichs  das  Lehnswe- 
sen in  der  eigentlichen  Bedeutung  bey  mehreren 
Deutschen  Völkern  ohngefähr  gleichzeitig  sei- 
nen Anfang  genommen  habe,  indem  jenes  Gefolge, 
statt  der  Ausrüstung  und  des  Unterhalts,   liegende 


148)  Dagegen  nahmen  zuweilen  auch  die  Fränkischen  Einrich- 
tungen unter  dem  Einflüsse  der  norddeutschen  eine  eigene  Wen- 
dung. Die  Westphalischen  Frevgrafschaften  z.  ß.  mögten  sich 
leicht  von  den  peinlichen  Gerichten  herschreihen .  welche  einst 
die  heidnischen  Priester  heglen.  Geschichte  (4er  Weslphalischcn 
Femgerichte  etc.  Von  Th.  Bereit.  I.  Abth.  Brein.  1 1*  1 4.  8.  <  l  n- 
ter  den  vielen  in  diesem  Werke  S.  242  ff.  angeführten  Meinun- 
gen über  den  Ursprung  der  Femgerichte  kommt  jedoch  die  hier 
geaufserte  nicht  vor) 
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Gründe  erhielt.  Fälschlich  das  eine  und  das  an- 
dere. Ein  Kriegsgefolge ,  wie  Tacitus  das  Deut- 
sche schildert,  findet  man  bey  mehreren  andern 
Völkern,  welchen  gleichwohl  die  Lehnsverbin* 
düng  unbekannt  war,  z.  B.  bey  den  Kelten,  ^9) 
bey  den  Iberern  ,  l5°)  einst  bey  den  Polen.  l5i) 
l$\  bey  einem  kriegerischen  Volke,  bey  einem 
Volke,  dessen  Verfassung  der  Freyheit  der  Einzel- 
nen einen  kaum  begrenzten  Spielraum  verstattet, 
das  Grundeigentum  auffallend- ungleich  vertheilt 
und  gleichwohl  der  Prunkaufwand  auf  wenige 
Gegenstände  beschränkt,  so  kann  es  kaum  fehlen^ 
dafs  die  Reicheren  ihren  Ueberflufs  auf  die  Un- 
terhaltung eines  zahlreichen  Kriegsgefolges  ver- 
wenden. Auf  jeden  Fall  ist  es  erweislich,  dafs 
nur  bey  den  Franken  die  Lehnsverfas- 
sung ursprünglich  entstanden  ist,  dafs 
hingegen  alle  andere  Völker  Deutschen  Ur- 
sprungs entweder  nie  Lehn  gehabt,  oder  sie  erst 
durch  die  Franken  erhallen  oder  den  Franken 
nachgeahmt  haben.  l52) 


149)  Jul.  Caesar  de  hello  Gail.  III,  22.  VI,   i5. 
i5o)   riutar.   vita  Sertorii. 

s.    Status   Poloniae  etc.     Lugd.  Bat.  1627.  is. 

p.     02. 

lind,  Ilalfen,    England    hat    die    Lehnsverfassung 

en    (unmittelbar    oder   mittelbar)    erhalten!       In 

in   Schweden    hat   es    nie    Lehne    gegeben.     Ehen  so 
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Und  selbst  bey  den  Franken  scheinen  wahre 
Lehne  erst  von  den  Königen  des  zweiten  Fürsten- 
stammes und  zwar  vermöge  eines  auf  die  damali- 
gen Zeitumstände  besonders  berechneten  Planes 
bestellt  worden  zu  seyn.  l55)  Karl  Martel ,  der 
Stifter  eines  neuen  Fürstenhauses  ,  wollte  die  Mer- 
winger  von  einem  Throne  verdrängen,  welcher 
ihnen  doch  seinen  Glanz  verdankte;  er  wollte  sie 
aus  dem  Besitze  ihres  Stammgutes  setzen,  obwohl 
der  gemeinschaftliche  Vortheil  des  Volkes  und 
schon  das  gemeine  Recht  diesen  Besitz  heiligte;  er 
wufste  überdiefs  am  besten  ,  wie  wenig  auf  die 
Treue  der  Leute  zu  rechnen  sey  ,  die  blos  für 
einen  Handlehn  ?   der  Ehre  und  der  Beute  wegen, 


wenig  waren  in  Dännemark  und  Norwegen  die  Leime  bis  zum 
i~ten  Jahrhunderte  bekannt;  erst  seit  der  zweyten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  wurden  einige  Lehne  nach  dem  Muster  der  Deut- 
schen von  dem  Könige  bestellt.  (Man  bezeichnet  gewöhnlich 
die  Verfassungen  Deutschen  Ursprungs ,  in  so  fern  man  ihnen 
die  Einherrschaften  mit  einer  Volksvertretung  entgegensetzt,  mit 
dem  Nahmen  der  L  eh  ns- Verfassungen.  Richtiger  wurde  man 
sie  die  landesherrlichen  nennen.) 

i53)  Ich  folge  hier  und  überhaupt  in  der  Geschichte  des  Ur- 
sprungs der  Lehne  bey  den  Franken  dem  Abbe  Mably.  Vgl.  über 
die  verschiedenen  den  Ursprung  der  Fränkischen  Lehne  betref- 
fenden  Meinungen  :  Merlin  Repertoire  de  jurispr.  m.  lief.  Die 
beneficia,  die  schon  unter  dem  ersten  Herrscherstamm  vorkom- 
men, waren  nur  Güter,  die  zur  Belehnung  für  schon  geleistete 
oder  in  der  Erwartung  noch  zu  leistender  Dienste  gereicht  # 
wurden.  Auch  würde  ich  hinzusetzen  ,  dafs  erst  von  den  Königen 
des  zweyten  Stammes  beneficia  (Lehne)  mittelst  einer  Investitur 
verliehn  worden  zu  sevn  scheine«. 
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dienten.  Er  entschlofs  sich  also,  so  wie  er  als 
Grofsfeldherr  der  Franken  schon  alles  wagen  konnte 
iiiul  nmfste,  von  dem  Stammguthe  des  Merwingi- 
schen  Nahmenköniges  Lehne  zu  ertheilen,  um  sich 
so  ein  Heer  zu  sammeln,  welches,  besser  als  die 
bisherige  Dienstmannschaft  besoldet,  und  des  an 
den  Merwingcrn  begangenen  Raubes  theilhaft, 
desto  fester  an  ihm  und  seinem  Geschlechte 
hienge.  l5^) 

Die  Fortschritte,  welche  die  Lehnsverbin- 
dung im  Fränkischen  Reiche  (ins  besondere  in 
dem  nachmaligen  Frankreich)  machte,  waren  so 
reifsend,  die  Veränderungen,  die  sie  in  der  Frän- 
kischen Verfassung  machte,  so  wesentlich,  dafs 
man  in  der  Staatengeschichte  kaum  ein  zweytes 
Reyspiel  von  einer  Neuerung  finden  wird,  wel- 
che, obwohl  eine  gänzliche  Umgestaltung  der  bis- 
herigen Verfassung,  dennoch  so  schnell  und  so 
friedlich  durchgeführt  worden  wäre,  wie  diese. 
Aber  der  Ausgang  war  von  dem  Erfolge,  auf  wel- 
chen der  Plan  ursprünglich  berechnet  gewesen 
war  ,  wesentlich  verschieden.  Noch  unter  den 
letzten  Königen  des  Karlingischen  Fürstenstam- 
mes verwandelte  sich  das  Frankenreich  (und  ins 
besondere  das   nachmalige  Frankreich)    in   einen 

l$41  Ein  ähnlicher  Plan  lag  den  von  Napoleon  geschaffenen  Ma- 

jo;  airn  zum  Grund- 
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Lehnsataat  in  dem  Sinne,  dafs  das  gesamte 
Reich  theils  in  grofsere  oder  kleinere  Kronlelme, 
theils  in  geistliche  (den  Kronlehnen  vergleichbare) 
Gebiethe  l55)  zerfiel,  dafs  die  Rechte  der  königli- 
chen Gewalt  den  Kronvasallen  und  den  geistlichen 
Herren,  einem  jeden  innerhalb  seines  Lehnes  oder 
t  Gebielhes,  zur  Beute  wurden,  dem  Könige  aber 
nur  die  Rechte  eines  Lehns-  oder  Oberlehnsherrn 
verblieben,  dafs  die  Besitzer  der  kleineren  Grund- 
stücke ,  wenn  sie  nicht  als  Afterlehnsleute  ihre 
Freyheit  retten  konnten,  den  Schutz  eines  Vasal- 
len oder  eines  geistlichen  Herrn  als  Zins-  oder 
Frohnpflichtige  suchen  mufsten.  l56)  Ich  kann  hier 
nicht  die  Ursachen  und  Begebenheiten  einzeln  auf- 
zählen,  welche  diese  Umgestaltung  der  Fränki- 
schen Verfassung  und  so  schnell  herbeiführten. 
Nur  das  will  ich  bemerken,  dafs  diese  Um- 
gestaltung mit  dem  ursprünglichen  Gei- 


i55)  Vgl.  Montag  a.  a.  0.  IlteAbh.  §.  i5  —  21  und  die  Illte  Abh. 
S.  auch  unten  Anm.  i65. 

i56)  Jedoch  darf  man  nicht  glauben,  dafs  die  Idee  eines  Lehns- 
staates rein  und  vollständig  in  Frankreich  durchgeführt  worden 
sey.  In  den  Ländern  des  geschriebenen  Rechts  schlug  die  Lehns- 
verfassung nie  so  tiefe  Wurzeln  ,  als  in  den  Ländern  des  Gewohn- 
heitsrechts.    Merlin  repert  de  jurispr.  m.  Dauphinc.     Demembre- 

ment  dt  fief.     IVur  England   und  das   Königreich  Jerusalem   wur- 
y   -  ■  0  ° 

den,  das  erstere  von  den  [Normannen  ,  das  letztere  von  den  Kreuz- 
fahrern ,  planmäfsig  nach  dieser  Idee  organisirt.  S.  über  die  Ver- 
fassung des  letzteren  Reichs:  Wilken's  Geschichte  der  Kreuzzujt. 
1.  Th.  S.  5o7  ff. 
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sie  der  Deutschen  und  der  Fränkischen 
Verfassung  in  dem  unmittelbarsten  Zu-f  , 
samrnen hange  stand.  Die  Lchnsverfassung 
beruhte  eben  so  5  wie  die  Urverfassung  der  Deut- 
schen, auf  einem  Vertrage^  ihrem  Ursprünge 
und  ihrem  Rechte  nach.  So  wie  von  Alters  her 
neben  der  Verbindlichkeit  zur  Landesvertheidi^ 
gung,  die  einem  jeden  Mitgliede  der  Gemeine 
oblag,  die  besondere  des  Kriegsgefolges  bestan- 
den hatte,  so  schien  es  auch  unbedenklich,  neben 
der  Landwehr  l57)  eine  Lehnsmannschaft  aufzu- 
stellen. Und  dennoch  mufste  die  Lehnsmann- 
schaft schon  deswegen  der  ursprünglischen  Frän- 
kischen Verfassung  gefährlicher  werden  ,  als  jenes 
Gefolge,  weil  sie  weit  fester  an  den  Lehnsherrn/ 
als  das  Gefolge  an  seinen  Anführer,  gebunden 
war.  l58)  —     Die  Lehnsverfassung  hatte  eben  so> 


)5")  Das  Wort:  Landwehr,  kommt  schon  in  dem  Vertrage,  den 
Lothar,  Ludwig  und  Karl  der  Kahle  im  J.  847  mit  einander  schlos- 
C  5  vor. 

i53)  Es  bestand  hey  den  Franken  —  von  Alters  her  und  nock 
unier  den  Karüngern  —  die  Sitte,  dafs  sich   die   Wehrmänner  ei- 
nen Kriegsanführer  wählten.     (Commendabant  se  seniori.)     War 
r>  >  erhältnifs  dasselbe,    welches  schon  Tacitus  (c.  i3)  mit  dem 
nen:  Comitatus,  bezeichnet?  oder  wie  unterschied  e$  sich  von 
dem   leUieren?     aufweiche  Weise   trug   es   zur  Verbreitung   der 
isn  erbindung  bev  ?     Diese  und  ähnliche  Fragen  scheinen  noch 
eimr  w.  item  Erörterung  zu  bedürfen.     Vgl.  Ant.  Dominici  D.  de 
«llodiorum  etc.     In  Schilteri  Cod.  j.  feud.  AJem.   Ar- 
1-     De  lancien  gouvernement  de  la France,  de  l'AUe- 
magneet  de  Hulie.    Par  ie  Comte  de  Buxt.  älaHaye.  1757.  IV.  T. 
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wie  die  Urverfassung  der  Deutschen,  das  G  rund- 
etgenthum  zur  Grundlage.  Nur  Grundslücke 
wurden  anfangs  zu  Lehn  gereicht,  und  so  ^vie  die 
Aufnahme  in  den  ursprünglichen  Staatsverein  mit- 
telst der  Investitur  geschah,  so  bestand  auch  die 
Aufnahme  in  den  Lehnsverband  in  derselben  Feyer- 
lichkeit.  l59)  Und  dennoch  lag  in  der  neuen  Ver- 
fassung ein  anderer  Geist,  als  in  der  vormaligen. 
Das  Land  hatte  seinen  Herrn  gewechselt;  denn 
von  dem  Könige ,  und  nicht  mehr,  wie  ehemals, 
von  der  Gemeine  gieng  die  Belehnung  aus.  Das 
Sehte  Sondereigenthum  an  Grund  und  Boden  hatte 


8.  Liv.  I.  eh.  5.  4«  Liv.  III.  chap»  4.  G.  L.  Boebmeri  Obss.  j.  feud. 
obs.  2  et  3.  So  viel  ist  gewifs,  dafs  jene  commendatio  eine  beson- 
dere Kriegsdienstpflichtigkeit  begründete  und  nicht  blos  die  Orga- 
nisation der  Landwehr  betraf.'  S.  z.  B.  die  Anm.  i5;.  a.  Stelle.  Aber 
die  Lehnsmannschaft  war  gebundener,  als  diese  Dienstmannschaft. 
Capitulare  de  ao.  81 5.  c.  16.  Quod  nullus  seniorem  suum  dimit- 
tat,  ^ostquam  ab  eo  aeeeperit  valente  solidum  unum.  S.  auch  die 
Urkunden  über  die  Theilungen  des  Frankenreichs  b.  Baluz,  I, 
443.  576. 

159)  Ueber  die  Art,  wie  die  Franken  in  dem  eroberten  Gallien 
die  Ländereycn  unter  sich  verlheilten  oder  an  sich  rissen ,  fehlt 
es  uns  bekanntlich  an  IVachrichten.  Ich  wage  die  Vermuthung,  dafs 
sie  mittelst  königlicher  Anweisungen  oder  Befehle,  nach  Stand  und 
Würden,  nach  Verdienst  oder  Gunst,  zu  dem  Besitze  dieser  Lände« 
reyen  gelangten.  Erat  tunc  temporis,  erzählt  Gregor.  Turon.  IV", 
12.,  Anastasius  presbyter,  ingenuus  genere,  qui  per  Chartas  gfo- 
riosae  memoriae  Chrotechildis  reginae  proprietalem  aliquam  pos- 
sidebat.  S.  auch  das  Praeceptum  Caroli  M.  pro  Hispanis  de  ao. 
872.  b.  Baluz.  I,  499.  Diese  Vermuthung  würde  zugleich  die 
reissend  schnellen  Fortschritte,  die  das  Lehnswesen  in  Frankreich 
that,  noch  erklärlicher  machen.  Die  Anweisung  konnte  so  leicht 
in  eine  LehnsinyesUtur  verwandelt  werden. 
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5irh  in  ein  unachtes  verwandelt;  die  Erbgüter 
Maren  Lehngüter  geworden.  —  Die  eine  und 
die  andere  Verfassung  war  aus  mehrer  en  Grün  d- 
hes  tan  dt  heilen  zusammengesetzt;  jedoch 
die  Lehnsverfassung  nur  aus  dem  Rönigthume 
und  der  AdeLsherrschaft.  So  wie  die  Landesver- 
thcidi<Hmg  von  der  Landwehr  auf  die  Lehnsmann- 
schaft  übergieng,  wurde  das  Volk,  nach  den 
Grundsätzen  der  ursprünglichen  Deutschen  Ver- 
fassungen, schon  von  Rechtswegen  mundlos.  Und 
da  schon  die  Landherren  der  früheren  Zeit  über 
ihre  Hintersassen  und  Grundholden  als  Landes- 
herren gebothen  hatten,  da  die  Einsetzung  in  ein 
Amt  mittelst  derselben  Feyerlichkeit,  wie  die  Ue- 
bertragung  eines  Lehnes,  geschah,  l6°)  da  nach 
den  Begriffen  der  Deutschen  die  königliche  Ge- 
walt ihren  Wesen  nach  nur  eine  Schutz-  und 
Schirmgerechtigkeit  war,  so  mufste  die  Zerstücke- 
lung des  Reichs  in  so  viele  Gebiethe,  als  es  Kron- 
lehne gab,  die  Verwandlung  der  Amtsbezirke  in 
Lehnsherrlichkeiten,  der  königlichen  Gewalt  in 
eine  Oberlehnsherrlichkeit  desto  leichter  und  un- 
aufhali sanier  vor  sich  gehn.  Noch  immer  regte 
5i ch  der    freysinnige    Geist  der   Deutschen  Urver- 


**:     Mittels!  der  Investitur.      Leicht  und  bald  wurde  die  eine 
Inv(  :   <Jcr   andern    verwechselt.      Ein    für    die    EnlvWcke- 

lung  der  Lehnsverfassung  sehr  entscheidender  Umstand! 
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fassungcn  ,     aber    in    den     Formen     des     Lehns- 
wesens. 

Merkwürdig  ist  es,  wie  die  Lehnsverfassung 
in  den  verschiedenen  Reichen,  in  welchen  sie  ein- 
geführt wurde,  die  verschiedenartigsten  Endfolgen 
hatte 5  wie  sie  in  England  zu  einer  Verfassung 
führte,  welche  besser  und  bleibender,  als  eine 
jede  andere,  dem  Fürsten  und  dem  Volke,  einem 
jeden  Theile  das  Seine  zugetheilt  hat,  in  Frank- 
reich zu  einer  unumschränkten  Einherrschaft,  in 
Deutschland  zur  gänzlichen  Auflösung  des  Reichs. 
In  England  neigte  sich  die  Waagschaale  endlich 
auf  die  Seite  der  Volksfreyheit,  weil  dort  die  Zahl 
der  kleineren  Lehne  (der  Ritterlehne)  so  grofs 
war,  lßl)  dafs  die  Besitzer  derselben  theils  schon 
für  sich  einen  volksherrschaftlichen  Bestand theil 
der  Verfassung  bildeten ,  theils  mit  dem  Bürger- 
stande der  spätem  Zeit  desto  leichter  zusammen- 
schmolzen. l62)  In  Frankreich  gewann  die  kö- 
nigliche Gewalt  die  Oberhand ,  weil  die  Mehr- 
herrschaft  durch  die  Verschiedenheit  des  Verhält- 
nisses ,  in  welchem  die  geistlichen  und  die  weit' 


161)  Wilhelm  der  Eroberer  theilte  das  Land  in  ;5ooo  Ritler- 
Jehne  und  in  700  Baronien. 

162)  Das  damalige  Haus  der  Gemeinen  entstand  so,  dafs  die 
von  den  Besitzern  der  Ritterlehne  (nach  den  Grafschaften>  er- 
nannten Abgeordneten  und  die  der  Städte  und  Flecken  /.n  einer 
Versammlung  vereiniget  wurden. 
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liehen  Herren  zum  Könige  standen ,  l65)  in  sich 
selbst  "etheilt  war.  Deutschland  zerfiel,  weil  die 
Lehnsverfassung,  die,  auswärtigen  Ursprungs,  in 
diesem  Reiche  nie  vollständig  durchgeführt  wer- 
den konnte,  nur  die  inneren  Ursachen  seiner  Auf- 
lösung verstärkte. 

Zwar  erstreckte  sich  in  Deutschland  die  Lehns- 
verbindung auch  auf  die  Bisthümer.  Vermöge 
einer  königlichen  Belehnung  verwalteten  die  Deut- 
schen Bischöffe  nicht  nur  das  Kirchengut,  sondern 
ursprünglich  auch  ihr  Amt.  l6^)  Aber  eben  die 
Gleichheit  des  Verhältnisses,  in  welchem  die  geist- 
lichen und  die  weltlichen  Herren  zur  Krone  stan- 
den ,  war  die  Hauptursache ,  welche  den  Verfall 
des  Königlhumes  und  mittelbar  die  Auflösung  des 
Deutschen  Reiches  herbeyführte.  Wie  hätte  das 
Königthum  der  vereinten  Macht ,  dem  überein- 
stimmenden Vortheile  der  geistlichen  und  der 
weltlichen  Grofsen  widerstehn  können?  beson- 
ders nachdem  die  Bischöffe,  im  Bunde  mit  dem 


i65)  Das  Kirchenguth  war  in  der  Regel  nicht  Lehn;  (feudum,) 
es  wurde  von  den  Bischöffen  etc.  titulo  beneficii  verwaltet.  Die 
Kischofle  wurden  von  dem  Könige  ernannt,  aber  nicht  mit  dem 
Amte  belichn. 

164)  Ein  merkwürdiger  'noch  nicht  genugsam  aufgeklärter)  Un- 
terschied /wischen  der  Frankischen  und  Deutschen  Hjrchen- Ver- 
fassung. Kr  halte  auf  den  berühmten  Investiturstreit  den  wesent- 
lichsten Einflufs.  Vgl.  Geschichte  der  christlich  -kirchlichen  Ge- 
sellschaft -  Verfassung.     Von  G.  J.  PJank.    IV.  ßd.  Hanov.  1806.  8. 


237 

Pabsle ,    dem   Könige   das    Recht    entwunden   hat- 
ten,  zu  den  Bislhümern   zu  ernennen.  l65)      Und 
wenn   schon   die  Deutschen  Länder  gröfstentheils 
lehnbar  waren,   so  gelangte  doch  die  Lehnsverfas- 
sung in  dem   Innern    dieser   Länder   nie   zu   einer 
i    solchen  Alleinherrschaft,   dafs   sie  für   die  Einheit 
I  des  Staates  diejenige  Gewähr  hätte  leisten  können, 
i   die  doch  immer  noch,   wenn   sie   alle  Theile   des 
I    Staates     durchdrang,    in     ihrem    Geiste    lag.  ,66) 
Nimmt  man  hierzu  noch,    dafs   die  ursprüngliche 
Verschiedenheit  der  Deutschen  Völkerschaften  der 
c   gewaltsam   und  doch   nur  unvollkommen   begrün- 
deten  Einheit   des   Reiches    fortdauernd    entgegen- 
wirkte,  dafs   die  Länder,   welche  im  Westen  den 
Slaven     entrissen    wurden,     eine     eigenlhümliche 
Verfassung    erhielten,    eine   Verfassung,    welche, 
auf  die   Sicherung   der  gemachten  Eroberung  be- 
rechnet,   den  eingesetzten  Fürsten  eine  selbalstäu- 


i65)  Die  geistlichen  Herren  thaten  fast  immer  die  ersten  Schritte 
2ur  Begründung  der  landesherrlichen  Gewalt  und  zur  Beschran- 
kung der  kaiserlichen.  Ich  erinnere  nur  an  die  beyden  Privile- 
gien, welche  Kayser  Friedrich  IJ.  das  eine  im  J.  1220  den  geistli- 
chen, und  das  andere  im  J.  1202  den  welllichen  Reich>st,inden  er- 
theilte.  Schmaufs,  Corpus  j.  pbl.  S.  4.  n'.  Zu  spät  sahen  die  Deut- 
schen ßischölVe  ihren  Irrthum  ein.  Sic  «anben  zuerst  in  das  Grab, 
das  sie  der  kayserlichen  Gewalt  gegraben  hallen. 

166;  Der  Grundsatz:  INulle  terre  sans  seigneur  ,  (vgl.  Merlin 
repert.  de  jurispr.  m.  Dauphine.  Enclave.  Franc-  alleuj  ist  dem 
Deutschen  Staatsrecht  schlechthin  unbekannt» 
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digere  Gewalt  verlieh;  dafs  die  Kayserwürde  die 
Deutschen  Konige  auf  eine  Höhe  stellte ',  auf  wel- 
cher mc  das  Schicksal  aller  derer  treffen  mufste, 
welche  ihre  Plane  nicht  nach  ihrer  Macht,  son- 
dern nach  ihren  Ansprüchen  abmessen;  l^T)  dafs 
die  Reformation,  da  sie  nur  unvollständig  gelang, 
der  Einheit  des  Volks  eine  der  wesentlichsten 
Grundlagen  entzog;  so  ist  es  nichts  weniger  al* 
befremdlich,  wenn  in  Deutschland  die  Lehns- 
verfassung endlich  dahin  führte,  dafs  das  Deut- 
sche Pieich  der  Sache  nach  nur  als  ein  Bund 
unter  den  Reichsständen  und  Landesher-  i 
ren  bestand,  dem  Kayser  nur  die  Eigenschaft 
des  Hauptes  dieses  Bundes  verblieb.  Nur  zwey- 
mal  both  sich  den  Deutschen  Königen  die  Gele- 
genheit dar,  den  alten  Glanz  der  Deutschen  Kro-  ' 
ne  wiederherzustellen; —  als  die  Deutschen  Städte 
erblühten,  und  als  die  Reformation  die  Völker 
Deutschlands  für  ein  jedes  Wagstück  aufregte. 
Aber  die  Natur  war  mächtiger,  als  die  Freyheit. 
Indem  so  die  Landherren,  sey  es  als  solche,  oder 
als  kayserliche  Beamte  und  Lehnsleute,  und  eben 
Bischöffe  und  Aebte  in  Beziehung  auf  das 
Reich   zur  Landeshoheit  gelangten,  gieng  jedoch 


it>-)   I),«s  war  z.  B.   eine  von  den  Ursachen,   warum  die  Deut- 
scht so,  wie   die   Französischen,)  die  heimgefalle- 
Dtn  EUichttekne  mit  der  Krone  vereinigen  mogten. 
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aus  der  Entslehungsart  der  Landeshoheit,  in  Ver- 
bindung mit  dem  ursprünglichen  Geiste  der  Deut- 
schen Verfassung,  in  der  Stellung  des  Fürsten  zu 
den  verschiedenen  Bestandteilen  des  Landes  eine 
Verschiedenheit  hervor,  ^welche  für  die  gesainte 
Landesverfassung  von  entscheidender  Wichtigkeit 
war.  ,  Eiu  jedes  gröfsere  l68)  Deutsche  Land  ent- 
hielt zwey  in  rechtlicher  Hinsicht  wesentlich  ver- 
schiedene Grundbestandlheile.  Den  einen  bilde- 
ten die  Kammergüter  des  Fürsten,  die  Herrschaf- 
ten ,  die  das  Fürstenhaus  entweder  schon  in  der 
Urzeit  der  Deutschen  Geschichte  besessen  ,  oder 
in  der  Folge  durch  hayserliche  Belehnungen  und 
sonst  erworben  hatte.  In  Beziehung  auf  diesen 
Theil  des  Landes  vereinigte  der  Fürst  in  sich  die 
Eigenschaften  des  Landherrn  und  des  Landes- 
herrn. In  diesem  Theile  gnügle,  nach  dem  ur- 
sprünglichen  Geiste  der  Deutschen  Verfassungen, 
schon  die  Belehnung  mit  den  Hoheitsrechlen  des 
Königs  zur  vollständigen  Begründung  der  Landes- 
hoheit. Den  andern  Hauptbestandteil  des  Lan- 
des bildeten  die  Grundslücke,  welche  anderen 
Landherren  und  Wehrmannern  als  achtes  Eigen- 
thum    und   als    ursprünglich    reichsumnittelbares 


168)  Es  gab  kleinere  Länder  ,  in  we'rhen  der  zwevte  Re^tond- 
iheil  gänzlich  fehlte  3  Lander ,  die  modo  ma»is  herili  regiert 
wurden. 
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Gut  gehörten.  In  Beziehung  auf  diesen  Theil 
des  Landes  war  der  Fürst  nur  Landesherr,  d.  h. 
nur  als  Stellvertreter  des  Königs  zur  Ausübung  der 
Vorrechte  der  Krone  ermächtiget.  In  diesem 
Theile  des  Landes  mufste  der  Fürst,  zur  Begrün- 
dung seiner  Landeshoheit,  entweder  auch  die 
Landherrlichkeit  zu  erwerben  trachten,  oder 
die  althergebrachten  Rechte  und  Freyheiten  der 
Grundeigentümer  als  Beschränkungen  der  lan- 
desherrlichen Gewalt  bestehn  lassen.  Die  Deut- 
schen Fürsten  ,  welche  den  ersteren  Plan  nur  un- 
vollkommen oder  nur  theilwreise  durchzuführen 
vermochten,  sahen  sich  genölhiget,  den  letzteren 
Ausweg  einzuschlagen.  Immittelst  giengen  jedoch 
theils  in  dem  Landbesitze,  theils  in  den  Verhält- 
nissen der  bürgerlichen  Gesellschaft  so  wesentli- 
che Veränderungen  vor,  dafs  endlich  dieser  zweyle 
Hauptbestandteil  des  Landes  in  eine  Anzahl  land- 
herrlicher Gebiethe  zerfiel,  und  die  Herren  dieser 
Gebiethe,  unter  dem  Nahmen  der  Landstände, 
an  die  Stelle  der  ehemaligen  Volksgemeinden  tra- 
ten. —  Die  Besitzer  der  Haupthöfe  im  nördli- 
chen Deutschland  und  die  erblichen  Vorsteher  ein- 
zelner Gemeinden  im  südlichen  sonderten  sich 
nach  und  nach  immer  schärfer  und  schärfer,  jene 
von  den  Besitzern  der  Nebenhöfe,  diese  von  den 
übrigen  Gemeindcgliedern.  Durch  das  Zusam- 
men- 


*4* 

menwirken  mannigfaltiger  Ursachen,  in  einem  Zeit- 
alter, in  welchem  das  bestehende  Recht  den  An- 
maßungen der  Mächtigern  um  so  leichter  wich, 
je  weniger  es  durch  geschriebene  Gesetze  oder 
Vertrüge  bestimmt  war,  kam  es  endlich  dahin, 
dafs  die  Bauerschaften  in  dem  Besitzer  des  Haupt- 
hofes, die  Gemeinden,  die  von  Alters  her  einen 
erblichen  Vorstand  gehabt  oder  auch  im  Drange 
der  Umstände  den  Besitzer  des  gröfsten  Hofes,  im 
Dorfe  oder  in  der  Nachbarschaft,  zu  ihrem  Schulz- 
herrn erkohren  hatten,  in  diesem  Vorsteher  oder 
Schutzherrn  einen  Landherrn  (in  der  oben  be- 
stimmten Bedeutung  des  Worts)  erhielten.  Das 
Landeigentum  ist  nur  in  so  fern  gesichert,  als  der 
Eigenthümer  entweder  Wehrmann  ist,  oder  durch 
Abgaben,  die  er  an  den  Staat  entrichtet,  die 
Wehrmänner  unterhält.  Als  daher  der  Dienst  zu 
Rofs  den  Vorzug  vor  dem  zu  Fufs  erhielt,  als  je- 
ner Dienst  nur  von  den  Eigenthümern  der  gröfse- 
ren  Grundstücke  geleistet  wurde,  und  den  obwal- 
tenden Umständen  nach  nur  von  diesen  Grund- 
eigenthümern  geleistet  werden  konnte,  die  ihnen 
gebührende  Entschädigung  aber  nicht  durch  eine 
Abgabe  im  Ganzen  aufgebracht,  sondern  einem 
jeden  einzeln  und  in  der  Nähe  angewiesen  wur- 
de, l69)    da    mufste    sich    die   neue    Ordnung   der 

169     Capit.  Caroli  M.  de  ä.  80-.  (Bahn.  I.  4$;)  c  s.  6      -,D# 
Ztckuriä  vom  Stawt    II.  T  6 
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Dinge  von  selbst  und  auch  abgesehn  von  dem 
Einflüsse  des  Lehnswesens  bilden.  Und  ohnehin 
bedarf  es  einer  sehr  künstlichen  Gesetzgebung, 
Cman  erinnere  sich  nur  der  Spartanischen,)  um 
das  Bestehn  einer  Volksherrschaft,  wenn  die  Ge- 
meinde aus  den  Grundeigentümern  hesteht,  ge- 
gen die  Wechselfälle  des  Besitzes  zu  schützen. 
Von  nun  an  mogten,  nach  dem  Geiste  der  ursprüng- 
lichen Deutschen  Verfassungen,  nur  diese  Land- 
herren auf  den  Landtagen  erscheinen.  *7°)  Sie 
allein  waren  noch  ächte  Grundeigenthümer ,  sie 
allein  die  Wehrmänner  j  sie  allein  hatten  daher 
zum  Rathe  das  Recht,  so  wie  zur  That  die  Macht. 
Mit  diesen  Landherren  oder  mit  der  Ritterschaft 
zugleich  erschienen  die  Bischöffe,  die  Aebte,  die 
Dekane  des  Landes.  Auch  sie  waren  Landher- 
ren geworden ,  Landherren ,  die  ihre  Hintersas- 
sen und  Grundholden  mit  geistlichen  Waffen 
schützten.  So  waren  also  die  Landesversammlun- 
gen aus  zwey  Ständen,  dem  geistlichen  und 
dem  Ritter -Stande,   (dem  Lehr-  und  demWehr- 

Frisionibus   volumus,    ut caballarii   omnes    generaliter  ad 

placitum  nostrum  veniant  bene  praeparati.  Reliqui  vero  pauperio- 
res  seu  septimum  praeparare  faciant  et  sie  ad  condictum  placi- 
tum bene  praeparati  hostiliter  veniant." 

170)  INur  in  einigen  wenigen  Ländern  gelang  es  dem  Bauern- 
stände oder  einem  Theile  desselben,  in  der  Rüstung  der  Väter 
oder  unter  dem  Schutze  des  Fürsten,  das  Recht  der  Väter  zu 
bewahren;    in  Tjrol  —    in  den  Landgemeinden  der  Schweiz,  in 

weden. 
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Stande,)  zusammengesetzt.  Der  eine  und  der  an- 
dere Stand  berathschlagte  für  sich,  hatte  als  Stand 
seine  Stimme.  Denn,  obwohl  die  Mitglieder  des 
einen  und  des  andern  Standes  nur  als  Landherren 
landtagsfähig  waren,  so  sonderte  sie  doch  die  zwi- 
schen Kirche  und  Staat  scharf  gezogene  Scheideli- 
nie. Endlich  arbeiteten  sich  auch  die  Städte  zu 
der  Bedeutung  empor,  dafs  sie,  in  dem  Besitze 
eines  ächten  Grundeigenthumes  ,  eines  unmittel- 
baren, des  Stadtgutes  ,  und  eines  mittelbaren,  des 
Bürgergutes,  in  dem  Besitze  einer  der  Gemeinde 
verliehenen  Gerichtsbarkeit,  dem  Rechte  nach  den 
Landherren  gleichstanden.  Somit  konnten  sie 
schon  von  Rechtswegen  auf  eine  Stimme  in  den 
Angelegenheiten  des  Landes  Anspruch  machen, 
wenn  auch,  mit  den  beyden  älteren  Ständen  in 
manchem  Gegensatze  und  von  ihnen  nicht  gelten 
verachtet,  nur  in  der  Eigenschaft  eines  besondern 
und  dritten  Standes,  des  Nährstandes.  Als  Steuer- 
bewilligungen der  Hauptgegenstand  der  Landiaga- 
verhandlungen  wurden  ,  als  sich  die  Idee  eines 
Bundesstaates  ,  welche  den  Deutschen  Landesver- 
fassungen in  der  That  zum  Grunde  lag,  mehr 
und  mehr  entwickelte,  mufste  die  Landherrlich- 
keit noch  bestimmter  als  Rechtsgrund  der  Land- 
standschaft hervortreten.  l7l~) 


171)  Von  nun  an  wurden  z.  B.  die  Stimmen  im  Ritterstande  nach 
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Man  kann  das  Wesen  der  landschaftlichen 
Verfassung  wohl  nicht  besser  kennzeichnen ,  als 
wenn  man  die  Landstände  mit  den  Vertretern  des 
Volks  in  einem  einherrschaftlichen  Freystaate  ver- 
gleicht. —  Sowohl  ein  Beschlufs  der  Landstän- 
de, als  ein  Beschlufs  der  Volksvertreter,  ist  nur 
in  so  fern  theils  überhaupt,  theils  für  die  sämtli- 
chen Unterthanen  verpflichtend,  als  der  Fürst 
seine  Zustimmung  dazu  ertheilt  hat;  aber  der  er- 
stere,  weil  der  Fürst  nicht  nur  als  Obereigen- 
thümer  des  Landes,  (als  Landesherr),  sondern 
auch  als  Eigenthümer  des  Kammerguthes ,  (als 
Landherr),  eine  Stimme  dabey  hat,  der  letztere, 
weil  die  gesetzgebende  Gewalt  durch  die  vollzie- 
hende gebunden  seyn  mufs  ,  damit  sie  nicht  das 
Unthuliche  fordere  oder  die  Grundfesten  der  Ver- 
fassung erschüttere.  —  Die  eine  und  die  andere 
Verfassung  ist  auf  die  Beschränkung  der  fürstli«- 
chen  Gewalt  berechnet ;  aber  dort  gilt  der  Kampf 
den  landherrlichen  Rechten  und  den  landesherrli- 


den  Rittergütern  gezählt.  Vorher  war  Einer  für  das  ganze  Ge- 
schlecht, (eine  Verfassung  dieser  Art  besteht  in  Schweden  noch 
jetzt,)  oder  es  waren  auch  Mehrere,  als  Mitbesitzer,  wegen  ei- 
nes und  desselben  Guts  erschienen.  —  Der  Streit,  ob  die  Land- 
stände erst  den  Steuerbewilligungen  ihr  Daseyn  verdanken,  dürfte, 
ein  bioser  Wortstreit  seyn.  Die  vollständige  Ausbildung  der 
landschaftliehen  Verfassung  begann -allerdings  erst  mit  den  Lan- 
leuern.  Vgl.  K.  H.  Längs  Prüfung  des  vermeintlichen  AI« 
te»d«r  Landstande.     Gott.  1796.     S. 
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chen  Vorrechten  des  Fürten  in  Verhällnifs  zu  den 
Eigenthums-  und  Hoheits-  Rechten  der  übrigen 
Landherren,  hier  gilt  er  der  Beschränkung  der 
vollziehenden  Gewalt  und  der  dem  Fürsten,  als 
dem  Haupte  dieser  Gewalt,  zu  Gebothe  stehen- 
den Macht  durch  das  Gesetz ,  durch  den  Willen 
der  Mehrheit.  Dort  stehen  dem  Fürsten  meh- 
rere von  einander  gesonderte  Körperschaften  ge- 
gen über,  und  eine  jede  derselben  kämpft  als  ein 
Ganzes  bald  für  bald  gegen  den  Fürsten,  je  nach- 
dem es  der  Vortheil  des  Standes  mit  sich  bringt; 
hier  ist  die  Gegenparthey  (wenigstens  von  Rechts 
wegen)  das  Volk  als  eine  Gesamtheit,  d.  h. 
als  eine  Einheit,  welche  durch  die  Gleichheit  der 
Rechte  und  durch  die  Verschiedenheit  der  An- 
sprüche der  Einzelnen  begründet  wird.  Dort 
geht  das  Gesetz  aus  einer  Uebereinkunft ,  hier 
aus  der  Entscheidung  durch  die  Mehrheit  der  Stim- 
men hervor.  —  Endlich,  das  Ansehn  der  Land- 
stände beruht  auf  der  ihnen  eigenen  Macht,  auf 
der  Macht,  die  der  Reichthum  giebt;  das  der 
Volksvertreter  auf  der. öffentlichen  Meinung,  d.  h. 
auf  dem  Willen  der  Mehrheit,  in  so  fern  diesem 
auch  wohl  die  Macht  der  Mehrh.it  zu  Gebothe 
stehn  kann.  —  Mit  einem  Worte,  die  erstere 
Verfassung   beruht   mehr   auf  den  Ansichten  des 
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Sonderrechts,  die  letzlere  nur  auf  den  Grundsätzen 
des  öffentlichen.  J7*) 

Ich  bin  weit  entfernt,   mit  diesen  Bemerkun- 
gen ein  ungünstiges  Urtheil   über  die  landständi- 
sche   Verfassung    aussprechen    zu    wollen.       Alles 
hat   seine  Zeit   und  ist  gut  zu  dieser  Zeit.      Eine 
jede    Verfassung    ist    doch    am     Ende     nur    eine 
todte   Schrift,    die    ihre    Deutung    erst    von    dem 
Leser  erwartet.       Nur    das    ist   der  Unterschied, 
ob   die  richtigere    Deutung    leicht    oder    schwer, 
natürlich  oder  gezwungen  ist.      Wenn  sich  jetzt 
in    mehreren    Deutschen    Ländern    Stimmen    für 
die    Einherrschaft     mit    einer    Volksvertretung 
erheben ,    so    geschieht  es  wohl    deswegen ,    weil 
der  geistliche  Stand,   fast  überall  aus  seinem  al- 
ten  Besitzthume  gesetzt,  nicht  mehr  in  dem  ehe- 
maligen  Verhältnisse    zu    dem    Fürsten     und    zu 
dem  Volke   steht }    weil    die     Güter    des  Bauern- 
standes wieder  Wehrgüter  geworden   sind  ;   weil 
sich   die  Verschiedenheiten  zwischen  dem  Bürger- 
und dem   Bauernstande  mehr    und    mehr    ausge- 
glichen    haben;    weil     sowohl     die    Lehren    von 
dem   öffentlichen    Rechte    und    von    der    öffentli- 
chen   Macht,     als     die     Begebenheiten     auf    die 


171)    Noch  jetzt  ist    man    in   Deutschland  nur  zu  geneigt,    dio 
Grundsätze  des  Sonderrechts  auf  Verfassungssachen  anzuwenden. 
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Idee   der   Einheit  des  Yrolkes  aufmerksamer  ge- 
macht haben. 

Von    den    Verfassungen    SI  avischen 
Ursprungs. 

Die  Völker  Slavischen  (oder  Sarmatischen) 
Ursprungs  scheinen  anfangs,  d.  h.  als  sie  sich 
zuerst  über  den  nordöstlichen  Theil  von  Euro- 
pa verbreiteten,  von  der  Viehzucht  gelebt, 
und  in  einzelnen  Horden  und  Stämmen,  wel- 
che, wie  es  bey  Hirtenvölkern  Sitte  ist,  der  vä- 
terlichen Herrschaft  erblicher  Häuptlinge  ge- 
horchten ,  das  noch  unbebaute  Land  mit  ihren 
Heerden  durchzogen  2,\x  haben.  Dafür  sprechen 
die  ältesten  geschichtlichen  Nachrichten  von  die- 
sen Völkern.  273)  In  dieser  Voraussetzung  liegt 
der  Schlüssel  zu  der  ursprünglichen  Verfassung 
der  von  diesen  Völkern  gestifteten  Reichendes 
Russischen,   des  Polnischen,  des  Böhmischen.  l7ti) 


173)  Tac.  de  moribus  Germanor.  c  46. 

174)  Vgl.  über  die  ältere  Verfassung  von  Polen:  Respubl ic* 
•>  Status  regni  Poloniae,  Lituaniae,  Prussiae  etc.  Lugd.  Bat.  1627. 
12.  Franc.  JVIarinus  de  scopo  reipublicae  Polonicae.  Breslau 
)665.  8.  —  Von  Böhmen  r  Respublica  Bojema.  Auct.  Paulo 
Stransky.  Lugd.  Bat.  1643.  12.  Paul  Stranskvs  Staat  von  Böh- 
men. Uebers.  bericht.  und  ergänzt  v.  J.  Ivanova.  Prag  j  "92 . 
8.  Ueber  den  Geist  der  Böhmischen  Gesetze  in  den  versch.  Zeit- 
altern. Von  Adault  Vogt.  Dresd.  1788.  4.  Balbini  Über  curia 
lis.  Dessen  6tes  Kap.  übers,  u.  mit  einem  Komment,  versehn. 
v.  J.  Gfen  v.  Auersperg.   Prag,  il  Bde.     1810.    1812.    8.   —     Ein 
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Als  diese  Horden,  sich  naher  und  naher  an 
einander  drängend,  dem  wandernden  Leben  ent- 
sagen muteten,  als  sie  den  Ackerbau  und  da 
Grumleigenthum  kennen  lernten,  blieb  dennoch 
die  stammväterliche  Verfassung  der  Voraeit  die 
Grundlage  der,  obwohl  so  wesentlich  umge- 
stalteten, gesellschaftlichen  Ordnung.  Der  Stamm- 
fürst geboth  auch  jetzt  noch  in  dem  Dorfe,  in 
welchem  die  Horde,  wie  einst  in  ihren  Lagern, 
beysammen  lebte,  —  als  Richter  im  Frieden,  als 
Anführer  im  Kriege.  Und,  je  schärfer  bey  einem 
Hirtenvolk  die  Häuptlinge  von  den  übrigen  Stam- 
mesgenossen gesondert  zu  seyn  pflegen,  weil  die 
Ungleichheit  des  Rechts  auf  der  Ungleichheit  der 
Vermögensumstände  beruht,  desto  leichter  konnte 
jener  stammväterlichen  Gewalt  unter  den  neuen 
Verhältnissen  die  Ausdehnung  gegeben  werden, 
dafs  der  Stammfürst  der  Grundherr  derDorfmark, 
der  Dienst-  oder  Leibherr  seiner  Bauern  wurde. 
Nach  den  Nachrichten ,  die  uns  von  auswärti- 
gen Schriftstellern  aufbewahrt  worden  sind,  trat 
diese  Herabwürdigung  des  Bauernstandes  schon 
sehr  frühzeitig  ein,  wenn  auch  nicht  ohne  man- 


fVcrk,    das  die  altere  Russische  Verfassung,    deren  Bildung  und 
Entwidmung  zum  Gegenstande  hätte,  ist  mir  nicht  bekannt.     S, 
A:      Allgemeines  Russisches  Landrecht  etc.      A.  d.  Rufs,  mit 
e.  Vorrede  £.  G.  Ütruvens.     Danzig.  1725.     4. 
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chen  harten  Kämpf,  J75)  und  nur  unter  mannig- 
faltigen Abstufungen,  welche  erst  durch  die  Ver- 
hältnisse und  Gesetze  späterer  Zeiten  zu  dersel- 
ben  Höhe  gesteigert  wurden.  l7*>') 

Als  in  der  Folge  die  Häuptlinge  der  einzel- 
nen Dorfschaften  bleibende  Vereine  mit  einander 
schlössen,  theils  um  die  unter  ihnen  entstehen- 
den Händel  in  der  Güte  beyzulegen,  theils  um 
auswärtige  Feinde  zu  bekämpfen,  als  mittelst 
dieser  Vereine  eine  hier  gröfsere,  dort  geringere 
Anzahl  Grundherrschaften  die  Grundbestandteil© 
eines  und  desselben  Landes  wurden,  mufste  sich 
die  Verfassung  dieser  Vereine  und  dieser  Län- 
der, ob  sie  wohl,  wie  die  Verfassung  der  Deut- 
schen Völker,  eine  landesherrliche  war5 
dennoch  ganz  anders,  als  diese  gestalten  und 
entwickeln.  Die  ältestem  Deutschen  Verfassun- 
gen waren  ihrem  Grundwesen  nach  landesherr- 
liche Mehr  her  r  Schäften.  177}     In  jenen  cnt- 


175^  Die  Griechischen  und  die  Römischen  Schriftsteller  erwäh- 
nen dieses  Kampfes,  der  also  sehr  hart  gewesen  seyn  mufs.  Vgl. 
Herod.  IV,  5?.  Ammian.  Marceil  XVII,  1*.  XXIX,  6.  und  die 
Anm.  Gronov's  zu  der  letztern  Stelle. 

176  Die  [Nachricht  z.  B.  dafs  erst  von  dem  Sohne  des  Böh* 
mischen  Herzogs  Przmyl  die  Roboten  —  die  grundherrlichen 
Frohnen  —  eingeführt  worden,  (s.  Vogt  a.  a.  0.)  ist  von  dieser 
gesetzlichen  Steigerung  und  Ausgleichung  zu  verstehn.  S.  die 
Anm.   175.  a.  Stellen. 

177)  Constant.   Porphyrogen.    de  admin.  imp.  c.  29.     „Princi* 
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wickelte  sich  die  Adelsherrschaft  der  spätem  Zeit 
erst  aus  der  Volksherrschaft,  in  dieser  war  schon 
der  ursprüngliche  Staatsverein  nur  von  dem  Adel 
des  Volkes  abgeschlossen  worden.  Wenn  man  da- 
her bey  einer  Vergleichung  der  Deutschen  Verfas- 
sungen mit  den  Sarmatischen  durch  die  vielen 
und  auffallenden  Aehnlichkeiten  zwischen  beyden 
überrascht  wird,  so  hebt  doch  eben  diese  Ver- 
gleichung die  Eigenthümlichkeiten  in  der  gan- 
zen Anlage  und  Ausführung  des  der  einen  und 
der  anderen  Gattung  zum  Grunde  liegenden 
Planes   desto  kenntlicher  hervor. 

Könnte  man  die  Thatsache,  dafs  die  älte- 
sten Staatsvereine  der  Slaven  Mehrherrschaf- 
tcn  waren,  auch  nicht  durch  unmittelbare  Zeug- 
nisse erweisen,  so  würde  doch  von  ihr  schon 
der  innere  Bau  der  Reiche ,  die  aus  jenen  Staats- 
vereinen in  der  Folge  erwuchsen,  die  Kunde 
geben.  —  In  allen  diesen  Reichen  (in  Böhmen, 
in  Polen,  in  Rufsland,)  war  die  herzogliche 
V\  ürde  ursprünglich  die  Grundlage  der  könig- 
lichen. Die  Böhmen  erkohren  anfangs  nur 
dann  einen  Einzelnen  zu  ihrem  Oberhaupte, 
wenn     sie    gegen     einen     Feind     auszogen.        In 

pos  ha«  grntes,    (es  ist  von  Slavisctan  Völkern   die    Rede,)    noa 
Mit,  praetor  Zupanos  senes ,   «piemadmodum  et  reliqui  Slavo- 
ruiii  popul,.-     &  auch  Ammian.  Marceli.  III.   14. 
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I  späteren  Zeiten  wurde  ein  Herzog  auf  Le- 
benszeit gewählt.  Und  dieser  Herzog,  nun  auch 
im  Inneren  Frieden  wirkend,  erweiterte  so  sei- 
ne Gewalt  nach  und  nach  zur  königlichen.  J78) 
Polen  war  ein  Verein  von  mehreren  Herzoothü- 
mein  dieser  Art.  Nun  bedarf  aber  die  Mehr- 
herrschaft nur  im  Kriege  des  Oberbefehls  eines 
Einzelnen:  und,  wenn  sie  ihre  Selbstständigkeit 
verliehrt,  so  geschieht  es,  wie  eine  Menge  Bey- 
spiele  beweisen,  durch  die  Verwandlung  dieses 
Oberbefehls  in  eine  Oberherrschaft.  —  In  allen 
diesen  Reichen  bestand  schon  seit  den  ältesten 
Zeiten  ein  Staatsrath,  ein  Senat,  welcher  mit 
dem  Fürsten  über  die  allgemeinen  Reichsange- 
legenheiten entschied.  Die  Entstehung  dieser 
Behörde  kann  man,  wenigstens  am  besten ,  durch 
die  Voraussetzung  erklären,  dafs  die  Verfassung 
dieser  Reiche  von  der  Mehrherrschaft  ausgieng. 
Denn  überall  wird  man  finden,  dafs  der  Macht- 
neid und  das  Mifstrauen  der  Mehrherrschaft 
nur  einer  Gesamtheit  die  oberste  Leitung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  anvertraut.  179)  — ■ 
fn  keinem  von  diesen  Reichen  scheinen  ursprüng- 


178)  S.  dieAnm.  174.  e.  Uebersetzung  von  Stransk/s  RespubK 
Bojema. 

179)  ßey  allen  den  Völkern,    welche    sich  zu  den  Lehren  der 
Brahmanen  bekennen ,  steht  dem  Fürsten  ein  Staatsrath  zur  Seite. 
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lieh  Reichstage,'  d.  h.  Versammlungen  der  sämt- 
lichen Gruudherren  zur  Berathung  über  die  ge- 
int ine  Noth  des  Landes  und  für  die  Gerechtig- 
Iceitapflege  gehalten  wordan  zu  seyn.  l8°)  In  den 
Grundbestandteilen  der  Verfassung,  den  einzel- 
jicn  Grundherrschaften,  waren  Gemeindeversamm- 
lungen unbekannt.  Der  Adel  achtet  die  Be? 
Schlüsse  und  Entscheidungen  der  Aeltesten  odet 
Miichtigslen  aus  seiner  Mitte.  Die  Vorsteher  wfr 
chen  desto  eifersüchtiger  über  ihr  Ansehn ,  jl 
schwankender  es  ist.  —  In  keinem  von  diesen 
Reichen  gelangte  der  geistliche  oder  der  BüiH 
gerstand  zu  dem  Einflüsse  auf  die  Verfassung, 
den  er  in  den  Staaten  Deutschen  Ursprung* 
erhielt.  Dort  hatte  der  geistliche  Stand  gegea 
eine  schon  seit  Jahrhunderten  begründete,  gegeri 
eine  schon  gestaltete  Mehrherrschaft  anzukänHj 
pfen.  Dort  fand  der  Bürgerstand  nicht  Bruch- 
stücke und  Erinnerungen  aus  den  Tagen  deri 
Volksfreyheit.  —  Allen  diesen  Verfassungen  war 
die  Lehnsverbindung  fremd.  lSl)  Diese  Verbini 
düng  entspricht  den  Vortheilen  des  Adels,  wenn 
der  Adel  seine  Macht  auf   Kosten  der  Volksfrey 


\  eher  den  Ursprung  der  Rtage  in  Böhmen.     S.  Stranskj 
•.  a.  O.  in  Polen  das  Anm.   174.  a.  erstere  Werk. 

i8j)    Biener   comment.    de  origin.  jur.    Germ.   P.  II,   Vol.  II« 
p.   Il5 
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heit  erst  begründen   will,   nicht   aber,     wenn    er 
diesen  Zweck  schon   erreicht  hat. 

In  den  Verfassungen  dieser  Reiche  \aa  ein 
zvveyfacher  Keim  der  Umgestaltung:  der  Keim 
iur  Wiederherstellung  der  ursprünglichen  Mehr- 
herrschaft, —  der  Adel  gewinnt  das  Verlohrne 
leichter  zurück,  als  das  Volk,  —  und  der  Keirn 
einer  unbedingten  Einherrschaft,  —  eine  jede  Ein- 
herrschaft, eine  jede  Verfassung  hat  die  Stimmung 
ihres  Grundtones. 

Der  letztere  Keim  entwickelte  sich  in  der 
Russischen  Verfassung,  —  in  dem  langen  und 
harten  Kampfe,  welchen  das  Volk  gegen  auswär- 
tige Feinde  (nahmentlich  gegen  die  Mogolen)  zu 
bestehn  hatte,  und  so  wie  sich  die  Grenzen  des 
Reichs  weiter  und  weiter  ausdehnten.  Jedoch,  so 
wie  der  Russische  Adel  noch  immer  einen  Theil 
meines  ehemaligen  Einflusses  gerettet  hat,  so  ist  das 
Gesetz  Peters  I. ,  nach  welchen  nur  der  Staat- 
dienst einen  Rang  giebt,  der  Staatsdienst  einem 
Jeden  offen  steht,  ein  Gesetz  im  Geiste  der  Volks- 
herrschaft. l82)  Rufsland,  durch  seine  Lage  und 
seinen  Umfang,  durch  den  kriegerischen  Geist 
und   die  Körperkraft  seines  Volkes,   dem  übrigen 


182)  Abermals  ein  Bevspiel ,  dafs  rieh  die  unbedingte  Einherr 
ichaft  leicht  mit  volksherrschaftlicben  Einrichtungen  gallo*      Le» 
?*tremes  se  touchent. 
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Europa  furchtbar,  ist  es  vielleicht  nicht  wenig 
durch  den  Geist  seiner  Verfassung,   einer  Verfr 
lunp,   welche  mit  dem  Nachdrucke   der  Einher 
pthti   die   Stätigkeit  der  Mehrherrschaft  und 
Feuer  der  Volksherrschaft  vereiniget.  ,83) 

In  Polen  gewann  dagegen  die  Mehrherrsch 
das  Uebergewicht  über  das  Königthum.  Hält  man 
es  für  unmöglich,  die  Freyheit  des  Naturstandes 
mit  der  Einheit  des  Staates  zu  paaren,  in  der  Pol- 
nischen Verfassung  des  ljten  und  selbst  noch  de$ 
lftlen  Jahrhunderts  findet  man  den  Versuch,  die 
«en  Gedanken  zu  verwirklichen.  Ein  jedes  ein- 
zelne Mitglied  des  Reichstages  konnte  durch  sei- 
nen Widerspruch,  (durch  sein  Veto,)  die  Fas- 
rang  eines  bindenden  Beschlusses  verhindern.  So 
sehr  kann  ich  eineMehrherrschaft  verirren,  wenn 
sie  nicht  ihre  einzelnen  Mitglieder  zu  zügeln  ver- 
lieht. ,ö4) 

Die  Verfassung  Böhmens    erhielt  schon  früh- 
zeitig einen  Zusatz  von  Einrichtungen  Deutschen 


plne   und    Staatsverfassung     von    Rußland    beym 
Anfange  des   igten  Jahrhunderts.     Von  Vofs.  Lpz.    181 5.  S.    Oar 
Heilung    der    Russischen    Monarchie    nach   ihren   wichtigsten   sta- 
ll   politischen  Beziehungen.     Von  ß.  v.  Wichmann.  II.  Abth 
Riga  u.  Lpg,    ,8i5.    4. 

'  "•  Grundriß  der  heuligen  Staatsverfassung  von  Polen.  A- d. 
Fmni.  Prf.a.M.  i763.  8.  Büschings  Erdbeschreibung.  Uter  Th 
«te  Ann      B«mb.  1*88.     8. 
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Ursprungs,  nahmentlich  in  dem  Rechte  der  Böh- 
i  mischen  Städte.  Und  da  der  Böhmische  Adel 
schon  seit  den  ältesten  Zeiten  in  den  hohen  und 
in  den  niedern  Adel  eingelheilt  wurde,  ,ß5)  so 
bildete  sich  hier  eine  ständische  Verfassung,  wel- 
che stark  genug  war,  den  heftigsten  inneren  Er- 
schütterungen, wenn  auch  nicht  ohne  Verlust  man- 
cher Vorrechte,   zu  widerstehn.  i86) 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  den   einherrschaftlichen  Freysfaaien. 


Ein  Staat  ist  ein  Freystaat,  wenn  und  in  wie 
fern  dem  Volke  die  gesetzgebende  Gewalt  zusteht : 
ein  einherrschaftlicher  Freystaat,  wenn  und  in 
wie  fern  das  Volk  und  ein  einzelner  Mensch,  wel- 
cher dem  Volke  nicht  verantwortlich  ist,  in  dem 
Mitbesitze  dieser  Gewalt  sind.  l87^ 


i85)  In  Polen,  in  Rufsland  war  diese  Einlheilung   ursprünglich 
inbekannt. 

i36)  System  der  politischen  Gesetze  von  Böhmen.  Von  D- 
"(ostezky.  I.  Th.  Die  Staatsverfassung  des  K.  Böhmen.  Pra» 
1816.  8! 

187)  Verantwortlichkeit  unterscheidet  die  obersten  Beamten  ei 
»es  Freystaates  von  dem  Fürsten  eines  Freystaats.  —  Uebrigcn* 
iahe  ich  der  Kürze  wegen  einstweilen  blos  des  Volke»,  erwähnt. 
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Betrachtet  man  in  dieser  Gemeinschaft  einen 
jeden  Theil  —  den  Fürsten  und  das  Volk  —  für 
sich,  so  läfst  der  einherrschaftliche  Freystaat 
dieselbe  Verschiedenheit  der  Formen  zu,  wie  be- 
ziehungsweise die  Einherrschaft  und  der  Frey- 
staat. —  In  Beziehung  auf  das  Verhält  nifs 
zwischen  diesen  Theilen  sind  dagegen  folgende 
Fälle  als  die  möglichen  Grundformen  des  einherr- 
schaftlichen Freystaates  zu  unterscheiden,  f.)  Beyde 
Theile  haben  das  Recht,  bey  der  Gesetzgebung 
eine  entscheidende  Stimme  zu  führen,  so  dafs  die 
verbindende  Kraft  der  Gesetze  auf  der  Uebereinstim- 
mung  beyder  Theile  beruht.  l.)  Das  Volk  allein 
bat  das  Recht,  ein  Gesetz  in  Vorschlag  zu  brin- 
gen, der  Fürst  nur  das  Recht,  den  Vorschlag  ent- 
weder zu  bekräftigen  oder  zu  verwerfen.  Die 
Brittische  Verfassung  nähert  sich  diesem  Bilde. 
2.)  Der  Fürst  allein  hat  das  Recht,  neue  Gesetze 
in  Vorschlag  zu  bringen:  das  Volk  ist  nur  berech*; 
tiget,  diese  Gesetze  entweder  anzunehmen  oder 
zu  verwerfen.  In  diesem  Geiste  war  die  Verfas- 
sung des  Französischen  Kayserreiches  eingerich- 
tet. "88)  IL)  Ein  Theil  —  das  Volk  oder  der 
Fürst  —  allein  hat  das  Recht  der  Gesetzgebung, 
— __  aber 

iM     Beyde  Formen  O  und  2)  können  auch ,  nie  dermalen  in 
Frankreich,  neben  einander  bcjtehu. 
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aber  so,  dafs  er  durch  die  Verfassung  fronöthi- 
get  ist,  auch  die  Stimme  des  andern  Theiles  zu 
beachten*  1.)  Das  Volk  hat  die  gesetzgebende, 
der  Fürst  die  vollziehende  Gewalt.  Unter  dieser 
Voraussetzung  ist  das  Volk  genolhiget,  die  Stim- 
me des  Fürsten  bey  der  Gesetzgebung  zu  berück- 
sichtigen, damit  es  der  Vollziehung  der  Ge* 
setze  gewifs  sey.  Die  ältesten  Deutschen  Volks- 
herrschaften unter  einem  Könige  waren  Verfas- 
sungen dieser  Art.  2.)  Der  Fürst  hat  die  gesetz- 
gebende Gewalt,  das  Volk  eine  beratbende  Stim- 
me bey  der  Gesetzgebung,  eine  Stimme,  die  es 
über  ein  jedes  Gesetz  in  einer  durch  die  Verfas- 
sung bestimmten  Ordnung  abzugeben  berechtiget 
ist.  Wenn  eine  Verfassung  dieser  Art  der  Stimme 
des  Volks  ein  genügsames  Gewicht  zusichert,  so 
nöthiget  sie  den  Fürsten,  auf  die  Stimme  des 
Volkes  zu  hören,  damit  nicht  die  Vollziehbar- 
keit  des  Gesetzes  durch  den  Widerstand  des  Vol- 
kes gefährdet  werde.  Man  findet  eine  Verfassung 
dieser  Art  in  einigen  Ländern  desOesterreichischen 
Kayserstaats ,  obwohl  nur  nach  einem  verkürzten 
Maafsstabe,   ausgeführt.  l89)     Wenn  jedoch  beyde 


189^»  Z.  B.  in  dem  Königreiche  der  Lombardey.  S.  die  Verfas- 
sung dieses  Reiches  v.  7.  April  im  Oesterr,  Beobachter  v.  J.  181 5. 
ft.  jo5.  Der  obersten  Regierüngs  -  Behörde  einer  jeden  Landes- 
«btheilung  ist  ein  Rath  von  VoUisaJbgeordfleten  mit  einer  bert- 
th  enden  Stimme  hergegeben 

Zaefaarr*  vom  St««t.  IL  IJ 
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Falle  in  so  fern  mit  einander  übereinkommen, 
dafs  in  beyden  der  zur  Gesetzgebung  ausschliesslich 
berechtigte  Theil  zur  Wirksamkeit  seines  Rechts 
der  Zustimmung  des  andern  Theiles  bedarf,  so 
sind  sie  dagegen  in  einer  jeden  andern  Hinsicht 
von  einander  wesentlich  verschieden.  Schon  die 
Stellung  der  Partheyen  ist  eine  andere  in  dem  ei- 
nen und  in  dem  andern  Falle. 

Allen  einherrschaftlichen  Freystaaten  gebührt 
das  Lob,  dafs  sie,  die  Loosung  zu  einem  fort- 
dauernden Kampfe  im  Innern  des  Staates  gebend, 
das  Volk  zur  Entwickelung  seiner  Kräfte  aufre- 
gen. Ihre  Lebensdauer  ist  verschieden  nach  der 
Verschiedenheit  der  Bestandtheile  der  Verfassung. 
Mit  der  Mehrherrschaft  scheint  sich  die  Einherr- 
schaft leichter  zu  paaren,  als  mit  der  Volksherr- 
schaft. Der  Adel  ist  eine  Stütze  des  Thrones, 
weil  er  in  den  Vorrechten  der  Krone  seine  eige- 
nen gegen  das  Volk  vertheidiget.  Das  Volk,  dem 
Fürsten  gegenüber,  ist  in  Augenblicken  leiden- 
schaftlicher Aufwallungen  unbändig,  und  gleich- 
wohl auf  die  Dauer,  wenigstens  ohne  eine  schon 
künstlicher  zusammengesetzte  Verfassung,  wehr- 
los.    Jedoch  die   dauerndsten   einherrschaftlichen 

Staaten  sind  wohl  die,  in  welchen  der  Frey- 
staat  Volks  -  und  Mehrherrschaft  zugleich  ist. 
Welcher   Theil  die  Verfassung  bedrohe,    in   der 


259 

Regel  werden  sich  gegen  ihn  die  beyden  andern  ver- 
einigen. Die  Verfassungen  Deutschen  Ursprung!, 
welchen  diese  Dreyheit  der  Bestandtheile  eigen 
ist,  haben  eine  Festigkeit  beurkundet,  welche,  je 
lebendiger  oder  künstlicher  diese  Verfassungen 
lind,   desto  überraschender  ist.  J9°> 


190)  Omne  trixuim  perfectum ! 


SIEßENZEHNTES  BUCH. 

Vo  n    der  Einherrsch  aft   mit   einer 

Vo  l  k  svertretung, 

oder 

von  dem  einherrschaftlichen  Freystaate. 


DARSTELLUNG    DIESER    VERFASSUNG. 


Einleitung. 
Der  einherrschaftliche  Freystaat —  so  darf  man 
Tielleicht  die  in  diesem  Buche  darzustellende  VerJ| 
fassung  schlechthin  nennen  ')  —  war  in  den 
letzten  dreyfsig  Jahren  so  oft  der  Gegenstand  öf- 
fentlicher Vergleichungen ,  so  vorzugsweise  das 
Ziel    staatswirthschaftlicher    Untersuchungen ,  *) 


0  Der  Nähme:  Konstitutionelle  Monarchie,  den  man  ihr  ge- 
wöhnlich gicbt  ,  scheint  weniger  bezeichnend  zu  seyn.  Richtiger 
«ler  INahme;  Repräsentativ -Verfassung.  (S.  das  zweyte  Hptst 
dieses  Ruches.  I\ur  unterscheidet  er  die  Verfassung  nicht  von  dem 
repräsentativen  Frevstaate. 

i)  Elements  ol  political  Science.  Bv  J.  Crmi§,  Lond  1816. 
IIJ.  Vol.  8.     (Ins  Deutsche  übers,  von  Hegevrisch.)  —     De  la  re- 


dafs  ich  bey  der  Darstellung  seiner  Verfassung  nur 
da  ausführlicher  seyn  werde,  vro  Streitfragen  zu 
wiederhohlter  Prüfung  auffordern. 

Man  kann  sich  zu  der  vorliegenden  Untersu- 
chung nicht  besser  vorbereiten,  als  wenn  man  sich 
von  der  Geschichte  und  dem  Rechte  derjenigen 
Völker  unterrichtet,  welche  die  Idee  des  einherr- 
schaftlichen Freystaates  zu  verwirklichen  versucht 
haben.  5)      In  England   erblickt  man    diese  Ver- 


organisation  de  la  societe  Europe'enne  etc.  Par  le  comte  de  Samt- 
Simon  et  par  A.  Thierry.  Par.  1814.  8.  Du  ministere  du  roi 
dans  un  gouvernemcnt  repre'sentalif.  Par  un  membre  delacham- 
bre  des  depules.  Par.  i8i5.  8.  Principes  ge'ne'raux  du  droit  po- 
Jitique,  dans  leur  rapport  avec  1'esprit  de  TEurope  et  avec  la  mo- 
narchie  constitutionnelle.  Par  J.  P.  Pages.  Par.  1817.  8.  Cours 
de  politique  constitutionnelle.  Par  B.  de  Constant.  Par.  1817. 
II.  Vol.  8.  (Eine  Sammlung  der  einzeln  erschienenen  Schriften 
des  Verfassers  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  einherr 
schaftlichen  Freystaates,  mit  besondrer  Rücksicht  auf  Frankreich.) 
Constitution  de  laFrance.  Parle  comte  de  Lanjuinais.  Par.  1819. 
II.  Vol.  8.  —  Von  Kayscrlingk  über  Repräsentation  und  reprä- 
sentative Verfassungen.  Gott.  1816.  8.  Das  Repräsentativ-Svstem. 
Von  Krug.  Lpz.  1811.  8.  Ständische  Verfassung.  Von  Ch.  F. 
Schlosser.  Von  Gagern's  Resultate  der  Sittengeschichte.  IV.  Th. 
Politie  oder  der  Staaten  Verfassungen.  Stullg.  u.  Tübing.  1819. 
8.  Ueber  die  Staalswissenschaft.     Von  Fr.  Ancillon.  Berl.  1820.  8. 

5)  Die  Geschichte,  das  Wesen  und  der  Werth  der  IXationalreprä- 
sentation.  Nebst  einem  Anhange,  die  merkwürdigsten  Verfassun- 
gen seit  1789  enthaltend.  Von  Brendel.  Bamb.  II.  Th.  1818.  8. 
Die  Konstitutionen  der  Europäischen  Staaten  seit  den  letzten  a5 
Jahren,  mit  historischen  Einleitungen.  Allenb.  II.  Th.  1817.  8. 
Ucbersicht  der  vorzüglichsten  Bestimmungen  verschiedener  Staats- 
verfassungen iiber  Volksvertretung.  Von  Rudhart.  München.  1818. 
Fol.  Constitution  des   ditf'erens  peuples  ou  lextes  de  tous  les  actei 


feirang,  m€  sie,  eine  Frucht  der  Zeit,  auf  der 
einen  Seite  mit  der  gesamten  Denk-  und  Hand- 
lungsweise des  Volks  ,  mit  allen  Verhältnissen  des 
öffentlichen  und  häuslichen  Lebens  auf  das  innig- 
ste verschmolzen,  auf  der  andern  Seite  aber  durch 
manche  Ueberlieferungen  aus  den  Tagen  anderer 
Jahre  der  Idee  entfremdet  ist;  in  Frankreich,  wie 
sie,  die  die  Endefolge  einer  absichtlichen,  einer 
gewaltsam  plötzlichen  Umgestaltung  des  Staates, 
zwar  die  äufsere  Gestalt,  nicht  immer  aber  den 
Geist  ihres  geistigen  Mutterbildes  mit  Treue  wie- 
dergiebt.  In  der  Englischen  Verfassung  ist  mehr 
Mannigfaltigkeit,  mehr  Volkstümlichkeit ,  mehr 
Leben;  in  der  Französischen  mehr  Einheit,  mehr 
Allgemeinheit,  mehr  Kunst.  4)  Wieder  ein  ande- 
res und  ein  nicht  weniger  anziehendes  Schauspiel 
gewahren  die  Verfassungen  einiger  Deutschen  Bun- 
desstaaten, (z.  B.  die  Bayersche,  die  Badensche,) 
in  welchen  man  zwischen  den  Einrichtungen  des 
einherrschaftlichen    Freystaates    und    denen     de* 


:utionnels    en    vigeur,     Par  B.  de  Constantetc.   Paris.    VII. 

Vol    1818  ff.  8. 

1)  Vgl,  über  die  Britische  Verfassung  aufser  den  Werken  von 

IMoimp,  dem  Herzoge  von  Lefris,  (England  in  seinem 

-<  u  Zustande.    Lp*.    II  Bde.   i8i5.  8.)   J.  MillerV  hi«W 

I  hUym  holung  der  Grofsbritannischen  Staatsverfassung.  A.  <L 
B,  von  L.  E.  Sclunid.     Jena.  1819.   8, 
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landesherrlichen  Einherrschaft  einen  Vergleich  zu 
stiften  gesucht  hat.  5) 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Allgemeine      G  r  u  n  d  s  ä  t  i  e. 


1.)  Die  Verfassung  ist  eine  Ein- 
herrschaft. —  Der  Fürst  ist  auch  in  dieser 
Verfassung  Selbstherrscher ,  der  Urständ  der 
Machtvollkommenheit.  Denn  die  Verfassung 
des  einherrschaftlichen  Freystaates  ist  nur  darauf 
berechnet  oder  soll  nur  darauf  berechnet  seyn, 
dem  Könige  die  Macht  zum  Bösen,  d.  h.  zu  einer 
mit  dem  Willen  der  Mehrheit  streitenden  Hand- 
lungsweise  zu  enlziehn,  nicht  aber  darauf,  die 
königliche  Gewalt  als  eine  Macht  zur  Beförde- 
rung des  öffentlichen  Besten  zu  beschränken.  Nun 
ist  aber  die  JY\achtvollkommenheit ,  den  Staat  in 
der  Idee  betrachtet,  unmittelbar  nur  eine  Pflicht, 
und  nur  mittelbar  ein  Recht.  Der  einherrschaft- 
liche Frevstaat  läfst  also  dem  Fürsten  die  Macht- 
Vollkommenheit  in  so  fern,  als  sie  ihm  von  P\echls- 
wegen  allein  gebührt.      Sie  läfst  ihm   eine  Macht, 


5)  Vorläufer  dieser  Verfassungen  waren  einige  von  denjenigen, 
weiche  Frankreich  seinen  Tochterstaalen,  z.  I>.  dem  Herzoglhume 
Warschau,  dem  Königreiche  Westphalen.  gah. 
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dir,  auf  die  Achtung  und  die  Liebe  des  Volks  ge- 
gründet, gröfser  und  herrlicher  ist,  als  selbst  i 
die  Macht  des  unumschränktesten  Herrschers.  Auch 
kam  man  eine  jede  andere  Gewalt,  die  nach  der 
Yerfassun»-  des  cinherrschaftlichen Freystaates  ne- 
ben der  königlichen  besteht,  als  eine  von  dieser 
abgeleitete  Gewalt  in  dem  Sinne  betrachten,  dafs 

auf  der  Pflicht  des  Fürsten  beruht,  sich  dieje- 
nigen Schranken  zu  setzen,  welche  ihn  allein  vor 
der  Gefahr  eines  Mifsbrauchs  der  Machtvollkom- 
menkeit  bewahren  können. 

2.)  Das  Staatsbürgerrecht,6)  d.  h. 
das  Recht,  in  den  Wahlversammlungen 
%u  stimmen  und  zu  öffentlichen  Stel- 
len zu  gelangen,  steht  allen  denen  zu, 
w  eiche  im  Lande  gebohr  en  oder  von 
einem  Staatsbürger  im  Auslande  ehr- 
lich erzeugt  sind,  oder  eine  gewisse 
Anzahl  Jahre  ihren  Wohnsitz  im  Lan- 
de geli  ab  t  haben.  Auch  durch  ein  be- 
sonderes    Gesetz     kann     das     Staatsbür- 

r recht  erworben  werden,  Die,  wel- 
che unter  Vormundschaft  oder  in  haus- 
herrlichen Diensten  stehn,  sind  von 
der    Ausübung     des    Staatsbürgerrechts 

6)  Bürger  -      ein  jeder  Unterlhan  des  Staates,  welcher  der  bür- 
gerlichen (4er  Civil  )  Recht«  iheiihafii-  ist. 
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einstweilen  ausgeschlossen«  Das  Staats- 
bürger recht  gellt  verlohren  a)  durch 
ein  Verbrechen,  b)  wenn  der  Staats- 
bürger in  auswärtige  Staatsdienste  oder 
in  ein  ständiges  Unterthänigkeitsver- 
hältnifs  zu  einem  auswärtigen  Staate 
tritt.  —  In  einzelnen  Beziehungen  kann  das 
Staatsbürgerrecht  von  besonderen  Bedingungen 
abhängen. 

3.)  Der  König  kann  die  gesetzge- 
bende Gewalt  nur  mit  Zustimmung  des 
Reichstages  ausüben.  Das  Gesetz  ist 
der  vereinigte  Wille  des  Königs  und 
des  Reichstages.  7)  —  Es  kann  jedoch  die- 
ser Grundsatz  nur  in  so  fern  seinen  Zweck  errei- 
I chen,  als  nicht  blos  der  Fürst,  sondern  auch  der 
Reichstag  das  Recht  hat,  Gesetze  in  Vorschlag  zu 
bringen.  Auch  nach  der  Verfassung  des  Französi- 
schen Kayserreiches  war  der  Fürst  bey  der  Gesetz- 
gebung an  die  Zustimmung  des  Reichstages,  der 
gesetzgebenden  Versammlung,  gebunden.  Und 
dennoch  erliefs  der  Kayser  so  viele  Verordnungen, 
welche  von  Rechtswegen  in  die  Form  eines  Ge- 
setzes  zu  kleiden  gewesen  wären,    kraft  eigener 


x  7)  Das  "Wort:  L  an  d  tag,  bezieht  sich  auf  die  Jandständische  Ver- 
fassung. Das  Parlement  ist  wörtlich  überseht  die  Reiclisfprache 
(Von  parier,  nicht  von  pares,  pairs.) 
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Macht.  Denn  der  Französische  Reichstag  der  da- 
aligenZeit,  das  Recht,  Vorschläge  zu  Gesetzen 
/,u  machen,  entbehrend,  vermochte  nicht  die  voll- 
ziehende Gewalt  in  ihre  verfassungsmäfsigen 
Schranken  zurückzuweisen.  Lerne  man  an  die- 
*(  in  Beispiele  sich  vor  dem  Wahne  hüten,  als 
ob  der  Gcwaltkreis  einer  selbstständigen  öffentli- 
chen Behörde  schon  durch  die  Aufstellung  einer 
wissenschaftlichen  Regel  bestimmt  werden  könne. 
Darauf  kommt  es  an,  wer  über  die  Anwendung 
der  Regel  zu  entscheiden  hat. 

4.)  Der  Reichstag  besteht  aus  zwey 
Kammern,  (dem  Ober-  und  dem  Unter- 
hause, der  ersten  und  der  zweyten 
Kammer.)  —  Man  verwechsle  die  Frage:  Ob 
der  Reichstag  aus  zwey  Kammern,  oder  nur  aus 
einer  Kammer  bestehn  soll?  nicht  mit  der:  Ob 
die  Mitglieder  beyder  Kammern  oder  nur  die 
der  zweyten  von  dem  Volke  gewählt  werden 
sollen  ?  So  verschieden  auch  die  Ansichten  bey 
der  letzten  Frage  seyn  können  oder  seyn  mögen, 
die  erstere  ist  kaum  einem  erheblichen  Zweifel 
unterworfen.  Eine  Verfassung  ist  desto  vollkom- 
mener, je  mehr  sich  in  allen  ihren  Theilen  die 
Formen  <ler  Gerechtigkeitspflege  wiederhohlen. 
()»<'  V'lhwendigkeit  mehrerer  Geri  cht  s  stufen 
<  l  Anerkannt;    und  für  die  Gesetzgebung,   ein  we- 
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nigstens  nicht  minder  schwieriges  Geschäft,  als  das 
Rechtsprechen  ,  sollte  dieselbe  Einrichtung  nicht 
liedürfnifs  seyn  ?  Ja,  während  der  Richter  nur 
über  eine  ihm  fremde  Sache  entscheidet,  nimmt 
der  Gegenstand  der  Reichstagsverhandlungen  sogar 
ndie  Vorthcile  eines  jeden  einzelnen  Mitgliedes  in 
f»  Anspruch.  Auch  die  Nordamerikanischen  Frey- 
staaten haben,  einzeln  und  als  Gesamtheit,  die 
Theilung  der  gesetzgebenden  Gewalt  in  zwey 
Kammern  anerkannt.  Anders  —  und  dennoch  in 
dem  Geiste  des  Grundsatzes ,  dafs  die  Gesetzge- 
bung eine  Art  von  Gerechtigkeitspflege  sey  3  — 
war  der  Französische  Freystaat  unter  der  Konsu* 
larregierung  und  das  Französische  Reich  in  den 
^ersten  Jahren  der  kayserlichen  Regierung  organi- 
sirt.  8)  Die  gesetzgebende  Versammlung  bestand 
nur  aus  einer  Kammer.  Die  Regierung,  Cdem 
Klägerin  einer  bürgerlichen  Rechtssache  vergleich- 
bar,) hatte  ausschliefslich  das  Recht,  den  Vor- 
schlag zu  einem  Gesetze  zu  machen.  Der  Vor- 
schlag wurde  durch  die  Redner  (gleichsam  die  Au- 
wald e)  der  Regierung  an  die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung gebracht,  und  von  dieser  an  dasTribu- 
nat?  {eine  Behörde,   die,  eben  so  wie  die  gesetzge- 


8)  Der  Entwurf  zu  dieser  Verfassung  soll  von  Sieyes  herrühren. 
Sie  wurde  durch  das  Senatuskonsult  vom  igten  August  »8o-,  durch 
welches  das  Tribunal  aufgehoben  wurde ,  wesentlich  abgeändert. 
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bendc  Vorsammlung,  aus  Abgeordneten  des  Vol- 
ke* bestand,)  zur  Prüfung  verwiesen.  Ein  Ge- 
iicl)t>tag  wurde  angesetzt.  Das  Tribunat  hatte 
das  Recht,  im  Nahmen  des  Volkes,  (gleichsam 
dei  Beklagten,)  auf  die  Verwerfung  des  vorge- 
schlagenen Gesetzes  anzutragen.  Von  dem  Tribu- 
nale angefochten,  wurde  das  Gesetz  von  den  Red* 
nein  der  Regierung  verlheidigt.  Hierauf  ent- 
schied die  gesetzgebende  Versammlung,  gleich  aU 
der  oberste  Gerichtshof,  durch  Stimmenmehrheit, 
was  Rechtens  sey?  d.  h.  ob  der  Vorschlag  Gesel»! 
seyn  solle  oder  nicht?  9)  Allein  so  wenig  man 
auch  der  Grundidee  dieser  Verfassung  Scharfsinn 
und  Eigenthümlichkeit  absprechen  kann,  so  schei- 
nen sie  doch  alle  die  Einwendungen  zu  treffen, 
welche  man  überhaupt  gegen  das  System  einer  ein- 
zigen Rammer  erheben  kann.  Der  Vorwurf,  dafs 
die  gesetzgebende  Versammlung  nur  abstim- 
men, nicht  berathschlagen  durfte,  kann 
wohl  nicht  der  Idee,  nur  der  Ausführung  gemacht 
werden. 

I   Die  richterliche   Gewalt  ist  eine 

besondere  und  selbs  ts  tändige  Gewalt.  — 

ist    eine    besondere  Gewalt,    d.  h.   die  Au*| 

Übung  derselben  ist  weder  dem  Reichstage^    noch 

**»■   »0    B-  Anm.   39. 
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den  Beamten  der  vollziehenden  Gewalt,  sondern 
besonderen  Behörden  zu  übertragen.  Sie  ist  rinc 
selbstständige  Gewalt,  d.  h.  die,  welche  mit 
dieser  Gewalt  beauftragt  sind,  müssen  sowohl  für 
ihre  Person,  als  in  ihrem  Geschäftskreise  unab- 
hängig seyn.  Es  sind  daher  z.  B.  die  Richter  auf 
Lebenszeit  zu  ernennen ,  es  hat  sich  die  Regie- 
rung mit  demjenigen  Einflüsse  über  die  Gerichte 
zu  begnügen,  welchen  sie  als  Parthey  in  Anspruch 
nehmen  kann,  es  darf  keine  Rechtssache  ihrem 
gesetzmäfsigen  Richter  entzogen  werden,  es  sind 
die  richterlichen  Erkenntnisse  unabänderlich,  (den 
Fall  einer  Begnadigung  ausgenommen  ,)  in  Voll- 
ziehung zu  setzen.  10) 

Man  kann,  mittelst  des  rechtlichen  Wesens 
der  Gerechtigkeitspflege ,  die  eine  und  die  andere 
Eigentümlichkeit  der  richterlichen  Gewalt  auf 
den  Grundsatz  zurückführen  ,  dafs  verschieden- 
artige Arbeiten  durch  verschiedene  Arbeiter  zu 
verrichten  sind.  Der  Ausspruch  des  Gerichts  ist 
auf  der  einen  Seite  für  die  Partheyen  ein  Gesetz, 
und  auf  der  andern  Seite  nur  die  Anwendung 
eines  Gesetzes,  (des  allgemeinen,)  auf  einen  gege- 
benen Fall.  Das  gerichtliche  Verfahren  ist  an 
gewisse  Förmlichkeiten  zu  binden,  damit  die  eine 


10)  Montesq.  esprit  des  lois.    VI,  5.  6 
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und  die  Ändere  Parthey  des  Rechts  einer  genügen- 
de Vertheidigung  gewifs  und  gegen  die  Parthey. 
lichkeit  oder  Willkühr  des  Gerichts  gesichert  sey. 
So  unbedingt  auch  die  Grundsätze  des  Recht 
die  Selbstständigkeit  der  Gerechtigkeitspflege  for- 
dern ,  vollständig  kann  sie  doch  kaum  in  irgend  ei- 
nem Staate  durchgeführt  werden.  Nahmentlich 
wird  man  auch  in  den  am  besten  eingerichteten 
Staaten  finden,  dafs  nicht  all  e  Rechts-  oder  Par- 
thejsachen,  d.h.  nicht  alle  Sachen,  in  welchen 
einander  entgegengesetzte,  aus  dem  bestehenden 
Rechte  entlehnte  Ansprüche  um  den  Sieg  kämpfen. 
der  Entscheidung  der  Gerichte  vorbehalten  sind.  n) 
Der  Grund  ist  der:  Bedächtlich,  oft  schneckenar- 
tig  ist  der  Gang  der  Gerechtigkeitspflege.  Aber 
das  Heil  des  Staates  liegt  oft  in  der  Eile.  Zeilver- 
lust ist  ein  Aufwand,  oft  der  kostbarste.  Je  län- 
ger die  Reise,  desto  gröfser  die  Ausgaben.  Je- 
doch alle  diese  Gründe  gelten  nicht  dem  Rechts* 
aat^e  selbst,  sondern  nur  der  Ausführbarkeit  des- 
selben.      Nur   durch  einen    entschiedenen    Noth- 


ü      Der  Streit,  welcher  ehemals  unter   den  Deutschen  Rechls- 
gelchrlcn  lehr  lebhaft  verhandelt  wurde:  WelcheSachen  nach  dem 
inen   Deutschen    Hechte    zu    den   Rechts-    ©der   Justizsachen 
ist  ein  endloser  Streit.      Der    obige  philosophische  ße- 
Rechtssache  ist  offenbar  auf  die  Verfassung  der  Deut- 
en unanwendbar;    und   gleichwohl    fehlt    es  an  einem 
itbtaen    Gesetze-    über   den   Umfang   und    die  Grenzen  der 
barktit. 
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stand  läfst  sich  eine  Ausnahme  von  der  Selbstän- 
digkeit der  Gerechtigkeitspflego  entschuldigen* 
Auch  dann,  wenn  der  Gesetzgeher  genüthigel  i>t, 
gewisse  Rechtssachen  an  die  Verwallungsbehor- 
den  zu  verweisen,  hat  er  wenigstens  die  Organi- 
sation der  mit  dem  Rechtsprechen  beauftragten 
Verwaltungsbehörden  der  Organisation  der  Ge- 
richte, das  Verfahren  dem  gerichtlichen  möglichst 
zu  nähern. 

Wie  aber,  wenn  die  Gerichte  Sachen  ihrer 
Gerichtsbarkeit  unterwerfen,  die  nicht  vor  ihren 
Richterstuhl  gehören?  wie  wenn  sie  die  Gesetze 
nicht  beachten  oder  willkührlich  auslegen?  Ue- 
berall ,  wo  man  dem  Grundsatze  der  Selbststän- 
digkeit der  Gerechtigkeitspflege  huldigte,  hat  man 
diese  Gefahr  erkannt,  ihr  bald  so  bald  so  anders 
abzuhelfen  gesucht.  12)  So  legt  z.  B.  die  Britti- 
;  sehe  Verfassung  dem  Oberhause  zugleich  die  Ei- 
genschaft eines  Kassationsgerichtshofes  bey.  '*) 
Nach  dem  Französischen  Rechte  führt  in  gewissen 
Fällen  ein  Grofsbeamter  der  Krone  den  Vorsitz  in 


ii)  Daher  war  in  dem  Römischen  Freystaate  die  Verwaltung 
les  Richteramtes  ein  Hauptgegenstand  des  Partheykampfes.  Ln- 
er  den  Kaysern  war  das  Richteramt  in  dieser  Beziehung  nicht 
nehr  des  Streites  werth  ;  denn  die  Gerichte  hatten  aufgehört  selhsl- 
tändig  zu  seyn.  Vgl.  Tac.  Ann.  XII,  61.  CEin«  scnr  lelcnsn-cr- 
he  Stelle.) 

i5)  Blackstone.  III.  4.  IV,    3o 
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dem  Kassationshofe.  >4)  Vielleicht  ist  jedoch  die 
iir,  wenn  anders  die  richterliche  Gewalt  gehö- 
rig Drg4ni*ir4  ist,  nicht  so  hedeutend,  als  man  auf 
den  eraten  Blick  fiirchten  könnte.  Vielleicht  kann 
man  unter  dieser  Voraussetzung  den  Gerichten 
vollkommene  Selbstständigkeit  gesetzlich  zusichern. 
In  außerordentlichen  Fällen  könnte  allemal  ein 
Reichstagsschlufs  die  richterliche  Gewalt  in  ihre 
Grenzen  zurückweisen. 

Eine  unmittelbare  Folgerung  aus  dem  vor* 
liegenden  Grundsatze  ist  die,  dafs  das  Urlheil 
über  die  Thatsache  durch  Geschworne  zu  fäl- 
len ist ,  d.  h.  durch  Männer,  die  für  eine  jede  ein- 
zelne Rechtssache  aus  dem  Volke  gewählt  und, 
wohl  und  getreulich  zu  urtheilen,  vereidet  wer- 
den. l5) 
Man 

i4)  I  01  v.   16.  Sept.   1807.     S.  auch  Merlin  re'pert.  de  jurispr. 
tnflil  dattributions. 

i5)  Advantagcs  of  Trial  Ly  Jury  elc.  Bv  William  Adam.  Lond. 
•'.  8.  Des  pouvoirs  et  des  obiigations  des  Jurys.  Par  S.  Ri- 
chard Phillips.  Trad.  de  l'Angl.  par  Comte.  Par.  1819.  8.  Dil 
rinslilution  du  jurv  en  France  et  en  Angleterre  etc.  Par  ß.  d«;| 
istant.  P«ir.  1818.  8.  Considcrations  sur  Je  pouvoir  judiciaire  i 
el  Bur  i.*  Jury.  Par  IL  de  M**.  Par.  1819.  8.  Betrachtungen! 
,,,,rr'  eschivornengericht.    Von   Feuerbach.     Landsh.   j8j5.  I 

(Vgl.  Hallische  allg.    Lit.  -Zeitung.    181a.    IS.  167  ff.)      L.  J.  ] 
parra    VVenpenstem  über  Geschworncngerichte  und  das   Ver-  1 
m   in    peinlichen   Sachen.    Lpz.   1819.    8      Merkwürdige  Ur- j 
r  Franz.    l\echts£elehrten  über  Geschwornengericht«  1 
iii».l    hram.    Krirainaljustii    üherhaupt.     Berlin  1819.     8.     Ueber  I 
**  '  'ungerichtete.     Von  Mosqua.    Berl.   1819.    8. 
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Man  hat  in  Deutschland  die  Geschworfnsclwft 
fast  immer  nur  von  einer  Seite,  d.  h.  nur  in  so 
fern  betrachtet,  als  sie  in  peinlichen  oder  auch  über- 
haupt in  Strafsachen  über  Schuld  und  Unschuld  ent- 
scheidet. In  Frankreich  besieht  allerdings  nur  für 
peinliche  Sachen  und  für  den  Mifsbrauch  der 
Prefsfr£yheit  eine  Geschworcnschafl ;  in  Frank- 
reich urtheilt  die  Geschworenschaft  nur  über  die 
Thatsache.  Li  England  aber  findet  das  Urllieil 
durch  Geschworne  auch  in  bürgerlichen  Rechtssa- 
chen statt.  *6)  Die  Geschworenschaft  bestimmt 
auch  den  Betrag  des  zu  leistenden  Schadenersatzes, 
Sie  macht  selbst  auf  das  Recht  Anspruch  \  in  pein- 
lichen Sachen  die  Art  oder  das  Mafs  der  Slrafe  zu 
bestimmen.  27)  In  der  That,  die  Gründe,  die 
dich  für' und  wider  das  Urlheil  durch  Geschworne 
anführen  lassen,  gelten  insgesamt  (wenn  auch 
nicht  in  demselben  Grade)  sowohl  für  bürgerli- 
che ,  als  für  Strafsachen.  Es  ist  ferner  die 
Bestimmung  eines  zu  leistenden  Schadenersa- 
es  schon  ihrem  Wesen  nach  eine  quaeslio  facti. 
Und  wenn  auch  die  Anwendung-  des  Gesetzes  auf 
den  gegebenen  Fall  nach   allgemeinein  Grundsätzen 

16)  ISicht  schlechthin  ,  sondern  nur  unter  gewissen  Bedingun- 
gen. Denn  eine  bürgerliche  Rechtssache  hann  auch  lw  record, 
by  inspection  or  examination  u.  s.  w.  entschieden  werden,  ßlack- 
Jtone  III,    22. 

1-)  Vgl.  Howell's  State    Trials  in  nrehreren  Stellen. 
Zachariä  vom  Staat.   II.  I  8 
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nicht  für  die  Geschworenschaft  gehört,  so  dürfte 
doch  diese  Regel  in  so  fern  eine  Ausnahme  leiden, 
als  die  Slrafe  dem  Ermessen  des  Richters  über- 
laden ist. 

Die  Gründe  nun,  welche   sich  aus   dem  vor- 
liegenden Grundsatze  für   das    Urtheil   durch  Ge- 
schworne    (sowohl  in   bürgerlichen,   als  in  Straf- 
sachen) ergeben,   sind  folgende:    1.)  Der  Grund- 
satz   der    Theilung    der     Arbeiten    spricht 
der    Geschworenschaft   das   Wort.       Das    Richten 
begreift    zwey  wesentlich   verschiedene    Handlun- 
gen   unter    sich,     die    Beurteilung    des    für   die 
streitige  Thatsache  geführten  Beweises  und  die  An- 
wendung des  Gesetzes  auf  diese  Thatsache,  (das 
Urtheilen    in    der    engeren    Bedeutung    und    das 
Richten  in  der  engeren  Bedeutung.)      Nur    sind 
zwar  zum  Richten  Kenntnisse   erforderlich,    wel- 
che man  nur  bey  wissenschaftlich  gebildeten  Män- 
nern voraussetzen  kann  ;   dagegen  giebt  schon  die 
Erfahrung,     das    Leben,     diejenigen   Einsichten, 
welche  die  Beurtheilung  eines  Beweises  erheischt. 
Ja  diese  Einsichten  lassen  sich  weit  eher  Geschwor- 
nön,   als  den   Richtern  zutraun ,   d.  h.  weit    eher 
Männern,    welche,    in   die    mannigfaltigsten   Ver- 
hältnisse verflochten,    den  Menschen,    wie   er  in 
einein  jeden  Stande  und   in   einer  jeden  Lage  ist, 
Kennen  zu  lernen  Gelegenheit  haben,  als  Männern, 
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welche  durch  ihren  Stand  und  Beruf  auf  einen 
gewissen  Kreis  des  Umganges  und  der  Ge«chäftC 
beschränkt  sind.  2.)  Das  Urlheil  durch  Ge- 
schworne  ist  die  beste,  wo  nicht  die  einzig  mög- 
liche Bürgschaft  für  die  Unabhängigkeit  der  rich- 
terlichen Gewalt  von  der  Regierung.  Wenn  auch 
die  Richter  in  so  fern  von  der  Regierung  unab- 
hängig sind,  als  sie  auf  Lebenszeit  bestellt  wer- 
den, so  werden  sie  doch  allemal  von  der  Regie- 
rung bestellt  ?  so  haben  sie  doch  von  der  Regie- 
rung Beförderung  zu  höheren  oder  einträgliche- 
ren Stellen  zu  hoffen  ,  so  haben  sie  doch ,  als 
Männer  aus  den  höheren  Ordnungen  der  bürger- 
lichen Gesellschaft,  auf  jeden  Fall  einen  gewissen 
Hang,  die  Vornehmeren  und  Reicheren  zu  be- 
günstigen.  Die  Geschwornen  sind  schon  als 
Männer  aus  dem  Volke  von  der  Regierung  unab- 
hängiger. Die  Einreden  oder  Ausflüchte,  welche 
den  auf  der  Geschwornen -Liste  stehenden  Bür- 
gern von  den  Partheyen  oder  von  dem  Angeklag- 
ten entgegengesetzt  werden  können,  sind  noch  eine 
besondere  und  eine  sehr  entscheidende  Gewährlei- 
stung für  die  Selbstständigkeit  dieser  Behörde  in 
Beziehung  auf  die  Regierung.  Und  es  ist  diese 
Unabhängigkeit,  welche  der  Gerechtigkeitspflege 
durch  die  Geschworenschaft  zugesichert  wird, 
vorzugsweise  zum  Bestehn  des  einherrschaftlichen 
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Freystaates  als  einer  Verfassung  erforderlich,  wel- 
che leicht  die  Regierung  verleiten  kann,  die  Freun- 
de und  Vei iheidiaer  der  öffentlichen Freyheit  durch 
die  Gerichte  und  so  unter  dem  Scheine  des  Rechts 
zu  unterdrücken. 

Bill  nicht  geringeres  Lob  verdient  das  Urtheil 
durch  Geschworne  wegen  seiner  zufälligen  Zweck- 
mffrigkeit«  Vergeblich  würde  man  hoffen,  dafs 
der  Baum  der  Freyheit  schon  dann  bey  einem 
Volke  gedeihen  werde,  wenn  man  dem  Volke  nur 
eine  Vertretung  gebe.  Nicht  vereinzelt  darf  die 
Volksvertretung  dastehn;  man  mufs  das  Volk  über- 
haupt und  in  einer  jeden  Beziehung  für  die  öf- 
fentliche Freyheit  und  für  das  öffentliche  Leben 
erziehn.  l3)  Indem  nun  die  Einrichtung  der  Ge- 
sehvvorenschaft  die  Gerechtigkeitspflege  unmittel- 
bar zur  Sache  des  Volkes  macht,  knüpft  sie  die 
Bande  zwischen  dem  Volke  und  der  Verfassung, 
die  Bande  zwischen  den  einzelnen  Bürgern  fester 
und  fester  ;  wird  sie  eine  Schule  für  das  Volk, 
auch  in  so  fern,  als  dieses  nun  die  gerichtlichen 
Behandlungen  mit  desto  gespannterer  Aufmerk- 
samkeit verfolgt.  J9)     Sie  ist  überdiefs  eine  eigen- 


18)  Troflliche  Bemerkungen  über  diesen  Satz  findet  fman  in 
;  (VVaJter  Soott's,  des  berühmten  Englischen  Dichters,)  Lettres 
to  his  Kinifolk    Lond.   1816.  8. 

19)  In   den  Englischen  Zeitungen   werden  die    merkwürdigen 
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thümliche  Stütze  des  Grundsatzes,  dafs  der  I» 
Niemanden  unrecht  thun  kann.  Der  Vorwurf, 
dafs  eine  gewisse  Verurtheilung  ungerecht  sey, 
dieser  Vorwurf  mit  seinen  Folgen  trifft  nicht  den 
König  oder  die  königlichen  Richter,  sondern  das 
Volk  selbst.  Endlich,  sie  macht,  in  Verbindung 
.mit  der  Oeffentlichkeit  der  Gerichtssitzungen,  die 
Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetze  anschaulicher 
und  empfindbarer,  als  irgend  eine  andere  Einrich- 
tung« 

Jedoch  nicht  unerheblich  sind  die  Einwen- 
dungen, welche  man  gegen  die  Geschworenschaft 
und  zwar  zu  Folge  derselben  Grundsätze  ge- 
macht hat,  nach  welchen  die  Geschworenschaft 
oben  als  eine  wesentliche  Bedingung  einer  wohl- 
geordneten und  selbstständigen  Gerechtigkeitspfle- 
ge dargestellt  wurde.  —  Es  ist  richtig,  sagt  man 
erstens,  dafs  verschiedenartige  Arbeiten  unter 
verschiedene  Arbeiter  zu  vertheilen  sind.  Allein 
läfst  sich  denn  das  Urtheilen  und  das  Richten  so 
scharf  von  einander  sondern,  dafs  man  das  eine 
Geschäft  einer  andern  Behörde,  als  das  andere 
übertragen    könnte?       Mufs    nicht    zum    Beyspiel 


Rechtsfälle  vollständig   erzählt.     Auch   die  Französischen   Zeitun- 
gen haben  angefangen,  diesem   Beyspiele  zu  folgen.      Die    Deut 
sehen   lassen    in   dieser   Beziehung    noch    sehr  viel    zu  wünschen 
übri" 


£78 

eine  jnlo  Thatsache  zugleich  mit  dem  gesetzlichen 
Begriffe,  unter  welchen  sie  gebracht  werden  soll, 
ver^üchon  werden,  wenn  man  sich  darüber: 
ob  die  Thatsache  erwiesen  sey  oder  nicht  ?  ein 
Urtheil  erlauben  will?  Und  liefse  sich  auch  das 
Urtheilen  und  das  Richten  noch  so  scharf  von  ein- 
ander sondern,  so  würde  doch  noch  immer,  auch 
was  das  Urtheilen  betrifft,  eine  stehende  Behörde 
einer*  wechselnden  vorzuziehn  seyn.  Denn  die 
Urthcil.skraft  wird  durch  Uebung  geschärft;  ein 
Richter,  der  sich  lange  Jahre  mit  peinlichen  Sa- 
chen beschäftiget  hat,  gelangt  endlich  zu  einer  so 
umlassenden  und  gleichsam  ahndenden  Ansicht 
von  den  Anzeigen  der  Schuld  und  der  Unschuld, 
dafs  er  weit  besser,  als  ein  Geschworner,  das  Ge- 
rhaft des  Urtheilers  versehn  kann.  Zweyt  ens: 
Wenn  man  auch  zugiebt  und  zugeben  mufs,  dafs 
die  Geschworenschaft  unabhängiger  von  der  Re- 
gierung ist ,  als  ein  Gericht ,  20)  so  ist  doch  auf 
der  andern  Seite  das  Urtheil  durch  Geschworne 
desto  abhängiger  von  der  jedesmaligen  Stimmung 
des  Volkes,  von  dem  Partheygeiste,  von  Leiden- 
schaften und  Vorurtheilen. 

Man  kann  auf  diese  Einwendungen  antwor- 


verdienen  auch  in  dieser  Beziehung  die  Deutschen 
n    und    Spruch -Collegia    eine  ^ehrenvolle    Er- 
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tcn,  und  man  hat  darauf  geantwortet ,  dafs,  was 
erstens  die  Unmöglichkeit  betrifft,  die  Beul* 
theilung  der  Thatsache  oder  des  Beweises  von  deir 
Entscheidung  der  Rechtsfrage  zu  trennen,  die 
Schwierigkeit  mehr  eingebildet,  als  wirklich  ist. 
Denn  der  Rechtsbegriff  der  Thatsache,  über  wel- 
che die  Geschwornen  zu  urtheilen  haben,  wird  in 
einer  bürgerlichen  Rechtssache  durch  die  Bestim- 
mung des  Beweissatzes  mittelst  eines  richterlichen 
Urtheiles  oder  der  Uebereinkunft  der  Partheyen, 
und  in  einer  peinlichen  Sache  durch  den  Inhalt 
der  Anklage  festgesetzt.  Auch  mufs  den  Geschwor- 
nen —  wie  nach  dem  Englischen  Rechte21) —  frey- 
stehn,  in  ihrem  Spruche  nur  die  Thatsachen,  die 
sie  für  erwiesen  halten ,  einzeln  aufzuführen  und 
das  Urtheil  über  das  Verhältnifs  des  geführten 
Beweises  zu  dem  geforderten  dem  Gerichte 
zu  überlassen.  Wenn  übrigens  auch  das  Gericht, 
als  eine  bleibende  Behörde,  vor  der  Geschworen- 
schaft den  Vortheil  der  Uebung  voraus  hat,  so  ist 
doch  auf  der  andern  Seite  zu  erwägen,  dafs  der 
Mensch,  wenn  er  sich  unaufhörlich  mit  densel- 
ben Gegenständen  beschäftiget,  theils  eher  von 
der  Aehnlichkeit ,  als  von  der  Unähnlichkeit  der- 
selben ergriffen    wird,     theils    nur    zu   leicht    die 


*i)  A  special  Verdict.     Blackstone  IIF,  a5. 
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Tlieilnahme  an  denselben  verliehrt.  '  Zwey- 
trws  :  Wenn  man  auch  nur  unter  zwey  Uebeln 
xu  wählen  halte,  wenn  man  die  Gerechtigkeits- 
pAegf  entweder  ohne  das  Urtheil  durch  Geschwor- 
ne  unter  die  Vormundschaft  der  Regierung  stel«* 
Im,  oder  durch  die  Aufnahme  der  Geschworen- 
schaft von  den  unter  dem  Volke  herrschenden 
Vorurtheüen  und  Leidenschaften  abhängig  ma-? 
chen  müfsle,  so  würde  dennoch  der  letztere  Aus- 
weg, als  das  geringere  Uebel,  vorzuziehn  seyn. 
Allein  die  Einwendung  scheint  überhaupt  weni- 
ger das  Wesen,  als  die  Organisation  der  Geschwo- 
renschaft zu  treffen.  Schon  dadurch  kann  man 
die  Einwendung  zu  einem  guten  Theile  beseitigen, 
dafs  das  Gesetz  nicht  blos  die  Bürger  desjenigen 
Orts,  wo  das  Vergehn  geschehn  ist  oder  die  Par- 
theyen  wohnhaft  sind,   zum  Urtheilen  beruft. 

Darf  ich  mir  ein  Urtheil  über  diese  Streit- 
frage erlauben,  so  würde  ich  zuförderst  Bedenken 
trauen,  abgesehn  von  der  Beziehung,  in  welcher 
die  Gescliworenschaft  auf  die  Verfassung  des 
«inherrschaftlichen  Freystaates  steht,  für  die  eine 
»der  iür  die  andere  Meinung  zu  entscheiden.  Es 
1 1|  wthr,  die  Geschworenschaft  hat  sehr  wichtige 
•smiinner  für  sieh;  sie  ist  Deutschen  Ur- 
Iprang«,  ")  und  den  Deutschen  verdankt  die  öf- 
22)   Stiernkööli  de  jure  Sueonum  et  Gothor.  vetusto.      (Holm. 
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(entlieht  Freyheit  vielleicht  die  schönsten  Frfin- 
düngen.  Es  ist  wahr,  auch  der  entschiedenste 
Feind  dieser  Einrichtung  wird  zugeben  müs- 
sen, dafs  die  Uliheile  der  Geschwornen  (in  Eng- 
land und  in  Frankreich)  in  der  Regel  dem  Zwe- 
cke der  Gerechtigkeitspflege  vollkommen  entspre- 
chen. Aber  auf  der  andern  Seite  scheint  die  Er- 
fahrung zu  lehren,  dafs  derselbe  Zweck  eben  so 
wohl  ohne  eine  Geschworenschaft  erreichbar  ist, 
dafs  Geschworne  eben  so  wenig,  als  Gerichte, 
unfehlbar  sind.  25)  Dagegen  ist  es  meine  voll- 
ste Ueberzeugung,  dafs  ohne  Geschworne  (ins 
besondere  ohne  Geschworne  für  peinliche  Sa- 
chen) die  Verfassung  des  einherrschaftlichen 
Freystaates   weder  wahrhaft  gedeihn ,    noch   auch 


1672.  4.)  I,  4.  Auch  die  Römer  —  ein  Volk,  seinem  Hauptbe- 
standteile nach  Deutschen  Ursprungs  —  hatten  Geschworne. 
Vgl.  mein  Programm:  De  originibus  juris  Romani  ex  jure  Ger- 
manico  repetendis.  Heidelb.  1817.  4.  g.  10.  Ferner  die  Grie- 
chen: M.  G.  F.  A.  Com.  a  Elanhensee  de  judicio  juratorum  apud 
Graecos  et  Romanos.    Gott.    181 5.    4. 

23)  In  den  Französischen  Tagblättern  vom  J.  1819  findet  man 
ein  Beyspiel  ,  dafs  zu  Versailles  auf  einen  künstlichen  Beweis 
ein  Mensch  wegen  eines  Mordes  zum  Tode  verurlheilt  und  hin- 
gerichtet wurde,  und  gleichwohl  bald  darauf  ein  Anderer  ge- 
stand, dafs  er  den  Mord  aliein  verübt  habe.  —  Auch  in  Eng- 
land kommen  Fälle  dieser  Art  vor.  Jm  J.  1819  wurden  zwey 
Menschen,  als  Miturheber  eines  Mordes,  auf  einen  künstlichen 
Beweis  zum  Tode  verurtheill.  In  der  Folge  gestand  der  eine,  das 
Verbrechen  allein  begangen  zu  haben.  Zum  Giücl;  hatte  der 
Andere  Aufschub  erhalten.  S.  die  Zeitung:  The  Times.  1819.  v. 
17.,  18.,  19.  Aug. 
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auf  die  Dauer  bestehn  kann ,  dafs  die  Geschwo« 
renschaft ,  theils  als  eine  Schutzwehr  gegen  die 
Regierung,  theils  als  ein  Mittel,  den  Gemein- 
geist zu  beleben  ,  durch  keine  andere  Einrich- 
tung ersetzt  oder  entbehrlich  gemacht  werden 
kann.  Auch  die  Englischen  Schriftsteller  prei- 
sen die  Geschworenschaft  vorzugsweise  von  die- 
ser Seite.  So  sagt  Blackstone:  24)  „Wenn  Mon- 
tesquieu behauptet,  dafs,  weil  Rom,  Sparta  und 
Karthago  ihre  Freyheit  verlohren  haben,  auch 
die  Freyheit  der  Engländer  einst  untergehn 
müsse,  so  hätte  er  bedenken  sollen,  dafs*  Rom, 
Sparta  und  Karthago,  als  sie  ihre  Freyheit  ver- 
lohren ,  mit  dem  Urtheile  durch  Geschworne 
unbekannt  waren." 

Allemal  kommt  viel,  ja  das  meiste  auf  die 
Art  an ,  wie  die  Geschworenschaft  zusammenge- 
setzt und  an  welche  Ordnung  sie  gebunden  ist  ? 
Die  Liste  der  für  diesen  Dienst  bestimmten 
Staatsbürger  sollte  wohl  von  den  Wahlversamm- 
lungen oder  wenigstens  von  den  Gerichten  ent- 
worfen werden.  **)  Die  Geschworenschaft  kann 
nach  dem  Englischen  Rechte  nur,  wenn  sie  ein- 


2 »)  Comment.  etc.  III,  i5, 

md  wird   die  Geschwornenliste   in    der  Regel  von 
r  Grafschaft,    aber    für  a   special   Jury  von  einem 
Ocriehto  entworfen.     Blackstone.  III,  »&. 
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stimmig  geworden  ist,  das  Urtheil  sprechen;  ein 
Grundsatz,  welcher,  indem  er  einen  jeden 
einzelnen  Geschwornen  vor  seinem  Gewissen 
und  vor  seinen  Mitbürgern  für  das  Urtheil  ver- 
antwortlich macht,  eine  neue  Gewährleistung  für 
die  Gerechtigkeit  des  Ausspruchs  enthält.  Um 
diese  Einstimmigkeit  zu  erzwingen ,  verordnet 
das  Englische  Recht  weiter,  dafs  die  Geschwor- 
nen in  dem  Berathungszimmer ,  in  welches  sie 
sich  zurückziehn,  so  lange  ohne  Essen  und 
Trinken,  ohne  Feuer  und  Licht  enthalten  wer- 
den sollen,  bis  dafs  sie  sich  eines  Urtheiles  ver- 
einiget haben;  in  der  Voraussetzung,  dafs  der- 
jenige Theil  der  Geschwornen ,  welcher  am  fe- 
stesten von  seiner  Meinung  überzeugt  und  der 
gewissenhaftere  ist,  am  längsten  diese  Entbeh- 
rungen ertragen  werde.  s6) 


26)  Blackstone  III,  2a.  Jedoch  kann  das  Gericht  den  Ge- 
schwornen Essen  und  Trinken  zu  reichen  verstatten.  —  Man 
hat  den  Geist  dieses  Gesetzes  gänzlich  verkannt,  wenn  man  be- 
hauptet hat,  dafs  es  dem  Magen  die  Herrschaft  über  den  Kopf 
gebe.  Als  das  Brittische  Oberhaus  im  J.  1816  über  die  Einfüh- 
rung der  Geschwornen  in  Schottland  berathschlagte ,  waren 
die  Mitglieder  des  Hauses  darüber  einverstanden ,  dafs  Einhel- 
ligkeit der  Stimmen  zum  Wesen  der  Geschworenschaft  gehöre. 
Und  würde  nicht  sonst  der  Angeklagte  leicht  der  Ansicht  einer 
Parthey  unterliegend  In  Frankreich  entscheiden  dieGesehwor- 
nen  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen.  Aber  man  hat  den  Aus- 
weg ergriffen,  dafs,  wenn  der  Angeklagte  nur  durch  die  meh- 
reren Stimmen  verurlheilt  worden  ist,  das  Gericht  die  Sache 
von  neuem  in  ßerathung  zieht ,    so   dafs    die  Stimmen  der  Rieh- 
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6.)  Der  König  läfst  sich  in  Bezie- 
hung auf  die  Rechte  der  königlichen 
Gewalt  vertreten.  Die  Vertreter  der 
königlichen  Gewalt  sind  die  Staatsmi- 
nister oder  die  Grofsbeamten  der  Kro- 
ne. *T)  —  Nur  durch  diese  Beamten  kann  der 
König  seine  Rechte  ausüben;  ein  jeder  Befehl, 
den  der  König,  als  König,  erläfst,  ist  nur  in 
so  fern  vollziehbar,  als  er  schriftlich  erlassen 
und  von  den  geeigneten  Grofsbeamten  der  Kro- 
ne unterzeichnet  ist. 

7.)  Das  Staatsgebieth  ist  auf  eine 
zweckmäfsige  Weise,  z.  B.  in  Gemein- 
den, in  Aemter,  in  Kreise  einzutei- 
len. —  Zweckmäfsig  ist  die  Eintheilung,  wenn 
z.  B.  die  Gröfse  und  Organisation  der  Theile 
der  Gröfse  und  Organisation  des  Ganzen  ent- 
spricht, wenn  ein  jeder  Theil  für  sich  ein  le- 
bendiges Ganze  bildet,  wenn  die  Abstufung  der 
Behörden     den  Verkehr    zwischen    den     obersten 

ter  zu  den  Stimmen  der   GescWorncn   gezählt  werden.      Allein 

Uta  Dicht  dieses  Auskunftsmiltel  das  Unheil  durch  Gesclworne 

nein  innersten  Wesen  an? 

J-J  Be.vdc  Nahmen   sind   gleichbedeutend.      Es   ist  gegen  den 

«*•«  des  «„herrschaftlichen    Freyslaates ,    wenn    die   königliche 

<'<nst  in  dem  Französischen  Kayserreiche.)  nicht  blos 

■  Maa.sministern,    sondern  noch    außerdem    vonhesoi.de 

sbeamten  der  Krone  (von  Grand- Dignitaires)   vertreten 
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Staatsbehörden    und    den    Unterthanen  möglichst 
erleichtert. 

8.)  Verfassungsgesetze  können  unter 
denselben  Bedingungen,  wie  andere 
Gesetze,  abgeändert  oder  aufgehoben 
werden.  —  Einige  neuere  Verfassungsurkun- 
den, z.B.  die  des  Königreiches  Bayern ,  machen 
die  Veränderung  der  in  ihnen  enthaltenen  Ge- 
setze von  besonderen  Bedingungen  abhängig. 
Der  Englischen,  der  Französischen  Verfassung 
ist  dieser  Unterschied  unbekannt.  Und  ist  es 
nicht  ein  Vorzug  des  einherrschaftlichen  Frey- 
staates, dafs  er  den  Weg  zu  Verbesserungen 
bahnt?  Soll  man  eine  jede  Vorschrift  der  Klug- 
heit, soll  man  also  die  Regel,  dafs  die  beste- 
hende Verfassung  nicht  leichtsinnig  zu  verändern 
sey,   sofort  in  ein  Gesetz  verwandeln? 


ZWEYTES   HAUPTSTÜCK. 

Von    den    Rechten     des     Königes     und 
der      Krone. 


9.)  Der  König  ist  für  seine  Person 
leilig  und  unverletzlich.  —  Das  Gesetz 
larf  von    der    Voraussetzung    ausgehn,   dafs   der 
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Koni*  die  besten  Absichten  und  den  besten  Wil- 
len habe.  Denn  nur  durch  einen  Mifsverstand 
kann  der  Vortheil  des  Königes  von  dem  Vor- 
theile  des  Volkes  getrennt  werden.  Denn  die 
Verantwortlichkeit  der  Grofsbeamten  der  Krone 
ist  das  Mittelglied,  durch  welche  die  Allmacht 
des  Königs  mit  der  Freyheit  des  Volks  in  Ein- 
klang  gesetzt  wird.  Das  Gesetz  mufs  von  je- 
ner Voraussetzung  ausgehn ,  damit  der  Freystaat 
mit  dem  Wesen  der  Einherrschaft  vereinbar;* 
Sey.  —  Vermöge  des  aufgestellten  Grundsatzes, 
hat  man  sich  z.  B.  auf  dem  Reichstage  eines 
jeden  Tadels  zu  enthalten,  der  den  König  für  sei- 
ne Person  träfe.  Nur  gegen  die  Grofsbeamten 
der  Krone  sind  die  Angriffe  zu  richten ;  die 
Schuld  dieser  Beamten  ist  es  ,  dafs  sie  das  Ge- 
wissen des  Königes  zu  Irrthümern  verleiteten. 
Schon  der  Nähme:  König,  Fürst,  ist  so  ehr- 
furchtgebiethend,  dafs  er  nicht  leichtlich  in  den 
Streitverhandlungen  des  Reichstages  auch  nur 
genannt   werden   sollte.  2Ö) 

10.)  Der  König  hat  kein  Sondereigen- 
thum.     (Ihm  gehört  Alles!)     Das  Gesetz  be- 


Jo)  In  den  meisten  Deutschen  Ländern  haben  alle  obere  Staats- 
rden  das  Recht,    Befehle    im   Nahmen    des    Fürsten   iu 
Mi.     Dieses    Hecht  ist  wenigstens  mit  dem    Geiste   de»    ein- 
hcrrschaftlichenFreystaates  unvereinbar. 
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stimmt  das  jährliche  Einkommen,  dai 
er  aus  dem  öffentlichen  Schatze  zubc- 
aiehn  hat,  (die  Civilliste,)  die  Gebäude  u. 
s.  w. ,  die  zu  seinem  Gebrauche  vorzu- 
behalten sind.  —  Es  ist  zweckmäfsig,  die 
Civilliste  ein-  für-  allemal  zu  bestimmen,  um  Er- 
örterungen vorzubeugen,  die  das  Zartgefühl  so 
leicht  verletzen,  weil  sie  einen  Mangel  an  Zart- 
gefühl verrathen  oder  zu  verrathen  scheinen. 
So  sehr  übrigens  Sparsamkeit  das  Grundgesetz 
der  öffentlichen  Wirthschaft  ist,  so  wenig  wird 
doch  der  Reichstag  mit  dieser  Ausgabe  ohne  die 
dringendste  Noth  kargen.  In  den  Strahlen  der 
Krone  sonnt  sich  so  gern  das  Volk.  Der  Haus- 
halt der  ersten  Römischen  Kayser  unterschied 
sich    wenig    von    dem    eines    andern    vornehmen 

(Römers  —  regierten  sie  deswegen  bürgerlicher? 
Und  —  giebt  es  ein  schwereres  Amt,  als  das  kö- 
nigliche  ? 

11.)  Der  König  hat  das  Recht,  die 
Herrenwürde  zu  ertheilen.  29) 

12.)  Der  König  hat  das  Recht,  die 
zweyte  Kammer  aufzulösen.  —  Damit 
er,  wenn  ihm  die  Stimmung  der  zweyten  Kam- 
mer   mit    der    öffentlichen    Meinung    in    Wider- 


29)  Vgl-  unten  den  a8sten  Grundsatz. 
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ipruch  zu  stehn  scheint,  die  Berufung  an  das 
Volk   einlegen   könne. 

i3.)  Der  König  hat  das  Recht,  den 
Reichstag  zusammenzuberu  f  en  und  zu 
vertagen. 

14.)  Kein  Gesetz  ist  ohne  die  Zu- 
stimmung des  Königes  gültig.  Er  ge- 
biethet  die  Beobachtung  des  G  e  s  e.4 
tzes.  —  Das  königliche  Veto  mufs  unbedingt, 
und  nicht  blos  (wie  z.  B.  nach  der  Verfassung 
des  Königreiches  Norwegen  v.  J.  181 4)  auf- 
schiebend seyn.  So  fordert  es  das  Wesen  des 
einherrschaftlichen  Freystaates ,  als  einer  Ein- 
herrschaft. 

j5.)  Die  Gerechtigkeit  wird  inx 
Nahmen  des  Königes  verwaltet.  Der 
König  ernennt  die  Richter  auf  Lebend 
zeit,  d.  h.  so,  dafs  sie  nur  durch  ein 
richterliches  Erkenntnifs  ihres  Amtes 
entsetzt  werden  können.  —  Nach  einigen 
neueren  Verfassungsgesetzen  (z.  B.  nach  dem 
Französischen  Staatsrechte)  werden  die  Richter 
für  die  ersten  Jahre  ihrer  Amtsführung  nur  bis 
auf  Widerruf  angestellt.  Der  Grund,  auf  wel- 
chem diese  Gesetze  beruhn,  dürfte  kaum  stark 
genug    seyn,   die  Ausnahme   zu   rechtfertigen. 

16.)     Der    König    hat    das     Recht    zu 

b  e  g  n  a- 
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begnadigen  und  in  d  en  -gt*  et  z  I  i  <>h  -  ]w>- 
stimmten  Fällen  von  de  r  B  e  ö  b  ac  h  l  u  n  g 
eines  Gesetzes  freyzuspreclicn.  —  l);.s 
an  sich  beste  Gesetz  kann  in  seiner  Anwendung 
auf  einen  einzelnen  Fall  eine  Ungerechtigkeit  sc\n. 
Ein  Hauplvorzug  der  Einherrschaft  ist  der,  dafs 
sie  leichter  und  unbedenklicher,  als  eine  jede  an- 
dere Verfassung,  Ungerechtigkeiten  dieser  Art  ver- 
hindern kann.  Jedoch  nur  das  Recht  der  Begna- 
digung gebührt  der  Krone  un  b  e  di  n  gt ;  und 
auch  dieses  hat  nach  den  Englischen  Gesetzen  nicht 
in  dem  Falle  statt,  da  eine  Anklage  von  dem  Un- 
terhause bey  dem  Oberhause  erhoben  worden 
ist.50)  Ein  Abolitions recht  —  das  Recht, 
eine  Strafsache  niederzuschlagen,  —  mag  die 
Krone   sogar    überall   nicht    in   Anspruch   neh* 

tmen. 
17.)    Der    König    ist    das    Haupt    der 
vollziehenden    Gewalt.        Unter    seinem 
Befehle  steht   die  bewaffnete   Macht. 

18.)  Der  König  ernennt  die  Grofs- 
beamten  der  Krone  und  die  Beamten 
der  vollziehenden  Gewalt;  er  ernennt 
sie    bis    auf    Widerruf.   —      Ich    Vi  a hrf 

die    Fragen:      Ob  die   Staatsbeamten  auf  Lebens^ 


So)  Blackstone  IV,  ig, 
ZachariavomStaat.il.  10 


i  oder  bis  auf  Widerruf  anzustellen  sind?  an 
einem  andern  Orte  zurückkommen.  Hier  nur  so 
viel,  dafs  man,  wenn  man  die  Entscheidung  der 
Frage  aus  dem  Vertragsrechle  entlehnt,  die  wahre 
Kntscheidungsquelle  ,  welche  nicht  das  Sonder- 
recht, sondern  das  öffentliche  Recht  ist,  verkennt; 
dais  man,  was  die  Beamten  der  vollziehenden 
Gewalt  betrifft,  durch  das  Gesetz  der  lebensläng- 
lichen Anstellung  das  Uebel,  welchem  man  vor- 
beugen will ,  wenn  auch  unter  einer  andern  Ge- 
stalt nur  vergröfsert;  dafs  in  dem  einherrschaftli- 
chen Freystaate  die  Regierung  schon  durch  den 
Reichstag  und  durch  die  Freyheit  der  Presse  in 
dem  Grade  bewacht  und  gehemmt  wird  ,  dafs  es 
unnöthig,  ja  schädlich  ist,  ihr  durch  jenes  Gesetz 
neue  und  innere  Fesseln  anzulegen. 

19.)  Der  König  hat  das  Recht  des 
Krieges  und  des  Friedens.  —  Nach  der 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  konnte  der 
Kayser  nur  mit  Zustimmung  des  Reichstages  Krieg 
erklären  und  Frieden  schliefsen.  Die  Folgen,  die 
dieses  Gesetz  hatte  ,  sind  bekannt.  Die  öffentli- 
che Freyheit  hat  kaum  einen  gefährlichem  Feind, 
als  die  Eifersucht  der  Freyheitsliebe. 

20.)  Der  König  hat  das  Recht,  Ver- 
dienste um  den  Staat  zu  belohnen. 
Die     Arten     der     Belohnungen     werden 
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durch  das  Gesetz  bestimmt.  Boloh- 
nun  gen,     die    in     einer    Anweisung    m.f 

den  öffentlichen  Schatz  bestell  n,  kann 
der  König  nicht  ohne  die  Zustimmung 
des  Reichstages  ertheilen.  —  Die  Arten 
der  Belohnungen  sind  durch  die  Gesetze  zu  be- 
stimmen. Denn  ist  es  z.  B.  für  die  Verfassung 
gleichgültig,  ob  für  ausgezeichnete  Kriegsthalen 
eine  eigenthümliche  Auszeichnung,  ein  besonde- 
rer  Orden    gestiftet  wird? 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  den  Vertretern  der  königlichen  Ge- 
wali oder  von  den  Grofsbeamlen  der 
Krone. 


21.)  Die  königliche  Gewalt  wird 
nach  der  Verschiedenheit  ihrer  Ge- 
genstände von  verschiedenen  Grofs- 
beamten  vertreten.  Ein  Grofsbeam- 
ter  der  Krone  ist  von  dem  andern 
in  seinem  Geschäftskreise  unabhän- 
gig, —  In  der  uneingeschränkten  Einherrschaft 
ist  es  in  gewissen  Fällen,  (z.  B.  in  Zeiten  drin- 
gender Gefahr,  oder  wenn  sich  der  Fürst  nicht 
die  Kraft  zutraut,  die  verschiedenen  Grofsbeam- 
ten  in  Einklang  zu  erhalten,)  oder  auch  schlecht- 


hin   zwccl.  .    dafs   sich   der   Fürst   durch   ei- 

nen einzigen  Grofsbeamten  dergestalt  vertre- 
ten hifsl ,  dafs  diesem  die  übrigen  obersten 
Slaatsdiener  unbedingt  unterworfen  sind.  5') 
Mit  dem  Geiste  des  cinherrschaftlichen  Frey- 
taates  ist  eine  Einrichtung  dieser  Art  nicht 
vereinbar.  Hier  mufs  die  Einheit  der  Staats- 
rerwultung  aus  der  Einheit  der,  Grundsätze 
hcrvorgehn,  zu  welchen  sieh  die  Grofsbeamten 
der  Krone  bekennen. 

22.)  Die  Grofsbeamten  der  Krone 
bilden  zusammen  den  Rath  des  Köni- 
ges. Der  Piönig  kann  auch  andere 
Staatsbürger  zu  Mitgliedern  dieses 
Rathes,  jedoch  nur  mit  einer  berathen- 
den  Stimme  ernennen.  —  So  sehr  auch 
der  Slaatsrath  des  Französischen  Kayserreichs 
Beyfall  und  Nachahmung  gefunden  hat,  (auch 
in  die  neueste  Französische  Verfassung  ist  er 
stillschweigend  übergegangen,)  so  dürfte  doch 
ein  Staatsrat!*  dieser  Art,  d.  h.  ein  Rath,  in 
welchem  noch  andere  Räthe  ,  als  die  Grofsbe» 
unten  der  Krone  ,  eine  entscheidende  Stimme 
führen,  mit  dem  Geiste  des  einherrschaftlichen 
Fiev>taates    überall     nicht     verträglich     seyn.    3j) 

l*»enl  politique  du  Cardinal  Richelieu,   c.  8. 
In  Frankreich  ist  es  in  der  zweiten   Kammer   schon   oft* 
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Wie  kann  man  die  Grofsboamtcn  der  Krone  für 
eine  jede  Regierungshandlung  schlechthin  ver- 
antwortlich machen,  wenn  man  sie  den  Be- 
schlüssen einer  auf  diese  Weise  zusammenge- 
setzten Behörde  unterwirft  ?  Man  wende  nicht 
ein  ,  dafs  auch  die  Staatsrälhe  ihre  Stimme  zu 
verantworten  hahen.  Die  Last  der  Verantwor- 
tung mindert  sich,  wenn  sie  auf  Viele  drückt. 
Die  Regierung  verliehrt  an  Einheit  und  Kraft, 
wenn  an  der  Spitze  derselben  zwey  verschiedene 
Behörden  stehn.  Jedoch  unter  einer  Voraus- 
setzung und  in  einer  Beziehung  dürfte  sich  ein 
Staatsrath,  wie  der  Französische,  allerdings  recht- 
fertigen lassen.  Wenn  gewisse  Rechtssachen  den 
Verwaltungsbehörden  vorbehalten  sind  ,  so  ist 
wohl  ein  von  dem  Rathe  der  Minister  verschie- 
dener Staatsrath  ,  als  Oberhof  für  diese  Rechtssa- 
chen, sogar  eine  sehr  preifswürdige  Einrichtung.  JJ) 
2  3.)  Die  Grofsbeamten  der  Krone 
sind    theils    als     solche,     theils    als     ge- 


rer (z.  B.  in  der  Sitzung  vom  Jahre  1819)  gerügt  worden,  dafs 
der  dermalige  Staatsrath  nicht  im  Geiste  dev  Verfassung  scv. 
Vgl.  Du  conseil  d'e'tat  envisage  comme  conseil  et  comme  juri- 
diction  sous  notre  monarchie  constilutionnelle.  Par.  18)8.  8. 
Der  Staatsrath  des  Französischen  Kayserreichs  war  in  mehr  als 
einer  Beziehung  ein  Arcanuin  dominationis.  Vgl.  über  den 
damaligen  Staatsrath:  Locre  du  conseil  detat,  de  sa  com- 
posilion.  etc. 

35)  S.  oben  die  Erläuterung,  des  fünften   Gesetzes. 
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b  oh  nie    Mitglieder    des    Rathes    des  Kö- 
nige*)   jedoch    ein    Jeder    nur    für   seine 
rn<M»    Handlungen,   verantwortlich.^») 
Da*    Geselz,     welches    die    Falle    dieser  Verant- 
wortlichkeit  näher  zu   bestimmen  hat,   gehört   zu 
den   ickwierigstien  Aufgaben  der  Staatswissenschaft. 
Das    ülTcntliche    Wohl    scheint    desto    gesicherter 
zu   gern ,    je    weiter    sich    die  Verantwortlichkeit 
der   Minister  erstreckt.      Aber  zu  wreit  getriebene 
Strenge  würde   diese  Beamten   des    Geistesmuthes 
berauben  ,   dessen   sie,   um   ihres  Berufes   würdig 
zu   warten,   so   sehr  bedürfen.      Auch    enthält   die 
Verfassung     des     einherrschaftlichen     Freystaates 
noch    so    manche    andere     Gewährleistungen     für 
die     Gewissenhaftigkeit     und     Besonnenheit     der 
Grofsbeamten   der  Rrone  5   wenn   auch   die   Britti- 
sche   \  erfassung ,    in     so     fern    sie    den    beyden 
Rammern   verstattet,    auf    die    Entlassung    dieser 
B.-amten   anzutragen,    keine    Nachahmung    ver- 
dienen  sollte.   —      Uebrigens    ist    hier    nicht    der 
Verantwortlichkeit     der     übrigen     Staatsbeamten 


Vgl,  den  Entwurf  zu   einem   diesen    Gegenstand   betreffen- 
den Gesetze,    welcher    im  J.    1819  von  der  Französischen  Regie- 
ier  /wevten  Kammer  vorgelegt  wurde,    und    die  Verhand- 
ln  Ab«  dieses  Gesetz  v.  J.   1820.      Ferner:  ß.  Conslant  sur 
li   respnnsaluliu-  des  ministres.     Par.    i8i5.    8.      De    la  responsa- 
ble im  JNMM*     Par  Marchais  de  Migneaux.     Par.   1818.   6 
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gedacht  worden,  weil  diese  schon  gemeinrecht- 
lich ist. 

24.)  Nur  die  zweyte  Kammer  hat 
das  Recht,  die  Grofsheamten  der  Kro- 
ne wegen  eines  Amtsvergehns  anzukla- 
gen. —  Nicht  der  König.  Er  hedarf  die- 
ses Rechtes  nicht ,  um  diese  Beamten  unschäd- 
lich zu  machen  5  er  kann  sie  entlassen.  Es 
darf  ihm  dieses  Recht  nicht  zustehn,  damit  er 
nicht  Schrecken  auf  Schrecken  häufen,  und  so 
seine  Vertreter  in  blose  Werkzeuge  verwandeln 
könne.  Auch  ist  es  der  Vortheil  der  Krone, 
Anklagen  dieser  Art  nicht  einmal  zu  begünsti- 
gen. 35)  —  Nicht  das  Oberhaus.  Denn  Freun- 
de  soll  man   nicht   entzweyn. 

26.)  Für  die  Anklagen  dieser  Art  be- 
steht ein  besonderes  Gericht,  —  Die 
Macht  des  Anklägers,  das  Ansehn  des  Angeklag- 
ten, die  Gemeinwichtigkeit  der  Sache,  Alles  for- 
dert eine  besondere  Gewährleistung  für  die  Un- 
partheylichkeit  der  Gerechtigkeitspflege  in  Fäl- 
len dieser  Art.  Die  Aufgabe,  wie  dieses  Ge- 
richt einzurichten  sey?  ist  von  den  geschriebe- 
nen Rechten  verschieden  gelöst  worden.  Viel- 
leicht  sollte   auch    für    diese    Rechtssachen   der 


55)  Eine  sehr  offene  Aeufserung  des  Honigs    Jakob  I.  hierüber 
s.  in  Howell's  State  -  Trials.     Vol.  II.   S.   i*5i. 
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König  einen  oder  mehrere  Richter  auf  Lehens- 
zeit ernennen.  Es  sollte  ferner  auch  hier  üher 
ilie  Thalsache  eine  Geschworenschaft  urtheilen ; 
aber  eine  Geschworenschaft,  die  aus  Mitgliedern 
der  ersten  Kammer  zusammengesetzt    würde.  56) 


VIERTES  HAUPTSTÜCK. 
Von       dem       Reichstage. 


26.)  DieHerrenwürde,  d.  h.  das  Recht 
in  der  ersten  Kammer  zu  stimmen,  ist  erb- 
lich in  dem  eheleiblichen  Mannsstam- 
me nach  dem  Rechte  der  Erstgeburth.-^- 
Es.  besteht  also  in  dem  einherrschaftlichen  Frey- 
staate ein  Erbadel  j  aber  die  Vorrechte  dieses 
Adels  beschränken  sich  auf  die  Herrenwürde  und 
die  mit  dieser  Würde  gesetzlich  verbundenen 
Vorzüge;  sie  beschränken  sich  auf  die  Häupter 
dieser   Geschlechter. 

Die  Mitglieder  der  ersten  Kammer  müssen 


Her  Vorschlag  nähert  sich  der  in  England  für  Anklagen 

lr|  l»estehenden   Gerichtsverfassung.      Blackstone.    IV,   19. 

ische    Geschichte    enthalt    Beyspiele,    dafs   Staatsbeamte 

ohne  rechtliche«  Gehör  durch    ein    Gesetz    (by  a  hill  of  attain- 

rtheill  worden  sind.     Sie  erinnern  an  den  Ostracismuf 

der  Athenienier. 
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ihr  Stimmrecht  erblich  besitzen;  damit  die 
erbliche  Einherrschaft  und  die  Volkshcrrsc-haff, 
diese  einander  schlechthin  entgegengesetzten  Ver- 
fassungen, dennoch,  in  der  dritten  Beherrschungs- 
form ,  der  Mehrherrschaft,  und  zwar  in  der  ent- 
schiedensten Art  derselben,  in  der  Adelsherr- 
schaft, sich  begegnend  ,i  neben  einander  bestehn 
und  als  ein  Ganzes  gedeihn  können;  damit  die 
der  Mehrherrschaft  und  ins  besondere  der  Adels- 
herrschaft eigentümliche  Mäfsigung  und  Ste- 
tigkeit auf  der  einen  Seite  dem  Streben  des  Kö- 
nigthumes  nach  Allgewalt,  und  auf  der  andern. 
Seite  dem  Drängen  und  Treiben  der  Volksherr- 
schaft ein  Ziel  setze  ;  damit  das  Oberhaus  we- 
gen  der  Vorrechte  seiner  Mitglieder  die  Vor- 
rechte  der  Krone  und  wegen  der  Rechte  sei- 
ner Mitglieder  die  Rechte  des  Volks  als  die  sei- 
nigen vertheidige. 

27.)  Mit  der  Herren  würde  ist  ein 
Stammguth  zu  verbinden,  welches  eben 
so,  wie  die  Herrenwürde,  nach  der 
Ordnung  der  Erstgeburth  verfällt 
wird.  —  Damit  das  erbliche  Stimmrecht  des 
Herrenstandes  auf  einer  entsprechenden  Macht 
ruhe.  Das  Stammguth  mufs  aus  liegenden  Grün- 
den   bestehn;     weil    diese    Art    des    Besitzthumes 
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dem    Vorlheile    und    dem    Zwecke     des     Herren- 
Landes    am   vollkommensten   entspricht. 

IN  ach   der  Brittischen  Verfassung  haben  auch 
die    königlichen.    Prinzen,     ingleichen    die     Erz- 
und    Bischöffe    Sitz    und    Stimme    in    dem   Ober- 
hause.     Die   der  Briltischen   nachgebildeten  Ver- 
fassungen  sind   auch  in  dieser  Beziehung  schlecht- 
hin  oder   mit    gewissen    Einschränkungen    ihrem 
Muster  treu   geblieben.      Einige,   z.  B.    die  Fran- 
zösische,  die  Bayersche,   die  Badensche,   gestatten 
dem   Fürsten   noch  aufserdem ,   die   Herrenwürde 
auf  Lebenszeit  zu   erlheilen.   —    Das   Stimmrecht 
der   königlichen   Prinzen   hat  besonders    das   ge- 
gen  sich,    dafs    es    mit    der   Abhängigkeit  unver- 
einbar  zu   seyn  scheint,    in    welcher    diese   Prin- 
zen,   zum   Vorlheile   der  Einherrschaft,   von   dem 
Könige   stehn  müssen  ,    dafs    es   zu   Spaltungen   in 
dem   Königsgeschlechte  führen  kann,   welche,   wie 
ein  jeder  Zwist  in  diesem  Geschlechte,    für  das 
Ansehn   der    königlichen    Gewalt    nichts    weniger 
als   gleichgültig   sind.   —      Das   Urtheil  über   den 
Anspruch   der    kirchlichen    Oberen    auf   die   Her- 
renwürde    ist    durch    die     Kirchenverfassung    be- 
dingt,   die   für   den   einherrschaftlichen    Freystaat 
die   zweckmäfsigsle  ist   oder    die    in   einem    gege- 
benen  Staate  besteht.   —      Die   Herrenwürde   auf 
Lebenneit,    ein  Vorrecht    ohne    eine    genügende 
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Grundlage,  ein  Vorrecht  zu  einem  Vorrechte, 
lai>l  sich  nur  unter  besonderen  Umstanden  \<m- 
theidigcn. 

28.)  Mit  diesen  Einschränkungen 
(n.  26.  27)  steht  es  dem  Könige  frey,  die 
Zahl  der  Mitglieder  der  ersten  K  a  m- 
Imer  nach  Gutbefinden  zu  vermeh- 
ren. —  Damit  er  die  Schutzwehr,  die  er  an 
der  ersten  Kammer  gegen  das  Volk  hat,  so  wie 
es  die  Umstände  erfordern,  verstärken,  oder  auch 
das  Volk  gegen  eine  Mehrheit  in  der  ersten 
Kammer,  welche  den  Vorlheil  ihres  Standes  dem 
Gemeinbesten    vorzöge,   vertheidigen  könne.      Als 

zu     Anfang:     der     Französischen     Revolution     die 
c  jj 

Brittische  Verfassung  von  der  Neuerungssucht 
des  Volkes  bedroht  zu  werden  schien,  wurde 
das  Brittische  Oberhaus,  auf  Pitts  Rath ,  durch 
f*  eine  bedeutende  Anzahl  neuer  Mitglieder  unge- 
wöhnlich verstärkt.  Auf  eine  ähnliche  Weise, 
aber  aus  dem  entgegengesetzten  Grunde,  verfuhr 
die  Französische  Regierung  im  Jahre  1819.  °")  — 
Uebrigens  mufs  allerdings  die  Zahl  der  Mitglie- 
der der  einen  und  die  der  Mitglieder  der  an- 
dern Kammer  in  einem  gewissen  Verhältnisse 
au  einander    stehn  ,    da    in    dem    einherrschaftli- 

37)  Vgl.  Annual  Review  v.  J.  i8o5.    S.   aV 
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cliPii  Frevstaate  keiner  von  den  Grundbestand- 
theilen  der  Verfassung  vorherrschend  seyn  darf. 
Jedoch  isl  dieses  Verhällnifs  nicht  blos  ein  Zah- 
lenrerhältnifs.  Auf  keinen  Fall  darf  es  in  vor- 
aus durch  ein  Verfassungsgesetz  bestimmt  wer- 
den. 

29.)  Die  Herren  würde  geht  durch1 
ein  Verbrechen  und  nur  durch  ein  Ver- 
brechen verlohren.  38)  Das  oben  (im 
fc6«iea  Salze)  gedachte  Gericht  urtheill 
auch  über   Fälle  dieser  Art. 

5o.)  Das  Oberhaus  entscheidet  in 
den  Streitigkeiten,  die  über  das  Recht 
zu   einer   Herrenstimme   entstehn. 

3i.)  Das  Recht,  die  Mitglieder  der 
zweyten  Kammer  zu  wählen,  steht  d  e  H 
Gesamtheit  der  Staatsbürger    zu,  59)     J  e- 


38)  Vgl.  Blackstone  IV,  29. 
5o     lue  Gesetze,   welche    das  Wahlrecht  des  Volkes  betreffen, 
gehören    zu    den    vornehmsten  Verfassungsgesetzen    des    einherr- 
lichen   Freystaates.      In    Grofsbritannien    ist    dieser    Gegen- 
stand   mit    vorzüglicher    Sorgfalt,    geschichtlich   und    nach    allge- 
meinen   Grundsätzen,    untersucht   worden  :     Observations    on  the 
End    and    the    Means    of  polirical  Reform.    Lond.   1811.    8.     An 
iie  Origin  and  Functions  of  the  populas  Branch   of 
l  Institution.    Lond.    1812.    8.       Historical    Reflexions   on    the 
'«•tion  of  England  etc.    Lond.   1812.    3.      The   representatlv 
>f  Great  Britain  and  Ireland.       By    T.    H.    B.   Oldefield. 
Lnn.l.    181S.    VI.  Vol.  8.     Vgl.  Edmb.   Review.  Vol.  XX.   XXVI. 
•  ndlungen  der  beyden  Hammern  des  Französischen 
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doch  ist  das  S  t  a  a  l  s  g  e  b  i  e  t  h  ,  wenn  es 
die  Gröfse  desselben  erfordert,  in  ge- 
wisse Wahlbezirke  e  i  n  z  u  t  h  ei  I  e  n.  —  Der 
Urständ  dieses  Rechts  sind  von  Rechtswegen  die 
sämtlichen  (stimmfähigen)  Staatsbürger,  als  Glie- 
der eines  und  desselben  Körpers  /  und  nicht  die 
i/erschiedenen  Abtheilungen  des  Volks,  z.B.  nach 
Ständen  oder  Bezirken.  Denn  nur  noch  die- 
ser rechtlichen  Ansicht  können  die  Gewählten 
als  die  Vertreter  des  Volks  und/ die  Beschlüsse 
der  zweyten  Kammer  als  der  Wille  der  Mehr- 
heit des  Volkes  betrachtet  werden.  Von  Rechts- 
wegen sollte  daher  die  Gesamtheit  der  Staats- 
bürger über  einen  jeden  einzelnen  Abgeordne- 
ten, der  für  die  zweyte  Kammer  zu  wählen 
t  wäre,  abstimmen.  Nun  können  zwar  die  Schwie- 
rigkeiten ,  die  in  einem  gröfseren  Staatsgebiethe 
mit  der  Ausführung  dieser  Rechtsregel  verbun- 
den seyn  würden,  eine  Ausnahme  fordern  und 
^erstatten.  Es  darf  jedoch  die  Verlheilung  der 
in  wählenden  Abgeordneten  nur  nach  dem  Mafs- 
stabe  der  Bevölkerung,  und  nicht  nach  einem 
andern  Eintheilungsgrunde ,  z.  B.  nicht  nach 
der  Verschiedenheit   der  Stände   der  bürgerlichen 


Reichs  über  das  Wahlgesetz  v.  J.   1816  und  i8«o ,  und  Conside- 
"ations  sur  Jes  elections.     Par  B.  Constant. 
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llschaft  geschehn,  4°)  damit  sie  sich  der 
Reclitsrejzel ,  wenigstens  so  weit  als  möglich, 
nähere.  Auch  bezieht  sich  diese  Vertheilung  al- 
lemal nur  auf  die  Ausübung  des  Stimmrechts, 
nicht  auf  das  Stimmrecht  selbst. 

Grofse  Wahlbezirke  haben  den  Vorzug,! 
dafs  sie  den  Kreis  der  Männer  erweitern,  welche 
über  die  zu  treffende  Wahl  gehört  zu  werden» 
verdienen,  der  Männer,  aufweiche  die  Stimme 
am  ersten  zu  fallen  pflegen,  ferner,  dafs  sie  die) 
künstliche  Leitung  der  Wahlen  erschweren;  auf 
der  andern  Seite  aber  den  Nachtheil,  dafs  sie,  die 
Reise  nach  dem  Wahlorte  verlängernd,  nur  \ 
leicht  vom  Stimmen  abhalten.  ^!)  Zum  Wahl- 
orte eignet  sich  am  besten  der  Hauptort  des  Wahl- 
bezirks ,  als  derjenige  Ort,  wo  sich  am  ersten 
eine  öffentliche  Meinung  bildet. 

32.)  Die  Mitglieder  der  zwevtei 
Kammer  werden  von  dem  Volke  (in  den 
v(  ischiedenen  Wahlbezirken)  unmittelbar  ge- 


.0)   In  England    besteht   in    Beziehung    auf   die    Art,    wie    da» 

Wahlrecht  vertheilt  ist,  und  namentlich  in  den  Städten  und   Fle- 

c'rn  ausgeübt  wird,    eine  grofse  Mannigfaltigheit.      Diese    Marf 

Itigheit  hat    ihre  Vortheiie    und  Vorzüge.      (Vgl.  the  1 

>     1818.   Dechr.   S.    i(»5   AT.)      Aber   eine    Frucht    der   Zeit, 

kaum     künstlich    nachgebildet    werden.    —      Uehngens 

stim  D|    im     Grofsen     der    Mafsstab     der    Bevölkerung    mit    dem 

'•■he  des  Wmngens  pbngefäbf  überein. 

4iJ   Annual   Review  v.  J.    iöo5.    S.   25;. 


wählt.  —  Die  unmittelbare  Wahl,  fclie 
Wahlart  der  Brittischen  und  der  Französischen 
Verfassung,)   hat  den  unschätzbaren   Vorzug,   dafs 

Isie  ?    das  Gewicht  des  den  einzelnen  Staatsbürgern 
zustehenden  Stimmrechtes  steigernd,    auf  der  ei- 
nen Seite  die  Theilnahme  des  Volkes  an  den  Wah- 
len erhöht,   und  auf  der  andern  Seite  die  Reiche- 
ren   und    Angesehenem    abhängiger  von    dem    ge- 
i  meinen  Manne  macht,  und  so  unter  bevdenThei- 
len  ein  Verhaltnifs  wirklicher  Gleichheit  begrün- 
I  det  5    ohne   welches  die   rechtliche    Gleichheit  un- 
^«möglich  bestehn  kann  5   sie  gewahrt  vielleicht  auch 
den    Vortheil  ?     dafs    sie   den  Ausgang  der  Wahl 
I  weniger  unter  den  Einflufs  selbstischer  Rücksich- 
I  ten     oder     einer    künstlichen    Leitung    stellt.   42) 
Gleichwohl  haben   mehrere  Verfassungen,    z.   B. 
die  Bayersche,    die    Badensche  ,    das   System   der 
^mittelbaren    Wahl,    (der    Wahl    durch   einen 
von    den    stimmfähigen    Staatsbürgern    gewählten 
Ausschufs)   angenommen,    wohl   in   der  Voraus- 
setzung,  dafs  man   der  Menge  nicht   die   Einsich- 
ten   zutraun    könne,     welche    zur    zweckmäfsigen 


42)  Considerations  on  the  twofold  mode  of  election  adopted 
hj  the  French.  By  Ch.  YVyviil.  Lond.  1^04.  4-  (Vgl.  AnnuM 
Review  v.  J.  1804.  S.  288.)  Malthus  über  Bevölkerung  IV.  ß. 
7.  Kap.  Der  Frau  v.  Stael  Betrachtungen  üher  die  vornehmsten 
Begebenheiten  der  Französischen  Revolution.  I  R.  IJ  Th. 
**    Kap. 
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Wahl  eines  Abgeordneten  erfordert  werden,  dafj 
n.aii  nach  dem  System  der  unmittelbaren  Wahl 
entweder  (wie  in  Frankreich)  das  Wahlrecht 
auf  verhältnifsmäfsig  Wenige  beschranken,  oder 
(wie  in  England)  die  Geiahren  und  Schwierig- 
keiten zahlreicher  Volksversammlungen  bestehn 
müsse.  Allein  liegt  nicht  in  der.  Fähigkeit  zur 
mittelbaren  Wahl  zugleich  die  Fähigkeit  zur 
unmittelbaren?  Und  lafst  sich  nicht  ein  Me- 
chanismus erdenken,  welcher  die,  zahlreichen 
Wahlversammlungen  entgegenstehenden,  Bedenk- 
lichkeiten beseitiget?  45) 

33.)  Ein  jeder  Staatsbürger,  wein 
eher  einen  gewissen  (durch  das  Gesetz  zu 
bestimmenden)  jährlichen  Beytrag  zu  den 
unmittelbaren  (den  direkten)  öffentlichen 
Abgaben  entrichtet,  ist  stimmfähig} 
die  Mitglieder  des  Oberhauses  ausge« 
n  o  m  m  e  n.  —  Die  Bedingung ,  von  welcher 
<  r  Grundsatz  das  Stimmrecht  abhängig  macht, 
beruht  auf  einem  N  o  t  h  st  an  de.  44)  Nur  bey  j 
den    Vermögendem    kann    man   die  Theilnahme 


43)   In  <]en  meisten  Nor  dam  erikanischen  Freystaaten  wird  schritt* 
gestimmt 

"'   Der  Schlüssel  zu  so    manchen   Erscheinungen   und    Ereig- 
nisSt  igei  in  England! 


3^5   • 

an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  ,  die  Selbst- 
ständigkeit ,  die  Geislesbildung  voraussrlzrn, 
durch  welche  die  zweckmässige  Ausübung  de4 
Wahlrechts  bedingt  ist.  Je  höher  übrigens  jener 
Beytrag  angesetzt  ist,  desto  mehr  entfernt  sich 
das  bestehende  Recht  von  dem  wirklichen.  Viel- 
leicht, dafs  es  auch  desto  weniger  dem  Vorlheile 
der  Regierung  entspricht*  Denn  werden  sich 
nicht  die  Wahlen,  wenn  sie  in  den  Händen  der 
Reichern  sind,  nur  für  die  Reichsten,  also  für  die 
Mächtigsten,  entscheiden  ?  Der  Reichthum  schützt 
den  Reichthum ,   oft  ausschliefslich. 

Es  ist  behauptet  worden,  dafs  das  Gesetz  alle 
die  Beamten,  welche  der  König  bis  auf  Wider- 
ruf  bestellt,  oder  wenigstens  die,  durch  welche  der 
Staatshaushalt  geführt  wird,  von  den  Wahlversamm- 
lungen (und  mithin  auch  von  der  zweyten  Kammer) 
auszuschliefsen  habe.  Allein  je  mehr  man  die  Zahl 
der  Stimmenden  beschränkt,  desto  mehr  vermin- 
dert man  die  Zahl  derer,  welche  bey  dem  Fortbe- 
stehn  der  Verfassung,  als  einer  das  Volk  vertre- 
tenden, unmittelbar  betheiliget  sind.  Man  fürch- 
tet die  Wahlen  von  der  Krone  abhängig  zu  ma- 
chen. Aber  man  macht  zugleich  die  Beamten  von 
der  Krone  unabhängiger,  wenn  man  ihnen  die 
rolle  Ausübung  des  Staatsbürgerrechtes  läfst.  Und 
kann    die    zweyle    Kammer   der    Einsichten    und 

Zachani  vom  Staat.   II-  £0 
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Kenntnisse  der  Staatsbeamten  so  ohne  Nachtheil 
für  das  öffentliche  Beste  entbehren?^  Soll  man 
dir  Regierung  und  die  zweyte  Kammer  feindlich 
\on  einander  trennen,  oder  beyde  durch  denDop- 
pelvorlheil  ihrer  Mitglieder  zu  vereinigen  suchen? 
Jedoch  es  ist  ein  anerkannter  Vorzug  der  Britti- 
schen Verfassung,  dafs  die  Grofsbeamten  der  Kro- 
ne Mitglieder  des  einen  oder  des  andern  Hauses 
Mnd.  Auch  schliefst  die  hier  vertheidigte  Regel 
nicht  eine   jede  Ausnahme  aus.  *5) 

Uebrigens  ist  die  Frage :  Wem  das  Recht, 
die  Mitglieder  der  zweyten  Kammer  zu  wählen, 
zustehn  solle  ?  unter  allen  die  Volksvertretung 
betreffenden  Fragen  unstreitig  die  erheblichste. 
Daher  die  grofse  Verschiedenheit  der  Ansichten 
von  diesem  Gegenstande.  Man  hat  eine  Wahl 
nach  Ständen  oder  auch  nach  den  verschiedenen 
Abstufungen  des  Reichthumes  (so  dafs  z.  B.  die 
Reicheren,  in  besonderen  Wahlversammlungen,  eine 
Linfsere  Anzahl  von  Abgeordneten  zu  wählen  be- 
rechtiget wären,  als  die  Aermeren,)  in  Vorschlag 
gebracht.  Nach  Andern  ist  jenes  Recht  ausschliefs- 
luh  den  Grundeigentümern  anzuvertraun,  u.  s. 
* .  —  Der  oben  aufgestellte  Grundsatz  schien 
M(  h  den  Forderungen  des  Rechts  am  meisten  zu 

Bdinb.  Review  Vol.  26.  in  der  Beurtheilung  von   Olde- 
ben  Anm.  58.  n.  Werke.     Auch  das  ßrittische  Recht  ent- 
|tn      1   Aufnahmen  von  der  Regel. 
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nähern.  So  wie  er  aber  auf  der  Voraussetzung  be- 
ruht, dafs  die  zweyte  Kammer  nur  eine  einzi 
Gesamtheit  bildet,  so  sind  auch,  unter  einer  je- 
den Voraussetzung,  bey  der  Anwendung  jenes 
Grundsatzes  auf  einen  gegeb  e  n  e  n  Staat  die  ört- 
lichen Verhältnisse  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
zu    berücksichtigen. 

340  Die  Zahl  der  Volksabgeord- 
neten darf  weder  zu  grofs  noch  zu  ge- 
ring seyn;  damit  weder  die  Einheit  und  Ord- 
nung, noch  die  Selbstständigkeit  der  Beratschla- 
gungen gefährdet  sey.  Sie  mufs  theils  mit 
der  Macht  der  Regierung,  theils  mit 
der  Bevölkerung  des  Staatsgebietes 
in  einem  angemessenen  Verhältnisse 
stehn.  Mit  jener,  damit  weder  die  Regie- 
rung,  noch  die  zweyte  Kammer  ein  entscheiden- 
des Uebergewicht  habe;  mit  dieser,  damit  der 
einzelnen  Wahlstimme  wenigstens  einiges  Ge- 
wichtverbleibe, damit  die  Kammer  eine  verhält- 
nifsmäfsige  Masse  von  wissenschaftlichen  Kennt- 
nissen und  von  Erfahrungen  in  sich  vereinige.  — ■ 
Die  Verfassungslehre  steht  hier  ,  wie  überall ,  wo 
sie  ein  Z  a  h  len  verhältnifs  bestimmen  soll,  an 
ihrer  Grenze.  Sie  mufs  die  nähere  Bestimmung 
der  hier  aufgestellten  Grundsätze  der  Umsicht  der 
Klugheit  überlassen.      Nur  noch  die  Bemerkun 
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Je  zahlreicher  das  Unterhaus  ist,  desto  mehr 
dürfte  die  Regierung  auf  die  Mehrheit  der  Stim- 
men in  diesem  Hause  rechnen  können.  Eine  klei- 
nere und  desto  gewähltere  Versammlung  beugt 
sich  weniger  dem  Ansehn,  als  eine  gröfsere.  Je 
mehr  in  einer  kleineren  Versammlung  der  Einzel- 
ne bemerkt  wird  ,  desto  eifersüchtiger  ist  er  auf. 
seine  Selbstständigkeit.  Hat  in  Grofsbritannien 
der  Einflufs  der  Regierung  auf  das  Unterhaus  ab- 
genommen, seitdem  dieses  durch  die  Abgeordne- 
ten Irrlands  verstärkt  worden  ist?  Frommt  es 
der  Französischen  Regierung,  dafs  die  zweyte 
Kammer  eine  verhältnifsmäfsig  geringe  Anzahl  von 
Mitgliedern  zählt? 

35.)  Zu  Mitgliedern  der  zweyten* 
Kammer  können  alle  die  Staatsbürger 
gewählt  werden,  welche  in  den  Wahl- 
versammlungen zu  stimmen  berechti- 
get sind.  Jedoch  müssen  sie,  um  wähl- 
bar zu  seyn,  in  einem  reiferen  Alte 
stehn  und  einen  höheren  ßeytrag  z 
den  unmittelbaren  Steuern  entrichten, 
als  die  Staatsbürger  der  Wahlver-i 
Sammlungen.  Denn  das  Recht,  in  der  zwey- 
ten  Kommer  zu  stimmen  ,  ist  das  Staatsbürger- 
recht in  seiner  höchsten  Blüthe  und  Macht.  Nach 
dem  Französischen  Rechte  ist  das  vierzigste  Jahr,.! 


: 
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nach  dem  Englischen  schon  das  ein  und  zwanzig- 
ste das  gesetzliche  Alter  eines  Volksabgeordnrtm. 
Der  Unterschied  erklärt  sich  vielleicht  aus  der 
Verschiedenheit  der  Gemüthsart  des  einen  und  des 
andern  Volks.  Uehrigens  ist  (zu  Folge  des  3istcn 
Grundsatzes)  ein  jeder  wählbare  Staatsbürger  in 
einem  jeden  Wahlbezirke  wählbar, 

36.)  Die  Wahlversammlungen  dür- 
fen sich  nur  mit  den  Wahlen  beschäf- 
tigen. Die  Wahlordnung  ist  auf  die 
Gesetzmäfsigkeit,  die  Ruhe,  die  Zweck- 
mäfsigkeit  und  die  Selbstständigkeit 
der  Wahlen  zu  berechnen.  —  Daher  ist 
z.  B.  das  Stimmen  durch  einen  Bevollmächtigten 
nicht  zu  verstatten,  damit  die  Wahl  durch  die- 
jenigen entschieden  werde,  welche  durch  ihre  Ge- 
genwart ihre  Theilnahme  an  dem  Ausgange  der 
Wahl  am  unzweydeutigsten  beweisen.  Nach  dem 
^Englischen  Rechte  ist  von  dem  Orte,  wo  die  Wahl- 
versammlung gehalten  wird,  die  Besatzung  weg- 
zuziehn;  ein  Gesetz,  welches,  auf  die  Selbststän- 
digkeit dieser  Versammlungen  berechnet,  zugleich 
an  die  Würde  des  Wahlgeschäftes  erinnert.  Die 
Frage  :  Ob  die  mündliche  oder  die  schriftli- 
che,  (die  öffentliche  oder  die  geheime)  Abstim- 
mung den  Vorzug  verdiene?  will  ich  nur  berüh- 
ren,   da,  so  viel  sich  auch  über  diese   Frage   sa- 
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«jin  läfst  und  so  viel  auch  darüber  von  Andern 
(z.  B.  von  Montesquieu)  gesagt  worden  ist,  den- 
noch in  der  Wirklichkeit  der  Ausgang  so  ziemlich 
derselbe  seyn  dürfte,  die  Wahlen  rpögen  mündlich 
oder  schriftlich  geschehn.  Gemeingeist  läfst  sich 
nicht  durch  künstliche  Mittel  ersetzen;  aber  die 
Kunst  läfst  sich  durch  Kunst  vereiteln.  Die  leges 
tabellariae  der  Römer  waren  mehr  Zeichen  einer 
Krankheit,  als  Heilmittel.  46)  Die  Art,  wie  in 
dem  Freystaate  von  Venedig  der  Doge  gewählt 
wurde  ,  war  ein  Meisterstück  von  Künstlichkeit. 
Und  doch  verfehlte  das  Gesetz  seinen  Zweck,  die 
Selbstständigkeit  der  Wahl.  Die  in  England  üb- 
lichen öffentlichen  Wahlen  haben  nur  in  so  fern 
einen  besondern  Werlh ,  als  sie  die  Reichen  und 
Mächtigen  dem  Volke  gleicher  stellen,  und  so  in 
jenen  das  Gefühl,  dafs  sie  nicht  Alles,  und  in 
diesen  die  Ueberzeugung ,  dafs  sie  Etwas  ver- 
mögen, beleben. 

37.)  Streitigkeiten,  die  über  die 
G  i'solz  mäfsigkeit  einer  Wahl  entstehn, 
entscheidet  das  Unterhaus.  —  Das  Cri- 
men ambitus  gehört  für  die  Gerichte  des  gemei- 
nen Rechts.  Dieses  Verbrechen,  so  streng  es 
"ich  zu   bestrafen  ist,    gehört  dennoch,   wie  ein 
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Brittischer  Schriftsteller  47)  bemerkt,  zu  den  Henn- 
zeichen der  öffentlichen  Freyheit.  Man  miifs  <-i- 
nen  hohen  Werth  auf  die  Stelle  eines  Volksab- 
geordneten  legen,  wenn  man  Ehre  und  Geld 
daran   setzt,   um   sie   zu   erlangen. 

38.)  Der  Auftrag  der  Vol  k  s  abgeord- 
neten erlischt  nach  einer  gewissen  An- 
zahl Jahre  von  Rechtswegen.  48)  —  Die 
verbindende  Kraft  der  Beschlüsse  des  Unterhau- 
ses beruht  auf  der  Voraussetzung,  dafs  diese 
Beschlüsse  jedesmal  den  Willen  des  Volks  aus- 
sprechen. Wenn  nun  auch  die  vorliegende  Ver- 
fassung dem  Volke  nicht  gestatten  kann ,  den 
Auftrag,  den  es  seinen  Abgeordneten  ertheilt 
hat,  in  einem  jeden  Augenblicke  zu  widerrufen 
oder  durch  Weisungen  zu  beschränken,  weil  sie 
sonst  die  Volksherrschaft  an  die  Stelle  der 
Volksvertretung  setzen  würde,  so  mufs  sie 
doch,  um  jene  Voraussetzung  wenigstens  annä- 
herungsweise zu  retten,  den  Auftrag  der  Volks- 
abgeordneten nach  einer  bestimmten  Zeit  für  er- 
loschen  erklären. 

Erste  Streitfrage:  Ist  das  Unterhaus 
von  Zeit  zu  Zeit   ganz   (wie   z.  B.  in  Grofsbritan- 

47)  Hume  in  s.  Essays,  eh.   49» 

48)  IN'ach  dem  Brittischen  Rechte  auch  mit  dem  khUVfen  <!<^ 
Königes,  ßlackstone.  I,  2.  Ein  Gesetz,  das  nur  auf  dfen  f >l>cr 
iieferungen   der  Vorzeit,  und  nicht  auf  Grundsätzen  beruht 


nien^)     oder    nur     theilweise    (wie    z.  B.    in 
Franhrrieh)   zu   erneuern?       Mit  dem   rechtli- 
chen   Wesen   des  einherrschaftlichen   Freystaa- 
itehl   offenbar  nur    die    gänzliche    Erneue- 
rung    des     Unterhauses     in     Uebereinstimmung« 
Denn,    wird    das   Unterhaus    blos    theilweise    Er- 
neuert,   so    leistet    die    Zusammensetzung  dessel- 
ben   in    keinem    Augenblicke     —    den    Fall    der 
Auflösung     des     Unterhauses    durch    den     König 
ausgenommen ,  49)    —    für    die    obige    Vorausse- 
tzung Gewähr,   oder  man  müfste   annehmen  kön- 
nen ,   dafs   nur    ein    Theil    des    Volkes    oder   dafs 
das  Volk  nur  wegen   eines   Theiles   der  Abgeord- 
neten  nach   einer  bestimmten  Zeit   seinen  Willen 
verändert    habe  !      Auch    das    hat    die    theilweise 
Erneuerung  gegen   sich,    dafs    sie   den   Gang   der 
Pieglcrung  mit  der   Stimmung    der   Mehrheit  ei- 
<i   unaufhörlichen   Schwanken   Preifs  giebt.    — 4 
Jedoch    man     fürchtet     durch     die    gänzliche    Er- 
neuerung   der    zweyten    Kammer    den    Geschäfts- 
gang    zu    unierbrechen.       Man     will     durch    die 
theilweise    Erneuerung     die    Gefahren    mindern, 
mit    welchen    die    öffentliche    Ordnung    von   den 
Volks  wählen  bedroht  wird.      Allein,   so   wie    die 

notier   Grund   gegen    die   theilweise    Erneuerung    der 

1     Der   Honig   kann   die  zweite  Kammer  in  ei- 

änzlich  erneuern,    das    Volk    nie.      Der 

Oond  auf  der  Seite  der  Krone. 
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erste  Einwendung  kaum  eine  ernsthafte  Ucher- 
legung  verdient  ,  so  dürfte  sich  die  zweyte  sogar 
umkehren   lassen. 

Zweyte  S t  r ei tfra  ge:  Nach  welcher  Zeit 
ist  die  zweyte  Kammer  von  Rechtswegen  zu  er- 
neuern?50) Nun  spricht  zwar  derselbe  Grund, 
welcher  für  die  gänzliche  Erneuerung  des  Un- 
terhauses angeführt  worden  ist,  zugleich  für  die 
öftere  Erneuerung  desselben.  Auf  der  andern 
Seite  aber  ist  nicht  zu  übersehn,  dafs  sich  die 
Verfassung,  je  öfterer  das  Unterhaus  erneuert 
wird,  desto  mehr  der  Volksh  er  r  s  chaft  nähert, 
dafs  eine  Versammlung  sich  und  ihr  Geschäft 
kennen  lernen  mufs ,  um  ihrem  Geschäfte  wohl 
vorzustehn.  Ein  Mittelweg,  z.  B.  eine  Erneue- 
rungsfrist von  drey  oder  höchstens  fünf  Jahren, 
dürfte   daher   den   Vorzug  verdienen. 

3g.)  Bey  einer  jeden  Erneuerung 
der  zweyten  Kammer  sind  die  bisheri- 
gen Mitglieder  wieder  erwählbar.  — 
Damit  die"  neue  Wahl  zugleich  ein  Gericht  des 
Volkes  über   die   gewesenen  Abgeordneten  scy. 

4o.)     Die     Mitglieder    der    zweyten 


5o)  In  Grofsbritannicn  werden  alle  sieben  Jahre  neue  Abge- 
ordnete gewählt.  tDie  Freunde  einer  ..Reform"  sind  für  jäh- 
rige oder  dreijährige  Parlamente.)  In  Frankreich  tritt  jährlich 
ein  Fünflheii  der  Abgeordneten   aus. 
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Kammer  sind  ihren  Machtgebern  nicht 
n  (  r  |  n  t  wörtlich.  Weisungen  (Instruktio- 
nen) dürfen  nicht  ihnen  ertheilt  oder 
von  ihnen  angenommen  werden.  —  Der 
(  r  lere  Salz  geht  unmittelbar  aus  dem  Wesen 
der  vorliegenden  Verfassung  hervor.  5l)  Der 
letztere  Satz  ist  auf  die  Sicherung  der  Selbst- 
keit  der  Volksabgeordneten  berechnet. 
Weifttfngetl  dieser  Art  würden  schon  von  Rechts- 
wegen   unverbindlich   seyn. 

4i.)  Die  gesetzmäfsigerwähltenMit- 
glieder  der  zweyten  Kammer  v  er  Heh- 
ren diese  Eigenschaft  nur  durch  ein 
Verbrechen  oder  mit  den  Bedingun- 
gen, auf  welchen  ihre  Wählbarkeit  be- 
ruhte. Die  Ausschliefsung  ist  von  der 
zweyten  Kammer  auszusprechen,  und 
kann  nur  in  die sen  Fällen  von  ihr  aus- 
gesprochen werden.  —  Die  Verbrechen 
der  Mitglieder  der  zweyten  Kammer  gehören  für 
die  Gerichte   des   gemeinen   Rechts. 

i2.)  Auch  diejenigen  Grofsbeamten 
der  Krone,  welche  nicht  Mitglieder 
der  Kammer  sind,  können  sowohl  in 
der    einen    als     in    der    andern     Kammer 


»gl.  den  :>8sten,  ferner  den  Sisten  Grundsatz. 
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den  Beratschlagungen  beywolinen 
und  Vorträge  im  Nahmen  der  Krone 
hallen.  —  In  Großbritannien  sind  die  Mini- 
ster Mitglieder  des  einen  oder  des  andern  Hausen 
Sie  sprechen  nur  in  dem  Hause,  dessen  Mitglie- 
der sie  sind,  und  hur  weil  sie  Mitglieder  dieses 
Hauses  sind.  Hier  konnte  jedoch  nur  das  allge- 
mein Ausführbare  berücksichtiget  werden. 

43.)  Ein  gültiger  Beschlufs  kann 
von  der  einen  und  von  der  andern  Kam- 
mer nur  in  so  fern  gefafst  werden,  als 
wenigstens  eine  gewisse  (gesetzlich  zu 
bestimmende)  Anzahl  Mitglieder  in  der 
Sitzung  gegenwärtig  ist.  Ausgenom- 
men bey  Wahlen  entscheidet  nur  die 
Mehrheit  der  Stimmen  an  sich,  (die  ab- 
solute, nicht  die  relative  Mehrheit  der  Stim- 
men.) —  Es  ist  schwerer,  als  zu  wünschen 
oder  zu  erwarten  wäre,  den  Kammern  einen 
zahlreichen  Zuspruch  zu  sichern.  Verdient  Stren- 
ge (wegen  der  Heiligkeit  der  Pflicht)  oder  Nach- 
sicht (wegen  der  Freyheit  der  Stimmenden)  den 
Vorzug? 

44.)  Die  Organisation  und  die  Ge- 
schäftsordnung der  einen  und  der  an- 
dern Kammer  ist  auf  die  Gesetzmäfsig- 
keit,    die    Ordnung,     die    Zweck  mafs  ig- 
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keit52)  und  die  Selbstständigkeit  der 
Verhandlungen  zu  berechnen.  —  So  reich- 
haltig und  wichtig  auch  dieser  Gegenstand  ist, 
so  kann  ich  mich  doch  wegen  desselben  auf  die 
in  der  Anmerkung  genannten  Werke  beziehn.  55) 

45.)  Mit  Vorbehalt  der  gesetzlichen 
Ausnahmen  ist  kein  Beschlufs  der  ei- 
nen Kammer  ohne  die  Zustimmung  der 
andern   Kammer   gültig. 

46.)  Vorschläge  zu  Gesetzen  kön- 
nen von  der  Regierung  sowohl  an  die 
erste,  als  an  die  zweyte  Kammer  zu- 
erst gerichtet,  sowohl  in  der  einen  als 
in  der  andern  Kammer  zuerst  gemacht 
werden.  Jedoch  sind  Gesetze,  welche 
den  Staatshaushalt  betreffen,  zuerst 
Ton  der  zwcyten  Kammer  in  Berathung 
zu   z  i  ehn. 


5«)  Die  Höflichkeit  in  den  Formen,  bemerkt  der  Herzog  von 
Levis,  (  England  in  seinem  gegenwärtigen  Zustande.  I.  Bd.  Lpa. 
181 5.  8.  S.  186.J  die  Untertänigkeit  in  der  Sprache  gegen  den 
König  trägt  nicht  wenig  zur  Erhaltung  der  Brittischen  Verfaf 
sung  bey. 

55)  Tactique  des  assemble'es    le'gislatives  etc.      Ouvrage    extrai 

des  manuscrits  de  Jeremie  Bentham  Juriscons.    Anglais  ,    par  Et 

Dumont.     Genf  u.  Paris,  "1816.    8.    (u.  Deutsche   Uebersetzung 

1818.    8)     Th.  Jefiersons  Handbuch  des  Parlamentär 

it  Darstellung  der  Verhandlungsweise  und  des  Geschäfts 

vm    Englischen    Parlamente   und   beym  Kongresse  dei 

'igten  Staaten  von    Nordamerika.      A.  d.  E.  übers,   und  mi 

Anm.  begleitet  v.  L.v.Henning.     Berlin.    1819.    8. 
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47O  Das  eine  und  das  andere  Haus 
ist  berechtiget,  Bittschriften  anzuneh- 
men. Jedoch  können  diese  Bittschrif- 
ten von  dem  einen  und  dem  andern 
Hause  nur  bey  der  Ausübung  der  ihm 
ve  r  f  ass  ungsm  äfs ig  zustehenden  Rechte 
berücksichtigt  oder  schlechthin  an  die 
Regierung  verwiesen  werden.  —  In 
Grofsbritannien    wird    die    Bittschrift    durch    ein 

i 

Mitglied  des  Hauses  eingereicht;  eine  Beschrän- 
kung  des  Bittenrechtes ,  die  sich  als  eine  Mafs- 
regel  gegen  den  Mifsbrauch  dieses  Rechts  und 
als  ein  Mittel,  das  Gewicht  der  einzelnen  Mit- 
glieder des  einen  und  des  andern  Hauses  zu 
verstärken,   gar  wrohl  vertheidigen  läfst. 

48.)  Die  Mitglieder  des  einen  und 
des  andern  Hauses  können  wegen  ihrer 
Stimme  nicht  zur  Verantwortung  ge- 
I  zogen  werden.  Wegen  ihrer  Reden 
können  sie  von  ihrer  Kammer  zur  Ord- 
nung verwiesen  werden, 

49.)  Die  Mitglieder  des  einen  und 
des  andern  Hauses  können  nur  vermö- 
g  e  eines  Beschlusses  ihrer  Kammer, 
den  Fall  eines  h  and  haften  Verbre- 
chens ausgenommen,  zur  Haft  gebracht 
werden.       Ist   ein  Mitglied   auf  handhaf- 
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ler  That  verhaftet  worden,  so  ist  da- 
von die  Kammer,  deren  Mitglied  er 
ist 4  sofort  in  Kenntnifs  zu  setzen.^)  — 
Die  Falle,  in  welchen  ein  Verhaftsbefehl  von  den 
Kammern  erlassen  werden  kann  ,  sind  die  des 
gemeinen  Rechts  55)  und  Handlungen  gegen  die 
Ordnungen  der  Kammer. 

5o.)  Die  Mitglieder  des  Unterhau- 
ses beziehen  eben  so  wenig,  als  die 
Mitglieder  des  Oberhauses,  einen  Ge- 
halt. —  Schon  deswegen  nicht,  weil  sie  ein 
Gehalt  in  den  Augen  des  Volks,  das  von  ihnen 
die  Erleichterung,  nicht  die  Erschwerung  seiner 
ten  erwartet,  herabsetzen  würde. 


FÜNFTES  HAUPTSTÜCK. 

Von     der     richterlichen     Gewalt.^ 


5i.)    Ein  jedes  Gericht  ist  mit  meh- 
reren    Richtern     zu     besetzen,     welche, 


>  Blackstone  I,  2.  —  Ist  die  Kammer  nicht  versammelt,  so 
tritt  der  ^  orstand  oder  eine  Abordnung  derselben  einstweilen  an 
deren  Stelle. 

»  1"  England  ist  die  Haftfrevheit  der  Mitglieder  des  einen 
und  «les  indem  Hauses  von  einem  weitern  Umfange.  S.  Black- 
Itone   e.    a.    ( ). 

56)    L -Nut.    nii^ine    et   progres   des  Institution»  judiciaires  def 
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als  eine  Gesamtheit,  nach  der  Mehr- 
heit der  Stimmen  entscheiden  —  denn 
die  gesetzgebende  und  die  richterliche  Gewalt  sind 
einander  so  nahe  verwandt,  dafs ,  wie  die  eine, 
so  auch  die  andere  zu  organisiren  ist.  Die  iie- 
saaitheitliche  Verfassung  der  Gerichte  ist  zugleich 
eine  unentbehrliche  Gewährleistung  für  die  rich- 
terliche Unparteilichkeit. 

5a.)    Mit    Vorbehalt    der    im    25sten 
und    2gsten    Satze    enthaltenen    Ausnah- 
men  stehn   alle   Unterthanen   unter   den- 
selben  Gerichten.      Jedoch  können  nach 
der    Verschiedenheit    der    Gegenstände 
oder    des    Verfahrens    verschiedene    Ge- 
richte    angeordnet    werden-     mit    andern 
Worten,     ob  und  in  wie  fern  der   Grundsatz   der 
Theilung    der  Arbeiten  auch    auf   die   Gerechtig- 
<eitspflege   anzuwenden   sey?     ist  eine    Frage    der 
Klugheit.       Daher    sind  z.    B.  die    Fragen,   ob 
Jie  bürgerliche  und  die  peinliche  Gerichtsbarkeit 
*on   denselben    Gerichten    zu  verwalten    sey  ?    ob 
nan    für    diejenigen    bürgerlichen     Rechtssachen, 
velche    mit  der   Staatsverwaltung    in    Verbindung 
tehn,   besondere   Gerichte  zu  bestellen  habe?  57) 


rineipaux   pays   de  TEurope.      Par    J.    D.    Meyer,     a   I«    IJaye» 
U.  T.   ,818.  ff  8. 
$7)   Vgl.   über  die  letztere  Frage:     De  Ja  justice  criminelle  eo 
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$o  verschieden  beantwortet  worden,  ßeyde  Fra- 
gen dürften  im  Allgemeinen  verneinend  zu  ent- 
scheiden seyn.  Die  erstere ,  weil  die  bürgerli- 
che Gerechtigkeil3pflege  eine  Schule  für  den  pein- 
lichen Richter  ist;  58)  die  letztere,  weil  das  all- 
gemeine bürgerliche  Recht  auch  gegen  den  Staat 
gültig  seyn   soll. 

53.)  Für  eine  jede  Rechtssache 
müssen  von  Rechtswegen  mehrere  Ge- 
richtsstufen bestehn.  —  Damit  die  Par- 
theyen  auch  gegen  die  Richter  ihre  Rechte 
vollständig  vertheidigen  können.  Die  Frage:  Wie 
viele  Gerichtsstufen  den  Parlheyen  offen  zu  las- 
sen sind?  läfst  sich  nur  durch  einen  Vergleich 
entscheiden.  —  Ist  der  Grundsatz  auch  auf  das 
Urtheil  der  Geschvvornen  anwendbar?  In  Eng- 
land verstalten  die  Gerichte  die  Wiedei  hohlung 
der  gerichtlichen  Verhandlungen  vor  einer  neuen 
Geschworenschaft ,  wenn  sich  aus  den  über  die 
vorigen  Verhandlungen  schriftlich  genommenen 
Bemerkungen  u.  s.  w.  zur  Genüge  ergiebt,  dafs 
das  Urtheil  der  ersteren  Geschworenschaft  mit 
- Grund 

France.  Par  Bt'rcnger.  Par.  1818.  8.  (Eine  treffliche  Kritik 
der  «lermaligen  Französischen  Gerichtsverfassung.) 

Audi  in  Frankreich  ist  man  von  der  Trennung  der  peinli- 
chen Gerichtsbarkeit  von  der  bürgerlichen  zurückgekommen« 
Nachahmung  verdienen  die  Sendgerichlö  (Assises;  der  Englischen 
und  der  Französischen  Verfassung. 


Grund  gescholten  werde.  59)  Und  in  der  TliM, 
warum  sollte  das  von  Gescliwornen  gefunden 
Urtheil  eine  Ausnahme  von  der  Regel  machen? 
Etwa  deswegen,  weil  die  Geschworncn  im  Nah- 
men des  Volkes  sprechen,  oder,  weil  sie,  kraft 
des  den  Partheyen  zustehenden  Rechtes,  die  Ge- 
«chwornen  äu  sichten,  als  Schiedsrichter  betrach- 
tet werden  können  ?  Aber  soll  nicht  auch  das 
Volk  einen  von  seinen  Vertretern  begangenen 
Irrthum  gut  zu  machen  suchen?  I*t  die  Aehn* 
lichkeit  zwischen  der  Geschworenschaft  und  ei- 
tlem  Schiedsrichter   vollkommen  treffend? 

540  Zum  Vortheile  eines  Angeklag- 
ten ist  ein  Rechtsspruch  (und  das  Ur^ 
theil  der  Ge  schwor  nen)  sofort  rechts«* 
kräftig.  -T-  An  einem  Fürstenworte  soll  man 
nicht  drehn  ,   noch   deuteln« 

55.)  Die  gerichtliche  Verhandlung 
der  Rechtssachen  ist  mündlich  und 
öffentlich.*^) —  Man  hat  die  Gründe  für  die 
Oeffentlichkeit  des   gerichtlichen   Verfahrens 


5g)  Blackstöne  III,  24.  IV,  iji 

60     Merlin,    re'pert.    de   jurispr.    m.    puhlfcite    des    äinli<*nre« 
Gründe  für  und   wider  die  mündliche  öffentliche   Rechtspflege   in 
bürgerlichen    Rechtssachen.      Mavriz.     1816-    6.       D  kl    Wen     th* 
mündliche  Stralrechlspiiege  und    das   Gesc  hwornengericht  in    * 
gleichung  mit  der  Deutschen  StrafrechtspJlege.     Von   Mittermeier 
Landsh.   j  6 1 9.     8. 
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rdn  den  Gründen  für  die  mündliche  Verhand- 
lung der  Rechtssachen  zu  unterscheiden.  Das 
öffentliche  Verfahren  hat  keinen  Sinn  und  Zweck, 
Wenn  es  nicht  mündlich  ist.  Aber  das  mündli- 
che Verfahren  hat  auch  an  und  für  sich  seinen 
Werth. 

Es  giebt  Mafsregeln  und  Einrichtungen,  die 
sich  schwerer  mit  Gründen  vertheidigen  lassen,  , 
weil  die  Zweckmäfsigkeit  der  Sache  zu  einleuch- 
tend ist.  Die  0  e  f  fentli  chkeit  des  gerichtli- 
chen Verfahrens  ist  von  dieser  Art.  Wie,  die  Ge- 
rechtigkeitspflege sollte  sich  in  ein  Geheimnifs 
verhüllen,  gleich  als  ob  sie  sich  einer  Schuld 
bewufst    wäre  ?      Je     selbstständierer    die    richter- 

D 

liehe  Gewalt  sejn  soll,  desto  gröfser  ist  das  Be- 
dürfnifs,  dafs  sie  von  einem  unsichtbaren  Rich- 
ter, der  öffentlichen  Meinung,  bewacht  werde. 
Dieser  unsichtbare  Richter  richtet  nicht  nur 
über  den  sichtbaren,  sondern  zugleich  mit 
demselben.'  Widerrechtliche  oder  unbillige  An- 
sprüche, eine  unredliche  Vertheidigung,  die  Ver- 
brechen bestraft  er  mit  Schande ,  wenn  er  sie 
nicht,  schon  durch  die  Furcht  vor  seinem  Ur- 
theile,  verhindern  konnte.  Und  brauche  ich  erst 
die  Vortheile  aus  einander  zu  setzen,  welche  die 
Oeflentlichkeit  des  gerichtlichen  Verfahrens  für 
das  Volk   als    eine    Lehr-  und    Sittenschule    hat, 
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wie  sie  z.  B.  die  Urtheilskraft  des  Volkes  schürft, 
das  Volk  mit  den  Gefahren,  die  i|hm  im  hür- 
gerlichen  Verkehre  dröhn,  und  mit  den  Mit- 
teln, diesen  Gefahren  zu  entgehn,  bekannt  macht, 
das  Verbrechen  in  seiner  ganzen  Schändlichkeit 
aufdeckt,  die  Strafe,  als  den  gerechten  Lohn 
des  Verbrechens,  öffentlich  rechtfertiget?  Ja 
schon  das  ist  ein  kaum  zu  berechnender  Ge- 
winn, dafs  die  Oeffentlichkeit  der  Gerichtssitzun- 
gen, indem  sie  eine  Parthey  wie  die  andere, 
einen  Zeugen  wie  den  andern  ,  und  unter  den- 
selben Umständen  und  Umgebungen  vor  die 
Augen  der  schauenden  Gemeinde  stellt,  Allen 
die  Lehre  recht  anschaulich  prediget,  dafs  vor 
den  Augen  der  Gerechtigkeit  Alle  gleich  sind  und 
gleich  seyn  sollen.  —  Ich  wüfste  nur  zwey 
Einwendungen,  die  man  der  Oeffentlichkeit  des 
gerichtlichen  Verfahrens,  diese  für  sich  betrachtet, 
entgegensetzen  könnte.  Erstens:  Es  giebt  Rechts- 
sachen, die,  sey  es  wegen  des  zu  befürchtenden 
Aergernisses,  oder  weil  sie  Familiengeheimnisse 
aufdecken,  besser  den  Augen  des  Volkes  entzo- 
gen werden.  Zweytens:  Es  giebt  Rechtssa- 
chen, bey  welchen  das  Volk  besonders  betheili- 
get ist.  Wird  nicht  die  öffentliche  Verhandlung 
solcher  Sachen  das  Volk  mächtiger  aufregen,  und 
'o  der    Unpartheylichkeit    der    Richter    und    der 
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Geschworncn,  ja  vielleicht  dem  Öffentlichen  Ru- 
hestände Gefahr  bringen?  Jedoch,  was  die  er- 
i  e  Einwendung  betrifft,  braucht  man  nur  den 
Gerichten  das  Recht  zu  verstatten,  in  gewis- 
sen gesetzlich  zu  bestimmenden  Fällen  Aus- 
nahmen von  der  Regel'  des  öffentlichen  Ver- 
fahrens zu  machen.  Die  letztere  Einwendung! 
lafst  sich  in  einen  Grund  für  die  Oeffentlich- 
keit  der  gerichtlichen  Verhandlungen  umgestal- 
ten. Denn  ist  diese  nicht  ein  Mittel,  das  Voll* 
von  seinem  Unrechte  zn  überzeugen?  eine  Auf- 
forderung für  den  Richter  und  die  Geschwor« 
nen ,  der  Würde  ihres  Berufs  desto  mehr  ein- 
gedenk zu  sejn? 

Wenn  die  Oeffentlichkeit  des  gerichtlichei 
Verfahrens  eine  unnachlafsliche  Forderung  ist 
so  hat  man  nicht  weiter  die  Wahl  zwischer 
dem  mündlichen  und  dem  schriftlicher 
Verfahren.  Ware  das  letztere  auch  an  siel 
das  vorzüglichere,  dennoch  müfste  es  höherer 
Rücksichten  zum  Opfer  gebracht  werden.  Audi 
auf  das  Urtheil  durch  Geschworne  müfste  mt 
so  gut  wie  verzichten,  wenn  das  gerichtlich* 
Verfahren  schriftlich  seyn  sollte.  Jedoch  auc 
an  sich  dürfte  das  mündliche  Verfahren  in  de 
el  vor  dem  schriftlichen  den  Vorzug  vei 
dienen.      Denn   das   erstere  gewährt  ein  weit  ai 
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schaulicheres  Bild  von  seinem  Gegenstande  ali 
das  letztere.  6l)  Hierzu  kommt,  dafs  die  münd« 
liche  Verhandlung  der  Rechtssachen,  in  wir 
fern   sie    theils    zur   Ausbildung    des   mündlichen 

s 

Vortrages  auffordert ,  iheils  das  Lehen  der  Ge- 
rechtigkeitspflege steigert,  dem  Geiste  des  ein- 
herrschaftlichen Freyslaates  überhaupt  entspricht, 
dafs  sie  für  den  Werlh  der  Männer,  welche  sich 
dem  Berufe  des  Richters  oder  Sachwalters  wid- 
men ,  durch  die  Erschwerung  des  Erfolgs  eine 
eigentümliche  Bürgschaft  leistet,  endlich,  dafs 
•ie  Zeit  und  Kosten  erspart. 

Aus  den  Deutschen  Gerichten  ist  das  öffent- 
liche und  mündliche  Verfahren  durch  die  frem- 
den Rechte  verdrängt  worden.  *>2)  Ein  verdäch- 
tiger Ursprung  des  jetzt  in  Deutschland  übli- 
chen Rechtsganges!  Aber  herkömmliche  For- 
men verläfst  man  eben  so  ungern  und  schwer, 
als   eine   Stätte,   die  man  lange  bewohnte. 


61)  Jch  will  diesen  Grund  (den  Hauptgrund)  nicht  weiter  auf- 
führen,  da  er  schon  von  Andern  zur  Genüge  erläutert  worden  i^t. 
In  das  günstigste  Licht  stellt  man  diesen  Grund,  wenn  man  hey 
dem  schriftlichen  Verfahren  voraussetzt,  dafs  das  Gerichl  au!  den 
Vortrag  eines  seiner  Mitglieder  entscheidet.     Ich  darf  lüflSOl 

dafs  ich  aus  eigener  Erfahrung  uber   die  Vorzüge  des  mündlichen 
Verfahrens  urtheilen  kann. 

62)  J.  N.  Bischoffs  Lehrbuch  d*es  teutschen  Cauzlev^h  I9  etc. 
Heimst.  1793.     Einleit.    2ter  Ahschnitt. 


• 
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56.)  Für  das  gesamte  Reich  besteht 
ein  Oberhof,  (ein  Kassationsgerichtshof,)  bey 
welchem  gegen  ein  jedes  Urtheil  der 
letzten  Instanz  die  Nichtigkeitsklage 
in  so  fern  erhoben  werden  kann,  als 
das  Urtheil,  entweder  seinem  Inhalte 
nach,  oder  in  Beziehung  auf  die  Förm- 
lichkeiten des  gerichtlichen  Verfah- 
rens, mit  denGesetzen  in  Widerspruch 
steht.  —  Wegen  der  Organisation  und  der 
Amtsgewalt  dieses  Gerichts,  einer  Behörde,  die 
für  die  Zweckmäfsigkeit,  auch  in  gröfseren  Rei- 
chen, für  die  Einheit  der  Gerechtigkeitspflege  von 
entscheidender  Wichtigkeit  ist,  beziehe  ich  mich 
auf  die  Verfassung  des  Französischen  Reichs.  65) 

57.)    Bey    einem    jeden    Gerichte  be» 
steht    eine  Anwaltschaft  derKrone,   von 
welcher  die  Regierung,    in    s^  fern  sie 
entweder    als    Parthey,     oder    als    Ober-* 
vormünderinn,^)    oder     überhaupt  we 


65)  Merlin  repert.  de  jurispr.  m.  Cassation  und  cour  de  Cassa- 
tion. Exposition  de  Tesprit  des  lois  concernant  !a  Cassation  en  ma- 
tiere  civile.  Par  Lavaux.  Paiv  1809.  8*  Magazin  für  das  Civil- 
und  Kriminalrecht  des  Kayserreiches  Franke  I.  Hft.  (Ha?nb. 
1812.)  S.  119.  —  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dafs  icl 
den  Französischen  Kassalionshof  nicht  unbedingt  als  Muster 
aufstellen  wollte,  z.  ß.  nicht  in  so  fern,  als  er  in  keinem  Falle, 
tvas  uiHor  den  Partheyen  Rechtens  seyn  solle,  ausspricht. 

64)  Vgl.  den  Code  de  proc.  civ.  Art.  85. 
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gen  der  Vollziehung  der  Gesetze  I>o\ 
der  G  e  r  e  c  h  t  i  gk  e  i  t  sp  f  \  e#  e  b  e  t  h  e  i  1  ig  et 
ist,  bey  den  Gerichten  vertreten  wird. 
Der  Krönanwalt  wird  von  dem  Könige 
bis  auf  Widerruf  ernennt.  —  JN;U|, 
dem  altdeutschen  Rechte  wurden  Rechtsverle- 
tzungen mit  einer  Geldstrafe  gebüßt«  Ei  um 
Theil  der  Strafe  erhielt  der  in  seinem  Rechte 
Beeinträchtigte,  einen  andern  die  Gemeinde  oder 
I  der  König.  Der  Konig  bestellte  zur  Herhey- 
treibung  des  ihm  von  diesen  Strafen  gebüh- 
renden Theiles  bey  einem  jeden  Gerichte  ei- 
nen Anwalt.  65)  Dieses  schon  den  Reichen 
der  Deutschen  geschichtlicher  Urzeit  bekann- 
te Amt  hatte  bey  den  verschiedenen  Völ- 
kern Deutschen  Ursprungs  sehr  verschiedene 
Schicksale.  Die  vollständigste  und  zweckmäfsig- 
ste  Ausbildung  hat  es  wohl  in  Frankreich  erhal- 
ten. Nach  dem  Französischen  Rechte  ist  die 
Kronanwaltschaft  eine  Stelle,  welche  die  Rechte 
und  Ansprüche  der  Regierung  in  Beziehung  ant 
die  Gerechtigkeitspflege,  unbeschadet  der  Seil 
ständigkeit  der  richterlichen  Gewalt  ,  wahr- 
nimmt.   66) 


65)  Stirnhöök  de  jure  Sueonum  etGotlioi  um  vclusto.  J:  5. 

66)  Merlin   repert.    de   jurispr.    m      Ministere  public      I 
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58.)  Dem  Stande  der  Sachwalter 
und  dem  der  An  walte  ist  eine  Einrieb« 
tung  zu  geben,  welche  für  die  Zweck- 
lichkeit  des  einen  und  des  andern  Stan- 
des möglichst  Gewähr  leistet.  —  Di© 
Sachwalter,  obwohl  unmittelbar  nur  zum  Dien- 
ste der  Partheyen  bestimmt,  sind  dennoch  ein 
eben  so  eigenthümliches ,  als  ausgezeichnetes 
Glied  in  der  Kette  der  Staatsdiener.  Indem 
sie  einem  Jeden ,  der  sich  in  seinen  Rechten  für 
beeinträchtiget  hält,  den  Vortheil  einer  voll- 
ständigen und  kunstgerechten  Verteidigung  und 
so  einen  Ersatz  für  das  Kriegsrecht  des  Natur- 
standes gewähren ,  versichert  sich  die  Regierung 
des  Gehorsams  der  Unterthanen.  Indem  sie  die 
Rechte  der  Partheyen  einseitig  und  als  Streit- 
genossen vertheidigen,  setzen  sie  die  Gerichte  in 
den  Stand,  die  Sache  allseitig  zu  erwägen  und 
unpartheyiseh  zu  entscheiden.  Sie  sind  eine  be- 
waffnete Macht,  welche  der  Fürst  gegen  sich 
selbst  aufstellen  mufs,  damit  er  die  sein  ige 
nicht  mifsbrauche.  Auf  einer  niederem  Stufe 
stehn  die  Anwalte  3    ihre    Arbeit    ist  mehr  Hand- 


das  Amt  der  Staatsanwälte.  Von  B.  W.  Pfeiffer.  In  der  Jurist. 
Bibl.  (Hassel,  1811.  8.)  I,  1.  Traite'  sur  le  ministere  public  et 
$«s  fonetions  dans  les  affaires  civ.  crim.  et  de  simple  police.  Par 
$chenk.   Par.  II.  Vol.  i8i5.  8. 


/ 
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arbeit.  Jedoch  ist  der  Staat  bey  der  Treue  und 
Emsigkeit  ,  mit  welcher  sie  ihres  Berufol  war- 
ten ,  nicht  weniger  betheiliget.  *7)  —  Die  Sach- 
walter, obwohl  Slaatsdiener  j  müssen  dennoch 
von  dem  Staate  möglichst  unabhängig  seyn, 
wenn  sie  ihrem  Berufe  Genüge  leisten  sollen. 
Daher  ist  es  bedenklich,  der  Regierung  die  Be- 
förderung zur  Sachwaltschaft  zxx  überlassen. 
Vielmehr  ermächtige  man  alle  die,  wrelche  auf 
einer  Hochschule  den  Grad  eines  Doktors  der 
Rechte  nach  einer  öffentlichen  Prüfung  er« 
halten  haben,  zur  Ausübung  dieses  Berufs.  Auch 
die  Einrichtung,  welche  einst  in  Frankreich 
bestand,  dafs  die  Sachwalter  eines  und  dessel- 
ben Gerichtshofes  eine  Brüderschaft  bildeten, 
welche  nur  die  erprüften  und  bewährten  Mit- 
glieder des  Standes  aufnahm  und  duldete,  ver- 
dient eine  ehrenvolle  Erwähnung.  Eine  weitere 
Bedingung  der  Selbstständigkeit  dieses  Stande» 
ist  die,  dafs  er  auf  ein  reichliches  Auskommen 
rechnen  könne;  und  diese  Bedingung  ist  um  so 
wesentlicher,  je  weniger  es  räthlith  seyn  würde, 
ihm   eine  sichere  Aussicht   auf  Beförderung  zu 


67)  Daher  sollten  wohl  bevde  Eigenschaften  ,  die  eines  Sach- 
walters und  die  eines  Anwaltes,  nicht  dergestalt  mit  einander 
vereiniget  seyn,  dafs  die  eine  nicht  ohne  die  andere  zu  erlan- 
gen wäre. 


1  * 
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andern  Stellen  zu  eröiTnen.  Uebrigens  sorge  man 
nur  durch  diese  und  ähnliche  Mittel  für  die  Selbst- 
ständigkeit des  Standes,  und  man  kann,  unter  der 
Voraussetzung,  dafs  das  gerichtliche  Verjähren 
mündlich  und  öffentlich  ist,  68)  gewifs  seyn,  dafs 
die  Sachwalter  der  Würde  ihres  Berufs  von  selbst 
eingedenk  seyn  werden.  —  Aehnliche  Vorschläge 
lassen  sich  für  die  Zwecklichkeit  des  Standes  der 
Anwälte  aufstellen.  69) 

5g.)  Die  gerichtliche  Polizey  ist 
nicht  den  Gerichten,  sondern  beson- 
dern Beamten  an  zu  vertrau  n.  7°)  —  Die 
gerichtliche  Polizey  ist  der  Staatsschutz  ,  in  wie 
fern  er  unmittelbar  auf  den  Zweck  der  Gerech- 
tigkeitspflege gerichtet  ist.  In  Beziehung  auf  die 
bürgerliche  Gerechtigkeitspflege  hat  dieser  Schutz 
die  Bürger  in  den  Stand  zu  setzen ,  ihre  Rechte 
durch    die    Gerichte  geltend   zu  machen ,    mithin 


68)  Wie  hoch  stehen  in  England,  in  Frankreich  die  Sachwal- 
ter, wie  niedrig  in  Deutschland!  Ein  Grund  mehr  für  das 
mündliche  und  öffentliche  Verfahren! 

6<P  Vgl.  üher  den  vorliegenden  Satz  überhaupt :  Merlin  re'- 
port.  de  jurispr.  m.  Avocat.  Avoue'.     Chamhre  des  avoue's. 

70)  Die  Benennung:  Gerichtliche  Polizey,  ist  aus  der 
Franzosischen  staatsrechtlichen  Sprache  entlehnt.  (Police  judi- 
-ciairr.)  Jn  Deutschland  nennt  man  die  gerichtliche  Polizey,  in 
wie  fern  sie  sich  auf  die  bürgerliche  Gerechtigkeitspflege  bezieht, 
junsdictio  voluntaria ,  weil  sie  in  den  meisten  Fallen  von  den 
Gerichten  gehandhabt  wird. 


I 
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%.  B.  ihre  Rechtsgeschäfte  mit  der  erforderlich*« 
Festigkeit    und   Bestimmtheit  abzuschließen«       In 
Beziehung  auf  die  StrAfgefechiigkeitspflege  bal 
die  Gerichte    in    den  Stand  &u   setzen,    gegen   die 

Verbrecher  im  Wege  Rechtens  zu  verfahren  ;  er 
hat  also  in  dieser  Beziehung  den  begangenen  Y<  i  - 
brechen  nachzuspiihren  ,  den  Thalbestand  der 
hen  auszumittcln  ,  die  Thäter  zu  entdecken  und 
in  den  geeigneten  Fallen  zur  Haft  zu  bringen,  die 
Beweise  zur  Begründung  einer  Anklage  zu  sam- 
meln. —  Die  gerichtliche  Polizey  und  die  Ge- 
richtsbarkeit sind  von  einander  zu  trennen,  weil 
sie  ihren  Gegenständen  nach  verschiedenartige 
Aemter  sind  5  weil  die  Gerichte  Richter  und  Par- 
they zugleich  seyn  würden,  wenn  sie,  zur  Ent- 
scheidung über  die  Rechtmäfsigkeit  der  Handlun- 
gen der  gerichtlichen  Polizey  berufen,  dennoch 
als  Beamte  der  gerichtlichen  Polizey  diese  Hand- 
lungen, z.  B.  die  Verhaftung  eines  Angeschuldig- 
ten 7l)  zu  vertreten  hätten;  weil  zu  befürchten  ist, 
dafs  das  eine  oder  das  andere  Geschäft  nur  als 
eine  Nebensache  behandelt  werden  wird,  wenn 
beyde  denselben  Behörden  anvertraut  sind«  — 
Ich  kann  nicht  auf  die  Art  eingehn  ,   wie  der  auf- 


70   Ohne    die    Sonderling   der    gerichtlichen    Poli/.rv    vom 
Gerichtsbarkeit    dürfte  ein  ilabeas- corpus -Gesetz  kaum  vmII/.h-Ii- 
bar  seyn. 
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gestellte  Grundsatz  in  Ausführung  zu  setzen  ist,, 
so  sehr  auch  dieser  Gegenstand  ,  z.  B.  die  zweck- 
mäfsige  Einrichtung  der  Staatsschreiherey ,  (de« 
Notariates,)  die  sorgfältigste  Berücksichtigung 
verdient.  7») 

60.)  Ein  schiedsrichterlicherSpruch 
hat  dieselbe  Rechtskraft,  wie  ein  ge- 
richtliches Urtheil  der  letzten  Ge- 
richtsstufe, —  Ein  jeder  bürgerlicher  Rechts- 
streit ist  ein  öffentliches  Unglück.  Denn  er  ist 
ein  Bürgerkrieg.  Ein  jedes  Mittel,  den  Streit  zu 
verhindern ,  oder  abzukürzen ,  oder  auszutragen-, 
also  z.  B.  die  Entscheidung  des  Streites  durch 
Schiedsrichter,  ist  ein  Gewinn  für  den  Staat« 
Vielleicht  sollte  das  Gesetz  die  Staatsschreiber  an- 
weisen,  den  Partheyen,  die  vor  ihnen  einen  Ver- 
trag eingiengen,  die  Frage  vorzulegen,  ob  sie  sich 
für  die  wegen  dieses  Vertrages  etwa  entstehen- 
den Streitigkeiten  in  voraus  einem  schiedsrich- 
terlichen Ausspruche  unterwerfen  wollten? 

7a)  Besonders  beachtungswerlh  ist  die  Französische  Notariats- 
Verfassung.  S.  die  von  dem  Franz.  Notariate  in  meinem  Hand- 
buche  des  Franz.  Civilrechts.  I.  Bd.  (Heidelb.  2te  Aufl.  1811.  8.> 
Einleit.  §.  7.  a.  Schriftsteller  und  :  Code  notarial  ou  recueiT  chro- 
Jiologique  des  lois  etc.  concernant  Je  nolariat.  Par.  1 81  1 .  ff.  8. 
Das  Deutsche  Notariat,  obwohl  desselben  Ursprungs,  wie  das  Fran- 
zösische, hatte  als  ein  kayserliches  Amt  an  der  landesherrlichen 
Gewalt  einen  zu  mächtigen  Feind ,  als  dafs  es  sich  zur  Bedeu- 
tung des  Französischen  hätte  erheben  können.  Vgl.  Runde's  Bei- 
träge xur  Erläuterung  rechtlicher  Gegenstände.     Bd.  I.  S.  2  45.  ff- 


333 


61.)    In.  einer    jeden     bürgerlichen 

Rechtssache,  die  einen  Vergleich  zu- 
lüfst,  ist  von  einer  besondern  Behörde, 
einem  Mitlelsmanne,  die  Gate  zu  ver- 
suchen, ehe  die  Sache  an  das  Gericht 
gebracht  werden  kann,  D  i  es  e  r  Mittel  s- 
mann  wird  von  den  Staatsbürgern  des 
Bezirks,  für  welchen  er  bestellt  ist, 
auf  eine  gewisse  Anzahl  Jahre  gewählt. 
Der  abgehende  Mittelsmann  ist  wie- 
der erwähl  bar.  75)  —  Man  klagt  nicht  sel- 
ten da,  wo  eine  solche  Behörde  besteht,  dafs  sie 
nicht  so  ganz  den  von  ihr  gehegten  Erwartungen 
entspreche.  Vielleicht,  dafs  folgende  Vorschläge 
zur  Milderung  dieser  Klage  beytragen  könnten: 
a)  Man  sollte  den  öffentlichen  MitleLsmännern 
überall  kein  anderes  Amtsgeschäft,  als  das  der  Ver- 
mitlelung,  übertragen.  In  Frankreich  sind  sie  zu- 
gleich Richter  in  gewissen  bürgerlichen  Rechtssa- 
chen und  über  geringere  Vergehungen.  7^)   Am  we- 


75}  Vgl.  S.  33  und  35.  Jedoch  dürften  die  Bedingungen  des 
Wahlrechts  und  der  Wählbarkeit  >  von  welchen  in  diesen  Sätzen 
die  Rede  war,  indem  vorliegenden  Falle  zu  ermäfsigen  se*n. 

74)  Der  Französische  INahme:  Juge  de  paix,  ist  von  der  Engli- 
schen Verfassung  entlehnt.  Jn  England  sind  jedoch  die  Friedens, 
richter  überall  nicht  Mittelsmänner,  sondern»  ihrer  IFauptl«  Stim- 
mung nach,  Polizevbeamte,  bestellt  den  Frieden  des  Könige  aufV 
recht  zu  erhalten.  Vgl.  De  la  compc'tence  des  juges  de  pai.v  Far 
Hcnrion  de  Pansey.     Par    Jll.  Ed    iüi3.  8. 
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ni  Im  ist  die  wStrafcerochiigkeitspflegemit  dem  Be- 
rufe eines  Mittelsmannes  vereinbar,  b)  Für  einen 
je  tlon  Bezirk   sollten   zwey  oder  mehrere  Mittels- 

ner  .»ewcihlt  werden,  so  dafs  es  dem  Kläger 
ir  n  I iiiulo  ,  sich  an  den  einen  oder  an  den  an- 
dern wegen  der  Vermittlung  eines  Vergleichs 
zu  wenden.  c)  Man  sollte  alljährlich  eine  Li- 
ste von  den  Rechtshändeln ,  welche  ein  jeder 
einzelne  Friedensrichter  verglichen  und  nicht 
verglichen  hätte,  durch  den  Druck  bekannt  ma- 
chen. Grofse  Männer  wetteifern  mit  sich  seihst. 
Aber  Seelengrüf^e  ist  nicht  das  gemeine  Loos 
der  Menschen. 

62.)  Mit  Bewilligung  des  Gegen- 
t heiles  kann  eine  jede  Klage  sofort  von 
dem  befugten  Gerichte  der  letzten  In- 
stanz erhoben,  ein  jedes  Rechtsmittel 
unmittelbar  an  dieses  G  ericht  g  er  i  ch- 
t  e  t  werden.  75) 

63.)  Andere  Gerichte  sind  für  die 
schwereren,  andere  für  die  leichteren 
Vergehungen  zu  bestellen,  —  so  dafs 
schon  die  Gerichtsverfassung  die  schwereren  IIa- 


Bin«  ähnliche    Vorschrift   ist  in  der  Herzogt.  Sächsischen 
Ol.prnpjKMlotions^erichtsordnung  enthalten.     Das  Englische  Recht 
*H*n  Zweck  auf  einem  andern  Wege.      CDurch  ge- 
irütc  fictiontf  juris.)    Blackstone  III,  4, 
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thaten  als  solche  bezeichne.  Von  Rechts\ 
sollte  sowohl  bey  der  einen  als  bey  der  anch  m 
Art  der  Gerichte  dc^  Urlheil  über  die  Thots li- 
ehe durch  Geschworne  gefunden  werden.  7*) 
64.)  DieGe  richte  der  einen  und  der 
andern  Art  können  nicht  im  Wege  der 
Untersuchung,  sondern  nur  auf  eine 
von  dem  Kronan walte  angestellte  An- 
klage verfahren.  77)  —  Das  Untersuchungs- 
verfahren —  die  Deutschen  verdanken  diesen 
Rechtsgang  der  katholischen  Kirche  —  ist  eine 
Ungerechtigkeit.  Denn  nach  demselben  ist  der 
Richter  zugleich  Ankläger.  Mögen  die  Gesetze 
den  untersuchenden  Richter  auch  noch  so  nach- 
drücklich bedeuten,  dafs  er  auf  den  Entschuldi- 
gungsbeweis dieselbe  Sorgfalt  zu  verwenden  ha- 
be, wie  auf  den  Beschuldigungsbeweis ;  er  niüfstc 
mehr  als  Mensch  seyn ,  wenn  ihn  nicht  die  Be- 
schuldigung, welche  die  Veranlassung  zu  seinem 
Verfahren  ist  ,  zu  einem  Vorurtheile  gegen  den 
Angeschuldigten    verleiten    sollte.    —      Schon    die 


76)    Das   Französische   Recht   hat  alle  geringere  Vergehw 
dem  Urlheile 'durch    Geschworne    entzogen:    das  cht    mir 

gewisse  nahmentiieh  bestimmte  Arten  von  Vergebungen.      Black 
stone  IV,   19.  20. 

77}    Hiermit   wird   nicht   behauptet,     dafs  der   I' 
jedes  Vergehn,  wenn  es  auch  nicht  von  dem  beeil! 
gerügt  wird,  verfolgen  könne, 
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Notwendigkeit,  sich  gegen  eine  Anklage  ver* 
Iheidigeli  zu  müssen,  nähert  sich  einer  Strafe* 
V-irh  dem  Englischen  Rechte  entscheidet  daher 
eine  Grsrhworenschaft  zuförderst  über  die  Fra- 
pe :  Ob  Gegen  einen  Angeschuldigten  eine  An* 
klage    stattfinde,   oder   nicht?      s 

65.)  Verschärfte  Todesstrafen,  b  e* 
schimpfende  Strafen  ,  L  eibe  s  s  träfe  n, 
(körperliche  Züchtigungen,  verstümmelnde  und 
verunstaltende  Strafen,)  und  die  Einziehung 
des  Vermögens  sind  unzulässige  Straf- 
arten, —  Die  erster  en  drey  Strafarten  sind 
unzulässig,  weil  sie  die  Menschheit  in  dem  Ver- 
brechen entehren,  weil  sie  das  Gefühl  für  Men- 
schenwürde in  dem  Volke  tödten  ,  ohne  welches 
doch  am  allerwenigsten  eine  auf  dieser  Würde 
ruhend«  Verfassung  gedeihn  kann.  Die  Einzie- 
hung des  Vermögens  ist  unzulässig,  weil  sie  zu- 
gleich   Unschuldige   trifft. 

66.)  Der  Richter  darf  nur  in  so 
fern  eine  Strafe  zuerkennen,  als  die 
Geselze  ihrrm  Wort  verstände  nach 
das  Erkenntnifs  rechtfertigen.  —  In 
1  irgerlichen  Rechtssachen  mufs  der  Richter  auf 
<  e  jede  Rechtsfrage,  die  Gesetze  mögen  reden 
*  r  schweigen,  eine  Antwort  erlheilen.  Sonst 
würde  er  die  Partheyeii  zur  Selbslhülfe  ermäch- 
tigen. 
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tigen.  73)  Aber  eine  Anklage,  welche  sich  nicht 
auf  ein  ausdrückliches  Strafgesetz  gründet,  ist  eine 
Selbsthülfe,   welcher  sich   die  Piegierung  schuldig 


macht. 


SECHSTES   HAUPTSTÜCK. 

Von    den    örtlichen     Verwaltungsbehörden 


67.)  Durch  die  Gemeinde  Verfassung 
ist  den  ein  zeinen  Gemein  den  die  Selbst- 
ständigkeit zuzusichern,  welche  nur 
immer  mit  der  Einheit  und  dem  Wohle 
des  gesamten  Staates  vereinbar  ist. 
Das  Vermögen  der  Gemeinden  steht 
unter  dem  Schutze  der  Verfassung.  — 
Die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Gemeinden  ist 
überhaupt  eine  der  dringendsten  Aufgaben  ,  wel- 
che eine  iede  auf  das  öffentliche  Beste  berechnete 
Verfassung  zu  lösen  hat.  Denn  das  Wohl  und 
Wehe  der  Menschen  hängt  vor  allen  Dingen  von 
dem  Verhältnisse  ab,  in  welchem  sie  zu  ihren 
Nachbarn  und  Umgebungen  stehn  5  von  den  Vor- 
theilen  oder  Nachtheilen,  welche  mit  dem  Aufent- 
halte an   einem  bestimmten  Orte  verbunden  sind; 


78)  Code  civil  des  FranctuV     Ar*.  4, 

Zachariä  vom  Staat.  II  %% 
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und  die  Vorsorge  für  die  örtlichen  Bedürfnisse 
und  Vortheile  der  Bürger  kann  Niemanden  bes- 
ser ,  als  den  Mitgliedern  einer  jeden  einzelnen 
Gemeinde  selbst,  d.  h.  als  denen  übertragen  wer- 
den ,  welchen  diese  Bedürfnisse  und  Vortheile  am 
genauesten  bekannt,  am  angelegentlichsten  em- 
pfohlen sind.  Aber  die  Verfassung  des  einherr- 
schaftlichen Freystaates  ist  noch  aus  besonderen 
Gründen  bey  der  Selbstständigkeit  der  einzelnen 
Gemeinden  betheiliget.  Nur  da  kann  der  einherr- 
schaftliche Freystaat  gedeihn  ,  wo  die  Gemeinde- 
verfassung die  Menschen  schon  für  das  öffentliche 
Leben  bildet;  wo  sie  dem  Hange  der  Regierung, 
Alles  in  Allem  zu  seyn ,  (einem  Hange ,  welcher 
in  einer  jeden  Regierung  liegt,)  einen  Damm  ent- 
gegenstellt; wo  sie  die  Bürger  in  den  Stand  setzt, 
vereint  das  Recht  der  Bittschriften  desto  nach- 
drücklicher auszuüben.  Wenn  zurMäfsigung  der! 
Einherrschaft  überhaupt  gewisse  selbstständige 
Körperschaften  erfordert  werden ,  welche  der 
Macht  der  Regierung  das  Gleichgewicht  halten,  79) 
so  ist  die  Selbstständigkeit  der  örtlichen  Gemein- 
den, der  einzigen  selbstständigen  Körperschaften,  i 
welche  mit  dem  Wesen  des  einherrschaftlichen 
Freystaates  vereinbar   sind,    eine  wesentliche  Be- 


79)  Montescpiieu:  Esprit  des  lois.     II,  k- 
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dingung  der  durch  eine  Volksvertretung  gen 
ten  Einherrschaft.  Wenn  ein  Bundesstaat  Mine 
unbestreitbaren  Vorzüge  vor  einem  einlachen 
Staate  hat,  so  lassen  sich  diese  Vorzüge,  und  viel- 
leicht ohne  die  sonst  mit  einem  Bundesstaate  ver- 
bundenen Nachtheile,  durch  die  Selbstständig- 
keit der  einzelnen  Gemeinden  der  durch  eine 
Volksvertretung  gemäßigten  Einherrschaft  zusi- 
chern. —  Ueber  die  Art,  wie  die  Gemeindever- 
fassung in  Gemäfsheit  des  aufgestellten  Grundsa- 
tzes einzurichten  ist,  hier  nur  folgende  zwey  Be- 
merkungen. 8o)  Erstens:  Wenn  in  irgend  ei- 
nem Falle  die  besondern  gesellschaftlichen  und 
örtlichen  Verhältnisse  der  Bürger  zu  berücksich- 
tigen sind,  so  ist  es  in  dem  vorliegenden.  Die 
Jfatur  liebt  Mannigfaltigkeit  in  den  einzelnen  We- 
sen,  ungeachtet  der  Einfachheit  ihrer  allgemeinen 
Gesetze.  Wenn  sich  in  einem  Staate  die  Gemein- 
deverfassung hier  so,   dort  anders  ausgebildet  hat, 


80)  Vgl.  Die  allgemeine  Städte -Ordnung  (üv  die  Preuf- 
Monarchie  etc.  Von  E.  W.  Schunken.  Elberfeld.  1816.  8. 
Ideen  über  Gemeindeordnungen,  gewidmet  der  zu evten  Kammer 
der  Stände-  Versammlnng  im  GH.  Baden  von  einem  Mitgliede 
derselben.  Karlsr.  1819.  8.  Die  Deutsche  Gemeinde  -  \. 
sung  und  Verwaltung  in  einem  UmrisbC.  Von  W.  Pagenstecher. 
Darmst.  1819.  8.  Plan  d'administrations  muniapales.  In  den 
Oeuvres  de  Turgot.  Te.  VII.  Par.  1809.  8.  Appercus  histon- 
ques  sur  les  communes  dans  leurs  ropports  avec  la  liberte'  ft 
re'galite  politiques-     Par  J    M    Beston      Par.    i8j8.   tf. 
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so  hüthe  man  sich,  diese  Verschiedenheiten  unter 
dem  Vorvvande  zu  erzielender  Einheit  zu  zerstör 
ren  ,  anstatt  nur  im  Einzelnen  zu  verbessern,  wo 
und  wie  es  noth  ist.  Ist  es  Bedürfnifs,  eine  all- 
gemeine Gemeindeordnung  zu  bekräftigen,  so  ent- 
halte das  Gesetz  nur  die  allgemeinen  Züge,  und 
überlassees  einer  jeden  Gemeinde ,  das  Besondere 
nach  ihren  Bedürfnissen  und  Verhältnissen  festzu- 
setzen. Zweytens:  Nicht  ohne  Grund  ist  die 
Klage,  dafs ,  wenn  die  Gemeinden  ihre  Angelegen- 
heiten selbstständig  verwalten,  der  besondere  Vor-t 
theil  einiger  weniger  Gemeindeglieder ,  der  ange- 
sehenem und  reicheren,  nur  zu  leicht  den  Aus- 
sehlag giebt.  Vielleicht  kann  man  jedoch  dieser 
Gefahr,  (sie  ist  desto  gröfser,  je  kleiner  die  Ge- 
meinde ist,)  dadurch  begegnen ,  dafs  bey  einer  je- 
den Gemeinde  ein  Anwalt  der  Krone  angestellt 
wird. 

68.)  Ueber  eine  jede  der  übrigen 
Abtheilungen  des  Staat  sge  bie  the  s  ist! 
ein  einzelner  Verwaltungsbeamte  von] 
der  Krone  zu  bestellen.  —  Man  mufs  bey  ,| 
der  Erörterung  der  Streitfrage:  Ob  Verwaltungs-  l 
geschürte  besser  einem  einzelnen  Beamten  oder  1 
einer  Gesamtheit  anvertraut  werden  ?  zuförderst  : 
von  der  Voraussetzung  ausgehn,  dafs  die  Verwal- J 
lang  streng  von  der  Gerechtigkeitspflege  gesondert 
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ist.  Wenn  in  den  Deutschen  Staaten  die  für  die 
Verwaltung  bestellten  Behörden,  (*•  B.  die  I, 
desfürstlichen  Kammern,)  zugleich  in  gewissen 
Rechtssachen  entscheiden  ,  so  sind  diese  Behörden 
billig  auch  ihrer  Verfassung  nach  den  Gerichten 
gleichzustellen*  Sodann  aber  ist  zu  unterschei- 
den, was  an  sich  und  was  beziehungsweise 
das  Beste  ist?  An  sich  ist  es  das  Zweckmafsigste, 
Verwaltungsgeschäfte  durch  einzelne  Beamte  be- 
sorgen zulassen.  Denn  Einheit  der  Ansichten  und 
Mafsregeln,  Schnelligkeit  in  der  Ausführung,  Nach- 
druck in  der  Vollziehung,  also  alles  das,  wo- 
durch sich  eine  gute  Verwaltung  auszeichnet, 
kann  man  weit  eher  von  einem  einzelnen  Men- 
schen,  als  von  einer  Gesamtheit  erwarten.  Auch 
lastet  die  Verantwortlichkeit  schwerer  auf  einen 
einzelnen  Beamten  ,  als  auf  einer  gesamtheitli- 
chen Behörde  j  und  je  weniger  Verwaltungsbeamte 
an  Formen  gebunden  sind,  je  seltner  die  Fülle 
sind,  dafs  ihr  Einschreiten  durch  einen  Einspruch 
gehemmt  werden  kann,  desto  wesentlicher  isl  etj 
die  Verantwortlichkeit  dieser  Beamten  mögli( 
fcu  verstärken.  Dagegen  ist  in  Beziehung  aul  die 
Verfassung  überhaupt  bald  die  eine,  bald  die  an- 
dere Verwaltungsart  die  vorzüglichere.  In  rfner 
Einherrschaft  z.  B.,  in  welcher  die  Macht  des  Püi  - 
sten  nicht  durch  Stände  oder  Volksabgeordnete  Im 


34* 

.schränkt  ist,  sind  gesamtheitliche  Verwaltungsbe- 
hörden ein  Damm  gegen  die  Launen  oder  Macht- 
sprüche des  Herrschers.  Die  Deutschen  Kam- 
mern und  Regierungen  waren  nicht  selten  wahre 
Vertreter  der  Volksrechte.  Aber  in  dem  einherr- 
schaftlichen Freystaate  ist  es  bedenklich,  der  oh- 
nehin in  ihrem  Gange  gehemmten  Regierung  neue 
Fesseln  anzulegen ;  am  bedenklichsten  dann,  wenn 
das  Staatsgebieth  von  einem  bedeutenden  Umfange 
ist.  Und  wenn  schon,  unter  einer  jeden  Voraus- 
setzung, mehr  von  einem  einzelnen  Beamten,  als 
von  einer  Gesamtheit,  eine  willkührliche  Hand- 
lungsweise zu  befürchten  ist,  so  enthält  doch  die 
Verfassung  des  einherrschaftlichen  Freystaates, 
z.  B.  in  der  Freyheit  der  Presse,  besondere  Schutz- 
mittel gegen  dieses  Uebel.  —  Uebrigens  versteht 
es  sich  von  selbst,  dafs  die  Verfassung  dem  allge- 
meinen Verwaltungsbeamten  eines  Bezirks  nach 
Befinden  theils  noch  andere  Beamten  für  einzelne 
Zweige  der  Staatsverwaltung  unterordnen ,  theils 
eine  berathende  Behörde  beygesellen  kann. 

69.)  Die  Staatsbürger  eines  und 
desselben  Kreises  wählen  eine  Anzahl 
Abgeordnete,  welche  zusammen  den 
Kreisralh  bilden.  Dieser  Kreisrath 
versammelt  sich  a  1 1  j  ä h r  1  i  ch  und  so  oft 
ihn      die     Regierung     zu  s  am  menb  e  r  uftf 
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um  theils  über  den  Zustand  und  diu 
Bedürfnisse  des  Kreises  einen  Bericht 
an  die  Regierung  abzufassen,  theils 
die  Fragen,  welche  ihm  die  Regie- 
rung über  diese  Gegenstände  vorlebt, 
zu  beantworten.  —  Eine  Behörde  dir 
Art  wird  man  unter  irgend  einer  Benennung 
und  Gestalt  so  ziemlich  in  allen  wohlgeordneten 
und  gröfseren  Reichen  finden.85)  Sie  ist  ein  drin- 
gendes Bedürfnifs,  damit  nicht  das  besondere 
Leben  in  dem  allgemeinen  erstarre,  damit  nicht 
das  besondere  Recht  dem  allgemeinen  herrisch 
geopfert  werde,  mit  einem  Worte,  damit  die  Ver- 
fassung ein  wahrhaft  organisches  Ganze  sey.  Nach 
Zeit  und  Umständen  kann  übrigens  die  Bestallung 
dieser  Behörde  noch  weiter  ausgedehnt  werden. 


SIEBENTES     HAUPTSTÜCK. 

Von       der      b  e  w  affn  e  t  e  n      M  a  c  h  t.  8sj 


70.)    Kriegsdien  stpflichli  p   sind    die 
sämtlichen     Bürger,     die     ihrem     Alter 


81)  Ich  nenne  als  Beyspiclc  the  gencral  quartcr  •€ 
England,)  le  conseil  general  de  dr'parteineiis  Cin  IV 
die  Provinzialstände. 

82)  Ueber  stehende  Heere  und    Nationalmili/.      Von    Karl 
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und  ihrer  Beschaffenheit  nach  zu 
Kriegsdiensten  tauglich  sind.  Wenn 
nicht  alle  zugleich  oder  in  derselben 
Maafse  zur  Leistung  dieser  Dienste 
aufgerufen  werden,  entscheidet  bezie- 
hungsweise das  Alter  und  das  Loos.  — - 
In  Beziehung  auf  die  Europäischen  Staaten  ist  es 
eine  ziemlich  müfsige  Frage  :  Ob  das  Gesetz  die 
allgemeine  Kriegsdienstpflichtigkeit  auszuspre- 
chen habe  oder  nicht?  Die  Kriegsverfassung  die* 
«er  Staaten  steht  so  wesentlich  unter  dem  Gesetze 
der  Wechselwirkung,  dafs,  wenn  einer  derselben 
eine  Neuerung  bey  sich  einführt,  durch  welche 
er  seine  Kriegsmacht  bedeutend  steigert^  die.  übri- 
gen dem  Beyspiele  zu  folgen  genöthiget  sind. 
Das  Französische  Konskriptionsgesetz,  obwohl  die 
Geburth  der  Revolution,  hat  dennoch  in  so  vie- 
len Europäischen  Staaten  freywillige  oder  unfrey- 
willige  Nachahmung  gefunden.  Jedoch  auch  an 
sich  dürfte  das  Gesetz  der  allgemeinen  Kriegs- 
dienstpflichtigkeit   vor   einer    jeden    andern    Wer- 


Rotteck.  Frpv}>  7814.  8.  Die  Wehr-  und  Schirmanstaft.  Von 
TjMttirart  Schmitsoit  Lpz.  1816.  Desselben  Vfs.  Grundrifs  einer 
VVchranslalt  des  Deutschen  Bundes.  Lpz.  1817.  Teutschland 
und  die  Revolution.  Von  J.  Görres.  Coblenz.  1819.  8.  S.  i65  ff. 
De  Ja  nature  et  de  Torganisation  de  la  force  arme'e  qui  convient 
i  im  gouvernement  repre'sentatif.  Par  Tarayre.  Par.  18.7.  8. 
Constitution  militaire  des  peuples  civilise's,  Par  M.  de  Montigny. 
Par.   1819.  8. 
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bungsart  (die  freywillige  Werbung  ausjrcnom- 
men,)  den  Vorzug  verdienen.  Denn  mufs  man 
nicht  zu  schreyenden  Ungerechtigkeiten  seine 
Zuflucht  nehmen,  um  dem  Drucke  dieses  Ge- 
setzes auszuweichen?  Es  ist  wahr,  unverant- 
wortlicher Mifsbrauch  ist  von  diesem  Gesetze 
gemacht  worden.  Aber  der  Mifsbrauch ,  der 
von  einer  Sache  gemacht  werden  kann  ,  ist  zu- 
•gleich  der  Mafsstab  der  Vortheile ,  die  sie  bey 
einem  erlaubten  Gebrauche  gewährt. 

71.)  Di«  bewaffnete  Macht  besteht 
aus  der  Landwehr  und  dem  stehenden 
Heere.  —  Ich  spreche  hier  nicht  von  den  Vor- 
iheilen,  welche  eine  Landwehr  als  ein  Mittel, 
den  Staatsaufwand  zu  mäfsigen,  öder  als  eine  Ge- 
währleistung für  die  friedlichen  Gesinnungen  der 
Regierung,  vielleicht  auch  als  ein  eigenthümli- 
eher  Bestandtheil  des  Heeres  und  nach  den  Grund- 
sätzen der  Kriegskunst,  dem  Staate  verhelfst.  Für 
die  Verfassung  des  einherrschaftlichen  Frey- 
staates ist  es  von  entscheidender  Wichtigkeit, 
dafs  neben  dem  stehenden  Heere  eine  Landwehr 
bestehe.  Denn,  wenn  schon,  wie  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Europäischen  Staaten  der- 
malen beschaffen  sind,  der  einherrschaftlich« 
Freystaat  auch  unter  der  Voraussetzung  bestrhn 
kann,    dafs   die   Vertheidigung    des    Landes    nur 
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einem  stehenden  Heere  anvertraut  ist,  so  kann 
doch  ein  Volk,  dem  diese  Verfassung  geworden 
ist,  auch  jetzt  noch  des  Gedeihns  derselben  desto 
versickerter  seyn,  je  mehr  die  Verteidigung 
des  Landes  eine  gemeine  Last  ist.  In  dem 
Kampfe  gegen  den  auswärtigen  Feind  erstarkt 
der  Bürger  zu  demjenigen  Stolze  und  Muthe, 
]  er  zur  Bewahrung  seiner  Rechte  gegen 
den  innern  Feind  bedarf.  Eine  Bürgerpflicht, 
die  Allen  obliegt^  begründet,  wenn  sie  nur 
von  Einigjen  erfüllt  wird,  einen  nicht  unbilli- 
gen Ansprach  auf  Vorrechte,  und  einen  um  so 
billigern,  je  heiliger  die  Pflicht,  je  gefahrvoller 
die  Erfüllung  derselben  ist.  Je  schärfer  das 
Heer  von  dem  Volke  gesondert  ist,  desto  mehr 
mufs  der  Stolz I  des  Kriegers  dem  friedlichen 
Bürger  den  Genufs  der  gesetzmäfsigen  Freyheit 
verkümmern. 

72.)  Die  bewaffnete  Macht  steht 
nun,  was  die  Vergehungen  gegen  die 
Kriegsge  setze  betrifft,  unter  beson- 
dern und  eigenthüml  i  chen  Gerichten. — 
Damit  sie  nicht,  im  Gefühle  ihrer  Kraft,  des 
Verhältnisses  vergesse,  in  welchem  sie  zu  dem 
Volke,  als.  ein  Theil  desselben,  zu  der  Verfas- 
sung ,  ab  die  Schulzwehr  der  öffentlichen  Frei- 
heit*   stehn  soll.       In  den  meisten   Staaten  Deut- 
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sehen  Ursprungs  ist  das  stehende  Herr  auch 
jetzt  noch  ein  fremdartiger  Körper.  Es  war 
einst  der  Vortheil  der  Fürsten,  das  stehende 
Heer,  als  einen  Staat  im  Staate,  von  dem  Volke 
zu  sondern.  Anders  ist  die  Lage  der  Dinge  in 
dem  einherrschaftlichen  Freystaate,  Aber  ein  Feh- 
ler läfst  sich  leichter  vermeiden ,  als  wieder  gut 
machen. 

70.)  Die  bewaffnete  Macht  ist  ih- 
rem Wesen  nach  gehorchend*  —  Sie 
darf  z.  B.  nicht  über  Gegenstände,  welche  die 
Verfassung  betreffen ,  berathschlagen  oder  Be- 
schlüsse fassen  j  sie  hat  sich  mit  einem  Worte 
streng  und  allein  auf  die  Vollziehung  ihres  Be- 
rufs zu  beschränken.  Müfste  der  Staat  sich  von 
der  bewaffneten  Macht  Gesetze  vorschreiben  las- 
sen,  (und  schon  der  Wunsch  eines  Gewaltigen  ist 
ein  Geboth,)  so  würde  das  Mittel  an  die  Stelle  des 
Zwecks ,  die  Faust  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit 
treten. 


ACHTES    HAUPTSTÜCK. 

Von    den    Rechte  n     der     einzelnen     Bürger. 


740    Ein    jeder   Bürger  ist  berechtig 
get,   das   Staatsgebieth  willkührlich  zu 


348 

verlassen  und  sein  Vermögen  aus  dem 
Lande  zu  zielin,  ohne  dafs  er  deshalb 
irgend  eine  Abgabe  zu  entrichten  hat. — 
Die  Freyheit  der  Auswanderung  ist  eben  sowohl 
ein  Anliegen  der  Regierung,  als  das  Recht  der 
einzelnen -Bürger.  Da,  wo  diese  Freyheit  unge- 
krünkl  hesteht,  kann  die  Regierung  den  einzelnen 
Unlerthanen,  die  mit  der  Verfassung  oder  Ver- 
waltung'des  Staates  unzufrieden  sind,  die  Frage 
entgegenhalten,  warum  sie  nicht  einem  andern, 
ihren  Wünschen  mehr  entsprechenden  Staatsver- 
eine beytreten?  In  dem  entgegengesetzten  Falle 
ist  das  Staatsgebieth  ein  grofses  Gefängnifsj  auch 
dann,  wenn  man  gegen  eine  Abgabe  di*e  Erlaub- 
nifs  tur  Auswanderung  erhalten,  d.  h.  sich  mit 
Geld  von  der  Gefangenschaft  befreyn  kann.  Und 
kann  und  soll  ein  lebender  Körper,  das  Volk,  die 
ihm  abgestorbenen  Glieder  halten  und  fesseln?  — 
Jedoch  kann  von  den  Auswanderern  billig  gefor- 
dert werden,  dafs  sie  zuförderst  den  Verbindlich- 
keiten genügen,  welche  sie  gegen  den  Staat  oder 
gegen  dessen  Unterthanen  eingegangen  sind.  Nur 
sind  unter  diesem  Satze  nicht  diejenigen  Verbind- 
lichkeiten begriffen,  welche  schlechthin  auf  der 
Voraussetzung  beruhn,  dafs  tler  Verpflichtete  ein 
Mitglied  des  Staates  ist,  also  z.B.  nicht  die  Kriegs- 
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dienstpflichtigkeit.  8^)  Sonst  müfste  sich  am  1.  c  i,i 
unb  e  d  i  n  gte  s  Auswanderungsverhoth  rechih ar- 
tigen lassen. 

7Ö.)  Die  Druckerpresse  ist  freyf 
mit  Vorbehalt  der  Verantwortlichkeit 
der  Schriftsteller  und  Verleger,  wtMin 
der  Inhalt  der  Druckschrift  ein  V  e  r- 
gehn  ist.  Ueber  Vergehungen  dieser 
Art  urtheilt  eine  Geschworenschaft.^) 

Man  mufs,  —  wenigstens  in  einem  jeden 
Staate,  dessen  Gebieth  sich  jenseits  der  Mauern 
einer  Stadt  erstreckt,  —  entweder  auf  den 
einherrschaftlichen  Freystaat  überhaupt  verzich- 
ten,   oder  die    Freyheit    der    Presse    zu    einem 


83)  Selbst  den  Strafen  gegen  Ausreißer  sieht  man  es  an ,  dah 
sie  auf  dem  Kriegsrechte,  d.  h.  auf  einem  IVothrcohte,  berubn. 

84)  Vgl.  über  diesen  vielseitigen  und  vielbesprochenen  Gegen- 
stand:    Roch's  Materialien  zu  einer  Geschichte  des  Buchhandels. 
Lpz.   1795.    8.     A  treatise  on  the  OfFence  of  Libel.     üv  j. 
Lond.  1814»  8.     The  law  of  libel  etc.      By    Th.   L.    Holt.    Und. 
1816.  8.      De    la    legislation  Anglaise    sur  1c  libelfe,  Ja  presse  et 
les  journaux.     By  Montresan.     Par.   1811.    8.     Entwurf '  /ur  D 
tung    und    Darstellung    der    Englischen     Gesetzgebung    über    die 
Prefs freyheit.     Von  Krug.    Lpz.  1818.    8.     Entwurf  zu  einer  all- 
gemeinen Gesetzgebung    über    die    Prefsfreyheit   in   Deutschland. 
Von  Krug.      Lpz.    1816.    8.      L.    Hoftmann's    Censur-  und  JVeft- 
Freyheit.     1.  Theil.     Auch  unter  dem  Titel:    Geschichte  der 
chercensur.     Berl.  18 j 8.  8.    Dujury  et  de  la  presse.    Par  Kick 
d'AUauch.    Par.   1819.  8.     De  la  liberte  de  lo  presse.    Par  Tabbe 
Jarry.     Ebend.  in  dems.  J.     Die  Verhandlungen  des  i  chen 
Reichstages  über  die  Prefsfreyheit  v.  J.    1814   und    i8jq<     D*s  in 
der  5isten  Sitzung  des  J.    1018  drin  Deutschen  pund« 

stattete  Gutachten  über  Prefsfreyheit. 
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Grundgesetze  desselben  machen.  Denn  die  ei- 
genthümliche  rechtliche  Bedeutung  jener  Verfas- 
sung ist  die,  dafs  das  unmittelbare  Stimmrecht 
des  Volks  durch  ein  mittelbares  ersetzt,  der  Wille 
des  Volks  durch  die  Beschlüsse  der  Volksabgeord- 
neten ausgesprochen  werde.  Damit  nun  der  Buch- 
stabe dem  Geiste,  die  Wirklichkeit  der  Idee  ent- 
spreche, wird  erstens  erfordert,  dafs  es  über- 
lia«  i  eine  öffentliche  Meinung  gebe,  d.  h.  eine 
Meinung,  in  welcher  die  Mehrheit  des  Volks 
selbstständig  und  offenkundig  übereinstimmt; 
zweytens,  dafs  sich  die  Volksabgeordneten  von 
dieser  Meinung  leicht  und  vollständig  unterrich- 
ten können;  drittens,  dafs  das  Volk  den  Reichs- 
tagsverhandlungen Schritt  vor  Schritt  zu  folgen, 
und  viertens  die  Meinungen  seiner  Abgeordneten 
vor  den  Richterstuhl  der  öffentlichen  Meinung  zu 
ziehn  im  Stande  sey.  Diese  Forderungen  aber 
können  samt  und  sonders  (wenigstens  in  einem 
jeden  gröfsercn  Staate,)  nur  dadurch  befriedi- 
get werden,  dafs  die  Presse  das  Mittel  des  gei- 
stigen Verkehres  und  der  Gebrauch  dieses  Mittels 
von  der  Regierung  unabhängig  ist.  Auch  die 
Bedeutung  hat  die  Presse  und  die  Freyheit  der 
Presse  für  den  einherrschaftlichen  Freystaat,  dafs 
sie  die  vollkommensten,  ja  bedingungsweise  die 
einzigen  Mittel  sind,  die  öffentliche  Meinung,   un- 
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beschadet  ihrer  Selbstständigkeit,  aufzuklären,  Und 
so  die  Meinung  der  besseren  zur  gehenden  zu 
erheben.  Mit  einem  Worte,  die  Prtfafi  p\  l.rit 
steht  zu  dem  einherrschaftlichen  Freystaate  in  dnih 
selben  Verhältnisse,  wie  der  Pllegvater  zu  dem 
Pflegkinde.  85) 

Vielleicht  hat  man  überhaupt  die  Gefahren 
der  Prefsfreyheit  für  den  Staat  zu  hoch  angeschla- 
gen. Der  Zorn  verraucht,  wenn  er  sich  ausspre- 
chen kann;  Gewitter  ohne  Regen  sind  die  schwer- 
sten. Die  Regierung  kann  keinen  thätigern,  kei- 
nen unbestechlichem  Kundschafter  haben,  als  die 
freye  Presse.  Auf  jeden  Fall  dürfte  die  Freyheit 
der  Presse  keiner  andern  Verfassung  so  wenig  ge- 
fährlich seyn  ,  als  dem  einherrschaftlichen  Frey- 
staate. Hier,  wo  das  Volk  eine  Stimme  bey  der 
Gesetzgebung  hat,  darf  ein  Jeder  die  Hoffnung 
nähren,  seine  Meinung,  wenn  sie  anders  die 
bessere  ist  oder  wenn  er  sie  als  die  bessere  darzu- 
stellen vermag,  im  Wege  der  Güte  durchzusetzen; 
>  er  hat  nicht  gegen  die  Macht,  sondern  cremen 
Meinungen  zu  kämpfen,  und  Eigenliebe  läfst  ihn 
nicht  so  leicht  an  dem  Siege  verzweifeln.  Das 
Volk,   Zuschauer  eines  ewigen  Kampfes  zwischen 

85)  In  Griechenland,    in  Italien  gab  es    Frevstaaten,   1   l 
Leben  in  der  eigentlichen  Bedeutung  öffentlich    trar    und    öffent- 
lich seyn  konnte.     Die  Presse  und  die  Prefsfreyheit  machen  d** 
Leben  öffentlich. 
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entgegengesetzten  Meinungen ,  wird  gegen  di* 
Meinungen  neuerungssüchliger  Menschen  (wie  der 
Spanier  gegen  die  Schrecken  des  Stiergefechtes) 
gleichsam  abgehärtet.  —  Jedoch  wäre  die  Gefahr 
auch  noch  so  grofs,  vorbeugen  läfst  sich  ihr 
nicht,  man  mufs  ihr,  um  den  einherrschaftli* 
chen  Freystaat  zu  retten,  muthig  unter  das  Ge- 
sicht treten.  Eine  Censur  (eine  Gerichtsbarkeit 
über  das  Befugnifs ,  Schriften  durch  den  Druck 
bekannt  zu  machen,)  entmündiget  das  Volk;  sie 
räumt  einer  besondern  Meinung  die  Herr- 
schaft ein,  welche  nur  der  gemeinen  Meinung 
gebührt.  Man  darf  lächeln ,  wrenn  ein  Censur- 
gesetz wegen  der  Achtung  gepriesen  wird,  die  es 
für  die  Freyheit  des  geistigen  Verkehres  an  den 
Tag  lege.  Die  Aufgabe,  ein  Censurgesetz  zu 
entwerfen  ,  welches  die  Freyheit  der  Presse  nur 
auf  ihre  r  e  ch  1 1  ich en  Bedingungen  beschränk- 
te ,  ist  ihrem  Wesen  nach  unauflösbar.  Denn  so 
gewifs  das  Urtheil  über  die  Gefährlichkeit  einer 
Schrift  eine  Wahrscheinlichkeitsrechnung  ist,  so 
gewifs  mufs  ein  jedes  Censurgesetz  einer  jeden 
Ausdehnung  empfanglich  seyn,  welche  man  ihm 
nur  geben  will.  Das  einzige,  was  sich  unter  der 
Voraussetzung  einer  Cönsur  zum  Besten  des  gei- 
stigen Verkehres  thun  läfst,  besteht  darinne ,  dafs 
man  die  Censur  verständigen  und  unabhängi- 
ge» 
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gen  Männern  anvertraut.  —  Auch  in  <lrr  Be- 
aiehung  ist  kein  Mittelweg  möglich,  dafs  man 
nur  die  Schriften  eines  gewissen  Faches  (z.  B. 
nur  die,  welche  auswärtige  Machte  oder  die 
auswärtigen  Verhältnisse  des  Staates  betreffen,) 
oder  nur  die  Schriften  von  einer  gewissen  äul 
ren  Beschaffenheit,  (z.  B.  nur  die  Tagblätter,  die 
Zeit-  und  Flugschriften,)  unter  eine  Censur 
stellte.  Denn,  wer  anders,  als  der  Ccnsor, 
könnte  die  Grenzen  des  verbolhenen  Landes  be- 
stimmen ?  Sind  nicht  Tagblätter,  Zeit-  und 
Flug- Schriften  die  Schwungfedern  in  den  Flü- 
geln  der   Druckschrift? 

In  einer  Beziehung  hat  die  Freyheit  der 
Presse  allerdings  für  den  einherrschaftlichen  Frej- 
staatund  für  einen  jeden  andern  Staat  ihre  Gefahren. 
Durch  die  Aeufserungen  der  Schriftsteller  können 
sich  auswärtige  Regierungen  für  beeinträchtigt  in 
ihren  Rechten  erachten.  Mögen  auch  die  Prefs- 
vergehungen     und    nahmenllich    die    gegen     au$~ 

f  wärtige  Regierungen  von  den  Gesetzen  jioch  streng 
geahndet  werden,  was  bindet  diese  Regierun- 
gen,   sich    mit    der  gesetzlichen   Ahndung   %u   be- 

;  gnügen?  Und  können  sie  nicht  überhaupt  — 
mit   Grund   oder   mit   Schein   —  behaupten  ,   dafs 

\  das  Gift,  welches  die  freye  Presse  verbreite,  die 
Sinnesart  ihrer,  vielleicht  unter  andern  GeseUen 

Zachariä  vom  Staat,    II.  2  3 
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lebenden  Völker  verderbe  ?  Jedoch  die  Folge- 
rung, die  sich  aus  dieser,  wie  die  Geschichte 
unserer  Tage  beweifst,  nur  zu  gegründeten 
Einwendung  ziehn  läfst,  ist  allein  die,  dafs, 
so  lange  Prefsfreyheit  nicht  ein  Gemeinguth  der 
Europäischen  Völker  ist,  dieser  Baum  des  Er- 
kenntnisses nur  unter  dem  Schutze  einer  mäch- 
tigen  Regierung  wurzeln  kann. 

Auf  der  andern  Seite  hat  die  Freyheit  der 
Presse  nicht  den  Sinn ,  als  ob  Rechtsverletzun- 
gen, wenn  sie  mittelst  der  Presse  zugefügt  wür- 
den, nicht  ein  Recht  auf  Ersatz,  Vergehungen 
dieser  Art  nicht  ein  Recht  zu  strafen,  begrün- 
deten. Die  Schriftsteller  sprechen  nicht ,  (wie 
sie  so  gern  vorgeben,)  in  Auftrag  der  öffent- 
lichen Meinung,  sondern  nur  vor  dem  Rich- 
terstuhle dieser  Meinung.  Eine  Druck- 
schrift, in  welcher  Aufruhr  gepredigt  wird,  ist 
einer  Brandstiftung,  einein  einer  solchen  Schrift 
ausgesprochene  Ehrenkränkung  einer  wider- 
rechtlich versuchten  Aechtung  vergleichbar.  Da- 
her sollte  ein  jedes  Gesetz,  86)  welches  die  Frey- 
heit   der    Presse     bekräftiget,     1.)    die    einzelnen 


86)  Ueber  die  Fassung  eines  solchen  Gesetzes  s.  aufser  den 
Anm.  81  a.  Schriften:  Rapport,  fait  a  la  chambre  des  Pairs  par 
M.  le  Duc  de  ßroglie  ,  sur  le  Projet  de  loi  relatif  a  la  repres- 
sion  des  crimes  et  delits  commis  par  la  voie  de  la  presse.  Par. 
1819.    8 
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Bürger  durch  die  aclio  injuriarum  aestimato- 
ria  87)  gegen  die  Angriffe  der  Schriftsteller  schä- 
tzen :  2)  die  Arten  und  die  Strafen  der  Pr 
vergehungen  genau  bestimmen ,  und  3.)  für  die 
Vollziehbarkeit  aller  dieser  Verfügungen,  z.  ß. 
durch  die  Vorschrift,  dafs  die  Herausgeber  öf- 
fentlicher Blätter  eine  genügsame  Bürgschaft  zu 
leisten  haben,  dafs  keine  Schrift  ohne  den  Nah- 
men des  Schriftstellers  oder  des  Verlegers  er- 
scheinen   darf,    Sorge  tragen. 

Indem  aber  das  Gesetz  den  Mifsbrauch  der 
Presse  mit  der  gebührenden  Strenge  ahndet, 
kann  es  sehr  leicht  den  erlaubten  und  rathli- 
chen  Gebrauch  derselben  beeinträchtigen.  Gesetze 
dieser  Art  müssen  dem  Wesen  ihres  Gegenstan- 
des nach  viel,  sehr  viel  dem  Ermessen  des 
Richters  überlassen.  Die  Freunde  der  unbe- 
schränkten Einherrschaft  werden  nicht  säumen, 
die  Schriftsteller  unter  dem  Scheine  des  Rechts 
anzugreifen,  um  die  Festung,  nachdem  die  Vor- 
huth  zerstreut  ist,  mit  desto  größerem  \  or- 
theile  zu  untergraben   oder  zu   stürmen.      Daher 


87)   Man  kann   die   Regierungen   der  Deutschen  Staaten  nicht 
dringend   genug    auf    dieses    Rechtsmittel    aufmerksam     mm 
Es  hat  das  Ansehn  des    Römischen    und    des 

für  sich.     Eine  Ehrenerklärung  ist  eine  I  bjieitf    »eil  <ie 

in  der    That    eine   Ehrenbezeigung   für    denjenigen   ist.    weicher 
die  Ehrenerklärung  thut. 
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niufs  über  alle  und  jede  Prefsvergehungen  eine 
Geschworenschaft  urtheilen.  Nicht  blos  das 
Schuldig  oder  Unschuldig  sollte  sie  ausspre- 
chen; auch  das  Maafs  der  Strafe  sollte  sie  be- 
stimmen. 

Es  ist  schon  oft  bemerkt  worden,  dafs  die 
gefährlichsten  Feinde  der  Prefsfreyheit  die  Schrift- 
steller selbst  sind.  Nie  sollten  sie  vergessen,  dafs 
sie,  eine  Kriegsmacht,  nicht  ohne  eine  Kriegs- 
z  ucht  bestehn  können;  dafs  unter  allen  Arten 
der  Unduldsamkeit  die  Unduldsamkeit  der  Auf- 
klärung   die  lächerlichste  und  die  strafbarste  ist. 

76.)  Die  bürgerlichen  und  die  öf- 
fentlichen Rechte  sind  von  den  Glau- 
bensmeinungen der  Menschen  unabh  än- 
gig.  —  Die  Erörterung  dieses  Grundsatzes  be- 
halte ich  einem  andern  Buche  des  vorliegenden 
Werkes  vor. 

77.)  Das  Gesetz  hat  einen  jeden 
Bürger  gegen  wil  1  küh  r  li  che  Verhaf- 
tungen in  Schutz  zu  nehmen.  —  Niemand 
darf  verhaftet  werden,  es  sey  denn  zu  Folge 
eines  richterlichen  Urtheiles  oder  kraft  eines 
schriftlichen  Verhaftbefehles,  welcher  von  einem 
Beamten,  der  den  Gesetzen  nach  zur  Erlassung 
eines  solchen  Befehles  ermächtiget  ist,  mit  ge- 
nauer Bezeichnung  des   Grundes    der  Verhaftung 
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ausgestellt  worden   ist ;   üUer   die   Rechtralfiigi 
eines  Befehles   dieser  Art   erkennt,    auf  Antrag 
Verhafteten,   das   geeignete    Gericht;   —    diefl    ist 
der   wesentliche  Inhalt  der  berühmten   Bnftlisd 
Habeas  -  Corpus  -Akte,    eines    Geseiftes,     welches 
Blackstone    die    zweyle    Magna    Charta   der   Em 
länder  nennt.  88) 

78.)  Nur  vermöge  eines  Gesetzes 
können  die  Bürger  von  der  Regier  an 
zu  Abgaben  und  Diensten  angehalten 
oder  in  dem  Genüsse  ihres  Eigen  thu- 
nies  beschränkt  werden.  Nur  gegen 
eine  angemessene  Entschädigung  s9) 
können  einzelne  Bürger  angehalten 
werden,  ihr  Eigenthum  des  gemeinen 
Bestens  wegen  dem  Staate  abzutreten 
oder  iu  einem  vorübergehenden  Ge- 
brauche einzuräumen;  —  man  sollte  vi 
Rechtswegen  hinzusetzen,  und  (den  Fall  eines 
Krieges  ausgenommen)  nur  vermöge  eines 
besonderen,  d.  h.  den  einzelnen  Fall  be- 
treffenden   Gesetzes.      Jedoch   selbst   daa    BriW 


88)  Blackstone  I,   1.  Delolme  S.    1^9-     DerNfthme  daher,  wreil 
der  Verhaftete  vermöge  einer  gerichtlichen   V< 

mit  den  Worten:    Habeas  corpus,  anfangt,   vor  Gericht   10 
len  ist. 

89)  Die  vielleicht  am  testen  durch   eine  Geschworen 
stimmt  wird. 
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tische  Recht  hat  diesen  Rechtssatz  nicht  unbe- 
dingt  aufrecht   zu   erhalten  vermögt  9°) 

79.)  Ein  jeder  Unter than  hat  das 
Recht,  Bittschriften  an  den  König,  so 
wie  an  die  eine  oder  an  die  andere 
Kammer  zu  richten.  —  In  so  fern  die  Bitt- 
schrift von  Mehreren  unterzeichnet  oder  einge- 
reicht wird,  kann  dieses  Recht  von  besondern 
Bedingungen  abhängig  gemacht  werden,  damit 
nicht  die  öffentliche  Ordnung  oder  die  Selbst- 
ständigkeit der  obersten  Staatsbehörden  gefähr- 
det werde.  91)  —  D  anks  ch  r  i  ft  en  sollten  wohl 
nur  an  den  König,  nicht  aber  an  die  eine  oder 
an  die   andere  Kammer  gerichtet  werden  dürfen. 

80.)  Die  Bürger  sind  berechtiget, 
sich  in  G  es  eil  s  chaften  für  irgend  einen 
in  den  Gesetzen  nicht  verbothenen 
Zweck  öffentlich  zu  vereinigen,  in- 
gleichen Versammlungen  zur  Bera- 
thung  über  gemeinsame  Angelegenhei- 
ten zu  halten.  —  Ein  Recht,  welches  zum 
Besten  der  öffentlichen  Freyheit  wohl    nicht  un- 


90)  The  commentaries  of  Sir  W.  Blackstone  on  the  law»  ;ind 
Constitution  of  England  carefülly  abridged  etc.  By  W.  Curry. 
II.  Ed.  Lond.   1809.  8.  p.  I2. 

9O  So  auch  das  Englische  Recht.  Blackstone  I,  1  —  Des  pe- 
titions.     Par  Eusebc  Salverte.     Par.  1819.    8. 
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beschränkt  genug«,  und  zum  Besten  der  öffent- 
lichen Ordnung  kaum  beschrankt  genug  scyn 
kann!  Man  vergleiche  die  so  engen  Grenzen, 
welche  die  Französischen  Gesetze  diesem  Rechte 
setzen  ,  92)  mit  denen,  welche  es  in  England  selbst 
nach  den  neuesten  Gesetzen  (denen  vom  Jahre 
1819)  hat,  und  man  wird  zu  manchen  nicht 
unerheblichen  Aufschlüssen  über  das  Verhältnis 
zwischen  den  Verfassungen  oder  der  Gemüths- 
art  beyder  Völker  gelangen. 


92)  Code  pe'nal  Art,  291. 


ACHTZEHNTES  BUCH. 

Zur   Beurtheilung    des  einherrschaftli- 
chen   Freystaates. 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von    den    Gewährleistungen  für    die    Fort- 
dauer die s er  Ve rfa ssun g \ 


Der  einherrschaftliche  Freystaat,  aus  der 
Einherrschaft,  der  Mehrherrschaft  und  der  Volks- 
herrschaft zusammengesetzt,  ist  beziehungsweise 
allen  den  Gefahren  unterworfen ,  welche  einer 
jeden  von  diesen  Verfassungen  für  sich  dröhn, 
und  aller  der  Gewährleistungen  empfänglich, 
welche  eine  jede  von  diesen  Verfassungen  für 
sich   zuläfst. 

Zur  Aufrechlhaltung  des  Königthumes 
scheint  ein  stehendes  Heer  wesentlich  nothwen- 
dig  zu  seyn.  Mag  man  auch  von  der  organi- 
schen Vollkommenheit  des  einherrschaftlichen 
Freystaates  (z.  B.  von  der  Trennung  deT  Ge- 
walten,) noch  so  glänzende  Erwartungen  für  die 
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Dauer  dieser  Verfassung  hegen,   allemal  hat  doch 
dieser    Staat     und     nahmentlich    das     Königthum 
von   dem   unruhigen    Geiste    der    Volksherrschaft, 
ron   den   augenblicklichen  Aufwallungen   der  1> 
denschaflen    des    Volks    mehr     oder    weniger    zu 
fürchten.      Unter  allen   den   Mitteln   aber,   durch 
welche    sich    das   Königthum   gegen   diese  Gefahr 
sichern  kann,    dürfte    ein    stehendes    Heer  leicht 
das  wohlfeilste,   d.  h.   leicht  dasjenige   seyn,   wel- 
ches  der   öffentlichen   Freyheit  am   wenigsten  ko- 
stet.     Könnte  wohl   die  Brittische  Verfassung  dein 
Treiben,   den  Launen   des  Volks  einen   so  mäch- 
tigen   Spielraum    (zum  Befremden    des   Europäi- 
schen  Festlandes)   verstalten,    wenn     sie  nicht  in 
Nothfttllen    auf    die    Hülfe    des  stehenden   Heeres 
rechnen   dürfte?  *)  —     Jedoch    nur    in    Nothfal- 
len ,    d.   h.    nur    dann  wird  die  Krone  ihre  Zu- 
flucht  zur  bewaffneten  Macht  nehmen,   wenn   sie 
vergeblich  versucht  hat,   mit  ihrem   Einflüsse 
und    mit    andern    friedlichen  Mitteln   den   Sturm 
zu  bedräun.       Schon    das    ist  für   sie  bedenklich, 
wenn    sie    von    ihren    verfassungsmafsigen     \  o  r- 
rechten   gezen   den   Willen   des  Volks  üebra« 
i  machen   mufs.       Die    Geschichte  nennt   mir   i* 
Fälle,   in  welchen    der    König    von    Grofsbritan- 

O  Schon  Adam  Smith  (V.  ß.  Isle  Ablh.)  hat  diese  Bemerkung 
gemacht. 


nicn  (seit  der  Revolution)  einem  Beschlüsse  dea 
Reichstages  die  Zustimmung  verweigerte.  Eine 
Hauptstütze  des  Königthumes  ist  in  dem  einherr- 
schafllichen  Freystaate  die,  dafs  das  Volk  des 
Glaubens  oder  des  Wafines  ist,  sieh  selbst  zu 
regieren.  Mag  der  Einflufs  der  Krone  auch 
noch  so  grofs  seyn ,  er  stört  doch  weniger  in 
diesem  Glauben ,  als  die  Ausübung  eines  Vor- 
rechts. Auch  ist  ein  jeder  Einflufs  in  der  That 
zugleich  eine  Abhängigkeit.  Wenn  daher  die 
Brüten  oft  und  laut  über  den  immer  steigenden 
Einflufs  der  Krone  klagen,  so  mögte  doch  in 
dieser  Klage  eher  ein  Lob  auf  die  Fortschritte 
liegen,  welche  die  Regierung  in  der  Kunst,  ein 
freyes  Volk  im  Geiste  der  Freyheit  zu  regieren, 
gemacht  hat. 

Am  wenigsten  hat  das  Oberhaus,  vor-- 
ausgesetzt,  dafs  die  andern  beyden  Grundpfeiler 
der  Verfassung  unerschüttert  stehn,  für  seine 
Fortdauer  zu  fürchten.  Durch  den  Adel  und 
den  Reichthum  seiner  Mitglieder  und  schon  als 
eine  bleibende  Körperschaft  mächtig,  ist  es  noch 
überdiefs  gegen  das  Volk  als  eine  Stütze  dei 
Thrones ,  gegen  die  königliche  Gewalt  als  ein 
Bestandtheil  des  Reichstages  gesichert.  Eher  ha- 
ben die  übrigen  Bestandtheile  der  Verfassung  von 
dem    Oberhause  zu   fürchten,   z.  B.   wenn   es   sichj 
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als  Adelskammer  dem  Throne  und  dem  Volke 
feindselig  entgegenstellt,  oder  wenn  die  Wahl  der 
Volksabgeordneten  von  dem  Adel  abhängig  wird.  2) 
Jedoch  können  die  Gefahren  dieser  Art,  so  wi^ 
sie  durch  die  Verfassung  verschuldet  sind,  eben 
so   durch   die  Verfassung   beseitiget   werden. 

Am  meisten  ist  die- Fortdauer  des  Unter- 
hauses, des  volksherrschaftlichen  Theiles  der 
Verfassung,  gefährdet.  Denn  ungesellig  ist  das 
Königthum;  5)  und  das  Oberhaus  fällt  von  selbst, 
(das  sollte  es  nie  vergessen,)  so  wie  das  Unter- 
haus seine  verfassungsmäfsigei*  Rechte  ver- 
liehrt.  4)  Nun  sind  zwar  die  Vortheile,  welche 
das  Unterhaus  sowohl  der  Krone,  als  dem  Vol- 
ke gewährt,  so  viele  Bürgschaften  für  die  Fort- 
dauer dieser  Rechte.  Jedoch  die  stärkste  von 
diesen  Bürgschaften,  die  von  den  Launen  und 
von  der  Sittlichkeit  der  Menschen  am  wenigsten 
abhängige ,  mögte  wohl  die  folgende  seyn :  Un- 
ter  den  Lasten,  welche  der   Staat  den  Menschen 


2)  Der  erstere  Fall  trat  im  J.  181 3  in  Frankreich  ein.  Di© 
letztere  Klage  führt  man  in  England. 

5)  Insociabile  regnum  ! 

4)  Schon  als  die  Englischen  Grofsen  die  Magna  charta  erzwan- 
gen ,  sorgten  sie  zugleich  für  die  Rechte  de*  Bürgerstandes.  Ei- 
1  nen  andern  Weg  schlug  der  Französische  AdeJ  tili  Daher  nahm 
die  Entwicklung  der  Verfassung  einen  so  ganz  andern  Gang  in 
dem  einen,  aU  in  dem  andern  Pieiche. 


\\ 


364 

Aufbürdet,  sind  Kriegsdienste  und  Abgaben  die 
schwersten.  Jedoch  weit  leichter  ist  es  der  Re- 
gierung, (das  beweist  die  Geschichte  aller  Völ- 
ker und  aller  Zeiten,)  die  Unterthanen  zum 
\\  a  ff  endien  s  te,  als  zum  Geben  zu  vermö- 
gen, sey  es,  dafs  die  Menschen  (ein  blutdür- 
stiges Geschlecht!)  sich  dennoch  des  Krieges 
frcun ,  oder  weil  Kriegsdienste  zugleich  eine 
Ehre,  Abgaben  nur  eine  Dienstbarkeit  sind.  So 
wie  sich  daher  ein  Fürst  genöthiget  sieht ,  sein( 
Volk  zuerst  oder  mehr  und  mehr  zu  Abgaben 
anzustrengen,  .mufs  er  Widerstand,  ja  wohl 
selbst  (denn  die  Unterthanenpflicht  ist  untheil- 
bar,  wie  die  Ueberz;eugung  von  der  Wahrheit 
eines  Systems,)  das  Ende  seiner  Herrschaft  fürch- 
ten. 5)  Anders  in  dem  einherrschaftlichen  Frey- 
staate, in  welchem  das  Volk  entweder,  weil  es 
sich  selbst  zu  besteuern  glaubt,  auch  die  drü- 
ckendsten Bürden  ohne  Murren  tragt,  oder! 
doch  nur  seine  Abgeordneten  der  Pflichtverges- 
senheit anklagt.  Und  dennoch  sind  Abgaben 
für  sich  noch  nicht  eine  hinlängliche  Bürg- 
schaft für  die  Fortdauer  des  einherrschaftlichen 
Freystaates ,     als    eines    Freystaates,       Wenn    sie 


5)  In  den  Zwingherrschaften  sind   daher    die   Abgaben  oft  ge- 1 
ring  und  unveränderlich. 


365 

auch  (wie  z.  B.  die  Geschichte  der  Reichs-  und 
Landslände  in  den  Staaten  Deutschen  Ursprun 
beurkundet,)  zur  Beschränkung  der  königlichen 
Gewalt  durch  Stände  oder  Volksabgcordiirte  fuh- 
ren, so  kann  doch  einem  Volke,  welches  einmal 
ans  Geben  gewöhnt  ist,  viel  zugemuthet ,  und 
auf  einen  Grund,  der  mit  Zustimmung  der 
Stände  oder  der  Volksabgeordneten  gelegt  wor- 
den ist,  auch  ohne  die  Zustimmung  derselben 
von  dem  Fürsten  fortgebaut  werden.  Anders 
verhält  sich  die  Sache ,  wenn  der  Staat 
Schulden  hat.  Dann  und  hur  dann  mag 
der  Reichstag  auf  die  öffentlichen  Abgaben,  als 
Auf  die  Grundlage  seiner  Macht,  vertraun.  Mag 
das  Volk  auch  noch  so  willig  und  vermögend 
seyn,  tsu  steuern  und  zu  geben,  der  Credit  des 
Staates  wird  erschüttert,  sobald  der  Fürst  die 
Verfassung  des  einherrschaftlichen  Freystaales  an- 
tastet: er  wird  erschüttert,  weil  auch  der  mäch- 
tigste Fürst  Zutraun  nicht  gebiethen  kann.  (Hodie 
mihi  cras  tibi!)  Je  mehr  aber  der  öffentliche 
Credit  ein  Mittel  ist,  die  Staatskräfte  —  durch 
Wechsel,  die  auf  die  Nachkommenschaft  1 
gen  werden,  —  bis  ins  Unglaubliche  »11 
gern,  desto  mehr  wird  die  Regierung  Bedenken 
tragen,  sich  dieses  Mittels  durch  Eingriffe  in 
die  Verfassung  zu  berauben.      Die   Folgen,   edai 
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Sinken   der  Staatspapiere,)   würden   zugleich  und 
vorzugsweise     die     Reicheren,      also      diejenigen 
treffen ,    welche    in    der    Piegel   den   vornehmsten 
Einfluß    auf    die    Maßregeln   der   Regierung  ha- 
ben.     Mit   einem  Worte,   man   müfite   in    einem 
jeden    Europäischen    Reiche,    das    eine   Volksver-l' 
tretung   hat   oder  erhält,    den   Volksabgeordneten 
zurufen,    für   Staatsschulden     zu    sorgen, i 
wenn   sie   nicht   fast  überall    der   Zustand   des   öf-'J 
fentlichen    Haushalts   der  Mühe   überhoben  hätte. 
In   England  hat  vielleicht  die   öffentliche  Freyheit 
in    demselben    Verhältnisse    gewonnen,     in    wel- 
chem  die   öffentlichen   Schulden    und  Lasten   zu-  . 
genommen   haben.  *>) 

Jedoch   das   Urlheil    über   die   Festigkeit   des  i 
einherrschaftlichen    Freystaates    würde    mehr    als 
unvollkommen   seyn  ,    wenn   man   nicht  auch   das  I 
innere    Lebensspiel    dieser     Verfassung    in    Rech-'J 
nung    nähme.      Der   Verfall,    die    allmälige    odefi 
plötzliche    Umgestaltung    der    Verfassungen   wird 
hauptsächlich     dadurch     herbey  geführt ,     dafs     es 
dem   Rechte   zu   gebiethen    an   der   erforderlichen 
M   <:ht    oder    der    Macht    zu     gebiethen    an    dem 


V\  onn  die  Engländer  klagen ,    dafs  mit  der  Last  dvr  offen 
rlion  Schulden  der  Einflufs  der  Krone  gewachsen  sey,  so  liegt  n 
in  dieser  Klage  nur  eine  Bestätigung  des  Satzes:    dafs  in  der  Katar 
und  in  der  Staetenvvelt  kein  Uebel  ohne  ein  Gegenmittel  sey, 


•,; 
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gebührenden  Rechte  gebricht,  ferner,  dafi  die 
Macht  des  Staatsherrschers,  in  dem  einer  }< 
Kraft  inwohnenden  Streben,  sich  immer  w * 
und  weiter  auszudehnen,  keinen  genügend** 
Widerstand  findend,  bald  einen  jeden  Wider 
rtand  überwältiget,  ja  vernichtet,  bis  dafs  >ie, 
ohne  einen  äufsern  Pieitz  und  Sporn,  in  sich 
leibst  erschlafft.  Aber  die  Verfassung  des  ein- 
herrschaftlichen Freystaates  wägt  einem  jeden 
rheile  das  Seine  zu  5  im  Wege  Rechtens 
macht  sie  eine  jede  Verbesserung  möglich:  ei- 
ner jeden  Kraft  setzt  sie  (im  Geiste  und  Stile 
ler  organischen  Natur)  eine  andere  Kraft  ent- 
gegen,  wohl  wissend,  dafs  eine  jede  Kraft  nur 
lurch  eine  ihr  entgegengesetzte  angeregt  und 
jezügelt  werden  könne.  7) 

Einen  Hauptzug  in  dem  Lebensspiele  die- 
ier  Verfassung  bildet  Partheykampf.  —  Die 
Polksherrschaft  bedarf  der  Partheyen  ,  damit 
lie  Theilnahme  des  Herrschers  an  den  öffentli- 
chen Angelegenheiten,  die  jederzeit  mit  der 
Sahlbeschaffenheit  des  Herrschers  im  umzukehr- 
en Verhältnisse  steht,  gesteigert  werde;  damit 
ler  vielköpfige  Staatsherrscher   zu  einem  Schlu 

?)  Es  verdient  hier  das  verglichen  zu  werden,    was 
Pragm.  L.  Vf.  hist.  Ed.  Schweighaeus.   T.  II.  p.   478)   nun   I 
*r  Verfassung  des  Piömischen  Freystaates  tagt 


o 
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(und  nicht  ohne  mehrseitige  Prüfung  des  Ge- 
genstandes) gelange;  damit  der'  Macht,  welche 
doch  allemal  der  Regierung  zu  Gebothe  seyn 
mufs,  nicht  blos  der  einzelne  Bürger,  sondern 
eine  Parthey,  d.  h.  eine  andere  Macht  gegen 
über  siehe.  In  keiner  Volksherrschaft  kann 
es  an  Partheyen  fehlen,  weil  die  überhaupt  mög- 
liche Verschiedenheit  der  Ansichten  vom  Staate, 
in  dieser  Verfassung,  durch  unaufhörliche  Rei- 
bungen lebendig  und  wirksam  werden  mufs;  ja 
schon  deswegen ,  weil  die  Volksherrschaft  der 
Partheyen  bedarf.  Alles  dieses  gilt  beziehungs- 
weise auch  von  dem  einherrschaftlichen  Frey- 
staate. Noch  mehr:  es  sind  in  dieser  Verfas- 
sung Partheyen  um  so  mehr  Bedürfnifs  ,  je  ge- 
ringer nach  derselben  die  Bedeutung  des  Staats- 
bürgerrechts und  je  gröfser  die  Macht  der  Kro- 
ne ist.  Es  müssen  unter  dieser  Verfassung  Par- 
theyen um  so  unausbleiblicher  entstehn,  je  mehr 
die  Verfassung  selbst,  als  eine  zusammengesetz- 
te ,  auf  der  einen  Seile  die  Vortheile  des  Gehor- 
chens,  und  auf  der  andern  die  Vortheile  der  Selbst- 
ständigkeit vorhält.  Man  fürchtet  vor  dem  Kam- 
pfe unter  diesen  Partheyn  für  die  Fortdauer  dei 
'Verfassung,  ja  wohl  selbst  für  die  Einheit  dei 
Staates.  Bedingungsweise  ist  diese  Furcht, 
wie  in   dem   vierten   Hauptstücke  gezeigt    werden 

soll, 
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•oll,  allerdings  nicht  ungegründet.  An  si<U 
i  aber  ist  dieser  Kampf  die  eigentliche  Lebensquellf 
:  dieser  Verfassung,  indem  er  die  öffentliche 
den  Bürgern  zu  einer  Ehrensache  machl  und,  die 
öffentlichen  und  besondern  Verhaltnisse  des  Bür- 
gers mit  einander  auf  das  genaueste  verflechtend, 
die  einen  durch  die  andern  hebt  und  belebt. 

Wir,  auf  dem  Festlande  von  Europa,  beben 
oft  vor  den  Partheykämpfen  und  Volksbewegun- 
gen in  England  zagend  und  verzagend  zurück, 
Von  welchen  die  Tageblätter  erzählen.  Aber  wir 
übersehn  dann  über  einzelne  und  äufsere  Erschei- 
nungen des  öffentlichen  Lebens  die  Gesamtkraft 
und  die  innere  Tugend  dieses  Lebens.  Wir  glei- 
chen einem  Nichtarzte,  welcher,  ein  Buch  über 
die  Krankheiten  des  Menschen  lesend,  sich  für 
verlohren  halt,  weil  er  diese  Krankheiten  schon 
in  sich  zu  fühlen  glaubt.  Wir  vergessen,  dafs 
eine  scheinbar  schwächliche  Leibesbeschaffenheit 
die  längste  Lebensdauer  verspricht,  weil  sie,  m 
einem  steten  Schwanken,  das  gestörte  Gleichge- 
wicht der  Kräfte  am  leichtesten  wiederherstellt« 

Jedoch  eine  jede  Gewährleistung,  welche  der 
einherrschaftliche  Freystaat  für  sich  hat  oder  für 
•ich  haben  kann,  beruht  am  Ende  auf  der  Denk- 

Iund   Gemüth  s  art    des    Volkes.      „Im  Jahr« 
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j 67 9  5U    5art  P°x?  3)    »^v*1*  das  Rechtssystem  der 
Englischen  Freyheit  ohngefähr  vollendet.      Gleich- 
wohl  dauerte  die    Herrschaft   der  Willkühr  noch 
lange.      Wie  leer  also  ,  wie   eitel,  wie  vermessen 
ist  die  Meinung,   dafs  Gesetze  Alles  thun  können! 
und  wie  schwach  und  verderblich  ist  die  Maxime, 
welche    man    darauf  gründet,    dafs  man  auf   die 
Mafsregeln,   nicht   auf  die  Menschen,   das  Augen* 
merk   zu  richten  habe."      Das  höchste  Lob,    das 
man  der  Verfassung  des  einherrschaftlichen  Frey- 
staates ertheilen  kann ,   ein   Lob,    welches  ihr  in 
der    That   gebührt,    besteht  daher  darinne ,    dafs 
sie  zugleich  eine   Schule   der  Freyheit  ist.  9)  — 
Bey  einem  Volke,  bey  welchem  diese  Verfassung 
gedeihn  soll,    mufs   Aufklärung,    d.  h.   Selbst- 
ständigkeit im  Denken  verbreitet  seyn.      Ein  Un- 
mündiger,   wie    mögte    er    sich    selbst  regieren? 
Unnachlafsliche   Forderungen    an   die  Gemüthsart 
des  Volkes  sind  Mut h,  Mäfsigung,   Gemein- 
geist.     Muth:   „Esgiebt,"   sagt  Friedrich  Rich- 
ter, ,0)   eine  höhere  Tapferkeit,  als  die  im  Kriege, 
eine  Tapferkeit,  welche  einst,    obwohl  nicht  lange, 
Sparta,  Athen  und  Rom  besafsen,   die  Tapferkeit 


8)  Historv  of  the  reign  of  James  II.  Einleit 
<p  Der  Frau  v.  Stael  Betrachtungen   über  die  vornehmsten  Bf-  j 
gcbenheiten  der  Franz.  Revolution.     I.  Bd.  II.   Th.  22.  Hptst. 
10;  Levana.  II.  Bd.  (II.  Aufl.  Tübinge*  1814.  8.)  S.  5*9. 
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des   Friedens   und    der    Freiheit,     den  Mulh    zu 
Hause.      Wenn  manches  andere  Volk,    im   Y.it. 
lande  ein  feigdenkender  Knecht,    aufaer  dem 
ein  kühnfassender  Held,  dem  Falken  gleicht,  (nur 
weniger  durch  Schlaflosigkeit,    wie  er,   als   durch 
Einschläfern,      zahm    geworden,)    welcher    vom 
Falkenmeister    so    lange    verkappt    auf  der   Faust 
getragen  wird,   bis  er  als  augenblicklicher  Freyer 
des  Aethers  in  alle  Wildheit  losgelassen,  kühn  und 
klug  einen  neuen  Vogel   überwältigt  und  mit  ihm 
auf   die    Sklavenerde    niederstürzt:     so   führt    das 
recht-  und    frey-müthige  Volk    zu   Hause   seinen 
Freiheitskrieg,    folglich   den  längsten   und   kühn- 
sten,   gegen  jede  Hand,   die   den   Flug  und  Blick 
einschränkt;   der   einzige  Krieg,   der  keinen  Waf- 
fenstillstand haben    soll."       Mäfsigung;    damit 
die  Gemüthsart  des  Volkes  dem  Geiste  der  Verfas- 
sung entspreche.       Ein  Fürst,    der    seine   Macht, 
ein  Volk,    das   seine   Freyheit  überspannt,   beyde 
sind  gleicher  Gefahr  ausgesetzt.      Gemeingm 
auch    in    dem    Sinne,    dafs    das    Volk   sell^tth 
(z.  B.  durch   Stiftungen,   durch  besondere  Verbin- 
dungen ,)   und   ohne    Zuthun   der  Regierun 
öffentliche  Beste  zu  fördern  strebt.      Ein  Volk,  i 
frey  seyn  will,  mufs  damit  anfangen,  an  sich  sei 
grofse  Forderungen  zu  machen:   es   mufs   die  Re- 
gierung der  Mühe  des  Regierens  überheben,   weil 
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«t<  die  Arbeit  des  Regierens   mit  Abhängigkeit  von 
der  Regierung  zu  lohnen  hat.  J1) 

In  demselben  Geiste  hat  die  Volksvertretung 
zu  sprechen  und  zu  handeln,  Ins  besondere  aber 
hat  sie  folgende  zwey  Klippen  zu  vermeiden;  die 
eine,  dafs  sie  sich  der  öffentlichen  Meinung  ent- 
fremdet, die  andere,  dafs  sie  sich  nur  für  be- 
rufen  halt,  der  Regierung  Widerstand  zu  leisten. 
Die  letztere  Klippe  hat  die  Verfassung  des  einherr- 
schaftlichen Freystaates  besonders  dann  zu  fürch- 
ten  ,  wenn  sie  bey  einem  Volke  zuerst  und  plötz- 
lich eingeführt  wird.  Beschwerden  und  Klagen 
haben  sich  gehäuft.  Man  darf  endlich  reden  und 
will  sich  der  langersehnten  Freyheit  erfreun.  Die 
lautesten  Spreeher  werden  zu  Volksabgeordneten 
gewählt,  weil  man  sie  einzig  für  die  Freunde  des 
Volkes  hält.  Aber  Tacitüs  lobt  den  L.  Piso  be- 
sonders  deswegen,  weil  er  das  neugeschaffene  Amt 
eines  Praefectus  urbi,  welches,  ungewohnten  Ge- 
horsam fordernd,    dem    Volke    desto   drückender 

war ,     lange    Jahre    hindurch    mit    wundersamer 

v 


n)  Auf  der  andern  Seite  soll  die  Regierung  nur  da  eingrei- 
fen, wo  das  selbstständige  Streben  der  Unterthanen  fehlt  oder 
nicht  ausreicht.  Ein  unnöthfges  Gesetz  ist  schon  als  solches  ver- 
werflich. Vgl.  The  Speech  of  H.  Brougham  in  the  House  of 
Comrnons.  May  8th,  1818,  on  the  Education  of  the  Poor,  and 
Charitable  Abusefi.     Lond.  i$i8.  8. 
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MKfsigung  verwaltet  habe.  ")     Goaltort  seliri- 
tert  die  Verfassung  eher  an  der  i  n  Kupp* 


ZWEYTES    HAUPTSTÜCK. 

Die     Lichtseite     des     ein  her  r  s  c  h  u  ft  1 1 ,  !t  e  n 
Fre  y  staute  s. 


Man  würde  sich  irren,  wenn  man  den  Werth 
dieser  Verfassung  in  die  Sicherheit  setzte,  die  sie 
gegen  übermäfsige  Auflagen  gewährte.  Die  öf- 
fentliche Freyheit  ist  auch  in  d  em  Sinne  ein  kost- 
bares Gut,  dafs  die  Aufrechtbaltung  derselben 
grofse  Opfer  an  Geld,  d.  h.  an  Arbeit  fordert. 
Die  zusammengesetzten  Verfassungen  sind  die 
kostspieligsten.  Auf  keinem  Europäischen  Volke 
lasten  so  schwere  Auflagen  ,  als  auf  dem  Britti- 
schen. 

Auch    die  werden   nicht  ihre    Rechnung   hey 
dieser  Verfassung   finden,    denen   Ruhe   oder   Sm- 
nengenufs  über  Alles  geht.      Tief  in  die  häuslich 
und  gesellschaftliehen  Verhältnisse  dringt  da>  Di 
gen  und  Treiben   der  Parthejcn  ein.      Hey   einem 


u)  Praefectus  urbi  recens ,  eontinuam  potrtUtem,    ef  msolen- 
tia  parendi  graviorem,  mire  temprravit.     Ann.   \l     jo. 
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jeden  Genüsse ,  bey  einem  jeden  Vergnügen  mufs 
man  über  sich  selbst  wachen,  um  dem  lauten 
Tadel  eines  andern  Wächters,  der  öffentlichen 
Meinung,  zu  entgehn.  Der  innere  und  unmit- 
telbare Werth  dieser  Verfassung  besteht  darinne, 
dafs  sie  durch  Formen ,  welche  das  geistige  We- 
sen des  Menschen  zur  Grundlage  haben ,  die  ge- 
samte geistige  Kraft  eines  Volkes  für  eine  ge- 
rechte und  nachdrückliche  Verwaltung  der  öf- 
fentlichen Angelegenheiten  in  Bewegung  setzt. 
Ihr  äufserer  und  mittelbarer  Werth  ist  der, 
dafs  sie  eine  öffentliche  Erziehungs-  und  Unter- 
richts-Anstalt  ist ,  wie  kaum  eine  andere  Ver- 
fassung, selbst,  (wenn  man,  wie  billig,  die 
Verschiedenheit  dfer  Anlagen  und  Gemüthsarten 
der  Menschen  in  Anschlag  bringt,)  selbst  die 
Volksherrschaft  nicht   ausgenommen. 

Es  würde  mich  zu  weit,  auch  zu  Wieder- 
hohlungen  führen,  wenn  ich  die  Gründe,  aus 
welchen  dem  einherrschaftlichen  Freystaate  die- 
ses Lob  gebührt  ,  vollständig  aus  einander  se- 
tzen wollte.      Also  nur   Folgendes: 

Es  ist  eine  bekannte  Regel,  dafs  der  Arzt 
sich  nicht  selbst  in  einer  Krankheit  behandeln, 
der  Sachwalter  nicht  seine  eigene  Sache  führen 
solle.  Der  einherrschaftliche  Freystaat  ist  schlecht- 
hin eine  Verfassung    der    Vertretung.       Die    k**>- 
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tiigliche  Gewalt  wird  durch  die  Grof.heAinten 
der  Krone,  die  adlichen  Geschlechter  werden 
durch  das  Oberhaus,  das  Volk  wird  durch  die 
von  ihm  für  das  Unterhaus  gewählten  Ahgeord- 
neten  vertreten. 

Für  den  Erfolg  einer  jeden  Verfassung  \-t 
es  von  entscheidender  Wichtigkeit,  wie  man 
nach  dem  Geiste  derselben  sein  Glück 
im  öffentlichen  Leben  machen  kann. 
Wehe  dem  Staate,  in  welchem  eine  Herrinn, 
(eine  Maitresse,)  wie  in  Frankreich  unter  Lud- 
wig XV,  üher  die  Gnade  und  Ungnade  des  Für- 
sten launenhaft  gebiethet,  oder  wo  man  zur 
Höhe  nur  emporkriechen,  nicht  emporsteigen 
kann,  oder  wo  sich  ein  Beamter  gefürchtet  ma- 
chen mufs ,  um  seiner  Stelle  und  Ehre  gewifs 
zu  seyn.  Wenn  auch  kein  Staat  von  diesen 
und  ähnlichen  Uebeln  gänzlich  frey  seyn  wird; 
Cdenn  ein  Geschöpf  der  Laune  ist  ein  Geschöpf 
der  Macht;  das  Glück  ist  wohlfeiler  als  dn 
Verdienst;  der  Kaufmann  hat  den  Geschmack 
seiner  Kunden;)  so  liegen  doch  in  der  V«  i  I 
sung  des  einherrschaftlichen  Freystaati  >  !><  an- 
dere Sicherheiten  für  die  gerechten  Ansprüche 
des  Verdienstes.  In  einem  Staate,  in  welchem 
Prefsfreyheit  besteht,  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten  öffentlich  zu   verhandeln  ,     da    ichäml    sirh 
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der  Fürst,  der  Adeliche,  das  Volk  vor  sich  selbst 
und  vor  andern,  den  zu  ehren,  der  nicht  der 
Ehre  verdient.  Denn  in  einer  jeden  Mannes- 
brust glimmt  das  Feuer  des  Stolzes  j  und  wird 
durch  die  Oeffentlichkeit  des  Lebens  (durch  den 
Zutritt  von  Sauerstoff)  zur  Flamme.  Man  wende 
nicht  ein ,  dafs  einst  die  Griechischen  Volksherr- 
schaften, ungeachtet  der  Oeffentlichkeit  der  Ver- 
handlungen, ihje  jGunst  auch  wohl  an  Unwür- 
dige verschwendet  haben.  Das  Urtheil  des  Vol- 
kes läfst  sich  wiit  schwerer  durch  die  schriftli- 
che,   als   durch   die  mündliche   Rede  bestechen. 

Bey  einem  jeden  Gesetzvorschlage  sind  drey 
Dinge  in  Ueberlegung  zu  ziehn,  das  Recht  an 
sich  (oder  der  Wille  der  Mehrheit,)  das  beste- 
hende Recht,  die  Ausführbarkeit  der  Mafsregel. 
Indem  nun  der  einherrschaftliche  Freystaat  zu 
einem  jeden  Gesetze  die  Uebereinstimmung  des 
Unter-  und  des  Oberhauses  und  die  Zustim- 
mung des  Königs  fordert,  stellt  er  für  eine  jede 
von  diesen  Prüfungen  eine  besondere  Behörde 
und  eine  Behörde  auf,  welche  ihrem  Wesen  nach 
vorzugsweise  geschickt,  so  wie  durch  ihren  Vor- 
theil  dringend  aufgefordert  ist,  die  ihr  übertra- 
gene Prüfung  mit  der  gebührenden  Strenge  zu 
halten. 

\  t»r   allem  verdient  die  Gewährleistung  her- 
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ausgehoben  zu  werden,  welche  in  dieser  Verfas- 
sung für  die  Tauglichkeit  und  Gewissenhaftigkeit 
der  königlichen  Beamten  ,  ins  besondere  der  Grofs- 
beamten  der  Krone  Hegt.  Diese  Grofsbeamte,  un- 
aufhörlich in  beyden  Kammern  angegriffen  ,  in 
allen  ihren  Schritten  von  der  öffentlichen  Meinung 
bewacht,  können  sich  nur  in  so  fern  in  ihren 
.Stellen  erhalten,  als  sie  denselben  gewachsen  sind, 
als  sie  ihre  Mafsregeln  durch  Gründe  zu  verthei- 
digen  wissen,  und  mithin,  ehe  sie  handelten  ,  an 
den  Tag  des  Gerichts  dachten.  Schon  das  ist 
heilsam,  dafs  die  Verfassung  die  Gabe  des  mündli- 
chen Vortrages  von  ihnen  fordert.  Denn  ein  gu- 
ter mündlicher  Vortrag  ist  das  sicherste  Zeichen 
eines  guten  Kopfes.  —  Indem  dieser  Erfolg  des 
einherrschaftlichen  Frevstaates  dem  Volke  einen 
Ersatz  für  die  Vorzüge  der  wählbaren  Einherr- 
schaft gewährt,  ist  er  dem  Könige  eine  neue  Bürg- 
schaft für  die  Erblichkeit  der  Krone. 

Und  gleichwohl  hat  man  gewagt,  die  Fürsten 
gegen  diese  Verfassung  einzunehmen  ,  als  ob  sie 
auf  die  Herabwürdigung  und  am  Ende  auf  Uli 
•Vernichtung  des  Königthumes  berechnet  sey.  Al- 
lein die  Freunde  dieser  Lehre  Verhaften,  dafs  das 
Haupt  des  einherrschaftlichen  Frevstaates  seiner 
Macht  sicherer  ist,  als  ein  jeder  andere  Fürst,  da 
er    dem    Homerischen  Zevs  gleicht ,   welcher  un- 
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sichtbar  voni  Ida  her,  die  Kämpfe  zwischen  den 
Hellenern  und  Troern  lenkt;  —  dafs  eine  Herr- 
schaft, je  geistiger,  desto  mächtiger  ist;  —  dafs  ein 
Fürst,  der  mit  und  nach  dem  Willen  des  Volkes 
herrscht,  in  aufserordentlichen  Fällen  aufseror- 
dentliche  Hülfsquellen  in  der  Liebe  seines  Volke« 
findet;  —  dafs  es  etwas  anderes  und  besseres  ist, 
über  ein  Volk,  das  etwas  ist,  als  über  ein  Volk, 
das  nichts  ist,  zu  herrschen;  —  dafs  man  den 
Vortheil  der  Fürsten  nicht  würdiger  befördern 
kann,  als  wenn  man  die  Bürde  erleichtert ,  die, 
auf  dem  Gewissen  eines  Fürsten  lastet.  ,5)  Eine 
grofse  Macht  ist  eine  grofse  Pflicht ! 


1 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Die   Schattenseite  des   einkerr  schajtlichcn 
Freystaates. 


Schon  wenn  man  die  rechtliche  Möglich- 
keit des  einherrschaftlichen  Freystaates  zu  begrün- 
den versucht,  stöfst  man  auf  Schwierigkeilen, 
Wenn  das  Volk   durch    das    Unterhaus    vertreten 


i3)  Du  ministere  du  roi  dans  un   gouvernement   representatif. 
Par.   181 5.  8. 
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wird,  wie  mag  ein  Beschlufs  durch  irgend  eine 
Gewalt  von  seiner  Rechtskraft  entbunden  werden  f 
Und  auf  der  andern  Seite,  wie  mag  ein  Volk, 
welches  die  öffentliche  Macht  in  die  Hände  eines 
Erbfürsten  niedergelegt  hat,  noch  Abgeordnete 
wählen,  den  öffentlichen  Willen  zu  vertreten, 
da  dieser  doch  aufgehört  hat,  rechtskraftig  zu 
seyn?  Gleicht  nicht  ein  Erbfürst,  dem  eine  Volks- 
vertretung zugeordnet  ist,  einem  Vormunde  ,  der 
sein  Amt  fortführt,  ungeachtet  der  Mündel  voll- 
jährig geworden  ist?  und  ein  Volk,  das  eine 
Verfassung  dieser  Art  hat,  einem  Volljährigen, 
der  sich  selbst  einen  Vormund  gegeben  hat?  Die 
Rüge,  die  hier  gegen  den  einherrschaftlichen  Frey- 
staat erhoben  wird,  ist  nicht  neu.  Paine  und 
andere  Vertheidiger  der  Volksherrschaft  haben 
ihm  schon  den  Vorwurf  gemacht,  dafs  er  aus 
fremdartigen  Theilen  zusammengesetzt,  auf  einem 
Grundsatz  beruhe,  welcher,  folgerecht  durchge- 
führt, einen  Freystaat  ohne  einen  Erbfürsten  und 
ohne  einen  Erbadel  fordere.  Und,  wenn  die 
Amtssprache  den  Volksabgeordneten  überall  den 
Nahmen  der  Volksvertreter  verweigert,  so 
liegt  in  der  Scheu,  die  Sache  bey  dem  rechten 
Nahmen  zu  nennen,  offenbahr  eine  Ahndung  oder 
eine  Anerkennung  jener  Rüge.  „Ihr  seyd,"  ant- 
wortete Napoleon  den  Abgeordneten  der  gesetzge- 
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brnden  Versammlung,  welche  zu  Ende  des  Jah- 
res ini")  hjI  Friedensverhandlungen  antrugen, 
,.ihr  sejtl  nicht  die  Vertreter  des  Volks,  sonderh 
dir  1<  r  Departementer.  Ich  bin  von  Millionen 
Franzosen  zum  Throne  berufen  worden;  und 
was  iM  der  Thron?  Holz,  bedeckt  mit  Sammt. 
Der  Thron  bin  ich  selbst;  ich  allein  bin  der  Ver- 
treter des  Volks  !4i  —  Man  sage  nicht,  dafs  der- 
Uq  Tadel  mehr  oder  weniger  eine  jede  ander© 
zu  M-umnengesetzte  Verfassung  treffe;  dafs  die  Men- 
schen, die  Kluft  »zwischen  dem  Staate  in  der  Idee 
und  den  wirklichen  Staaten  ermessend,  zu  Zu- 
sammensetzungen ihre  Zuflucht  nahmen,  die, 
wenn  auch  mit  der  Idee  des  Staates  noch  so  un- 
vereinbar, dennoch  allein  geschickt  sind,  den 
Widerspruch  zwischen  der  Wirklichkeit  und  der 
Idee  zu  mildern  oder  zu  verhüllen.  Denn  es 
kann  und  soll  doch  eine  gewisse  Stammesver- 
wandschaft  unter  den  verschiedenen  Bestandtei- 
len einer  zusammengesetzten  Verfassung  be- 
•lehn. 

Eine  andere  Einwendung  gegen  den  ein- 
hrrrschafilichen  Freystaat,  (vielleicht  ist  sie  nur 
«ine  andere  Darstellung  der  vorigen,)  ist  die: 
Au«?  dem  Wesen  dieses  Staates  geht  ein  Zwie-  ! 
rfpalt  zwischen  der  Regierung  und  der  Volks- 
vertretung hervor,    welche   entweder   die   vollzie- 
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hende    Gewalt    lahmen    oder    die    Wahl   und   die 
Stimmen   der  Volksabgeordneten    unter   die   VoH 
mundschaft     der    Regierung    stellen,     d.   h.     den 
einherrschaftlichen  Freystaat   der  Sache   nadfa  ent- 
weder   in    einen    Freystaat   oder  in    eine   Binht  i  r 
Schaft   verwandeln   nuifs.      Selbst  in   einem   Fi 
Staate,     der    nach     dem     Grundsätze    d^v    \  <  r- 
tretung    organisirt    ist,    wird    die   Regierung    die 
öffentlichen    Angelegenheiten  häufig   in   einem    $m* 
dem   Lichte    erblicken,     als    die    der     VenanHDi 
lung,    welche     das    Volk'bey    der    Gesetzgebung 
vertritt.        Denn     die    Regierung,     berufen    um 
Handeln,    berufen    zur    Verwaltung    der   Angele- 
genheiten    des     Volks     als     einer     Gesamtheit 
und   der    gesamten    öffentlichen    Angelegenhei- 
ten,  der  auswärtigen   so  wie   der  inneren,    fi 
vorzugsweise,     was     ausführbar,    was    allgemein 
und  in   einer  jeden    Beziehung    vortheilhall 
Ihr   Lehrer   und   Meister  ist  die  Erfahrun 
flacht  bedürfend,     eifersüchtig    auf    ihre    Macht, 
atrebt  sie  nach   der  Erweiterung  und  Befestigung 
ihrer  Macht.      Aber   eine  Versammlung,     w< 
das    Gesetz    im    Nahmen    des     Volks    giebt,     be- 
rücksichtiget mehr   das,  was   an   sich   wünschen«- 
werth  ist  oder  von   dem  Volke  ge^ 
sie    lebt,     weniger    mit    dem    Drange    d 
stände    bekannt,     mehr    in     der     Ideenweit j     U* 
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furchtet  die  Macht  der  Regierung,  weil  diese 
Macht  auch  gegen  das  Volk  gebraucht  werden 
kann,  auf  jeden  Fall  aber  Opfer  von  dem  Volke 
fordert.  In  dem  einher  rschaft liehen  Frey- 
staate mufs  diese  Verschiedenheit  der  Ansichten 
nicht  nur  bestimmter  hervortreten,  sondern  auch, 
sich  mit  dem  Kampfe  zwischen  dem  erblichen  Kö- 
nigthume  und  der  Volksherrschaft  verflechtend, 
au  einem  desto  feindseligem  Zwiespalte  führen. 
Das  gewählte  Oberhaupt  eines  Freystaates  verthei-? 
digt  in  der  Sache  der  Regierung  doch  nur  eine 
fremde  Sache,  und  auch  diese  nur  vorübergehend, 
das  erbfiche  die  eigene ,  für  sich  und  sein  Ge- 
schlecht. 

Allerdings  läfst  sich  von  den  Partheyen,  in 
welche  das  Volk  unter  der  Herrschaft  einer  sol- 
chen Verfassung  unausbleiblich  zerfallen  mufs/ 
viel,  sehr  viel  für  die  Mäfsigung  des  Kampfe* 
oder  für  die  Erhaltung  des  Gleichgewichts  zwischen 
der  Regierung  und  der  Volksvertretung  hoffen  j. 
jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  die 
Verfassung,  so  wie  sie  in  einem  gegebnen  Falle 
besteht,  den  Bedürfnissen,  den  Ansichten  und  der 
Gemüthsart  des  Volks  wenigstens  in  den  Grund- 
gesetzen entspricht.  Denn  die  Partheyun- 
gen  im  Volke  entsprechen  dem  Vortheile  des  ein- 
herrschaftlichen  Freystaates  nur   in   so   fern,     als 
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erstens  nur  zwey  Parlheyen  im  Yollce  hc- 
stehn;  als  zweytens  diese  Parlheyen ,  in  der 
Ueberzeugung  von  dem  Werthe  der  Verfassung 
übereinstimmend,  nur  über  die  Maximen  der 
Verwaltung  und  um  die  Macht,  diese  Maximen 
'  ins  Werk  zu  setzen,  mit  einander  kämpfen*  '4) 
als  drittens  die  eine  Parihey,  (die  Ministerial- 
parthey,)  die  Sache  der  Regierung,  die  andere 
(die  Oppositionsparthey)  die  Sache  des  Volks  zu 
der  ihrigen  macht.  Nur  unter  jener  Vorausse- 
tzung aber  können  sich  diese  allein  zweckmässi- 
gen Partheyenverhältnisse  bilden  und  erhalten,  und 
selbst  dann,  wenn  die  Voraussetzung  gegeben  ist, 
kann  der  künstlich  schwebende  Bau  leicht  durch 
aufserordentliche  Umstände  gestört  werden.  Es 
kann  sich  z.  B.  eine  dritte  Parthey  bilden,  wel- 
che ,  die  Verfassung  selbst  fnr  eine  Thorheit  er- 
achtend ,  im  besten  Falle  der  Parthey  der  Regie- 
rung ein  entscheidendes  Uebergewicht  giebt. 

Der  Ausgang  des  Kampfes  zwischen  der  Re- 
gierung und  der  Volksvertretung  (zwischen  der 
Einherrschaft  und  dem  Freystaate)  mufs  in  der 
Regel  zum  Vortheile  des  Königthumes  seyn.     Aus 


14)  In  England  bezeichnete  man  einst  (in  andern,  und  viel- 
leicht in  besseren  Zeiten,)  die  Ministeria] •  und  die  Opposition!  - 
Parthey  mit  den  Rahmen  der  Ins  und  der  Out's ;  Nahmen,  irej« 
che  daß  Partheyenverhältnifs ,  wie  es  levn  soll,  ausdrud*«*»- 
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Gründen,  die  sich  von  selbst  darbiethen  ,  ist  das 
Konigthum  schön  an  sich  die  stärkere  Macht. 
In  dem  einherrschaftlichen  Freystaate  kommt  ihm 
noch  iiberdiefs  l.  B.  die  Neigung  zur  Mehrherr- 
schaft zu  statten ,  welche  in  dem  Wesen  einer 
jeden  Volksvertretung  liegt.  l5)  In  dem  besten 
Falle  wird  es  dahin  kommen,  dafs  das  Unterhaus 
zwar  dem  Nahmen  nach  eine  entscheidende,  der 
Sache  nach  aber  nur  eine  berathende  Stimme  be- 
hält. Alsdann  aber  läuft  das  Volk  Gefahr  ,  mit 
desto  schwerern  Bürden  belastet  zu  werden,  je 
mehr  unter  dem  Schilde  der  Freyheit  die  Regie- 
rung wagen  darf. 

Zur  Bestätigung  kann  man  sich  auf  die  Ge- 
schichte und  die  dermalige  Lage  der  Brittischen 
Verfassung  berufen.  So  überwiegend  ist  in 
Grofsbritannien  die  Macht  der  Krone,  dafs  dem 
Reichstage  kaum  mehr,  als  eine  berathende  Stim- 
me, bleibt.  l6)  Daher  hat  sich  auch  neben  der 
Ministerial-  und  der  Oppositions  -  Pavthey  eine 
dritte,  die  der  Radikalen,  gebildet,  die  eine  we- 
sentliche Veränderung,  wo  nicht  eine  gänzliche 
Umkehrung  der  Verfassung,  beabsichtiget,  eine 
Parthey,  die,  je  weniger  bis  jetzt  die  Macht  des 
__  Ver- 

i5)  S.  das  XVlIte  Buch,  das  35ste  Gesetz 

16)  Vgl.  die  Anm.  39,  B.  XVII.  a.  Schriften.     > 
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Verstandes  und  des  Geldes  auf  ihrer  Seite  i >!, 
desto  gefährlicher  scyn  dürfte«  Ihre  Ldoiunk 
ist:  Allgemeines  Stimmrecht;  jahrliche  Wahlen, 
schriftliche  Abstimmung.  J7)  Die  eigentliche 
Loosung  —  ein  Freystaat  —  wagen  sie  vielleicht 
nur   nicht   auszusprechen.  l8) 

Besondere  Aufmerksamkeit  verdient  der  Ein- 
flufs  y  welchen  die  in  Frage  stehende  Verfassung 
auf  die  Befestigung  und  Steigerung  des  Staats- 
kredites hat.  Unter  dem  Schulze  dieser  Ver- 
fassung hat  Großbritannien  Geldsummen  aufge- 
borgt, und  mittelst  derselben  Anstrengungen  zu 
machen  vermögt,  welche  an  das  Unglaubliche 
grenzen.  Nun  denke  man  sich  den  Fall,  dafs 
diese  Verfassung  nach  und  nach  in  allen  Euro- 
päischen   Staaten   oder  wenigstens  in  den  meisten 


17)  Universal  Suffrage,  annuel  Parlaments«    Voting  bjr  hnllou 
Edinburgh  Review.  Vol.  XXX.  (1818.)   p.   181.     Plan  <>!   i\ 
mentarv  Reform,    in    the    Form   of  a  Calerhism ;    with    R« 
for  each  Article.      With  an  Jntrodnclion  ,    ihowing  tf|«  >,«,' 
of  radical,  and  the  Inadeqtfacy  of  moderate Reform,     B)  Jartmy 
Bentham.      (Dem   beachtungswertheslen  Schriftsteiler  diese*  Par- 
they.)    Lond.   1817.  8. 

18)  Eine  nicht  minder  triftige  Bestätigung  der  in  diesem  Il.uipt- 
stücke   aufgestellten    Satze    hatte    aus    <lrr    neuesten    1 
sehen  Geschichte—  namentlich  aus  (\cm  V. .  .  !che* 
so  eben  von  der  Französischen  Regierung  in  I 
worden  ist  —  entlehnt  werden   Können,    wenn    es    sich  Dicht   der 
Verfasser  zum  Gesetze  gemacht  hatte,  die  Xeitgeschicht 
nen  noch  unmündigen  Zeugen,    In    der    Regel   noch    unbeachtet 
zu  lassen. 

Zachariä  vom  Staat.    II.  2  5 
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und  mächtigem   eingeführt  wird , —  und,  nach 
dem   Frankreich   dem  Beyspiele  Englands  gefolgt 
i<|?    wie  könnten   sich   die   übrigen  Europäischen 
Mächte  auf  die  Dauer  einer  Veränderung  erweh- 
ren, welche  in  die  Kriegsmacht  der  Staaten  so  we- 
sentlich   eingreift  ?    —    welche    Aussicht    eröffnet 
sich   für  die  Europäische  Menschheit!     Man  wird 
Schulden  auf  Schulden    häufen    und    Kriege    auf 
Kriege   führen,     ein   Geist  des  Schwindeins  wird 
sich   der  gesamten  Staatsverwaltung  bemächtigen, 
bis  dafs   sich   die  Regierungen    in    Geldverlegen- 
heiten   verwickelt    sehn ,     welche    keinen    andern 
Ausweg ,     als     den     einer    gewaltsamen    Umstür- 
zung der    bestehenden    Verfassung    übrig    lassen. 
Und  sollte  es   auch    nicht   überall  oder  nicht  so 
bald  zu  diesem  Aeufsersten  kommen  ,   wer  wagt 
das  Gewicht  im  voraus   zu  bestimmen,   mit  wel- 
chem diese  Schuldenlast  auf  die  kommenden  Ge- 
schlechter drücken  wird?      Kann  nicht  der  Preifs 
der  edlen    Metalle    unerwartet    steigen,    und    so 
die   öffentliche   Schuld,    wenn   sie   auch,   in  Zah- 
len   ausgedrückt,     dieselbe     bleibt,     über    die 
Zahlungsfähigkeit      des     Volkes     hinauswachsen? 
Können    nicht     aufserordentliche    Gefahren    über 
die   Europäische  Menschheit  hereinbrechen,   wel- 
chen  sie    dann ,    durch    Abgaben    niedergedrückt 
und  erschöpft,    nicht    weiter    gewachsen    ist?   — 
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Man    täusche   sich   nicht    mit    ehr    Hoffnung,     als 

ob  der  einherrschaftliche  Frcv  tut  ,  nur  wenn 
er  fehlerhaft  organisirt  sey ,  tliese  Uehel  I. 
beyführe.  Steigerung  des  Slaalskredites  liegt  in 
dem  Wesen  dieser  Verfassung.  Noch  aber  ist 
es  dem  menschlichen  Verstände  nicht  gelungen, 
(das  beweist  die  Geschichte  auf  einem  jeden 
Blatte,)  eine  Verfassung  zu  erdenken,  welche 
für  die  friedliche  Stimmung  der  Regierung  eine 
besondere  Gewähr  leistete.  Dem  einherrschaft- 
lichen Freystaate  gebührt  dieses  Lob  vielleicht 
noch  weniger,  als  der  unbeschrankten  Einherr- 
schaft. 

Endlich,  so  wenig  ich  auch  behaupten  will, 
dafs  diese  Verfassung  mit  einer  Verschiedenheit 
der  Stände  des  bürgerlichen  Lebens  schlechthin 
unvereinbar  sey,  (denn  der  Vortheil  dieser  Stand« 
ist,  wohlverstanden,  nur  ein  und  derselbe,) 
so  ist  sie  dennoch,  wenn  die  Stände  durch  Vor- 
rechte von  einander  gesondert  sind,  dem  Rechte 
und  dem  Erfolge  nach  ein  meiir  als  mangelhaf- 
tes Werk.  Wie  kann  das  Volk  als  eine  Gesamt- 
heit vertreten  werden,  wenn  es  nicht  eine  Ge- 
samtheitist? Der  zahlreichere  oder  n  ere 
Stand,  nicht  die  Mehrheit  der  «amtlichen  Staats- 
bürger, diese  als  Einzelne  betrachtet,  giebl  unter 
dieser  Voraussetzung    bev  den    Wahlen,    bey   den 
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Berathungen  des  Unterhauses  den  Ausschlag.  Ja, 
auch  angenommen  5  dafs  die  bey  einem  Volke  be- 
stehenden Stande  nicht  durch  Vorrechte  von  ein- 
ander gesondert  sind  ,  Verschiedenheit  der  Ansich- 
ten und  Ansprüche  ist  mit  der  Verschiedenheit  der 
Lebensart  so  wesentlich  verbunden ,  dafs  der  ein- 
herrschaflliche  Freystaat  auch  unter  dieser  Vor- 
aussetzung das  Volk  von  dem  vorherrschenden 
Stande  abhängig  macht.  Diese  .Einwendung  ist 
nicht  etwa  aus  dem  Luftgebiethe  der  Gedanken- 
welt gegriffen.  Man  erinnere  sich  der  Verhand- 
lungen in  dem  Brittischen  Unterhause  über  die 
Ein-  und  Ausfuhr  der  Früchte  *9)5  der  Klagen, 
welche  über  das  Französische  Wahlgesetz  aus  dem 
Grunde  geführt  worden  sind,  weil  es  den  Aus- 
schlag der  Wahlen  von  den  Kauf-  und  Gewerbs- 
Leuten,  zum  Nachtheile  der  Grundeigentümer, 
abhängig  mache. 


19)  Eine  der  vorzüglichsten  Schriften  über  diesen  Gegensland 
ist:  Observation  on  the  effects  of  the  Corn-Laws  etc.  By  Mal 
thus.     Lond.  1814.     8. 
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VIERTES   HAUPTSTÜCK. 

Vorschlag    zur    Vervollkommnung    des    ri„ 
herrsch  aft  liehen     Vr  eyst  aal  c  s. 


Der  Vorschlag  geht  kürzlich  dahin,  die 
entscheidende  Stimme  des  Reichstages  in  eine 
berathende  zu  verwandeln,  im  (ihrigen  aber 
die  Verfassung,  so  wie  sie  in  dem  vorigen  Bu- 
che geschildert  worden  ist,  unverändert  zu 
lassen. 

Der  Vorschlag  ist  schon  von  andern 
Schriftstellern  in  Anregung  gebracht  wor- 
den. 20)  Man  findet  ihn  in  mehreren  Staa- 
ten des  Hauses  Oesterreich  in  so  fern  verwirk* 
liehet,  als  in  demselben  die  Landstände  oder 
gewisse  von  dem  Volke  gewählte  Abgeordnete 
nur  eine  berathende  Stimme  haben.  Jedoch 
urtheile  man  über  seinen  Werth  oder  UnwerlU 
nicht  nach  diesen  Beyspielen.  Denn  die  Vor- 
aussetzung, von  welcher  der  Vorschlag  ausgeht, 
ist  die,  dafs  die  Verfassung,  abgesehn  von  dein 
entscheidenden  Stimmrechte  des  Reichstages,   dem 


20)  Z.  B.  in  der  Schrift:  Die  Bundes -Acte  über  Ob,  Wann 
Und  Wie?  Deutscher  Landstände.  Von  W.  Reinhard.  Heulelb. 
1817,     8. 
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in   dem  vorigen   Buche    entworfenen    Bilde    ent- 
sprechen  soll. 

Wenn  es,  wie  ich  in  dem  vorigen  Haupt- 
stücke zu  zeigen  versucht  habe,  in  den  einherr- 
schaflüchen  Freystaaten  doch  über  kurz  oder 
über  lang  dahin  kommt,  dafs  der  Reichstag  der 
Sache  nach  nur  eine  beralhende  Stimme  hat,  so 
liegt  schon  darinne  ein  erheblicher  Grund  für 
den  obigen  Vorschlag,  Ein  Gesetz,  das  nicht  in 
in  Vollziehung  gesetzt  oder  bey  Kräften  erhal- 
ten werden  kann,  ist  schon  deswegen  verwerf- 
lich, weil  es  nicht  ausführbar  ist.  Bey  einer 
jeden  Unternehmung  ist  es  gefährlich,  sich  über 
seine  Mitlei  zu  täuschen.  Wohl  ist  es  zuweilen 
rathsam ,  einen  gewissen  Zweck  auf  einem  Um- 
wege zu  verfolgen;  und  die  Brittische  Verfas- 
sung kann  zur  Bestätigung  dieses  Satzes  benutzt 
werden.  Aber  etwas  Anderes  ist  es,  wenn  man 
den  einherrschaftlichen  Freystaat  zuerst  und  plan- 
mäfsig  bey  einem  Volke  begründen  will,  etwas 
Anderes,  wenn  von  ihm ,  als  einer  schon  beste- 
henden Verfassung,  als  einer  ha  das  gesamte 
Seyn  und  Leben  des  Volkes  verwebten  Erschei- 
nung, die  Rede  ist.  Eine  jede  Neuerung  ist 
ein  Wagestück,  das  gröfste  die  Einführung  einer 
Verfassung,  welche  das  Volk  für  mündig  erklärt. 
Die    Gefahr    steigt,    wenn    die   Umstände,    z.  B 
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die     auswärtigen    Verhältnisse    des     8tAAtoi    eine 

besonders   nachdrückliche   Verwaltung   fordern. 

Man  ist  darüber  einverstanden ,  dafs  der 
Hauptvorzug  dieser  Verfassung  auf  dem  Ein- 
flüsse beruhe,  welchen  sie  der  öffentlichen  Mei- 
nung und  durch  diese  den  Belehrungen  der 
Wissenschaft  und  der  Erfahrung  auf  die  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Angelegenheiten  ver- 
schafft. Wenn  aber  eine  jede  Gewalt  in  dem 
Geiste  ihrer  Quelle  auszuüben  ist,  wenn  also 
die  öffentliche  Meinung  durch  Gründe,  und 
nicht  durch  Machtsprüche  sich  geltend  machen 
soll,  verkennt  man  nicht  den  wahren  Sinn  der 
Stimme,  welche  dem  Volke  nach  dem  Geiste 
dieser  Verfassung  gebührt,  wenn  man  den  Reichs- 
tag ermächtiget,  die  Regierung  zu  binden,  ohne 
dafs  er  sie  überzeugt  hat?  Entzweyt  man  nicht 
muthwillig  Freunde,  die,  wenn  auch  oft  ver- 
schiedener Meinung,  dennoch  eines  Sinnes  seyn 
und  bleiben   sollten  ? 

Man  fürchte  nicht,  dafs  die  vorgeschla;: 
Abänderung  das  öffentliche  Leben  in  sei  in  in 
Keime,  dem  Gegensatze  zwischen  der  Rainung 
und  dem  Volke,  antasten,  den  lodten  Gehorsam 
an  die  Stelle  des  lebendigen  setzen  werde.  N«f 
mäfsigen  soll  sie  den  Streit,  ihn,  ich  inö: 
sagen,   in  einen    wi  ssen  schaftl  i  c  Iien   verwan- 
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dein.  In  keiner  Verfassungsurkunde,  welche  in 
dem  Geiste  des  obigen  Vorschlages  entworfen 
würde,  darf  das  Gesetz  fehlen,  dafs  die  Regie- 
run** die  Gründe  öffentlich  bekannt  zu  machen 
hat,  aus  welchen  sie  einem  Beschlüsse  des  Reichs- 
tages nicht  beytritt.  —  Ein  Beyspiel  zur  Erläu- 
terung: Der  Streit  zwischen  der  katholischen 
und  protestantischen  Kirche  galt  in  Deutschland 
ehemals  dem  Machtverhältnisse  zwischen  beyden 
Theilen;  jetzt  ist  er  mehr  ein  wissenschaftlicher 
Streit.  Wird  er  nicht  anders  und  würdiger 
jetzt,   als   ehemals,   geführt? 

Man  hat  dem  Vorschlage  den  Vorwurf  ge- 
macht, dafs  er,  dem  Reichstage  die  entschei- 
dende Stimme  absprechend,  dem  Volke  nur  das 
Schattenbild  der  Freyheit  lasse.  Allein,  Ovenn 
anders  dieser  Einwendung  besonders  zu  begeg- 
nen ist,)  man  irrt  sich  wohl,  wenn  man  die 
entscheidende  Stimme  des  Reichstages  für  die 
einzige,  oder  auch  nur  für  die  Hauptbedingung 
einer  dem  rechtlichen  Vortheile  der  Einzelnen 
entsprechenden  Staatsverwaltung  hält.  Die  Ver- 
antwortlichkeit der  Beamten,  eine  selbstständige 
und  wohlgeordnete  Gerechtigkeitspflege,  die  Frey- 
heit  der  Presse,  —  das  sind  die  Hauptbedin- 
gungen. Der  Verantwortlichkeit  der  Beamten 
habe  ich  die  erste  Stelle  gegeben.     Die  Griechen 
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wenigstens ,  —  und  diese  wufslcn   doch   vrohl    am 
besten,    welche    Gewährleistungen    ein    PreystAAl 

zulasse   oder  heische,   hiellendie.se  für  die  Haupt- 
sache. 21) 

Und  beseitiget  nicht  der  obige  Vorschlag 
die  Bedenklichkeiten,  welche  in  dem  Torigen 
Hauptstücke  gegen  den  einherrsdhaftlichen  Frey- 
staat  erhoben  worden  sind?  —  Die  Regierung, 
nicht  weiter  der  Gefahr  ausgesetzt,  ihre  Macht 
durch  die  Abstimmigkeit  des  Reichstages  ge- 
hemmt in  sehn,  wird  nicht  durch  die  Verfas- 
sung  selbst  gleichsam  aufgefordert,  die  Wahl 
und  die  Stimmen  der  Volksab^eordnelen  unter 
ihre  Vormundschaft  zu  stellen.  Der  Stolze,  der 
Mächtige  giebt  leichter  nach,  wenn  er  auf  sei- 
ner Meinung  auch  beste  hn  könnte,  —  Auch 
eine  diesem  Vorschlage  entsprechende  Verfas- 
sung wird  den  Staatskredit  steigern.  Aber  es 
ist  doch  immer  ein  grofser  Unterschied,  ob  der 
Reichstag  -für  die  Staatsschulden  förmlich  Ge- 
währ geleistet  hat,  oder  ob  die  rechtliche  Si- 
cherheit der  Gläubiger  nur  auf  dem  Worte  der 
Regierung  beruht?  —  Der  einherrschaftliche 
Freystaat  ist  unter  der  Voraussetzung  ,   dftfl  man 


21)    Heeren's  Ideen  über  die  Politik  etc.  der  vornelm^un  >  <i- 
ker  der  alten  Welt.     Griechenland.     INeunter  Abschnitt. 
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dem  Reichstage  nur  eine  berathende  Stimme 
einräumt,  selbst  bey  einem  Volke  ausführbar, 
welches  aus  bevorrechteten  Ständen  zusammen- 
gesetzt ist.  Denn  man  kann  unter  dieser  Vor- 
aussetzung z.  B.  nach  Ständen  die  Mitglieder 
des  Unterhauses  wählen  und  stimmen  lassen, 
oder  auch  der  Minderzahl  des  Hauses  gestatten, 
dafs  sie  ebensowohl,  wie  die  Mehrzahl,  ihre 
Meinung  und  Ansicht  dem  Fürsten  vorlegen 
darf.  So  würde  sich  vielleicht  das  Getrennte 
allmälig,  mittelst  des  Entscheidungsrechtes  der 
Regierung  und  unter  dem  Einflüsse  der  öffent- 
lichen Meinung  vereinigen.  Denn  nicht  ewig 
sollen  diese  Spaltungen  dauern.  Die  landständi- 
sche Verfassung  bekräftigte  und  nährte  das  Ue- 
bel.  Nicht  darauf  ist  es  abgesehn ,  denselben 
Fehler  von  neuem  zu  begehn,  sondern  nur  dar- 
auf, ihn  ohne  eine  gewaltsame  Erschütterung 
zu  verbessern.  Die  Stellung  des  Oberhauses 
könnte  die  seyn ,  dafs  es  die  Gesetzesvorschläge 
in  Beziehung  auf  das  bestehende  Recht  begut- 
achtete. 


NEUNZEHNTES  BUCH. 

Von      dem       Freystaate.*) 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von      den      Arten      der      Frey  Staaten. 


In  der  Idee  lassen  sich  die  Volksherrschaft 
und  die  Mehrherrschaft  mit  vollkommener  Schärfe 
von    einander    scheiden.       Je    nachdem     alle    die 


O  Die  Hauptschriftsteller  über  diese  Lehre  sind  noch  immer 
die  der  Griechen.  —  Unter  den  neuern  sind  besonders  lest 
werth:  MachiavelJi  in  den  Discorsi  über  den  T.  Livras«  (Ma- 
chiavelli  handelt  in  dieser  Schrift  von  der  Klugheit  der 
Freystaaten,  in  dem  Principe  von  der  Klugheit  der  Fürsten 
Unter  einem  Freystaate  dachte  er  sich  die  Herrschaft  des 
Rechts,  unter  dem  Königthume  die  Herrschaft  Her  Macht. 
Das     letzlere      Werk     scheint     nicht    ohne     eine      N  ich! 

geschrieben     zu     seyn.        Vgl.     Histoire     de     la    littcrature 
cienne.       Par    Ginguene.    T.  VII.)     Von    Gagern:   Die   R 
der    Sittengeschichte.         II.  Die    Fürnehmen    oder    Ariftokral 
Wien.    i3is.      HJ.  Demokratie.      Franl;!.    1816.     8.   — 
künde:     De  iis  ,  qui  apud  Gra'cos  de  politia,     legibus,    conMitu- 
tionibus  singuJarum  civitatum  et  de  legislatoribus    ia  In 

Heynens  Opusc.  acad.  Vol.  U.    Gott   1787.    8.    Prol.  XV-    Hand 
buch  des  Schweizerischen  Staatsrechts.     Enthaltend  üq Urkunde» 
des  Bundesvertrages  und  die  Verfassung  der  22  souveramni  I 
tone  der  Schweiz.      Eidgenossenschaft.    Aarau.   10 j  5.  8-     ül-ser- 
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Mitglieder  des  Staates,  welche  weder  unter  ei- 
ner Vormundschaft,  noch  unler  einem  häusli- 
chen Befehle  stehn ,  auch  sich  nicht  durch  ein 
Verbrechen  entehrt  haben,  die  herrschende  Kör- 
perschaft bilden,  oder  diese  Körperschaft  nicht 
alle  diese  Mitglieder  des  Staates  begreift,  ist  an 
sich  der  Freystaat  entweder  eine  Volksherrschaft 
oder   eine  Mehrherrschaft. 

Die  Mehrherrschaft  in  diesem  Sinne  ist 
von  zweyfacher  Art.  —  Entweder  können  die 
Gesetze  einem  jeden  Staatsgenossen  den  Weg 
zum  Staatsbürgerrechte  offen  lassen ,  so  dafs  sie 
dieses  Recht  zwar  von  besonderen,  jedoch  nur 
von  solchen  Bedingungen  abhängig  machen, 
welchen  an  sich  von  einem  jeden  einzelnen 
Staatsgenossen  genügt  werden  kann.  Ein  Frey- 
staat dieser  Art  ist  zwar  der  That  nach  eine' 
Mehrherrschaft,  aber  dem  Rechte  nach  nähert 
er  sich  der  Volksherrschaft.  Man  sollte  ihn 
vorzugsweise  die  Aristokratie  nennen,  weil 
hier   die  gesetzlichen  Bedingungen  des  Staatsbür- 


vations  sur  !e  gouvernement  des  e'tats  unis.  Par  Mably.  Hamb. 
1788.  8.  Ramsay's  Geschichte  der  Nordamerik.  Revolution.  A. 
d  K.  Berlin  1795.  8.  Ebeling's  Erdbeschreib,  u.  Gesch.  von 
Nordamerika.  I.  —  V.  Bd.  Hamb.  1794  ff.  A  Statistical,  politi- 
and  hiMorical  Account  of  the  United  States  of  America.  By 
1).  R.  Ward™.  Edinb.  1818.  HL  Vol.  8.  S.  auch  oben  Bell* 
XVII.  Anni.  5. 
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gerrechts,  wenn  sie  anders  einen  haltbaren  Grund 
haben ,  darauf  abzwecken,  die  Hcrrscljcr»ewalt 
in  die  Hände  der  Besseren  zu  lejM'n.  Bin 
treffendes  Beyspiel  einer  solchen  Verfassung 
die  Verfassung  der  Griechischen  und  (nach  dem 
bischöfflichen  Systeme)  der  Lateinischen  Kirche. 
In  den  weltlichen  Staaten  kommt  diese  Art,  (ob- 
wohl kaum  ohne  andere  Zusätze,)  besonder« 
unter  der  Gestalt  vor,  dafs  das  Staatsbürger- 
recht von  dem  Vermögensanschlage  der  einzel- 
nen Staatsgenossen  abhängig  ist.  —  Oder  es 
kann  das  Staatsbürgerrecht  auf  einen  gewissen 
Stamm  (wie  einst  in  dem  Spartanisch- Lacedä- 
monischen  Freystaate)  oder  auf  gewisse  Geschlech- 
ter (wie  einst  in  Venedig,  in  Genua,)  beschränkt 
seyn.  Ein  Freystaat  dieser  Art  ist  der  Sache 
und  dem  Rechte  nach  eine  Mehrherrschaft.  Je- 
doch ist  zwischen  den  nur  gedachten  beyden 
Formen  noch  der  Unterschied,  dafs  die  herr- 
schende Körperschaft  in  dem  ersieren  Falle  für 
sich  eine  Volksherrschaft  seyn  kann,  in  dem  letz- 
teren Falle  aber  schlechthin  eine  Mchrherrschall 
ist.  Daher  man  auch  unter  der  Mehrherrschaft 
oder  der  Aristokratie  vorzugsweise  die  Herrschaft 
gewisser  bevorrechteter  Geschlechter  zu  verslchn 
pflegt. 

Da  jedoch   die  Volksherrschaft    in   der   oben 
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bestimmten,  der  ideellen  Bedeutung  des  Worts 
nur  etwa  bey  Stämmen,  die  von  der  Jagd  oder 
vom  Fischfange  leben,  vorkommt,  so  gebraucht 
man  die  Worte:  Volksherrschaft  und  Mehrherr- 
schaft, gewöhnlich  nur  vergleichungsweise,  so 
dafs  man  einem  Freystaate  die  erstere  oder  die 
letztere  Eigenschaft  beylegt,  je  nachdem  die 
Zahl  der  Staatsbürger  im  Verhältnisse  zu  den 
Staatsgenossen,  welche  von  Rechtswegen  Staats- 
bürger seyn  sollten  und  dennoch  nicht  Staats- 
bürger sind,  gröfser  oder  geringer  ist.  Auch 
hier  werden  die  Worte:  Volksherrschaft  und 
Mehrherrschaft  in  der  Regel,  Cd.  h.  in  so  fern 
keine  nähere  Bestimmung  hinzugefügt  wird,) 
nur  vergleichungsweise  genommen  werden.  Die 
verhältnifsmäfsige  Anzahl  der  Staatsbürger  ist  für 
die  Verfassung  eines  Freystaates  von  gröfserer 
Wichtigkeit,  als  man  auf  den  ersten  Blick  glau- 
ben sollte.  Die  Mehrherrschaft  ist  zwar  nur  eine 
Volksherrschaft  nach  einem  verjüngten  Mafsstabe. 
Aber  der  Boden  ,  auf  welchem  sie  ruht,  ist  un- 
sicher. 

Ein  jeder  Freystaat,  welcher  der  Idee  der 
Volksherrschaft  nicht  schlechthin  entspricht,  ist, 
nur  was  die  herrschende  Körperschaft  betrifft, 
ein  Freystaat.  In  Beziehung  auf  die  Staatsge- 
nossen,   welche   dieser    Körperschaft   unterworfen 


399 

sind,  ist  er  der  Einherrschaft  zu  vergleich*!!* 
Die  in  der  Erfahrung  bestehenden  1V<  \  traten 
sind  daher  ihrer  Verfassung  nach  gtöfstenfheUl 
Dpppelstaaten ;  eine  Eigenschaft  derselben,  \ 
che  für  die  Verfassung  dieser  Staaten  auch  in 
so  fern ,  als  sie  Freystaaten  sind,  von  entschei- 
dender Wichtigkeit  ist.  —  In  den  folgenden 
drey  Hauptstücken  dieses  Buchs  wird  der  Frev- 
staat  für  sich,  in  dem  letzten  wird  er  im  Ver- 
hältnisse  zu   den  Unterthanen   betrachtet  werden. 


ZWEYTES  HAUPTSTÜCK. 

Von     der     Form     der     Freystaaten. 


Die  Freystaaten  sind  als  solche  entweder 
einfache  oder  zusammengesetzte  Frey- 
staaten, je  nachdem  die  Machtvollkommenheit 
einer  einzigen  Körperschaft  oder  mehreren  <!em 
Rechtsgrunde  ihrer  Herrschaft  nach  selbatständi- 
gen  Körperschaften   zusteht. 

Ich  mufs  es  Anderen  überlassen,  die  über- 
haupt möglichen  Arten  der  zusammengesetzten 
Freystaaten  aufzuzahlen.  Nur  einige  geschicht- 
liche Beyspiele  solcher  Freystaaten  will  ich 
anführen.   —      Eine    Verfassung    dieser    Art    war 


i 
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die  Spartanisch  -  Laccdämonische.  Das  volle 
Staalsluinrrrrccht  stand  nur  dem  Spartanerstam- 
ine  7,115  aber  die  Lacedämonier,  ein  anderer  freyer 
Slamm,  welcher  neben  jenem  die  Landschaft 
Lahonika  bewohnte,  zahlreicher,  als  der  erste- 
re,  war  dennoch  in  gewissen  Fällen  zu  den  Ge- 
meindeversammlungen zu  ziehm  2)  —  Ein  ande- 
res, in  mehr  als  einer  Hinsicht  besonders  merkwür- 
diges, Bejspiel  ist  die  Verfassung  des  Römischen 
Freystaates.  Das  Römische  Volk  war  vielleicht 
ursprünglich  —  die  anerkannte  Ungewifsheit  der 
ältesten  Römischen  Geschichte  läfst  mehr  als  eine 
Vermuthung  zu,  5)  —  in  Kasten  eingetheilt,  4) 
in 

2)  Das  Hauptwerk  über  die  Verfassung  dieses  Staates  ist  fol- 
gendes: Sparta.  Ein  Versuch  zur  Aufklärung  de^r  Geschichte 
und  Verfassung  dieses  Staates.  Von  J.  C.  F.  Manso.  III  Bde. 
Lpz.  1800  ff.  8.  Zu  bedauern  ist  es,  dafs  die  Verfassung  und 
Geschichte  dieses  Staates  nur  in  Bruchstücken  auf  uns  gekom- 
men ist. 

3)  Diese  Ungewifsheit  ist  neuerlich  besonders  in  folgendem 
M  erke  mit  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  gerügt  worden :  ISie- 
Inihr's  Römische  Geschichte.  Berlin.  II  Bde.  1811.  1812.  8. 
Vgl.  die  Jen.  A.  L.  Z.  Jahrgang  1816.  N.  1 83  ff.  Auch  in  Frank- 
reich ist  dieser  Gegenstand  lebhaft  zur  Sprache  gekommen.  Ma- 
gazin encvcl.     Par  Miliin.     Annee.    1807.      T.  V.  p.    12. 

4)  Eine  bemerkenswerlhe   —  von  Vielen  übersehene  —    Stelle 
1     <lic?c    Eintheilung   kommt   bev    Plutarch    in    INuma  vor.    — 

Die    hier    von    mir   geäufserle    Vermulhung    sieht    übrigens  nicht 
mit  dvr  im  Widerspruch,  dafs  die  Römer  ein  Volk  D  c  u  ts  ch  en 
Ursprungs    waren.       Sie   waren    ein    gemischter    Volksstamm, 
>  iele    ihrer    Einrichtungen    waren    Etrurischen  (also  wohl  H 
m    odvc    Galischen)    Ursprungs.      ISahmentlich   dürfte    d.v 

von 


\ 
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in  die  Priesterl<aste,  5)  die  Riüerkasle,  c)  die  Hu- 
ste der  Landbauer  und  die  der  Handwerker.  ") 
Es  gehorchte  damals  Königen;  denn  die  Ein- 
theilung  nach  Kaslen  ,  so  sehr  sie  sich  auch  zur 
Grundlage  eines  Freyslaates  tu  eignen  scheint, 
kommt  dennoch  in  der  Geschichle  nur  üufer  l 
selten  in  Verbindung  mit  dieser  Verfassung  vor. 
Jedoch  schon  unter  der  Herrschaft  der  Könige 
wurde  y  allen  Nachrichten  und  Umstanden  nach, 
diese  Eintheilung  des  Volks  in  andere,  allmälig 
oder  gewaltsam,  aufgelöfst;  und  als  die  Gestalt 
des  Römischen  Freystaats  bestimmter  in  der  Ge- 
schichte hervortritt,  finden  wir  in  demselben 
fcwey  neben  einander  bestehende  herrschende 
Körperschaften.  Beyde  umfafsten  die  Gesamt- 
heit   der    Staatsbürger.   8)       Aber    in    den    Ver- 


von  der  Kasten  Verfassung  gelten.  \g\-  Caes.  de  hello  Ca!!.  >  I, 
i5,  und  l'Italia  avanti  il  dominio  dei  Romani.  Di  Giui.  Mi- 
cali.  Firenze.  IV,  T.  1810.  8.  (Mi call  gedenkt  jedoch  des 
Keltischen  Ursprungs  der  Etrusher  nicht.) 

5)  Die  Patricii,    die  geistlichen  Väter  des  Volk* 

6)  Die  Geschichte  des  ordo  equester    ist    einer    der  dtflMl 
Theile   der    Römischen   Staatsgeschichte.      Lvbeno   l>.  de  .»r.lmo 
equestri  veterum  Rom.  (in  thes.  Antiqu.  Rom.  A.  II.  de  Salleng 
T.  I.  p.    1089)  befriediget  nicht.      Mehr  Anger:  De    la    Constitu- 
tion de  Rome  p.   22. 

7)  Das    Andenken    an  diese  heyden  Kasten  crim  !t  liefa   io  drf 
Eintheilung  der  tribus  in  rusticas  et  urbanas. 

8)  Niebuhrs  Behauptung,    dafs   die    Patriae*  anfangs  nu 
len  comitis  tributis  mitstimmten,    scheint    unhaltbar  /.1    - 
nein  Programm:  De  originibus  juris  Rom.  ex   jure   (.. 
endi9.     Heidelb.   1017.     4»    p-   21* 

Zacharia"  vom  Staat,  il.  £Ö 
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Sammlungen  der  einen  (in  den  comitiis  centu- 
riatis)  gaben  die  reicheren  Bürger  den  Ausschlag ; 
in  den  Versammlungen  der  andern  (in  den  co- 
mitiis  tributis)  hatten  alle  Stammesgenossen 
*ein  ungefähr  gleiches  Gewicht.  Die  erstere  stand 
unter  der  Vormundschaft  der  Priesterkaste ,  der 
Patricier;  nicht  so  die  letztere.  9>  Die  auffal- 
lendste Eigentümlichkeit  dieser  Zusammense- 
tzung, (eine  Eigentümlichkeit ,  die  in  der  Ge- 
schichte ohne  ein  Seitenbild  seyn  mögte,)  war 
die,  dafs  endlich,  mit  wenigen  Ausnahmen,  die- 
selben Angelegenheiten  sowohl  an  die  comitia 
centuriata,  als  an  die  comitia  tributa  gebracht, 
sowohl  durch  eine  lex,  als  durch  ein  plebisci- 
tum  erlediget  werden  konnten,  dafs  also  der 
Römische  Freystaat  das  in  der  Idee  schlechthin 
Unvereinbare ,  eine  Gesammtherrschaft  zweyer 
verschiedener  Herrscher,  und  zwar  zweyer  ver- 
schiedener Körperschaften,  in  sich  vereinigte. 
Aus  dieser  Eigenthümlichkeit  gieng  vorzugsweise 
die  innere  Lebendigkeit  und  mithin  die  Gröfse 
dieses  Volkes  hervor.  Aber  in  derselben  Eigen- 
thümlichkeit lag  vorzugsweise  der  Keim  zur 
Auflösung    des    Römischen    Freystaats.    —     Bey- 


<fi  Von   den  Volksversammlungen   der    Römer.      Von  Ch.   F- 
Schulze.     Gotha.  i8i5.    8. 
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spiele  zusammengesetzter  Freistaaten  sind  ferner 
diejenigen  Freystaaten  der  Völker  Deutschen 
Ursprungs,  in  welchen  der  Adel  und  der  Büt- 
gerstand die  Herrschaft  (heilten;  vvie  der  Frey- 
staat  von   Florenz,    die   vereinigten    Niederlande. 

Die  Verfassungen  dieser  Art  waren  seilen, 
oder  nie  von  Dauer.  Es  fehlte  ihnen  an  einer 
vermittelnden  Macht.  In  Sparta  rissen  die 
Ephoren ,  wahrscheinlich  berufen,  die  Lacedu- 
monier  gegen  die  Spartaner  (das  Volk  gegen 
den  Adel)  in  Schutz  zu  nehmen,  die  Zügel  der 
Regierung  an  sich.  10)  In  Rom  errang  das  Volk, 
die  Gemeinde  der  tribus,  den  Sieg;  einen  Sieg, 
welcher  der  Herrschaft  eines  Einzigen  den  Weg 
bahnte.  Auf  eine  ähnliche  Weise  und  sehr  bald 
endeten  die  Italienischen  Freystaaten  des  Mit- 
telalters, in  welchen  das  Volk  und  der  Adel  um 
die   Herrschaft  kämpften.   n) 

Ich  werde  die  folgende  Untersuchung  auf 
die  einfachen  Freystaaten  beschränken.  Es  ist 
anziehender,  das  Zusammengesetzte  im  Ein- 
zelnen  als  im  Allgemeinen  zu  betrachten. 


10)  Betrachtet  man  die  Ephoren  als  Volkstnhunen  im  Sinne 
des  Römischen  Staatsrechts,  so  wird  der  Einfluß,  zu  welchem 
sie  gelangten,  vollkommen  begreiflich.     Vielleicht  wmriMi 

gar  aus  den  Lacedamooicrn ,    nicht  aus  den  Spartanern 
Arist.  Polit.  II,  9. 

11)  Muraic-ri  AntiqiMtates  taedii  aevi.     T.  IV    Diss    5* 


4°4 

Bey  dieser  Untersuchung  hat  man  ein  Haupt- 
augenmerk auf  die  Aehnlichkeit,  so  wie  auf  die 
Unehrlichkeit  »u  richten,  welche  zwischen  dem 
Pf«y»tMta  und  der  Einherrschaft  eintritt.  Man 
vervielfältige  den  Fürsten,  unheschadet  der  Ein- 
heit der  Herrschaft;  und  man  hat  einen  Freystaat. 
Je  mehr  sich  der  Freystaat  der  Volksherrschaft  (in 
der  ideellen  Bedeutung  dieses  Wortes)  nähert,  de- 
sto weiter  entfernt  er  sich  auch  seiner  Verfassung 
nach  von  der  Einherrschaft.  Daher  Mehrere  der 
folgenden  Sätze  in  ihrer  ganzen  Strenge  nur  auf 
die  Volksherrschaft  anwendbar  sind.  Allemal 
aber  hat  der  Freystaat,  was  die  Einheit  des  Herr- 
schers betrifft,  eine  künstliche,  die  Einherrschaft 
eine  natürliche  Grundlage. 

Die  Erbreiche  verdienten  vor  den  Wahlrei- 
chen unbedingt  den  Vorzug.  In  dem  Freystaate 
dürfte  eine  in  Beziehung  auf  die  Erwerbung  des 
Staatsbürgerrechts  gemischte  Form  den  Vorzug 
verdienen.  Denn  so  gewifs  auch  in  einem  jeden 
Freystaate ,  welcher  der  Idee  des  Staates  wahr- 
haft entsprechen  soll,  das  Staatsbürgerrecht  in 
der  Regel  angestammt  seynmufs,  so  ist  doch, 
wenn  diese  Regel  nicht  weislich  beschränkt  wird, 
auf  der  andern  Seite  (und  besonders  in  der  Mehr- 
herrschafl)  zu  fürchten,  dafs  das  wahre  und  ei- 
genthümliche   Geistesleben    der    einzelnen   Staats^ 
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burger  in  dem  künstlichen  und  »tündigeri  E#eben 

der  herrschenden  Körperschaft  untergehe  und  so 
dafs  der  Einzelne  mit  dem  Ganzen,  das  QtnM  in 
dei>  Einzelnen  geistig  erstarre  ,  ja  (Ufo,  wenn  die 
Zahl  der  Unterthanen  bedeutend  zunimmt 
oder  die  Nachbarstaaten  mächtiger  und  machtij 
werden,  der  Freystaat  seinen  Kufseren  Feinde« 
zur  Beute  werde.  Aber  so  dringend  auch  die  Ge- 
fahr, so  schwer  ist  es  doch  den  Freystaaten,  ihr 
zu  entgehn.  Das  Herrschen  ist  süfe-,  (das  pre- 
diget die  gesamte  Geschichte!)  wer  läfst  gern  An- 
dere an  einem  Gute  theilnehmen ,  das  sich  mit  der 
Theilnahme  vermindert?  Gemeingeist  kann  nicht 
ohne  einen  gewissen  staatsbürgerlichen  Egoism 
gedeihn.  Das  innerste  Wesen  der  Verfassung 
kann  sich  verändern,  wenn  man  die  Zahl  der 
Staatsbürger  ansehnlich  vergrößert.  Sparta  ,  des- 
sen Gesetze  das  Staatsbürgerrecht  streng  an  die 
Abstammung  knüpften,  erlag  seinen  Siegen  und 
dann  der  Uebermacht  des  Macedonischen  Rei< 
Die  Weisheit  der  Römer  wufsle  dennoch  m 
dem  Kriege  mit  den  Bundesgenossen  vorzubeu 
noch  den  Ausgang,  den  dieser  Krieg  nahm,  Tür 
den  Freystaat  unschädlich  zu  machen. 

Die  wesentlichste  Aufgabe,  welche  die  Ver- 
fassung eines  Freystaales  zu  löten  hat,  iftfl  <1  »  r, 
die  einzelnen  Staatsbürger   zu  einer  einfligen  I 


I, 
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prrschaft  zu  vereinigen.  Diese  Aufgabe  ist  in  so 
fern  leicht  zu  lösen,  als  die  herrschende  Gemeinde 
auch  als  bürgerliche  Gesellschaft  ein  geschlosse- 
nes Ganzes  bildet,  als  die  Zahl  der  Staatsbürger 
verhältnifsmäfsig  gering  ist,  als  die  sämtlichen  Ge- 
meindeglieder dieselbe  Ortschaft  bewohnen.  In 
den  entgegengesetzten  Fällen  theile  man  die  Ge- 
meindeglieder bald  nach  den  Stämmen  ,  bald  nach 
dem  Vermögensanschlage,  bald  nach  den  Beschäf- 
tigungen, bald  nach  den  Wohnsitzen  in  beson- 
dere Genossenschaften  ein;  und  allemal  entschied 
die  Eintheilung,  die  man  wählte,  über  die  Renn- 
bildung und  das  Schicksal  der  Verfassung  über- 
haupt. So  war  z.  B.  eine  der  wesentlichsten  Ei- 
genthümlichkeiten  der  Stadtgemeinden  Deutschen 
Ursprungs  die,  dafs  die  Gemeinde  aus  Hand- 
werksinnungen bestand;  eine  Eigentümlichkeit, 
durch  welche  sich  die  Volksherrschaft  der  Stätig- 
keit  der  Mehrherrschaft  näherte.  In  einigen 
Freystaaten  (z.  B.  in  dem  Atheniensischen,  in  dem 
Römischen,)  beliebte  man  mehrere  und  verschie- 
denartigeEintheilungen  zugleich,  damit  dieBande 
der  Vereinigung  vervielfältiget,  die  durch  die  eine 
Eintheilung  getrennten  Gemeindeglieder  durch 
eine  andere  wieder  vereiniget  würden.  Fast  über- 
all benutzte  man  auch  die  Religion,  um  diese 
besonderen    Genossenschaften    zu    vervielfältigen, 
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oder  die  Anhänglichkeit  an  den  Verein  zu  ver- 
stärken. 

An  sich  kann  man  die  Freystaaten  eben  so, 
vrie  die  Einherrschaften,  in  Selbstherrschaften,  in 
Herrschaften  mittelst  einer  Vertretung  und  in  Ver- 
fassungen l  welche  die  eine  und  die  andere  Eigen- 
schaft in  sich  vereinigen,   eintheilen. 

Jedoch  schlechthin  als  Selbstherrschaft 
kann  der  Freystaat  überall  nicht  in  der  Erfahrung 
bestehn.  Wenigstens  für  gewisse  Regierungsge- 
schäfte mufs  eine  Gemeinde  Beamte  und  Stellver- 
treter haben  ,  da  sie  nur  von  Zeit  zu  Zeit  als  ein 
Ganzes  in  die  Wirklichkeit  eingreifen  kann. 

Eben  so  wenig  sollte  man  nach  allgemeinen 
Gründen  die  der  Selbstherrschaft  entgegengesetzte 
Verfassung  in  einem  Freystaate  für  ausführbar 
halten.  Denn  eine  Gemeinde,  deren  Machtvoll- 
kommenheit nur  in  so  fern  wirksam  ist,  als  sie 
die  Verwalter  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
zu  bestimmten  Zeiten  erwählt,  scheint  die  Fort- 
dauer ihrer  Herrschaft  schlechthin  in  das  Gutbe- 
finden der  von  ihr  gewählten  Bevollmächtigleu  iti 
stellen.  Und  dennoch  ist  es  eine  alle  und  viel- 
fältig erprüfte  Lehre,  dafs  eine  herrschende  Ge- 
meinde sogar  machtneidischer  seyn  müsse,  als  ein 
Fürst.  Gleichwohl  führt  die  Wirklichkeit  den 
Beweis  der  Möglichkeit  einer  solchen  Verfassung. 
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Ich  beziehe  mich  ins  besondere  auf  das  Beyspiel 
der  Nordamerikanischen  Freystaaten.  Die  Ver- 
fassung dieser  Staaten  (der  einzelnen  und  des 
Bumlesvereines)  ist  der«  Zeit  nach  die  erste  die- 
ser  Art.  Sie  besteht  schon  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert lang.  Ihre  Erfolge  scheinen  mit  einem 
jeden  Jahre  glänzender  zu  werden.  Sie  hat  der 
schon  zahlreichen,  der  immer  wachsenden  Be- 
völkerung eines  ungemessenen  Landes  Freyheit 
und  Schutz  gewährt,  den  alten  Glauben  an  die 
ausschliefsliche  Tauglichkeit  der  Einherrschaft 
für  grofse  Staaten  nicht  wenig  erschüttert.  Ihre 
Fortdauer,  ihr  ruhiger  Gang  kann  nicht  der 
Furcht  vor  auswärtigen  Feinden  angerechnet 
werden.  Nun  kann  man  zwar  das  Bestehn  und 
Gedeihn  der  Verfassung  dieser  Staaten  zu  eineirr 
guten  Theile  aus  der  Art,  wie  sie  die  Gewalten 
von  einander  gesondert  und  gegen  einander  ab- 
gewogen hat,  aus  der  dermaligen  Lage  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  in  Nordamerika,  (in  wie 
fern  z.  B.  die  Arbeit  zu  hoch  im  Preifse  steht, 
als  dafs  Reichthum  einen  entscheidenden  Ein- 
flnfs  gewähren  könnte,)  aus  der  Beschaffenheit 
der  bewaffneten  Macht  und  aus  der  Lebendig- 
keit des  schriftlichen  Verkehres  über  öffentliche 
Angelegenheiten  ableiten.  Die  Hauptstütze  die- 
ser Verfassung  mögte  jedoch  die   seyn,   dafs  die 
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Nordameriknnischrn    Freystaaten    einon    Runde  s- 
Staat  bilden,   und   einen   Bi  Kicit,   vraicber   als 

solcher  und  in  seinen  Thcilen  nach  A+melbtMi 
Hauptgrundsätzen  organisirt  ist,  so  dafs  die 
Verfassung  der  einzelnen  Staaten  und  die  des 
Ganzen  einander  wechselseitig  halten  und  hehen. 
Auch  die  Römer,  diese  Meister  in  der  Staats- 
klugheit, giengen  lange  Zeit,  und  als  sich  ihr 
Staatsgebieth  mehr  und  mehr  vergrößerte ,  von 
der  Idee  eines  zu  begründenden  Bundesstaates  aus, 
eines  Bundesstaates,  welcher,  aus  für  sich  sclbst- 
ständigen  Stadt-  und  Land  -  Gemeinden  zusam- 
mengesetzt, nur  in  den  Angelegenheiten  des 
Krieges  und  des  Friedens  die  Oberherrschaft 
der  Römischen  Bürgerschaft  anzuerkennen  hätte. 
Noch  das  Macedonische  Reich,  eine  schon  spä- 
tere Eroberung,  organisirten  sie  im  Geiste  die- 
ser Ansicht.  12)  Es  mögte  daher  —  beylüufig 
zu  erinnern  —  diejenige  Parthey,  welche  Frank- 
reich wahrend  der  Revolution  in  einen  Bund 
Staat  verwandeln  wollte  ,  allerdings  den  Weg  er- 
kannt haben,  auf  welchem  der  Plan,  einen 
Freystaat  in  Frankreich  zu  stiften,  wenigstens 
mit  einiger  Hoffnung  des  Gelingens  verfolgt 
werden  konnte.  —  Und  dennoch  hüthe  nun 
aich,   von   der  Vergangenheit   der  Nordamcrikam- 

u)  Iäv.  45,  19« 
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sehen  Frevstaaten  voreilig  auf  die  Zukunft  die* 
ser  Staaten  zu  schliefsen.  Auf  jeden  Fall  mufj 
0tti€  gewisse  Verfassung  schon  von  mehreren 
Völkern  und  unter  verschiedenartigen  Umstän- 
den versucht  worden  seyn  ,  ehe  es  der  Wissen- 
schaft erlaubt  ist,  ein  Urtheil  über  die  Gattung 
zu  fällen.  Diefs  zur  Rechtfertigung  oder  Ent- 
schuldigung, wenn  ich  die  vorliegende  Untersu- 
chung auf  die  Freystaaten  beschränke,  in  wel- 
chen die  herrschende  Körperschaft  theils  selbst, 
theils  durch  Bevollmächtigte  regiert.  Von  die- 
ser Gattung  enthält  die  Geschichte  Beyspiele  in 
Menge;  Beyspiele,  welche  diese  Verfassungen 
nicht  blos  in  ihrer  Blüthe ,  sondern  auch  in  ih- 
rem Verfalle ,  und  wie  sie  untergiengen,  zeigen. 
Und  über  Verfassungen,  so  wie  über  einzelne 
Menschen,  giebt  den  besten  Aufschlufs  die  Art, 
wie  sie  endeten. 

Sowohl  in  dem  Freystaate,  als  in  der  Ein- 
herrschaft, mufs  die  Bekräftigung  des  Gesetzes 
und  die  Wahl  der  Beamten  für  den  Staatsherr- 
scher gehören.  Aber  darinne  unterscheidet  sich 
der  Freystaat  wesentlich  von  der  Einherrschaft, 
dafs  eine  Gemeinde  die  vollziehende  Gewalt 
nicht  selbst  verwalten  mag,  der  Fürst  an  der 
Spitze  dieser  Gewalt  stehn  kann  und  —  damit 
«eine    Macht   mit   dem   zu    besiegenden    Wider- 


4ii 

stände  im   Verhältnifs   sey  —   lieheil    mvfil      In 

den  Freystaaten  ist  daher  die  vollziehende  I 
walt  das  Stiefkind,  in  der  Einherrschaft  da« 
Schoofskind  des  Herrschers.  —  Ein  weiterer  Un- 
terschied zwischen  diesen  Verfassungen  i-t  der, 
dafs  in  der  Einherrschaft  die  richterliche  Gewalt 
selbstständig  seyn  kann,  ohne  dafs  die  Einherrschaft 
als  solche  gefährdet  ist:  eine  Gemeinde  aber, 
und  ins  besondere  das  Volk,  (denn  die  Mehr* 
herrschaft  nähert  sich  auch  in  dieser  Beziehung, 
und  je  kleiner  die  Zahl  der  Staatsbürger  ver- 
hältnifsmäfsig  ist,  desto. mehr,  der  Einherrschaft,) 
das  Richteramt,  wenigstens  in  peinlichen  Sa- 
chen, selbst  verwalten  mufs.  Den  Fürsten 
schützt  dieFurcht  vor  seiner Ma  cht ;  dem  Volke 
gewährt  allein  die  Furcht  vor  seinem  Urt  heile 
eine  geselzmäfsige  Schutzwehr.  So  wesentlich  ist 
es,  dafs  das  Volk  das  Schwerdt  der  Gerechtigkeit 
halte,  dafs  auch  d  i  e  Volksherrschaft,  in  welcher 
sich  das  Volk  schlechthin  vertreten  läfst,  nur 
deswegen  und  nur  in  so  fern  irgend  einen  Halt 
hat,  weil  und  in  wie  fern  das  Volk  mittele  den 
Wahlen  und  in  Druckschriften  eine  Art  von  Ge- 
richtsbarkeit über  seine  Beamte  ausübt.  Sulla 
nahm  dem  Volke  das  Richleramt  in  peinlichen 
Sachen ,  und  übertrug  es  siehenden  Gerichten. 
Er  wollte   die  Volksherrschaft  brechen. 
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Eine  Behörde,  die  unmittelbar  aus  dem 
Wesen  des  Freystaales  hervorgeht,  die  sich  we- 
nigstens in  einem  jeden  ausgebüdeteren  Frey- 
staate findet,  ist  ein  Rath,  welcher  theils  die 
an  die  Gemeinde  zu  bringenden  Angelegenhei- 
ten vorzubereiten  hat,  theils  mit  der  allgemei- 
nen Leitung  der  Regierungsgeschäfle  beauftragt 
ist,  —  ein  Senat,  eine  Greifsenschaft.  **)  Auch 
in  der  Einherrschaft  giebt  es  gewöhnlich  einen 
Staatsrath.  Aber  die  Einherrschaft  kann  auch 
wohl  ohne  diese  Behörde  bestehn  und  gedeihn; 
in  dem  Freystaate  ist  ein  allgemeiner  Verwal- 
tungsrath  der  Schi  ufs  stein  des  Gebäudes. 
Denn  die  Einheit  und  Stetigkeit,  welche  die 
Staatsverwaltung  ihrem  Wesen  nach  haben  mufs, 
welche  sie  in  der  Einherrschaft  schon  vermöge 
der  Naturbeschaffenheit  des  Herrschers  hat,  kann 
ihr  in  dem  Freystaate  nur  durch  einen  Ge- 
meinde rath  gegeben  werden.  In  diesem  Lichte 
erblickten  auch  die  Römer  und  die  Ersten  un- 
ter ihren  Staatsmännern  den  Senat  ihres  Ge- 
meinwesens; *4)  mit  desto  gi  eifserem  Rechte,  je 


i;0  TspwGKt.  Senatus.  Zuweilen  —  besonders  in  den  Mehr- 
Herrschaften  —  giebt  es  auch  einen  engeren  oder  kleinen  und 
einen  weiteren  oder  grofsen  Rath. 

*  i)  Die  hieher  gehörigen  Stellen  der  Römischen  Schriftsteller 
•<  in  v.  Gagern's  Resultaten  der  Sittengeschichte.  Die  Fürneh- 
men  oder  Aristokratie.     S.   26. 
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mehr  der  Römische  Senat  die  Auswahl  der  Römi- 
schen  Bürger    enthielt,    je    »weckmSfsi  ,,,0 

Verfassung  organisirt  war.  S«>  w,ir  er  z.  B 
stehende  Behörde  in  dem  Sinne,  dafs  er  aus  le- 
benslänglichen Mitgliedern  bestand;  zu  Athen  wur- 
de der  gesamte  Senat  alljährlich  crncunl; 
ein  Unterschied  zwischen  den  Verfassungen  dieser 
beyden  Freyslaaten,  welche  über  die  Verschie- 
denheit der  Erfolge ,  die  sie  hallen,  vorzugsweise 
Aufschluß  giebt.  In  den  Verwallungsmaf>r<-»ehi 
der  Römer  herrschte  immer  und  ewig  derselbe? 
Geist:  die  Athenienser  hatten  der  Eifersucht  der 
Freyheit  den  Vortheil  der  Verwaltung  zum  Opfer 
gebracht.  In  einigen  Freystaaten  Deutschen  Ur- 
sprungs hat  man  den  Mittelweg  eingeschlagen,  dafs 
der  Rath  von  Zeit  zu  Zeit,  z.  ß.  alljährlich,  nur 
theilweise   erneuert  wird. 

Gerichtsstellen  ,  Verwaltungsbehörden  sind 
einem  jeden  ausgebildeteren  Freystaate ,  so  wie 
der  Einherrschaft,  (die  stammväterliche  etwa  aus- 
genommen,) unentbehrlich.  Jedoch:  i.)  luden 
Freystaaten  mufs  die  Regierungsform  in  der  einen 
Und  in  der  andern  Beziehung  einfacher  seyn  ,  als 
in  der  Einherrschaft.  Da  können  die  Beamten 
nicht  so  stufenweise  über  einander  stelm  j  dU  kann 
die  Sonderung  der  Gewalten  und  die  Theilir 
Arbeiten  wenigstens   nicht   so    vollständig  duichge- 

V 
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führt  werden,  wie  in  der  Einherrschaft.  Wie 
konnte  der  Herrscher  ,  eine  Gemeinde,  den  Gang 
der  Regierung  verstehn  und  bewachen,  wenn  die 
Regierungsform  ein  verschlungenes  und  verwickel- 
tes Kunstwerk  wäre  ?  wie  könnten  die  Staatsbür- 
ger auch  nur  dpm  Wahlgeschafte  vorstehn  ?  würde 
nicht  die  Regierungsform  des  Freystaates  ,  wenn 
sie  einer  Spitzsäule  gliche,  mit  dem  Wesen  der 
Beherrschungsform  in  Widerspruch  stehn  ?  l5) 
In  dem  Römischen  Freystaate  konnte  vielfältig  die 
eine  Obrigkeit  (cui  par  majorve  potestas  esset,) 
die  Amtsgewalt  der  andern  durch  einen  Einspruch 
hemmen.  l6)  So  suchte  die  Verfassung  den  Nach- 
theilen entgegen  zu  arbeiten,  welche  mit  der  me- 
chanischen Unvollkommenheit  der  Regierungs- 
form eines  Freystaates  wesentlich  verbunden 
sind.  —  2.)  In  den  Freystaaten  ist  die  Amtsge- 
walt der  Obrigkeiten  umfassender  und  unbe- 
stimmter, als  in  der  Einherrschaft.  Denn  in  den 
ersteren  ist  die  Gesetzgebung  unvollständiger  und 
unveränderlicher,  weil  es  so  vieler  Zurüstungen 
und  Anstrengungen  bedarf,  um  ein  Gesetz  zur 
Reife  zu  bringen;  weil  die  Gemeinde  oder  auch 
deren  Vorstand  in   neuen  Gesetzen  neue  Fesseln., 


i5)  Vgl.  das  dritte  Haupfst.  diese»  Buches- 

16;  Cic.  in  Bruto.  c.  14.  Liv,  IV,  6.  VII,  1;.   18 
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argwohnt;   weil  gewisse  Gegenstände  <l  t7- 

gebung  (nahmentlich  das  bürgerlich*  Rächt)  nur 
von  den  Eingeweihten  begriffen  und  beurtheill 
werden  können.      Auch  kann  eine  Gemeinde  nicht 

so,  wie  ein  Fürst,  die  Beamten  durch  einzeln* 
Weisungen  leiten  und  meistern.  Daher  z.  B. 
bey  den  Römern  die  für  uns  so  auffallende  I 
scheinung,  dafs  der  Prätor  in  der  That  zugleich 
Gesetzgeber  für  bürgerliche  Rechtssachen  war.  — 
3.)  Die  Gefahr,  welche  diese  Selbstständigkeit 
der  Beamten  für  die  Verfassung  hat,  kann  nur 
dadurch  gemildert  werden  ,  dafs  eine  jede  Sache 
ausnahmeweise  auch  an  die  Gemeinde  gebracht 
werden  kann.  In  dem  Piümischen  Freystaate 
bestand  das  Gesetz:  A  quoeunque  magistratu  pro- 
vocatio   ad  populum  esto.  *7) 


DRITTES  HAUPTSTL'CK. 

Von     dem     Lieben     der    Freistaaten. 


Die  Einherrschaft  gedeiht  vielleicht  am  La- 
sten bey  denjenigen  Völkern,  bey  welcher*  die 
Einzelnen  an  Macht   und  Ansehn    auf    das   Man- 


*;)  Auger  de  la  comtit.  Romaine  p    i">: 
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EllHlgsM  von  einander  verschieden  sind.  In 
tmtm  PitJts*«aW  müssen  die  Staatsbürger  ein- 
ander an   Macht   ohngefahr   gleich   seyn. 

Die  Regel  gilt  nicht  blos  von  der  Volks» 
herrschaft.  Die  Mehrherrschaft  läfst  nur  eher 
Abweichungen  von  dieser  Regel  zu,  weil,  je  ge- 
ringer die  Zahl  der  Staatsbürger,  je  gröfser  der 
Werlh  der  einzelnen  Aktien  (oder  Kuxe),  desto 
gröfser  die  Eifersucht,  mit  welcher  ein  Staats- 
bürger den  andern  bewacht.  Und  dennoch  wird 
Auch  die  Mehrherrschaft,  (wie  schon  das  Bey- 
spiel  von  Venedig  lehrt,)  der  Sache  nach  nur 
eine  Oligarchie  seyn,  wenn  einige  Geschlech- 
ter  entschieden  über   die  übrigen  hervorragen. 

Die  Verfassung  hat  also  vor  allen  Dingen 
Einrichtungen  zu  treffen,  welche  für  die  Gleich- 
heit der  Vermögensumstände  der  Staatsbürger 
und  auf  die  Dauer  Gewähr  leisten.  Zerfallen  die 
Mitglieder  der  herrschenden  Gemeinde  in  Reiche 
und  Arme,  so  werden  entweder  nur  Einige,  die 
Reicheren  ,  oder  es  wird  die  Menge  der  Aerme- 
ren,  als  eine  den  Reicheren  neidisch  entgegenge- 
setzte Parthey,  anstatt  der  Gemeinde,  d.  h.  der 
Mehrheit  der  sämtlichen  Staatsbürger  herr- 
schen; es  wird  also  den  Freystaat  entweder  in 
eine  Oligarchie  oder  in  eine  Ochlokratie  ausar- 
ten. 
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ten.      Die  Spartanische  Verfassung  vrurde  in  ii 
Grundfesten  erschüttert,     als  der   Peloponeai  cht 

Krieg  die  Spartaner  mit  den  Lockungen  um! 
dürfnissen  des  Reichlhumes  bekannt  gemacht  1k. l- 
te,  als  der  Ephorus  Epitadeus  d.»>  Geaeti  enrirk- 
te  j  dafs  ein  Jeder  frey  über  sein  Vermögen  ver- 
fügen dürfe.  l8)  An  dem  Verfalle  des  Römi- 
schen Freystaales  hatte  die  immer  steigende 
Ungleichheit  der  Vermögensumstände  der  ein- 
zelnen Staatsbürger  einen  kaum  minder  ent- 
scheidenden Antheil.  J9)  —  Vorzüglich  zwey 
Mittel  sind  versucht  worden,  die  rechtliche  Gleich- 
heit der  Staatsbürger  auf  die  Gleichheit  der 
Macht  zu  gründen.  Das  eine  war,  dafs  man 
das  Land  unter  die  einzelnen  Staatsbürger  gleich 
vertheilte,  und  die  gesamten,  das  Grundeigenlhum 
betreffenden  Gesetze  auf  die  Aufrechthallung  die- 
'  ser  Vertheilung  berechnete )  das  andere,  dafs 
man  dem  Volke  den  inneren  und  aufseren  Han- 
delsverkehr möglichst  erschwerte  und  verleidete. 
Heldenmüthiger  hat  diese  Mittel  vielleicht  kein 
Gesetzgeber  angewendet,  als  Moses;  selbst  Ly- 
kurg  steht  in   dieser    Beziehung  weit   hinter  ihm 


18)  Manso.    IL  Bd.    S.  57i    III.  Bd.    S.  263. 

19     Es  war  bey  den  Römern  Sage,  ci a fs  Gleichheit  des  GrunJ- 
eigenthumes  zu  den  Urgesetzen  de»  StaaUs  gehöre.     Festui  v 
turfalus  ager. 

ZachariÄ  vom  Sfaat.   II.  2f 
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zurück.      Das  Jubeljahr  der  Mosaischen  Gesetze, 
in  welchem    alle   Grundstücke    an   die  Qeschlech- 
te,    denen    sie    ursprünglich   angewiesen   worden 
waren  ,   zurückkehrten,  alle  Schulden  von  Rechts- 
wegen  erloschen ,    ist    einer    von  jenen   blenden- 
den Versuchen ,    die    Natur    des    Menjchen    und 
«einer     Verhältnisse     unter     die     Herrschaft     des 
Rechts  (der  austheilenden  Gerechtigkeit)   zu  beu- 
gen. 30)   —    Jedoch  die  Aufgabe  liegt  jenseits  der 
menschlichen    Klugheit    und    Macht.      Die  Auflö- 
sung derselben  kann  höchstens  in    einem   gewis- 
sen  Grade    und    nur    unter    besonders    günstigen 
Uniständen,    nie    aber    vollständig    oder    auf  die 
Dauer    gelingen*      Am    allerwenigsten    läfst     sich 
ein  in  diesem   Geiste   abgefafstes ,   aber  veraltetes 
Recht  wieder  auffrischen*      In   Sparta  versuchten 
Agis  und  Kleomenes,   in  Rom   die   Grachen,   mit 
der   alten    Gleichheit    der    Besitzthümer    die    alte 
Freyheit    ihres    Volks    wiederherzustellen.      Aber 
sowohl    Agis   und    Kleomenes,   als   die   Gracchen, 
verfehlten   ihres   Zwecks,     weil    man   einer  tödt- 
lichen     Krankheit     zuweilen    im     Beginnen,     nie 
aber,   nachdem   sie   sich   entwickelt  hat,    vorbeu- 
gen kann.       Sie    frevelten    an   ihrem   Vaterlande,  ' 
weil   sie   das   Unthunliche  versuchten.  —      In  der 


30)  Michaelis  Mosaisches  Recht,  §.   p5.   i58 
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Unmöglichkeit,   die  vorliegende  Aufgibt  rollltW- 

dig   zu    losen,   liegt   der  Schi Ci  Mm  ige 

Thalsachen   aus   der   G<  te    der    Fr<  .  ,,  j 

z.   B.  dafs  die    Mehrbetrjchaften    länger    beitai* 

den,  als  die  Volksherrschalten;  dafs  nnm  die 
Staatsbürger  nach  dem  Vernüigensansi  klage  in 
gewisse  Klassen  einlheille,  tlieils  um  dir  Reiche- 
ren mit  der  Verfassung  auszusöhnen ,  theils  um 
dem  Reichthume  das  Gewicht  der  Menge  ent- 
gegenzustellen; dafs  man  den  zusttiun.  lz- 
ten  Freystaaten  vor  den  einfachen  den  \  orzug 
gab,  weil  Körperschaften  leichter,  als  einzelne 
Menschen  an  sich  und  im  Verhältnisse  zu  ein- 
ander in  einem  gewissen  Gleichgewichte  be- 
harren. 

Eine    andere    Ursache     der    Machtungleich- 
heit, —  die  Ungleichheit  der  dem  Menschen 
hohrnen  Anlagen  und  Fähigkeilen,—  hegt  schlecht« 
hin  aufser  dem  Bereiche  der  Gesetze.     Und  gleich- 
wohl   hat  der   Freystaat  von    dieser    Art  der   L 
gleichheit  ,     also     von    ausgezeichneten     Männern 
und  selbst    von    dem    Verdienste,    nicht    v 
zu  fürchten.      Undankbarkeil  n   grpXw   und 

verdienstvolle  Männer  ist  in  dem  FreysUaU  ein 
durch   die  Verf.  bathen  e  I    I 

So   wenig   können    und   sollen   die 
Laster   Einhalt   thun,    dafs   sie   ihm    vielmehr   die 
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i 
Millel  an  die  Hand  geben  müssen,  die  verdäch- 
tige Grüfse,  gleich  als  ob  sie  ein  erwiesenes 
Verbrechen  wäre,  durch  ein  verfassungsmäfsiges 
Urthcil  »u  demüthigen.  Ein  Mittel  dieser  Art 
war  der  Ostracismus  der  Athenienser.  Einst 
sollte  dieses  Gericht  über  den  Aristides,  einen  der 
achtbarsten  Vaterlandsfreunde,  gehalten  werden. 
Ein  Atheniensischer  Bürger  vom  Lande  bat  den 
Aristides,  (den  er  nicht  von  Person  kannte,) 
den  Nahmen  Aristides  auf  die  verurtheilende 
Stimmtafel  zu  schreiben.  Von  ihm  befragt,  wel- 
ches Unrecht  er  vom  Aristides  erlitten  habe ,  ant- 
wortete er:  Er  kenne  den  Aristides  nicht 5  aber 
das  sey  unleidlich,  dafs  dieser  Mann  von  Allen 
der  Gerechte  genannt  werde.  Ein  bekannter 
Vorfall ,  in  welchem  sich  aber  ein  Hauptgebre- 
chen der  Freystaaten  mit  besonderer  Lebendig- 
keit spiegelt. 

Eine  Art  der  Machtungleichheit  mufs  sogar 
die  Verfassung  selbst  begründen;  die,  welche 
aus  der  Notwendigkeit,  die  Regierungsgeschätte 
durch  Beamte  besorgen  zu  lassen,  hervorgeht. 
Eine  Hauptaufgabe ,  welche  die  Verfassung  des 
Freystaates  zu  lösen  hat,  ist  daher  die,  zu  ver- 
hindern ,  dafs  die  Beamten  die  ihnen  übertragene 
Gewalt  in  eine  eigenlhümliche  verwandeln.  Er- 
prüfte Mittel  für  diesen   Zweck  sind    die   folgen- 
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den:  l.)  An  die  Spilze  der  Regierung  ist  nicht 
blos  ein  Beamter  zu  slellen.  Die  Spartaner  I. 
ten  zvvey  Könige,  die  Römer  zwey  Konsul« 
die  Athenienser  sogar  neun  Archonlen.  Man 
wird  in  allen  Fallen  linden,  dafs  die  Athenienser 
der  Vorsorge  für  die  Erhaltung  der  Vollcsherr- 
schaft,  der  Vorsorge  für  die  rechtliche  Gleichheit 
der  Bürger,  eine  jede  andere  Rücksicht  aufopfer- 
ten. 21)  —  2.)  Die  Aemter  sind  nur  auf  eine  be- 
stimmte Zeit,  und,  je  gröfser  die  Macht  ist,  die  ein 
Amt  verleiht,  auf  eine  desto  kürzere  Zeit  zu  üher- 
tragen.  —  3.)  Kein  Beamter  kann  in  seinem  Amte 
für  eine  längere  Zeit  bestätiget  werden.  Die  Rö- 
mer mufsten  es  schwer  büfsen  ,  dafs  sie  dieses 
Grundsatzes  vergafsen.  22)  —  4.)  Niemand  darf 
die  obersten  Staatsämter  zweymal  verwalten,  — 
5.)  Nach  der  Verwaltung  eines  Amtes  kann  man 
erst  in  einer  bestimmten  Zwischenfrist  zu  einem 
andern  Amte  gelangen.  —  6.)  Je  gröfser  die 
Macht  ist,  welche  das  Amt  verleiht,  desto  höber 
mufs  das  Lebensalter  seyn,  welche  zur  Bewer- 
bung um  das  Amt  erforderlich  ist.  Greise  sind 
furchtsam,  Jünglinge  unternehmend.   —     7.)  Die 


21)  So  urtheilte   auch   Xenophon    (de  rrpuMica  Athenien^ium) 
über  den  Geist  dieser  Verfassung. 

22)  Machiavelli  Discorsi  eto.  HI,  24. 
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öffentlichen  Stellen  sind  möglichst  zu  vervielfälti- 
gen; eine  Maxime,  welche  besonders  ctas  Ansehn  der 
Alheniensischen  Verfassung  für  sich  hat. —  8.)  Wie 
dasBryspiel  der  Italienischen  Freystaaten  des  Mit- 
telalters zeigt,  25)  können  gewisse  Aemter  mit 
Vorlheil  Fremdlingen  übertragen  werden. 

Am  meisten  ist  die  bewaffnete  Macht  von 
dem  Freystaate  zu  fürchten.  Die  herrschende 
Gemeinde  mufs  selbst  nur  allein  unter  den  Waf- 
fen stehn,  oder  sie  bann  kaum  und  kaum  auf  die 
Fortdauer  ihrer  Herrschaft  zählen.  Denn  den 
Friedensbefehl  können  die  Gesetze  mäßigen,  nicht 
den  Kriegsbefehl.  —  Am  schärfsten  fafste  viel- 
leicht Lykurg  diesen  Feind  der  Freystaaten  ins 
Auge.  Ein  Hauptzweck  seiner  Gesetze  war.  einen 
jeden  einzelnen  Spartaner  zum  Krieger,  ja  zu  ei- 
nem Homerischen  Helden  zu  bilden.  Man  kann 
die  Verehrung,  welche  Lykurg  den  Homerischen 
Gesängen  zollte,  als  eine  Verehrung  der  Staats- 
klugheit betrachten.  —  Jedoch  oft  stehen  einer 
Kriegsverfassung,  welche  die  Verteidigung  des 
Landes  nur  einer  Landwehr  anvertraut ,  unüber- 
steigliche  Hindernisse  im  Wege.  Das  Waffen- 
werk kann  zu  einer  Kunst  werden,  welche  nach 
der  Lage  der  bürgerlichen  Gesellschaft  nicht  von 


2  5)  Muratori  Antiquität*,  Ital.    T.  IV.    Diss.  46. 
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Allen  erlernt  werden  kann.     Eroberungen  odet 

die  Waffen  der  Feinde  können  die  Unlei  Iialtung 
eines  st  ehe  nd  en  Heeres  unabwendbar  macheiu 
Marius  verwundete  die  Römische  Verladung 
schon  dadurch  in  ihrem  innersten  Leben,  dafs 
er  die  Legionen  nicht  mehr,  nach  dem  allen 
Rechte ,  aus  den  wohlhabenderen  Bürgern  er- 
gänzte. 34)  Als  aber  die  Herrschaft  der  Römer 
endlich  auf  so  vielen  Völkern  und  Ländern  la- 
stete, dafs  die  gemachten  Eroberungen  nicht 
ohne  ein  stehendes  Heer  behauptet  und  ver- 
theidiget  werden  konnten ,  da  nahte  der  letzte 
Tag  der  Römischen  Freyheit. 

Indem  man  die  Bedingungen  aufzählt,  un- 
ter welchen  in  einem  Freystaate  die  öffentliche 
Macht  mit  dem  öffentlichen  Rechte  zusammen- 
stimmt, hält  man  zugleich  eine  Lobrede  auf 
die  Einherrschaft.  In  dieser  braucht  man  nicht 
mit  der  Natur  selbst  —  welche  Ungleichheit 
liebt,  _  einen  Kampf  zu  beginnen.  In  <li 
ist  nicht  Undankbarkeit  eine  Bürgerpflicht  In 
dieser  steht  nicht  der  Vortheil  der  Verfassung 
mit  dem  Vortheile  der  Regierung  wesentlich  im 
Widerspruche.      Sie  ist  gerüstet   auch   für  tili 


20  Sallust.    in   Lello    Jugurth.   c.    86.      ...Miliio*   seriWi  non 
more  majorum,  neque  ex  classibu«.  ied  uti  CT  bide  trtf, 

capite  ««n«09  plerosque." 
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ordentliche  Zeiten,  für  Zeiten,  in  welchen  der 
Freystaat  entweder  untergehn  oder  zu  aufseror- 
dentlichen,  und  eben  deswegen  gefährliche«  Mit- 
teln ,  z.  B.  zu  einer  Diktatur,  seine  Zuflucht 
nehmen  rnufs. 

Auch  gegen  die  in  diesem  Hauptstücke 
aufgestellten  Sätze  oder  doch  gegen  piehrere 
derselben  läfst  sich  das  Beyspiel  der  in  den 
Nordamerikanischen  Freystaaten  bestehenden  Ver- 
fassung anführen.  Zu  dem,  was  ich  oben  über 
die  Berufung  auf  dieses  Beyspiel  gesagt  habe, 
will  ich  hier  nur  das  hinzufügen,  dafs  in  einem 
grofsen  Staate  die  Gleichheit  des  Rechts  mit 
der  Machtungleichheit  der  Staatsbürger  deswegen 
leichter  beslehn  kann,  weil  in  einem  solchen 
Staate  die  Uebermacht  des  Einzelnen  im  Ver- 
hältnisse  zum   Ganzen  weniger    entscheidend  ist. 


VIERTES  HAUPTSTÜCK. 

Von     dem     Rechte     der     F r  e  y  s  t  a  a  t  e  n. 


Der  Freystaat  scheint  schon  seinem  Wesen 
nach  für  die  Gerechtigkeit  der  Staatsverwaltung 
Gewähr  zu  leisten.  Eine  Staatsverwaltung  ist 
gerecht   zu  nennen,    wenn    sie    dem    Willen   der 
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Mehrheit    entspricht.      Aber    der    JPreystaat,    als 
solcher,  (d.  h.  abgesehn  von  seinem  VerhKltni 
zu  den  Untenthanen,)  beruft  die  Gemeinde,  d.  h. 
die  Mehrheit  der  Staatsbürger   förmlich  zur  L< 
tung  der  otTentlichen  Angelegenheiten. 

Wie    kommt    es,    dafs    gleichwohl    die 
schichte     den    Freystaaien    bey    weitem    nicht  <! 
günstige    Zeugnifs    ertheill,     welches     ihnen     die 
Wissenschaft  zu  verheifsen   scheint  ? 

Zu    den    Ursachen    dieser    Erscheinung 
hört  erstens  Mangel   an  Ge  nie  in  gci  s  l,   <lio 
incuria  reipublicae,   Vit  alienae.      In   den   meisten 
Freystaaten,  wenigstens  beynahe   in   allen  Volks- 
herrschaften,   bleibt    die    Zahl    der  wirklich   ab- 
stimmenden   Staatsbürger    weit    hinter   der   Zahl 
der  Stimmberechtigten  zurück.      Die  Theilualmic 
an    den    Gemeindeversammlungen    ist     mit    man- 
nigfaltigen   Aufopferungen    verbunden;    stolz    auf 
ihr  Recht   zu   stimmen,    überlassen    die   Trij 
ren    und    Schwächeren    den    Männern    von    Uralt 
und    Einflufs    das    mühevolle     Geschäft;    —     ein 
Grund  mehr,     dafs    sich   ein  jeder   Freyslaal   zur 
Oligarchie    hinneigt,    dafs    sein    Schicksal    haupt- 
sächlich  durch  die  Beschaffenheit   seines    Senates 
entschieden  wird,    dafs    keine    Verfc 
Art   ohne   Partheyungen    bestehn    kann,    da    di< 
allein   die  öffentliche    Sache    zu    der    elf«**   der 
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einzelnen  Staatstürger  zu  machen  vermögen.  — 
Die  Griechischen  Gesetzgeber,  diese  Schwerkraft 
der  Trägheit  fürchtend,  giengen  darauf  aus,  die 
Bürger  von  den  Sorgen  und  Mühen  des  häusli- 
chen Lebens  möglichst  zu  befreyn,  damit  ein 
Jeder  in  stolzer  Geschäftslosigkeit  sein  ganzes 
Dichten  und  Trachten  auf  den  Staat  richtete. 
In  demselben  Lichte  ist  das  Gesetz  Solons  zu 
betrachten,  dafs  der  Bürger,  der  bey  einem 
Aufrühre  keinseitig  bliebe  ,  ehrlos  seyn  sollte.  *5) 
Eine  zweyte  Ursache  ist,  dafs  die  Staats- 
verwaltung, wenn  sie  auch  das  Werk  der  Ge- 
meinde ist,  ja  eben  deswegen,  weil  sie  von  der 
Gemeinde  geleitet  wird,  nach  Naturgesetzen 
dem  Rechte  der  Gemeinde  Eintrag  thun  kann. 
In  der  Einherrschaft  beurtheilt  die  Regierung 
die  zu  ergreifenden  Mafsregeln  vorzugsweise  in 
Beziehung  auf  den  davon  zu  erwartenden  Er- 
folg; wohl  wissend,  dafs  die  Menschen,  dem 
Glücke  treu,  das  Unglück  nur  zu  leicht  verlas- 
sen. Auch  die  Mehrherrschaft,  den  Ehrgeiz 
Einzelner  aus  ihrer  Mitte ,  den  Unmuth  ihrer 
Unterthanen  fürchtend ,  erwägt  schüchtern  und 
bedächtig  die  Dinge,  die  da  kommen  können. 
Aber  die    Volksherrschaft,    die    Menge,    vermag 


»5)  Phitarch.  in  Solont, 
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nicht  so ,   wie   ein   Einzelner   öder   ein  taucht! 
die    Verkettung    der    Begebenheiten     in    dm-. 
sch/mn.     In    einer   jeden    Versammlung   enUfl 
den  sich  durch  Reibung  die  Leidenschaften,    Je 
gröfser    die    Versammlung,    desto    leichter    ftiwi 
die  Stimme   der  Vernunft  übertäubt,   desto  l<i. 
ter      gelingt  der  künstlichen  Rede  der  Sieg«     Arn 
wenigsten  kann  der  Volksherrschaft    die   Behend-1 
lung  der  auswärtigen  Angelegenheit  von  stat- 
ten gehn.      Das  Volk,   allmächtig  im   Innern  ded 
Staates,     wähnt     auch    über     das     Schicksal     der' 
Schlachten     zu    gebiethen.        Sicilien    wurde    das 
Grab  der   Selbstständigkeit  der  Athcnienser. 

Eine    dritte    Ursache    Hegt    in    der    Herr- 
schaft, welche  in  den  Freyslaaten  die  Leiden- 
schaften   und    Suchten    über     die     Staate« 
waltung  ausüben;     ins    besondere    in  der  Volk» 
Herrschaft,   da  nur  wenige  Menschen  ihre  Word 
als  vernünftige    Wesen,    zu    behaupten    versteht), 
die  Menge  am  leichtesten    durch    Kraftmittel   in 
Bewegung  gesetzt  wird.      Dahin  kenn  es  hmn- 
mep,    dafs    der    Partheygeist     zur     Pertheywutl 
wird,    dafs    das  Volk,    Gesetzlosigkeit   mit   Pn 
heit    verwechselnd  ,•  den    Obrigkeiten    anch    tieft 
verfassungsmäfsigen    Gehorsam    weigert ,    lUls 
die   Gesetze   launenhaft  verändert,   gleich   ah  vi 
ren   sie  Sache    des    Geschmacks.  —     Je  gefthru« 
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eher  dieser  Feind  ist,  desto  mehr  hat  der  mensch- 
liche Geist  seine  ganze  Kraft  aufgebothen,  um 
die  Vorherrschaft,  (vielleicht  sein  Lieblings- 
kind.) ^egen  ihn  zu  vertheidigen.  So  benutzten 
z.  B.  die  Gesetze,  (unter  andern  die  Spartani- 
schen,) das  Ansehn,  welches  das  Alter  giebt, 
um  den  Uebermuth  der  Jugend  zu  zügeln. 
Noch  häufiger  suchte  man  den  Ungestüm  des 
Volkes  durch  die  Furcht  vor  den  Göttern  zu 
bändigen.  So  hielten  es  die  Deutschen  Völker- 
schaften der  geschichtlichen  Urzeit.  a6)  Sie  glaub- 
ten, dafs  sich  der  Mensch  vor  den  Göttern  de- 
müthigen  müsse,  damit  er  vor  seinen  Mitmen- 
schen desto  hochmüthiger  stehn  könne.  Auch 
die  Römer  waren  dieses  Glaubens  j  und  er  sprach 
sich  in  ihren  öffentlichen  Einrichtungen  so  sin- 
nig und  bedeutsam  aus,  dafs  Polybius  27)  die 
längere  Dauer  des  Römischen  Freystaates  haupt- 
sächlich der  Scheu  des  Volkes  vor  den  Abmah- 
nungen der  Götter  beymifst.  Besonders  reich 
an  Gesetzen  dieser  Gattung  war  das  Attische 
Recht.  (Die  Athenienser  fürchten  mit  Recht  am 
meisten  sich  selbst!)  Es  gab  zu  Athen  eigene 
Beamte,    welche    in    der    Volksversammlung  auf 


26)  Tac.  de  mor.  Germ.  c.  7.  11. 
17)  Lib.  VI.  c.  56. 
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die  Beobachtung    des    bestehenden    IWchtei   !.- 
ten  und  gegen  eine  jede  Neuerung  sprachen«      | 
Es   wurden   in   diesen  Versammlungen  lurftrdertft 
die  Greise   zum   Sprechen   aufgefordert.  fJ}     Man 
konnte   sogar  eine  Anklagt  n   denji 

heben,  welcher  den  Vorschlag  zur  Abänderung 
©der  Aufhebung  eines  Gesetzes  gemacht  hat 
wenn  auch  der  Vorschlag  von  dem  Voll«*  be- 
kräftiget worden  war.  5°)  Und  dennoch  ent- 
giengen  die  Athenienser  nicht  ihrem  8ctiiclc»tfle« 
Denn  in  der  Volksherrschaft  vermögen  di< 
men  am  wenigsten. 

Endlich ,    die    schwächste  Seile   der   Frey- 
staaten  mögte  die  Gerechtigkeitspflege    seyn.      In 
so   fern   die    herrschende    Gemeinde    selbst    rich- 
tet,  ist  sie,   wenigstens    in    Strafsachen,    Richter 
und   Parihey    zugleich.       Aber    auch    in    so    fern, 
als   sie   durch  ihre   Beamte   Recht    sprechen    Ifj 
kann     die     Gerechtigkeitspflege     nicht    in     dem 
Sinne   und   Grade    selbständig   seyi  .    vrie    in 
Einherrschaft.      Denn    die   Richter  müssen    >a  Ach- 
seln 5     wie    die     übrigen     Beamten;     Parth» 
entweiht   auch   das   Heiligthum    der  Gen  fit 


*8)  Nopo(pv).OLXEC.    Potteri  Archacol.  Gr.  I 

29)  Poüer.  I.    17. 

So)  Vovage  da  jeune  Anacharsis.   II.  p.   298. 
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Will  man  diese«  Gebrechen  der  Freysta^ten  in 
♦  seinem  ganzen  Umfange  und  in  allen  seinen 
Beziehungen  kennen  lernen,  so  erkunde  man 
die  Geschichte  der  Gerechtigkeitspflege  in  dem 
Römischen  Freystaate* 

Man  kann  den  inneren  Zusammenhang  der 
Ursachen  ,  aus  welchen  die  Verwaltung  der  Frey- 
staaten so  weit  hinter  den  Forderungen  der  Ge- 
rechtigkeit zurückzubleiben  pflegt,  am  besten 
durch  eine  Vergieichung  ins  Licht  setzen.  Ein 
Volk,  bey  welchem  ein  Freystaat  und  ins  be- 
sondere die  Volksherrschaft  gedeihn  soll ,  mufs 
einem  Menschen  gleichen,  der  sich  selbst  be- 
herrscht. Ist  es  ein  Wunder,  dafs  es  mit  den 
meisten  Freystaaten  so  bedenklich  aussieht,  da 
der  Menschen,  die  sich  selbst  zu  beherrschen 
vermögen,  so  wenige  sind?  Die  Tugend  der 
meisten  Menschen  ist  ein  Zwang,  welcher  ih-  ] 
nen  durch  die  Verhältnisse  aufgelegt  wird.  Der 
Vorzug  der  Einherrschaft  ist,  dafs  ein  Schwerdt 
das  andere  in  der   Scheide  erhält. 

Erziehung  mufs  den  Menschen  zum  Men- 
schen bilden,  äufsere  Umstände  müssen  ihn  be- 
günstigen, wenn  er  zur  Herrschaft  über  sich 
selbst  erstarken  und  diese  Herrschaft  behaupten 
soll.   —      So  ist  auch  für   den  Freystaat   die  Erzie- 


hung,   eine  Erziehung  im   Geiste   der  Verfassun 


'c 


g> 
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eine  Erziehung,    die   sich   üher  alle    Lebens*] 
erstreckt,    die  Hauptsache«      Vielleicht    hat    I 
Gesetzgeber  diese  Wahrheit  so  tief  gefühlt, 
ihr  so  vollkommen  gehüldigetj   c« I  s  Lykurg,     S. 
Gesetze    scheinen   sich  weniger  mit  den   Pofmen 
der  Verfassung,    als   mit   der  Ersiehfing  der   Ju- 
gend und  mit  den  Sitten   des  Volkes   bejchSfti 
zu   haben.        Plato    in   seinem  Meisterwerke    rem 
Staategehtvon  derselben  Ansicht  aus.    Jedo< 
Staaten  im  Sinne  und  Geiste   der  Griechen    tau 
nicht  für  unsere   Zeiten,    weil   das   Christenjhum 
eine  volksthümliche  Erziehung  im  Sinne  und  I 
ste   der   Griechen    unmöglich   gemacht  hat.      Wir 
müssen      das     Gebäude     der     öffentlichen      Frei- 
heit   auf  andere    Grundlagen    erbaun;    denn   wir 
sind  nicht  blos   Staatsbürger,  wir    sind   Chriatettj 
d.  h.  Bürger  eines  Reichs,  welches  die  Menschen 
als  Menschen  in  sich  vereiniget.      In  den  Griechi- 
schen Freystaaten  forderte  die  öffentliche  1 
Opfer    von    den    Einzelnen,    welche   wir  —  w,  It- 
bürgerlicher  gebildet  und  gesinnt,   den  Werth 
öffentlichen  Freyheit  nachdem  Mafrc  von  büi 
Scher   und    hauslicher   Selbstständigkeit,    ¥reh 
uns  die  Verfassung  gewährt,    abichtitiend,  —  zu 
bringen  verlernt  haben.   —     Nicht  in  einem  faden 
Boden  gedeihen  die    Freystaaten,       Di  chen 

waren  der  Meinung,  dafs  den  Bürgern  ein« 
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Staates  neben  der  Arbeit  für  das  Gemeinwesen 
kaum  eine  andere  Beschäftigung  fromme ,  als  der 
Landbau.  3l)  In  u  ns  er  e  n  Staaten  ist  der  Schau- 
platz des  bürgerlichen  Lebens  reicher  und  man- 
ni^ialliger.  Da  müssen  im  Namen  des  Volkes 
Mimner  sprechen ,  welche  die  Grundlehre  der 
heutigen  Staatswissenschaft  9  dafs  der  wahre  Vor- 
theil  der  verschiedenen  bürgerlichen  Stände  wech- 
selseitig und  mit  dem  Vortheile  des  Staates  ein 
und  derselbe  sey,  kennen  und  anzuwenden  ver- 
stehn. 


FÜNFTES    HAUPTSTUCK. 

Von     dem    Verhältnisse    der    herr sehenden 
Gemeinde    zu    den    Unterthanen, 


Das  Bestehn  eines  Freystaates  zu  sichern, 
welcher  Unterthanen  hat ,  gehört  zu  den  schwie- 
rigsten Aufgaben  der  Staatswissenschaft.  Auch 
der  Fürst  hat  seine  Unterthanen  zu  fürchten. 
(Denn  Niemand  gehorcht  gern!)  Aber  je  meh* 
rere  an  der  Herrschaft  Antheil  nehmen,  desto 
häufiger    und    schmerzlicher    werden   die   einzel- 


nen 


m)  Arisr.  Polit.  III,  2.  5. 
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hen  Unterthanen ,  indem  ihre  Absichten  und 
Ansprüche  denen  der  einzelnen  Herrschaft 
nossen  feindselig  begegnen,  an  die  Unglcichli.it 
des  Rechts  erinnert.  Und  schwacher  ist  ein« 
herrschende  Gemeinde,  als  ein  Fürst.  Die 
hat  nur  die  Unterthaiien,  jene  auch  die  eigenen 
Glieder  zu  fürchten,  und  die  Mittel,  welche  sie 
anzuwenden  hat,  um  die  Unterthaiien  in  Gehor- 
sam zu  halten,  sind  oft  gerade  das  Gegentheil  von 
denen,  durch  welche  die  Herrschaft  der  Gemeinde 
gegen  die  einzelnen  Staatsbürger  und  die  rechtli- 
che Gleichheit  dieser  gegen  die  Regierung  zu 
sichern  ist; 

Man   kann   die    Freystaaten,    in    so    fern    sie 
Unterthanen    haben j    ganz    so    wie   Einheri -schal- 
ten ,  in  Zwingherrschaften  und  in  vaterliche  Herr- 
schaften ,    und    die    letzteren   in     stammv*«'»M  liehe, 
geistliche   und  landesväterliche    Herrschallen   ein- 
theilen.      Von    allen    diesen  Arten    kommen    l\ 
spiele  in  der  Geschichte  vor.      Nur   ist   die    Herr- 
schaft   eines   Freystaates   über    seine    L  iltfl •: -thanen 
selten    ohne    einen    Zusatz    von    Zwinghen Schaft 
und   eben    so    selten    hl  os    eine    Zw: 
Denn  die   Furcht  sucht,   was  die   Schwache   nicht 
rermagj  —    zu    schrecken         Jedoch     die     Herr- 
schaft*    welche    die    Spartaner    über    die    Hc 
übten,    ist    ein  Beweis,    ftafe     ti^r 


1  j 

Zachariä  vom  Staat.   II. 
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unter  der  Regierung  eines  Freystaates  erfahren 
könne ,  was  das  Aeufserste  in  der  Knechtschaft 
sev.  Der  Vorwurf,  den  man  den  Spartanern  ge- 
macht hat,  dafs  sie  von  den  Ephoren  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Erlaubnifs  erhielten,  die  Heloten  zu  er- 
leben, wie  Wild,  scheint  nicht  eine  blofse  Sage 
zu  seyn.  52)  Wie  würde  die  Geschichte  der  Spar- 
taner lauten,  wenn  sie  von  einem  Heloten  ge- 
schrieben worden  wäre  ? 

Die  Verfassung  eines  Freystaates,  welcher 
über  Unterlhanen  gebiethet,  hat  zuförderst  die 
den  Unlerthanen  vorgesetzten  Beamten  zu  be* 
wachen,  damit  sie  nicht  die  ihnen  von  der  Ge- 
meinde verliehene  Macht  gegen  die  Gemeinde 
kehren.  Die  Mittel,  durch  welche  dieser  Zweck 
zu  erreichen  ist ,  kommen  ohngefähr  mit  denen 
überein,  durch  wrelche  ein  Mutlerstaat  in  seinen 
Pflanzstaaten  oder  ein  Fürst  die  Beamten  in  Ge- 
horsam erhält,  z.  B.  die  Trennung  des  Kriegs- 
befehles von  dem  Friedensbefehle,  der  öftere 
Wechsel  der  Beamten.  Die  Brillen,  eifersüchtig 
auf  die  Macht  ihrer  Regierung,  haben  die  Ver- 
waltung ihres  Ostindischen  Reiches  einer  Hand- 
lungsgesellschaft  überlassen. 

Ein  zweyter  Feind,   den  eine  Verfassung  die- 


3*)  Manso  in  d.  a.  Soh.  I.  Bds.   I.  Th.   Zehnt«  Beilage, 
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üfef  Art  ÄU   bekämpfet!  hat,   sind  die  Untortha- 
tienj   ein   Feind,   durch  welchen  leicht    nurli   der 
erstere  verstärkt  werden   kann,   weil    die  AinUge- 
walt  der  Regierung  mit  dem  von  den  UuUm  Ihamn 
tu  besorgenden  Widerstände  in  Verhältnifs   >t<  Im 
tnufs.   —      Um   diesen   Kampf  mit  Erfolg  zu    I 
stehn,  hat  die  Verfassung  1.)  die  Macht  der  herr- 
schenden  Gemeinde,    als   solcher,    verhällnif>i: 
fsig  zu  verstärken.      Z.  B.   durch  die  Vermehrung 
der  Zlahl  der  Staatsbürger,      Der  Römische  Frey- 
staat hätte  wohl  länger  bestanden,  wenn  die  Rö- 
mer ,    so  wie  sich  ihr    Gebieth  jenseits  der  Gren- 
zen  Italiens  weiter  und   weiter  ausdehnte,   ihren 
Italienischen    Bundesgenossen  $     anstatt  mit  ihnen 
einen  Krieg    zu  wagen  j     das    Römische    Bürger- 
recht   freywillig   und   plartmäfsig   ertheilt  tUttta 
Jedoch  Anhänglichkeit   ans    Alte  ist  den    Freyslaa- 
ten     desto     mehr    zu     verzeihn  ,      je     mehr 
die     Neuerungssucht     »u    fürchten     hahen.      — 
2.)   Der  Freystaat  kann  die  Macht  der    Untcrtha- 
tien  zu   brechen    oder   tu    mindern   suchen.       hh 
vVill   nicht    bey    dem    schauderhaften    Plane    ver- 
weilen j    die    Unterlhanen     zu    enlsittlichenj    Kl 
sie   desto  leichter  zu    beherrschen,    ob    er     w  hl 
unter   den  mannigfaltigsten   Gestalten    und  Hül 
Von   den  Freystaaten  verfolgt  worden  ist       * 
leider!     haben    alle    die  Mittel,    wehhe   für   i 
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vorliegenden  Zweck  benutzt  werden  können, 
von  der  Seite  der  Sittlichkeit  betrachtet,  mehr 
oder  weniger  gegen  sich.  Ja!  wenn  man  z.  B. 
durch  das  Kastensystem  —  durch  die  Idee  des 
unabänderlichen  Schicksals  —  den  Geistesmuth 
der  Unlerlhanen  zu  rertödten  versuchte ;  oder 
wenn  man  (wie  in  Preufsen  von  dem  Deutschen 
Orden  geschah,)  die  Unterthanen  als  Leibeigene 
unter  die  einzelnen  Mitglieder  der  herrschenden 
Gemeinde  vertheilte ;  oder  wenn  man  (wie  die 
Venetianer  55)  zu  thun  liebten  ,)  die  Untertha- 
nen unter  sich  selbst  durch  Vorrechte,  die  mau 
Einzelnen  oder  einem  gewissen  Stande  verlieh, 
entzweyte,  so  wollte  man  nur  sich  selbst  oder 
der  Welt  nicht  gestehn,  auf  welches  Ziel  man 
eigentlich  hinarbeitete.  —  3.)  Der  rühmlichste, 
vielleicht  auch  der  zweckmä/sigste  Plan,  wel- 
chen die  herrschende  Gemeinde  verfolgen  kann, 
um  ihre  Unterthanen  in  Treue  und  Gehorsam 
zu  erhalten,  ist  der,  dafs  sie,  ihre  Herrschaft 
mit  Mäfsigung  übend,  sich  der  Zuneigung 
ihrer     Unterthanen     zu     versichern    sucht.      Mit 


53)  Beschreibung   der   ehemaligen   venetianischen    Besitzungen 
auf   dem    festen   Lande   und   an    den   Küsten    von    Griechenland. 
Von  Grassei  Saint  Sauveur.     A.   d.   Fr,     In   Sprengel's  Bibliothek 
der    neuesten    und    wichtigsten     Reisebeschreibungen.      III.     Bd.    j 
Weimar.   1801.    8. 
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Recht     sagt     Montesquieu.     A*£i      VI  ng    die 

Tugend   der  Mehrherrsrhafl  |    nur   i  i    i 

jeder   Freystaat  in   Begebung   aaf  Mine    l  nt< 
thanen   eine  Mehrherr>chaft ,    wenn    auch    di 
zelnen     Freystaaten     dieser     Tugend    n 
weniger     bedürfen,     je    nachdem     c1  1     der 

Staatsbürger  verhaltnifsmafsig  geringer  oder  gl 
fser   ist.   —      Ein    wesentlicher    Theil    diesem    PI*- 
nes    ist    die     Errichtung    eines    Amtes  ,     w. 
die   Miiglieder   der  herrschenden  Gemeinde   einer 
strengen    Aufsicht    unterwerfend,     die    Untertha- 
nen    vor     Unbilden     schützt.       Je     geringer     der 
Staatsbürger   Anzahl,    an    sich   und   verbal hniflll 
fsig?    ist,    desto    unentbehrlicher    ist   dieses  Amt, 
desto   nachdrücklicher    kann   und   mufs   seine   Ge- 
walt    seyn.       In    diesem     Li-chte    hat    man    die 
Staatsinquisitoren     von     Venedig     zu    betrachten, 
laicht    das    war     der     Hauptzweck     ihre!     Amtes, 
die     Verfassung      gegen      die     unmittelbaren     An- 
griffe  einzelner  Adlichen   zu    sebülzen  :     (obwohl 
die  Mehrherrschaft  das    Emporstreben    Eil 
aus  ihrer   Mitte   nicht    eifcrsüchl 
eben    kann  5)    sondern    das    war    die    H 
dafs    die     Staatsincjuisiloren     den     Adel     in     ; 
sen    Schranken    der    Mäßigung    im    Yerl.altm 


J4)   Esprit  des  lois.     VIII :   1 
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au  den  Unterthanen  hallen  sollten;  das  die 
Lichtseite  dieses  Amtes,  eines  Amtes,  welches 
die  Grundsäule  der  Verfassung  des  Venetiani- 
sehen  Freystaates  war.  Die  Staatsinquisitoren 
walteten  streng  5  aber  die  Schwäche  des  herr- 
schenden Körpers  forderte  dieses  Kraftmittel.  55) 
Eine  zahlreiche  Gemeinde,  —  also  die  Volks- 
herrschaft, —  bedarf  dieses  Amtes  weniger,  weil 
sie  mehr  ihrer  innern  Kraft  vertraun  darf;  sie 
mufs  auf  jeden  Fall  nur  mit  Schüchternheit 
dieses  Amt  in  sich  aufnehmen ,  weil  sie  weni- 
ger, als  die  Mehrherrschaft,  die  Oligarchie  zu 
verhindern  vermag.  Die  Römer  hatten  nur  je- 
des fünfte  Jahr  Censoren.  — -  Auch  die  Ein^ 
richtung  entspricht  dem  Geiste  dieses  Planes, 
dafs  sich  die  Unterthanen  in  den  Schutz  On 
die  Klientel)  einzelner  Staatsbürger  begeben. 
Wie  wichtig  war  z.  B.  die  Rolle,  welche  in 
dem  Römischen  Freystaate  das  Klientelarver- 
hällnifs  spielte.      Ganze    Provinzen    hatten    einen 


35)  Die  beste  Auskunft  über  diesen  Gegenstand  habe  ich  in 
den:  Vorlesungen  über  die  Statistik.  Von  J.  Fr.  Le  Bret.  I.  Th. 
Italienische  Staaten.  Venedig.  Stuttgart.  1783.  8.  —  gefunden. 
Im  Jahre  1761  wurde  im  grofsen  Rathe  (il  serenissimo  maggior 
Consiglio)  auf  die  Aufhebung  dieser  Stelle  angetragen.  (Die 
Ad  liehen  murrten  am  meisten  über  die  Strenge  der  Staatsinqui- 
sition.) Die  damaligen  Verhandlungen  belehren  am  besten  über 
<ien  Geht  dieser   Einrichtung. 
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Römischen  Grofscn  zum  Schutzherrn.  Es  kann 
dieses  Verhältnifs  die  Bande  der  Verwandt- 
schaft, unter  allen  die  festesten  und  freundlich- 
Sten  ,  nachahmen  oder  ersetzen.  —  Endlich 
söhnt  auch  das  die  Unterthanen  mit  ihrem 
Loose  aus,  wenn  sie  gewisser  Vorrechte  genic- 
fsen,  besonders  solcher,  welche  sie  wenigstens 
von  Zeit  zu  Zeit  ihren  Herren  gleichstellen. 
So  mufste  der  Doge  von  Venedig  die  Einwoh- 
ner von  Poveggia  jährlich  einmal  zu  einem 
Gastmale  einladen  und  dulden,  dafs  er  bey  die- 
sem Feste  von  2 5  gemeinen  Fischern  und  Fisch- 
händlern auf  die  Wange  geküfst  wurde.  So 
lag  auch  in  den  Saturnalien  der  Römer  ein 
tieferer  Sinn-  Das  Christenthum  (wenn  es  an- 
ders erlaubt  ist,  das  Heilige  mit  dem  Gemei- 
nen zu  gatten,)  versichert  die  Herren  des  Ge- 
horsams der  Unterthanen  in  dieser  Welt, 
weil  es  die  Gleichheit  der  Herren  und  Unter- 
thanen   in   einer   andern   Welt  prediget. 

Die  in  diesem  Hauptstücke  aufgestellten 
Sätze  lassen  sich  zu  einem  großen  Theile  auf 
das  Verhältnifs  zwischen  der  Mehrherrschaft 
und  der  Volksherrschaft,  in  so  fern  l>e\de  in 
einem  und  demselben  Freystaate  gepaart  sind, 
anwenden.  Jedoch  bewacht  in  einer  solchen 
Verfassung   der   eine  und   der   andere  Theil   mei  I 
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scharfer  den  Gegner,  als  sich  selbst.  So  mögte 
es  ein  Grundfehler  der  Römischen  Verfassung 
gewesen  seyn,  dafs  die  Volkstribunen  nicht  blos 
eine  hemmende  Gewalt  hatten,  sondern  auch 
Volksschlüsse  in  Vorschlag  bringen  konnten. 


ZWANZIGSTES    BUCH. 

U  e  b  e  r      Revolutionen.*) 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Begr*ff    vnd    Arten     der     Revolutionen. 


Eine  Revolution  in  der  weiteren  Bedeu- 
tung ist  eine  jede  Veränderung  der  in  einem 
gegebenen  Staate  bestehenden  Verfassung  geg<n 
den  Willen   des   gesetzmäfsigen    Herrschers. 

Eine  Veränderung  dieser  Art  wird  eine  Re- 
volution in  der  engern  Bedeutung  genannt,  wenn 
sie  entweder  die  Beherrschungsform,  oder  die 
Beherrschungsart,  (die  Seele  der  Verfassung,) 
oder  auch  nur  den  Herrscher,  (den  Inhaber  der 
Machtvollkommenheit,)  trifft.  Ich  werde  vor- 
zugsweise die  Revolutionen  der  ersten  von  die- 
len drey  Arten  in  Betrachtung    ziehn.      Die   Re- 


1)    Feuerbach's    Anti-Hobbes.      Chateaubriant  d«»?  rr 
Theorie  des  revolutions.     Par  Ant.    Ferrand.    Par     1.Q47     l\ 
8.   Betrachtungen  über  die  vornellmsfcn  Begeben)* 
Revolution.     Von  der  Frau  von  Stach    Jleidelb.  IV.  Tb.  181H.  8. 
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volulionen  dieser  Art  sind  fast  immer  zugleich 
Revolutionen  der  zweyten  Art,  d.  h.  sie  verän- 
dern fast  immer  die  Grundlage  der  Macht  des 
Herrschers  und  den  Geist  der  Verfassung.  Die 
Revolutionen  der  dritten  kommen  hauptsäch- 
lich in  der  Zwingherrschaft  vor.  (Mulatur  do- 
minus, non  dominatio.)  Wem  doch  am  Ende 
nur  der  Ruhm  des  Gehorsames  bleibt,  dem  ist 
es  so  ziemlich  einerley,  wem  er  gehorche. 
Wenn  die  Verfassung  einem  Kunstwerkzeuge 
gleicht,  das  durch  die  Kraft  eines  einzigen  Men- 
schens in  Bewegung  gesetzt  wird,  so  macht  eine 
Veränderung,  welche  eine  andere  Treibkraft  an 
die  Stelle  der  bisherigen  setzt,  kaum  eine  Stö- 
rung in  dem  Gange  des  Werkes.  Ja,  müfste 
nicht  ein  solcher  Staat  gänzlich  zerfallen,  wenn 
nicht  die  Kraft,  die  ihn  zusammenhält,  sobald 
sie  erschlafft,  erneuert  würde?  Schwerer  ist  es 
jedoch,  auch  in  der  Zwingherrschaft,  das  Herr- 
schergeschlecht durch  ein  anderes,  als  den  Für- 
sten durch  einen  anderen  desselben  Geschlechts 
zu  verdrängen.  Der  Stifter  eines  neuen  Herr- 
schergeschlechts hat  mit  einer  schon  an  sich 
bedeutenden  Macht,  welche  hier  noch  überdiefs 
\i\  ihrer  würdigsten  Gestalt  erscheint ,  —  mit 
der  Gewohnheit  zu  kämpfen.  Er  kann  eine 
Herrschaft,   die  er  durch  eine   Gewaltthat  gewon- 
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nen  hat,  nicht  wohl  durch  Milde  behaupten.  '> 
Er  mufs  alles  verändern  und  crnrucrn,  damit 
er  die  Erinnerung  an  die  Vergangenheit  bei, 
be;  3)  und  doch  erinnert  ein  jeder  Fehler,  den 
er  begeht ,  selbst  das  Unglück,  das  ihn  triftt, 
schmerzlich  an  die  alten  Herren.  Das  Glück 
mufs  ihm  zur  Seite  stehn ,  d.  h.  er  mufs  über 
die  Begebenheiten  zu  gebiethen  verstehn.  End- 
lich, sey  er  auch  noch  so  grofs,  auch  seine  un- 
mittelbaren Nachfolger  müssen  ausgezeichnete 
Menschen  seyn,  wenn  die  Herrschaft  in  seinem 
Hause   wurzeln  soll. 

Eine  Verfassung  kann  entweder  von  einem 
auswärtigen  oder  von  einem  inneren  Feinde 
umgeändert  werden.  In  dem  vorliegenden  Bu- 
che dieses  Werkes  wird  nur  von  dem  letzteren 
Falle  die  Rede  seyn.  Der  erstcre,  von  welchem 
die  Geschichte  unserer  Tage  so  viele  Beispiele 
darbiethet,  ist  zugleich  und  vorzugsweise  nach 
den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  zu  beurtheilen. 
Von  ihm  sagt  der  Dichter:  Metuo  Danaos  et 
dona  ferentes  ! 

Der  Revolutionen,  welche  die  Grundgestalt 
der  Verfassung  treffen,    giebt    es    so  viele  Arten, 


a)    ISemo    unquam   imperium   flagitio    quaesitum    bonis    ar 
exereuit.     Tac.  bist.  I,  5o. 
3)  Machiavelli  Discorsi  I,  55. 
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als  es  der  Arten  der  Beherrschungsform  giebt. 
Die  beyden  äufsersten  Falle  und  gleichsam  die 
Urbilder  aller  dieser  Revolutionen  sind  jedoch 
die  Umgestaltung  der  Einherrschaft  in  die  Volks- 
herrschaft uncj  die  Umgestaltung  der  Volksherr- 
schaft in  die  Einherrschaft.  Wenn  z.  B.  in  ei- 
ner Verfassung,  welche  aus  der  Einherrschaft, 
der  Mehrherrschaft  und  der  Volksherrschaft  zu- 
sammengesetzt irtj  die  Mehrherrschaft  alle  Ge- 
walt an  sich  reifsen  will,  so  wird  sie  gegen  den 
Fürsten  dieselben  Mittel  anwenden,  die  das  Volk, 
und  gegen  das  Volk  die  Mittel,  die  der  Fürst 
nnter  der  gleichen  Voraussetzung  anwenden  wür- 
de. Der  Lehnsadel  bekämpfte  die  Krone  mit 
offener  Gewalt.  Seine  Hintersassen  gewöhnte  er 
nach  und  nach  und  unter  dem  Scheine  des 
Rechts   ans  Gehorchen. 

Sehr  mannigfaltig  sind  die  Mittel  und  We- 
ge, wie  der  Slaatsherrscher  oder  ein  Theilneh- 
mer  an  der  Herrschaft  genöthiget  werden  kann, 
die  Umgestaltung  der  Verfassung  zu  dulden.  — 
So  kann  eine  Verfassung  1.)  allmälig,  durch 
Eingriffe  in  einzelne  Vorrechte,  durch  Angriffe 
auf  einzelne  Einrichtungen,  durch  Mafsregeln, 
welche  anfangs  mehr  den  Auswüchsen  ,  als  dem 
Wesen  der  Verfassung  zu  gelten  scheinen ,  nach 
und  nach   aber  weiter  und    weiter    führen,    um- 
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geändert    werden.        Die     Revolution. -n     dir 
Art  kommen   am  häufigsten  in  der  0« 
Obwohl   nicht   minder   wirf«  rrerhtlirh  j    als    am! 
Revolutionen,    lassen    sie    sich    doch     am    leichte- 
sten  in   das    Gewand    der    Gerechtigkeit    klrinYn, 
werden    sie    doch    oft   in    dem    Lid 
Verbesserungen   erblickt.      Der  Wechsel   d« 
ten ,     die    Hinfälligkeit  aller  menschlichen    Dil 
verschleiert    sie    oder    spricht    ihnen     das    Wort. 
Obwohl    fast    eine    jede    Verfassung    am   meisten 
diese   geheimen   Feindseligkeiten   zu  furchten  hat, 
so   ist   doch   der    Widerstand,    der    ihnen     etil 
gengesetzt   wird,    weil    die    Gegenwehr  ^et, 

die   Gefahr   nicht   schreck*,    gerade   der   sehwach- 
ste.      Ist   die   Frage   nur   die,    welcher    We;r   am 
sichersten   zu  einer   Umgestaltung  der  Verfasstang 
führt,     so   hat   ein   Fürst   langsam   und   künstlich, 
das    Volk    rasch    und    gewaltsam     zu     verlohn 
Die   Rathschläge,   die   einst  Macenas   dem  K*y* 
August  über   die  Mittel  ertheilte,  der 
Freystaat   friedlich   in   eine  Einherrschaft   au   y< 
wandeln,   sind,   auf  allgemeinen  Grurul  ge- 

ruhend,  für  einen  jeden  Fürsten  !,   der 

in    der    Notwendigkeit   ist,   seine    H  ift    iu 

befestigen  oder  zu  entfesseln.  *>}   -  in 


4)  Dio  Cass.  L.  5*. 
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ein  bloscr  Machtspruch  hinreichen,  um  eine 
Verfassung  umzustürzen»  Auch  die  Revolutionen 
dieser  Art  kommen  am  häufigsten  in  der  Ein- 
herrschaft vor,  besonders  in  Zeiten  innerer  Par- 
theyung,  den  vorteilhaftesten ,  um  einen  Macht* 
streich  zu  rechtfertigen  oder  durchzuführen.  Die 
Zwietracht  zwischen  dem  Adel  und  dem  Bürger- 
stande führte  inDännemark  (im  Jahre  1660)  plötz- 
lich und  friedlich  zur  unumschränkten  Einherr- 
schaft. —  3.)  Es  kann  die  Umgestaltung  einer 
Verfassung  durch  eine  Verschwörung  vorbe- 
reitet und ,  wenn  die  Verschwörung  reich  ist, 
durch  einen  Gewaltstreich  ausgeführt  werden* 
Revolutionen  dieser  Art,  —  wenn  sie  anders  der 
Beherrschungsform ,  und  nicht  hlos  dem  Herr- 
scher gelten,  5)  —  können  fast  nur  in  kleinen 
Staaten  gelingen.  In  einem  grofsen  Staate  müfste 
die  Verschwörung ,  wenn  ihre  Macht  mit  der 
Macht  der  Regierung  in  einigem  Verhältnisse 
stehn  sollte,  zu  viele  Mitwissende  zählen  ,  als  dafs 
sie  vorzeitigem  Verrathe  entgehn  konnte.  Denn 
die  Natur  machte  weislich  die  Bewahrung  eines 
Geheimnisses  zu  einer  Bürde,  welcher  nur  wenige 
Menschen  gewachsen  sind.     In  den  altgriechischen 


5)  Eine   Theorie   der   Verschwörungen  gegen    Tyrannen  gieb* 
Machiavelli  in  den  Dfccorsi.  IJJ,  6. 
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Freystaaten,    in  den  Italienischen  Frey  Uohn  des 
Mittelalters  waren  Verschwörungen  an   der  Tai 
Ordnung.      Aber  nicht  eine  Verschwürim  es, 

welche  den  Römischen  Freystaat  oder  den  Thron 
der  Stuarts ,  oder  die  tausendjährige  Herrschaft 
der  Französischen  Könige  stürzte.  —  4.)  Es 
kann  eine  Verfassung  durch  offene  Gewalt, 
durch  einen  bürgerlichen  Krieg,  HIB 
kehrt  werden.  —  Mannigfaltig  sind  die  Gestal- 
ten, in  welchen  die  Revolutionen  dieser  Gattun 
die  übrigens  sowohl  die  Einherrschaft,  als  die 
Volksherrschaft  zu  fürchten  hat,  auftreten  kön- 
nen und  in  der  Geschichte  aufgetreten  sind.  Ba Id 
ist  es  das  Volk,  welches  gegen  den  Fürten,  oder 
es  ist  eine  Parihey  im  Volke,  welche  gegen  die 
andere  gerüstet  aufsieht;  —  die  Revolutionen 
dieser  Art  dürften  in  einer  jeden  Beziehung  das 
Aeufserste  seyn,  wozu  es  mit  dem  Staate,  ja  mit 
den  Menschen  überhaupt,  kommen  kann;  die 
Revolutionen  dieser  Art  werden  in  den  folgen- 
den  Hauptstücken  vorzugsweise  in  Betrachtung 
gezogen  werden;  —  bald  ist  es  das  stehend«'  Heer, 
welches,  mifsvergnügt  oder  einem  Jiiir/.elneu 
mehr,  als  dem  Gemeinwesen,  ergehen.  Ä eh  mei- 
ner Macht  erinnernd  und  erfreuend,  die  bisherige 
Verfassung  umstürzt  oder  zum  Umstürze  ih  rx  I- 
hen    gebraucht   wird;    —     Revolutionen    d  i  e  0  • 
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Art  haben  selten  au  einem  der  öffentlichen  Frey-» 
heit  günstigen  Erfolge  geführt,  wenn  schon  ([be- 
sonders in  unseren  Tagen)  nicht  übersehn  wer- 
den darf,  dafs  sie,  sobald  das  stehende  Heer  den 
Kern  de3  Volkes  enthält,  denen  der  gleich  vorher 
gedachten  Art  nahe  verwandt  seyn  können. 


ZWEYTES  HAUPTSTÜCK. 

Von   der   Rechtmäfsigheit   und  Sittlichheit 
der    Revolutionen*, 


Die  Lehre  von  der  Rechtmäfsigkeit  deir 
Revolutionen  wird  Ijillig  (wie  die  Lehre  von 
der  Erzeugung  des  Menschen)  zu  den  Geheim- 
lehren gerechnet.  Es  ist  schon  ein  schlimme» 
Zeichen  ,  wenn  sich  ein  Volk  viel  mit  der  Fra- 
ge beschäftiget,  ob  es  rechtlich  erlaubt  sey,  die 
bestehende  Verfassung  auch  wohl  gewaltsam 
anzutasten? 

Sollte  sich  behaupten  lassen,  dafs  eine  jede 
Revolution  widerrechtlich  sey,  so  müfste  sich 
eine  jede  in  der  Erfahrung  bestehende  Staats- 
verfassung auf  einen  übernatürlich -göttlichen 
Ursprung  zurückführen  lassen.  Und  selbst  dann 
hätte  man    das    Ansehn    einer    neuen    Offenbah 

rung 
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rtmg    au    fürchten.     —      Alle    81 

die  Menschenwerk  sind,    könneri  rl.cn  de  ,,, 

weil    sie    Menschenwerk    sind,     reicht     unl 

auf    Rechtmäfsighcit    Anspruch     machen«        Dai 

Herrschen  adelt,   aber  vergöttert  nicht. 

Sollte  sich    dagegen    behauptet)    lauen,    dafi 
ein  jeder    Angriff    auf   eine    bestehend  Fas- 

sung,     ein     jeder     Versuch     einer     Revolution 
rechtmafsig  sey,   so  müfste  der  Staat  als  eine  hlos 
willkührliche    und    nicht    als    eine    von    der   V 
nunft  gebothene  Vereinigung    —    als   ein    GesclI- 
schaftsvertrag,     und     nicht     als     die    Darstellt: 
einer   Idee  —   zu   betrachten   seyn.   —     Allerdings 
würden     sich     auch     unter     der     Vorausselzm 
dafs   der   Staat   ein  gebothener  Verein   ist,    Revo- 
lutionen  in   so   fern    unbedingt    rechtfertigen    I 
sen ,     als    die,    welche    die    Verfassung    antasten, 
einen  übernatürlich -göttlichen  Auftrog    zu    ihrem 
Beginnen   nachzuweisen    vermöglen.        \  on    j< 
haben   die   Regierungen   diejenigen  mit   mil  irani- 
schen   Blicken    bewacht,     welche    sich     für     Ge- 
sandte Gottes   ausgaben;    wohl    wissend,    dafl   es 
um   sie  « —   und    zwar    von     Rechtsvregen    —    ge- 
schehn   seyn  würde,   wenn   ein    M 
Herrschaft   griffe,    welcher    durch    VVm  * 

Wunderglauben    die    Göttlichkeit    Mrimtf    Sendi 
bekräftigte.       Von    jeher    hat    man    0  Mm 
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gen  gebraucht  oder  gemifsbraucht,  um  Erobe- 
rungen oder  eine  innere  Sfcaatsumkehrung  zu 
beschönigen.  Jedoch  ein  Rechtsanspruch  die- 
ser Art  liegt  jenseits  der  Grenzen  der  mensch- 
lichen Gerechtigkeit. 

Man  mag  Revolutionen  für  schlechthin  wi- 
derrechtlich oder  für  schlechthin  rechtmäfsig  er- 
klären, in  beyden  Fällen  spricht  man  über  die 
Rechtlichkeit  der  Menschen  überhaupt  das 
Todesurtheil.  Alle  Staaten  haben  Revolutionen 
irgend  einer  Art  erlebt j  keine  Regierung  läfst 
Angriffe   auf  die  Verfassung  ungeahndet. 

Sondern  eine  Revolution  ist  rechtmäfsig  oder 
widerrechtlich,  je  nachdem  sie  den  Willen  der 
Mehrheit  für  sich  oder  gegen  sich  hat,  mit  an- 
dern Worten  ,  je  nachdem  sie  gelingt  oder  mifs- 
lingt.  Es  kann  darüber  gestritten  werden ,  ob 
eine  bestehende  Verfassung,  eben  deswegen,  weil 
sie  besteht,  rechtmäfsig  sey  ?  Denn  das  Beste- 
hende hat  überhaupt  —  an  der  Kraft  der  Träg- 
heit —  eine  gewisse  Gewährleistung  für  seine 
Fortdauer.  Weit  schwerer  können  Revolutio- 
nen gelingen,  wenn  sie  den  Willen  der  Mehr- 
heit gegen  sich  haben j  am  wenigsten  diejeni- 
gen, welche  mit  offener  Gewalt  durchgesetzt 
werden  müssen.  Die  Ptevolutionen  dieser  Art, 
obwohl     in     einer     jeden     andern     Hinsicht     die 
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schrecklichsten,      haben     dennoch     den     \  Di 
dafs   sie   über   die   Rechtsfrage   am    unzw« 
sten  entscheiden. 

Es    ist     auf    den    ersten    Blick    befremde»*) 
dafs    die    Rechtmäfsigkeit     einer    Revolution    \  < > r i 
dem     Gelingen     des     Unternehmens    fthbäi 
soll.      Aber    so    urtheilten    die    Menschen    von   je- 
her  und  überall;   dieselbe   Gcwalllhat   wurde,    je 
nachdem   sie   gelang  oder  mifslang,    als    ein    un- 
sterbliches  Verdienst    um    das    Vaterland 
sen,     oder    mit    dem    Nahmen    eines    Hochverra- 
thes   gebrandmarkt;     Kronen,    Bürger-    und 
Bigskronen ,   und   der   Tod,    der   des   Vcrlue« 
wartet,   wurden  aus   derselben   Urne   gez<> 
Und  so   mufsten  die  Menschen  urlheilen.      Wer 
auf  die    Umstürzung    einer    Verfassung    aufgeht) 
übernimmt    eine    unermefsliche    Schuld,    di« 
nur   durch    ein    unermefsliches    Verdient    ablra- 
gen    kann.       Wer    in    dem    Unternehmen 
tert,    verliehrt    billig    Alles,    weil   er   All**,     ji 
selbst  fremdes  Gut,   auf  das   Spiel    geaeiftl    bat« 

Man     würde     sich    irren,     wenn    in.ui     il 
welcher   Revolutionen    bedingen 
rechtlich    erlaubt    erklart,     tchftil    desfreget 
einen    Feind     der     öffentlichen     Ordni 
wollte.      Bestreitet    er    deshalb    den    R< 
das    Recht,    sich  gegen   einen  )i 
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geheimen,  Angriff  durch  alle  ihnen  zu  Gebothe 
stehenden  Mittel  zu  vertheidigen  ?  Sind  denn 
die  Gesetze  des  Rechts  die  einzigen,  auf  wel- 
che der  Mensch  zu  achten  hat  ?  oder  sind  Re- 
volutionen allein  —  man  könnte  vielleicht  fra- 
gen,  sind  sie  überhaupt  von  der  rechtlichen 
Seite   zu  betrachten? 

So  bald  man  aber  Revolutionen ,  und  nah- 
mentlich  diejenigen,  welche  durch  offene  Ge- 
walt durchzusetzen  sind,  von  der  Seite  der  Sitt- 
lichkeit betrachtet,  wie  mag  sich  zuvörderst 
ein  gewissenhafter  Mann  auch  nur  die  Frage 
bejahn,  dafs  wirklich  die  Mehrheit  der  Staats- 
genossen eine  Veränderung  der  Verfassung  for- 
dere ?  So  sehr  man  auch  über  den  Grundsatz 
halten  mufs ,  dafs  die  Mehrheit  der  Stimmen 
der  Mafsstab  des  Rechtes  sey ,  damit  man  ir- 
gend einen  Mafsstab  für  Recht  und  Unrecht 
habe,  so  mufs  doch  eine  jede  Revolution  auf 
die  blofse  Vermuthung  hin  gewagt  werden, 
dafs  das  Unternehmen  dem  Willen  der  Mehr- 
heit entspreche.  Und  auf  eine  blofse  Vermu- 
thung hin  dürfte  ein  gewissenhafter  Mann  das 
bestehende  Recht  antasten?  auf  eine  Vermu- 
thung, die  noch  überdiefs  auch  für  das  beste- 
hende Piecht  ?  eben  deswegen,  weil  es  besteht, 
ja   für   dieses   noch   dringender   spricht? 

i 
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Doch   es   sey,    dafs   clor   geWitsenl  i,.i,u 

sich  jene    Frage    bejahn    könne:    der    Wille    der 
Mehrheit    sey    offenkundig    für    die    ifcriüdfcru 
der  bestehenden   Verfassung.        Wenn    diese    Vi 
änderung    nicht    von    der    getatamäfsigen     R 
rung     ausgeht,      so     ist     sie     uiiau.sblcihlu  h     mit 
Greueln    und    Schrecknissen    verbunden  ,     \ 
das     Beginnen     unter    die    schwersten    1  < 
gungen    an    der  menschlichen    Gesellschaft 
tzen.      Schon   das   ist   schrecklich,    daß     I 
Gut  und  Blut  und   Alles,   was  ihnen   thetier   und 
vverth  ist,    in    dem    zermalmenden    Kampfe   m 
liehren.      Noch   schrecklicher  ist,    dafs   alle   L 
denschaften    und    Suchten    der  heilsamen    Fesseln 
der    bürgerlichen   Ordnung    entlediget,    und    die 
Zügel    der    Regierung    von   den   Gevtoltthiftigsten 
im   Volke,   ja  oft  von   dem  Abschäume   dtl   \  <>lkj 
ergriffen    werden.      Aber    das    schrecklichste    i 
dafs     während     einer     Revolution     Tragend     uM 
Laster  ihre   Rollen   wechseln ,    d.   h.    dafs   i 
an  sich   unverantwortlichsten    Mi  »    bedarl. 

um  den   Staat    vor    gänzlicher    Auflösung    lu    I»e- 
wahren.       Wahrend    einer    Revolution    brifl 
austheilende  Gerechtigkeit   an  die  Stelle 
gleichenden  und  schätzenden  :  °)  ^ioAüstl 


6)  Es  war  eine  Maxime  der  Rerol 
11  faut,  que   les  proprietes  rezent,  mail  ic 
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•lies  die  Menseben  kaum  unter  dem  Beystande 
der    Gesetze  zu  regieren  vermögen. 

Endlich,  das  Ziel,  auf  welches  eitie  Revo- 
lution hinsteuert,  sey  auch  noch  so  gerecht  und 
edel,  —  so  ungewifs,  so  dem  Zufalle  preifsgege- 
ben  ist  die  Erreichung  dieses  Zieles,  dafs  schon 
deswegen  ein  gewissenhafter  Mann  einem  Be- 
ginnen dieser  Art  seine  Zustimmung  verweigern 
mufs.  Vergeblich  würde  er  hoffen,  das  aufge- 
regte Volk  dennoch  leiten  zu  können.  Wie  mag 
man  ein  Rofs  leiten,  das  den  Zügel  abgewor- 
fen hat?  Darf  sich  aber  ein  gewissenhafter 
Mann  muthwillig  in  eine  Lage  versetzen ,  in 
welcher  er  aufhört,  der  Herr  seiner  Handlun- 
gen zu  seyn  ? 

Man  wende  gegen  das,  was  hier  über  die 
Unsittlichkeit  der  Revolutionen  gesagt  worden 
ist,  nicht  ein,  dafs  die  Geschichte  so  manche 
Männer  nennt,  welche,  ob  ihnen  wohl  der  Ruhm 
wahrer  Vaterlandsliebe  nicht  zu  versagen  seyn 
dürfte,  dennoch  die  Umgestaltung  der  Verfas- 
sung ihres  Vaterlandes  gesetzwidrig  bewirkten 
oder  begannen.  —  Die  ersten  Schritte  auf  dieser 
Laufbahn  sind  oft  unschuldig.  —  Man  verlangt 
nur  Verbesserungen  und  diese  im  Wege  Rech- 
tens. Man  hofft,  was  man  wünscht.  Je  reitzen- 
der    das   Ziel,    desto    lebhafter   wird   es    verfolgt. 
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Man    geht   weiter    und    weitirr;     und    endlich    10 
weit,    dafs    man,    wmn    auch     enttäuscht,    ni( 
wieder   umkehren  kann.      I  »I  >      *  ,,     wer  vi 
zu    leugnen,    dafs    aufs  er  ordentlich«    Zeiten    ac 
fserordentliche  Maßregeln   fordern   könne 

Jedoch   der   Hauptgrund,    warum    man 
volulionen    oft    in      einem     minder     znnici. 
ckenden  Lichte  betrachtet,   (ein   Grund,   weh! 
zugleich    über    so    manche   andere   rechtlich    od«  r 
sittlich     irrige     Urtheile     Aufschlufs     gicht,")     ist 
der,    dafs    man    den    Natur  zweck   der   Revolu- 
tionen    —     und     den     Naturzweck     der     Staaten 
überhaupt  —    als    einen    Zweck    für    die    That 
betrachtet. 

In  dem  Glauben  an  eine  Gottheit  liegt  un- 
mittelbar die  Aufforderung,  Alles,  vrw  ist  und 
geschieht,  als  zweckmäfsig  und  ab  einem  ein- 
zigen Endzwecke   förderlich   zu   betrachten« 

Dieser  Endzweck  der   Schöpfung   kann 

Cnach   unseren   Regriffen)    nur    anf   die    mit     \[i 
nunft    (mit   sittlicher   Freiheit)    begabten    V 
also   —   für    uns    —    nur    auf    die     Mn>   :  !.<  n    be- 
ziehn.      Denn     nur    in    den    YYern     d  i  r     r  r     \rt 
spiegelt  sich  das  Ebenbild  A^r  Gottheit 

Die  würdigste,     die    mit   der   Erfahrung 
lein    übereinstimmende    AnaioM,    die     man     n 
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der  Beschaffenheit  dieses  Endzweckes  ha- 
ben kann,  ist  die,  dafs  Alles,  was  ist  und  ge- 
schieht, auf  die  Erziehung  der  mit  Frei- 
heit begabten  endlichen  Wesen ,  also  auf  die 
Entwickelung  der  in  ihnen  liegenden  Anlagen 
zum  Behuf e  der  sittlichen  Freyheit  berechnet 
sey.  Nicht  das  Wohlseyn  der  Menschen  ist  der 
Endzweck  der  Schöpfung.  Denn  nicht  Glückse- 
ligkeit ist  das  Endziel  unseres  Strebens.  Für  das 
Wohlseyn  der  Menschen  hat  die  Natur  nur 
kärglich  gesorgt.  Warum  priesen  wrir  sonst  das 
Kind  glücklicher,  als  den  Mann?  Warum 
wünschten  wir  sonst  den  Stand  der  Natur,  ein 
Traumbild,   zurück?  7) 

In  dem  Geiste  dieser  Ansicht  kann  und  mufs 
man  die  Staaten  als  Erziehungsanstalten 
betrachten,  als  Erziehungsanstalten,  welche  die 
Natur  selbst  gestiftet  und  überall  dem  geistigen 
Bedürfnisse  der  Menschen  angemessen  hat.  In 
dem  Geiste  derselben  Ansicht  sind  Revolutionen 
den  Stürmen' zu  vergleichen,  durch  weiche  im 
Luftkreise,  den  Fieberkrankheiten,  durch  welche 
in  lebendigen  Körpern  das  gestörte  Gleichgewicht 
wieder  hergestellt  wird.      Ihnen  gebührt  aus   die- 


7)  Die  Lobreden  auf  den   Stand  der  Natur  sind  eine  Art  von 
heodicee,    unter   der  Voraussetzung,  d 
Menschen  der  Zweck  der  Schöpfung  sey 


Theodicee,    unter   der  Voraussetzung,  dafs  die  Glückseligkeit  der 
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sem  Standorte  das  tob,  dafi  i<  dio  btitriic  Ketlr 
der  Gewohnheit,  der  Alltäglichkeil  brechen,  dafs 
sie   Gelegenheit    geh  •  ,,),,,   m  nfr 

wickeln,    dais    sie    einen   Je  ilen   auf  den  Platz   Ir 
ben    und     stellen,     den     er    auszufüllen     \runag. 
Sie    sind  Kraflmitlel ,    Atrm    sieh    die   Natur   be- 
dient,  wenn  die   gewöhnlichen    nicht    W( 
reichen,    d.  h.  wenn   die  Menschen  sich  selbst   un- 
treu geworden  sirid. 

Aber    es    würde    Vermessenheit    sevn ,     d 
Ansicht    zum    Mafsstabe    der  Rechlm 
Sittlichkeit    der    Revolutionen    zu    machen.       Ich 
will     hier    nicht    das     Ueberschwengiiche     i 
Ansicht    herausheben;     wie  sie    mehr    eine    Ahn 
düng  oder   eine  Beruhigung,   als  eine  fit 
ist  und  seyn  kann,   wie  sie  bestimmt,   die  Wiirde 
des  Menschen   zu   retten,   dennoch  den   Ein/ 
dem    Ganzen     aufzuopfern     scheint.   8)       Sond- 
nur   das   will  ich  fragen  :   Ob  das  Gute,   dl 
Naturgesetzen   aus    einer    ungerechten    <><li  r    n 
sittlichen    Handlung    hervorgeht  ,      ein    Verdien* 
oder   auch  nur  eine  Entschuldigung 

Keine    Erscheinung    erachfittert   dal  mansch 
liehe  Herz    so    gewaltsam,    als    eine    Thnt,     m 


8)  Diese  Einwendung  dürfte  sirh  nnhmentlich  der  P> 
entgegensetzen  lassen,  dafs  die  Menschheit   im   Gmzrn 
lieh   zum  Besseren  fortschreite. 
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che,  obwohl  an  sich  gesetzwidrig,  in  der  Ue- 
berzeagung  begangen  wird,  dafs  der  Zweck  die 
Mittel  heilige.  Unthalen  zu  einem  schlechten 
Zwecke  lassen  den  Grundsatz  ,  lassen  den  sitt- 
lichen Gemeinsinn  der  Menschen  unangetastet. 
Aber  Unthaten  zu  einem  guten  Zwecke  halten 
dem  Manschen  die  Behauptung  entgegen,  dafs 
das,  was  ihm  Tugend  ist,  nur  ein  Schatten- 
bild sey,  dafs  es  eine  höhere,  eine  göttliche  Ge- 
rechtigkeit gebe,  welche  der  Mensch  zu  ver- 
walten  berechtiget  und  verpflichtet  sey. 

Ich  habe  in  diesem  Hauptstücke  von  der 
Rechtmäfsigkeit  und  Sittlichkeit  der  Revolutio- 
nen nur  in  Beziehung  auf  den  Entschlufs, 
eine  gesetzwidrige  Umänderung  der  Verfassung 
zu  beginnen,  gehandelt.  Während  einer  Re- 
volution gilt  das  Kriegsrecht.  Der  Zweck 
des  Krieges  ist  der  Friede  j  der  Zweck  einer  Re- 
volution die  Wiederherstellung  einer  gesetzli- 
ehen Verfassung. 


DRITTES   im   PTSTÜCK. 
Geschieht  liehe  der  Revo  H 


Die  Menschen  gehorchen  aus  Furcht,  we- 
gen ihres  Vortheils,  oder  aus  Achtung.  Revo- 
lutionen entstehen,  erstens,  wenn  die  Unter- 
thanen  aufhören,  die  bestehende  Rcgifenmg  M 
fürchten,  oder  wenn  die  Furcht  vor  ihr  durch  eine 
gröfsere  (z.  B.  durch  die  Furclit  vor  dem  Hun- 
gertode) überwogen  wird;  zweytens,  wenn 
die  Vortheile ,  welche  die  Verfassung  der  ein/.el- 
nen  Staatsglieder  gewährt,  von  den  Nachtheilen, 
welche  mit  ihr  für  die  Mehrheit  verbunden  mu<1, 
bey  weitem  übertroffen  werden  ;  d  r  i  1 1  e  n  s, 
wenn  sich  die  Achtung  für  die  Verfassung  in 
Verachtung  oder  in  Abscheu  verwandelt.  Jede«  h 
so  wie  keine  Verfassung  einer  von  jenen  Trieb» 
federn  allein  ihre  Fortdauer  verdankt,  so 
läfst  sich  auch  fast  eine  jede  Revolution  ,  dl« 
sich  ereignet,  auf  alle  diese  Ursache 
zurückführen.       Nur  ist  bald  die  ,    bald   die 

andere  Ursache   die  vorherrschende. 

Die  mittelbaren  Ursachen,  durch  welche 
Revolutionen  herbeigeführt  werden,  liegen  bald 
in   der   Verfassung  oder  in   eher  Reglern  U 
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i 

bald  in  ä'ufseren  Umständen  und  Veränderun- 
gen. Eine  Verfassung  fällt  durch  sich  selbst, 
wenn  ihre  Lebenskraft  abstirbt  oder  wenn  die 
Regierung  dem  Geiste  der  Verfassung  untreu 
wird.  9)  Eine  Verfassung  wird  ein  Opfer  der 
veränderten  Zeitumstände,  wenn  sich  eine  Macht 
im  Volke  bildet,  welcher  die  öffentliche  nicht 
gewachsen  ist,  oder  wenn  das  Volk  nicht  wei- 
ter im  Geiste  der  Verfassung  regiert  werden' 
kann. 

Ich  will  jetzt  diese  allgemeinen  Sätze  auf 
diejenigen  Revolutionen  anwenden,  welch©  die 
Einherrschaft  zu  fürchten  hat:  —  eine  Nachlese 
zu  dem ,  was  schon  an  andern  Stellen  dieses 
Werkes  über  denselben  Gegenstand  gesagt  wor- 
den  ist. 

Das  Werkzeug  der  Furcht  ist  die  Kriegs- 
macht. Die  Einherrschaft  hat  vor  einer  jeden 
andern  Verfassung  den  Vorzug,  dafs  sie  den 
Befehl  über  die  Kriegsmacht  am  leichtesten  mit 
dem  Vortheile  des  Herrschers  in  Uebereinstim- 
mung  setzen  kann.  Allerdings  liegt  in  diesem 
Vortheile  zugleich  ein  Hinterhalt.  Die  Ge- 
schichte   nennt    eine     Menge     Fürsten ,      welche 


9)  Ausführlich  erläutert  diesen  Satz  Montesquieu  de  Tesprit  de« 
lois.    L.  VIII. 


r 
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entthront  worden  sind,  weil  lie  M  ichwadb 
waren,  um  das  Heer  in  Zucht  y.u  bähen,  oder 
weil  sie  sich  dem  Heere  furchtbar  machten, 
ohne    ihrer  Abhängigkeit    vom    Heefe    eingedenk 

zu    seyn.       Jedoch    die    Revolutionen    dielet   Art 
galten   fast  immer    nur    dem    Herrn,     ni<hl     der 
Herrschaft.       Die     Verfassung     seihst     wird     roq 
dieser    Seite    mit    einer    Veränderung     bedroht, 
wenn   die   Kriegsmacht   aus    irgend    einem   Grun- 
de  abhängiger   oder  unabhängiger  von   dem  Pur- 
sten wird,     als    sie    bisher    von    ihm    war.      Die 
Könige   der  Deutschen  waren    nur   dem    Nahm 
nach  Könige,    so    lange    das    gesamte   Volk   unter 
den    Waffen    stand.       Stattlicher    herrschten 
(obwohl   der    Gewinn    bald    zum    Veiluste    wur- 
de,)   als    sie    durch     ihre     Lehns-    und     Di 
Mannschaften     gebothen.       Die     volle     Herr 
verdankten    sie    endlich    den    stehenden 
jetzt    nicht    ohne    Mifslraun   gegen    die    I 
ren  der    neuesten    Zeit.       Jedoch   die     N  bal 

die     Kriegsmacht    weislich     von     der     Geldfl 
Abhängig    gemacht.       Die    Revoluliunen ,     welche 
aus    der    veränderten    Beschaffenheit    und 
samkeit   der   Kriegsmacht  hervor»ehn,    bfttaj    b 
immer    ihren    letzten   Grund   in   Ver&nd< 
welche    die    Geldmacht    an    sich    oder    in    Ben! 
hung    auf    die    Regierung     erliUcn    hat.       Ja    oft 
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können  schon  diese  Veränderungen  für  sich 
die  Verfassung  stürzen.  Die  Hauplursache  der 
Französischen  Revolution  mögte  doch  wohl  der 
verschuldete  Zustand  und  die  daraus  entstehende 
Geldverlegenheit  der  Regierung  gewesen  seyn. 
Und  alle  Europäische  Regierungen  mögten  vor- 
zugsweise  diesen  Feind  zu  fürchten  haben. 

Die  V  ort  heile  oder  Nachtheile,  wel- 
che mit  einer  gegebenen  Verfassung  für  die 
einzelnen  Staatsglieder  —  unmittelbar  oder  mit- 
telbar —  verbunden  sind,  entscheiden  für  sich 
wohl  am  wenigsten  über  die  Fortdauer  der 
Verfassung.  Was  für  den  einen  oder  in  der  ei- 
nen Beziehung  ein  Verlust  ist,  ist  oft  für  einen 
andern  oder  in  einer  andern  Beziehung  ein  Ge- 
winn. Man  ist,  in  seinem  Besitzstände  gesi- 
chert, auch  mit  Wenigerem  zufrieden.  In  al- 
len Staaten  entfernt  sich,  so  wie  sie  altern,  das 
urkundliche  Recht  mehr  und  mehr  von  dem 
Rechte  an  sich.  Vermögen,  ererbte  Vorzüge  gel- 
ten mehr,  als  Geisteskraft  ,  als  Verdienst.  Aber 
mit  dem  Staate  zugleich  altert  die  bürgerliche 
Gesellschaft.  Die  Einherrschaften,  obwohl  un- 
ter ihrem  Schutze  Vorrechte  und  erbliche  Vor- 
züge am  meisten  gedeihen,  haben  dennoch  ver- 
•lifsmäfsig  die  längste  Lebensdauer.  Wenn 
aber  von  einer  andern    Seite   der    Verfassung   der. 
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Krieg   erklärt    wird,     so    entscheidet    i  be 

mit   welcher  das   Volk    an   der  \  ei  I 
oder  die  Abneigung,    welche   ea  begt, 

über  den  Aufgang  dea  Klmpfi 

Die    Menschen    ertragen     leichter    daj   Un- 
glück,   als    das   Glück.    i0)      Voll  ihn 
gehen    unter,    wenn   das   Volk,    f r  ey  he  iUtr  unken, 
eine    jede    Schranke,     auch    die    gesetzlichen,    zu 
durchbrechen   trachtet,   oder  wenn  es,   berauscht 
von   seinen  Siegen,   vergifst,   dafs   es  die   Fesseln, 
die    es    andern    anlegt,    zugleich    für    sich    lel 
f  schmiedet,   oder  wenn   die    Bürger  nach  ernm 
5  ner  Freiheit  nicht  den  Feind,   der  in  ihnen  selbst, 
£in    der    Sinnesart    der    Menschen,    lauert,    bewa- 
l  chen.    21)       Auch     die    Einherrschaften    haben    das 
*  Glück,    am  meisten  das  Kriegsglück    zu  furcht» 
besonders    deswegen,    weil    das    Volk,    wenn  der 
Sieg    den   Fahnen   des   Fürsten   untreu    wird,     die 
Regierung    de^to    bitterer    tadelt,     je    lieber    die 
Menschen   die   eigene    Schuld    einem    Andern  aut- 
bürden. 

Je    mehr    man    über    die    Bfiicfaeimings*   def 
Staatenwelt   nachdenkt,    desto   mehr   Grunde   wird 

- 


an  finden,    diese  Erscheinungen    Mlf  >  i  1 1 1  i  c h  e 


io)  Tac.  hist.  I,   i5 

(ii)  Polyb.   VI,  5- 
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Triebfedern  zurückzuführen*  Warum  kann  ein 
Volk  von  einem  Einzigen  in  Gehorsam  erhalten 
werden?  Weil  für  einen  gesetzwidrigen  Zweck 
Calso  für  den  Umsturz  einer  besiehenden  Ver- 
fassung) keine  Vereinigung  auf  die  Dauer  be- 
stehn  kann.  Nulla  inier  malos  societas.  Was 
haben  die  Regierungen  am  meisten  zu  fürchten  ? 
Verachtung.  Viele,  vielleicht  die  meisten 
Einherrschaften  sind  um  deswillen  gefallen,  weil 
sich  der  Fürst  durch  Schwäche ,  durch  Hinter- 
list, durch  Laster,  oder  durch  den  Hohn,  wel- 
chen er  den  Gesetzen,  (seinen  besten  Freunden,) 
sprach,  verächtlich  gemacht  hatte.  Ein  neuer 
Glaube,  welcher  (wie  z.  B.  das  Christenthum,) 
die  herrschenden  Begriffe  von  Recht  und  Unrecht 
wesentlich  umgestaltete,  hatte  jederzeit  eine  we- 
sentliche Veränderung  der  Verfassung  zur  Folge. 
Geldverlegenheiten  sind  einer  Regierung  auch 
deswegen  so  gefährlich  ,  weil  sie  ihr  Mafsre- 
geln  abnöthigen ,  welche  mit  der  Würde  des 
Staatsherrschers  unvereinbar  sind. 

Die  Revolutionen  haben  ihre  Wahrzeichen 
und  Vorbothen.  So  sind  es  z.  B.  in  der  Ein- 
herrschaft Kennmahle  eines  nahenden  \  olksauf- 
Standes,  wenn  die  Unterthanen,  unzufrieden  mit 
ihrer   Regierung,     schweigen,    anstatt,    (was   sich 

so   schwer   unterläßt,)    zu    klagen    und  .zu-  spre- 
chen, 
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chen,    oder  wenn  sie,   aufgercilzt  und  n< )W  i  ungs- 
süchtig,    durch   einzelne,    offene    oder    gekek 
Angriffe,   die    sie  Lalci   gegen  diesen,    bald   f:»»en 
einen  andern  Theil    der    Vevfassung    richten, 
allgemeines  Mifsbehagen  an  den  Tag  legen]  wenn 
Schreckensgerüchte  eben  so  leichtsinnig  erfuadenj 
als  geglaubt  werden  5   wenn  die   Regierung   ulm 
all  aui  Schwierigkeiten  und  Verlegenheiten   stufst, 
aus  welchen  sie  sich  nur  durch  schwankende  oder 
widersprechende    Mafsregeln    retten   kann  ;     wenn 
sich    einzelne  Abtheilungen    des   Heeres  ihren  An- 
führern   oder    diese    der   Regierung   widersetzen. 
Schon  ein  Funke  zündet,   wenn  der  Stoff,   aufwei- 
chen  er   fällt,   leicht  zu    entzünden  ist.      Nur  des 
e  rs  t  en  Schrittes  erkühnt  man  sieh  schwer;   nach- 
zufolgen ist  man  desto  eher  bereit.  12)   —      Je- 
doch   es    ist  schwer   sich   warnen    zu    lassen;    am 
schwersten  dem  Mächtigen.      Alle  diese  Wahr; 
chen  und  Vorbothen  können  auch  trügen  und  ha- 
ben   oft   getrogen,        Revolutionen    nahen    oft    im 
Verborgenen    und    kaum  bemerkbar ,     gleich   dt 
Einstürze  einesBerges;   besonders  dann,  wenn  si»  h 
die  Regierung  der   Vortheile    beraubt  hat,   wrh-he 
sie  in  dieser  Beziehung  von  der  Prejheil   des  G 
dankenverkehres,  (von  der  Freien  vhrii, )  ermlun 
kann. 


12}  Tac.  Ann.  IV,  7. 

Zachariä  vom  Staat.  II  3° 
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Um  einer  Revolution  vorzubeugen ,  mufs 
man  entweder  die  Ursachen  heben  ,  welche  zu  ihr 
führen,  oder  (da  dieses  nicht  immer  in  derMachtj 
zuweilen  nicht  in  dem  Plane  der  Regierung  ist,) 
zur  rechten  Zeit  die  Veränderungen  in  der 
Verfassung  treffen,  welche  die  Veränderlichkeit 
aller  menschlichen  Dinge  fordert.  Die  rechte 
Zeit  aber  ist  die  frühe  Zeit;  wenn  die  Regie- 
rung noch  Macht  genug  hat,  dafs  man  nicht,  so- 
wohl ihr  Nachgeben,  als  ihr  Dräun,  für  eine 
Schwäche  auslegen  kann  5  wenn  noch  nicht  der 
beste  Rath  der  ist,  welcher  zu  spät  kommt*  l5) 
Und  —  wie  schon  Plato  *4)  bemerkt,  —  die  Ein- 
herrschaft hat  den  Vorzug  vor  andern  Verfassun- 
gen ,  dafs  sie  von  Veränderungen  am  wenigsten 
für  die  eigene  Fortdauer  zu  fürchten  hat.  Denn 
besonnener  wird  das  Werk  begonnen  j  mächtiger 
ist  die  Hand ,  welche  dem  Vorwitze  oder  der 
Neuerungssucht  eine  Grenze  setzt j  schwerer  ist 
es,  bey  einem  Volke,  das  an  die  einherrschaft- 
liche Regierung  gewöhnt  ist,  einen  Freystaat  zu 
stiften  ,  als  die  entgegengesetzte  Veränderung  ein- 
zuleiten. l5)      Nur  zu  oft  ist  es  geistiges  Unvermö- 


13)  Utcpie    evenit   in    consiliis   infeJicibus ,    optima  videbantur, 
quorum  tempus  effugerat.  Tac.  Hist.  I,  3$. 

14)  De  legibus  L.  IV. 

i5)  Machiav.  Discorsi.  I,  16.  17. 
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gen  oder  Eigennutz,  yräs  sich  hinter  der  Maxime 
—  dafs  man  in  einem  allen  Gebttudc  Allel  Imm 
Alten  lassen  müsse  —  vierbirgt«  1(>) 

Es  ist   um  so   notwendiger  ,    einer  gewaltsa- 
men  Erschütterung   der   Verfassung  ,    10    lange   es 
noch   Zeit    ist,    vorzubeugen,    weil,    wenn    der 
Aufstand  einmal  begonnen  hat,  dieselbe  Reglern, 
welche  ihn  nicht  verhindern  konnte,   noch  wem 
die  Macht  haben  kann,   ihm  Einhalt  zu  thun  oder 
ihn  zu  beherrschen.      Wie   die  Frau  von  Stael    in 
ihren  Betrachtungen  über  die  Französische   Revo- 
lution bemerkt  hat,  war  die  Handlung  w  eii6,   •>♦  I- 
che  Ludwig    XVI.    nach    dem    Ausbruche    dieser 
Revolution    beobachtete ,     wesentlich    verschieden 
von  der,   welche  Karl  I.,   König  von  England,  un- 
ter ähnlichen  Umständen  befolgt  hatte.      Dennoeh 
endete  der  eine  Fürst,   wie  der  andere.      Man  hat 
es  Neckern  (und  nicht  ohne  Grund)  zmn  Vorwurfe 
gemacht,  dafs  er  die Reichsslände  zusammenheri»  I, 
ohne   der  Versammlung  in  voraus  eine    zeitgen 
fse    Organisation     gegeben    zu    haben.       Deim< 
würde  auch   diese  Vorsicht  den  Slnr/. 
kaum  verhindert  haben.     Je  stürmischer  die  Zeit 

desto  unsicherer  sind  die   Berechnungen  der  Klu 

heit;    denn  desto  unkluger  handeln  die   Mee 


16)  Vgl.  die  Orat.  Augusti  ad    senatum    I».    I  MfI 

Richelieu  testament  politique.  (Ainit.    iGü3.)  p.   i56. 


468 

Nicht  alle  Revolutionen,  wohl  aher  alle 
Revolutionen  einer  und  derselben  Art  ha- 
ben einen  und  denselben  Verlauf;  x7)  z.  B. 
diejenigen,  durch  welche  das  Volk,  sey  es  in  der 
Einherrschaft  oder  in  der  Mehrherrschaft,  die 
Gewalt  an  sich  zu  reifsen  strebt.  Die  Forderun- 
gen,  welche  das  Volk  aufstellt,  sind  anfangs  ge- 
mäfsigt,  ansprechend.  Noch  sind  die  alten  Bande 
der  Zucht  und  Ordnung  nicht  ganz  erschlafft» 
Noch  ist  das  Volk  im  Ungehorsame  ein  Neuling. 
Noch  ist  Bescheidenheit  der  Vortheil  des  Volkes. 
Die  besten  Köpfe  ,  auch  viele  würdige  Manner, 
welche  der  Freyheit  lockender  Silberton  hinrifs, 
vertheidigen  die  Sache  des  Volks.  Jedoch  bald 
ändert  sich  der  Schauplatz.  Das  aufgeregte  Volk, 
schon  mancher  Fesseln  entlediget,  trachtet  alle 
Fesseln  abzustreifen.  Es  wird  mifstrauisch  gegen 
die,  welche  sich  zuerst  seiner  Sache  annahmen; 
ihreMäfsigung  als  Verschlagenheit  auslegend.  Das 
Reich  der  gesetzmäfsigen  Freyheit  wollten 
diese  Männer  gründen;  und  überzeugt,  dafs  eine 
gesetzmäfsige  Freyheit  einzig  und  wesentlich  der 

17)  In  den  Schriften  der  Griechischen  Weltweisen  findet  man 
treffliche  Beytrüge  zur  natürlichen  Geschichte  der  Revolutionen, 
z.  ß.  bev  Plato  de  republ.  L.  VIII.  in  der  Polit.  des  Aristot.  L. 
V.  Eine  lesenswerthe  Vergleichung  zwischen  der  Englischen  und 
der  Französischen  Revolution  enthält  folgende  Schrift:  De  la  re- 
organisation  de  la  societe  Europe'enne.  Par  M .  Je  Comte  du  Saint« 
Simon.     Par.  1814.  8. 
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Vortheil  des    Volkes    sey ,    glaubten    sir    m.  |,    nur 
gegen  die  Freunde  der  allen  Ordnung  waflnrn   /u 
müssen.      Aber  das  aufgeregte  Vroll<   giebt  nur   der 
Leidenschaft,     die    Leidenschaft    nur   der    Furafoj 
Gehör.      Es  bilden  sich  zwey  Partheyen  .    eine  ge- 
mafsigte  und  eine  überspannle.  l8)     Die  letztere  — 
ich  lasse  hier  den  Thucydides  UJ)  sprechen,   wel- 
cher  in    der  Schilderung  des    Kampfes,    der  >vih 
rend  des  Peloponesischen  Krieges  in   den   meisten 
Griechischen  Freyslaaten  zwischen  der  Volks     und 
der  Mehr  -  Herrschaft  (zwischen   der  Armutb  und 
dem  Reichthume)  entbrannte,   ein  für  alle  Zeiten 
gültiges  Urbild  entworfen  hat,  —   ,,die  letztere,  ob- 
wohl   an   Geist    der  ersteren   nachstehend,   errii 
dennoch    gewöhnlich    den    Sieg.       Denn    da    sie, 
nicht  unbekannt,   sowohl  mit  der  eigenen  Einfall, 
als  mit  der  Geistesüberlegenheit  der    andern  Par- 
they,    von    der    Beredsamkeit    der    Gegnfer    üb* 
mannt   oder   von    der   Staalsklugheit    der   dun.  i 
überrascht  zu  werden  fürchtet ,   schreitet  sie  ei 
und  kühn    zu  einer  jeden  Unthat.      Und  d*f  Sieg 
wird  ihr  desto  leichter,   jeweiliger  die  0« ^enpar- 
they,  —  in    dem    Wahne,  dafs   sie   die    Absichten 

18)  Selbst  in  der  Geschichte  der  Reformation ,  so  sehr  am  ■ 
Geist   des  Christenthumes   diese   Revolution  milderte  ,    lu»ien  sich 
diese  zwey  Partheyen  nachweisen. 

19)  L.  III.  c.  82  —  84.  Die  hier  angeführten  V\  m  im 
83sten  Kapitel.  S.  auch  Xenophont.  hist.  Graeca.  Lib  B.  >oa  der 
Parthey  des  Theramenes  und  der  des  Kritias. 
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solcher  Menschen  durchschaun  und  vereiteln  kön- 
ne, —  in  gleichem  Maafse  auf  ihrer  Huth  ist," 
und  je  weniger  diese  Parthey,  ohne  sich  selbst 
untreu  zu  werden,  zu  den  äufsersten  Mitteln  ihre 
Zuflucht  nehmen  kann.  Die  siegende  Parthey 
will  jetzt  beweisen,  dafs  ihr  der  Sieg  gebührte. 
Aber  der  besonnenen  Vernunft  hat  sie  Hohn  ge- 
sprochen j  das  Volk  erwartet  das  ihm  verheisene 
goldene  Zeitalter.  Also  stürzen  die  Partheyfüh- 
rer sich  und  das  Volk  von  Tollheiten  in  Tollhei- 
ten. Jedoch  irgend  einer  Regierung  bedarf  es. 
Aber  die  Beschaffenheit  und  der  Nachdruck  einer 
jeden  Regierung  mufs  in  Verhältnifs  stehn  mit 
der  Beschaffenheit  und  dem  Nachdrucke  des 
Widerstandes,  welchen  die  Regierung  zu  bekäm- 
pfen hat.  Die  Bande  der  Sittlichkeit  und  des 
Rechts  sind  gefallen;  es  toben  die  Leidenschaften 
und  Suchten;  es  beginnt  die  Regierung  des  Schre- 
ckens ,  eine  Regierung,  welche  Alle,  die  Sieger 
und  die  Besiegten,  die  Regierenden  und  die  Re- 
gierten, in  gleichem  Maafse  unterjocht.  Denn 
auch  auf  diejenigen  fällt  das  Schrecken  zurück, 
von  welchen  es  auszugehn  scheint.  Sie  werden 
gestürzt,  wenn  sie  den  Zügel  nachlassen  oder 
von  andern  an  Verwogenheit  übertroffen  werden. 
Wo  nur  die  Furcht  herrscht,  da  ist  alles  Cwie  in 
der    Natur)   in    einen    Kreis    gebannt.       Und    so 
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hört  denn  alle  Selbstständigkeit  der  Einzelnen  auf; 
ein  äufserer  Drang  reifst  Alle  und  Alle  mit  ich 
fort;  Alle  sind  an  dieselbe  Kette  geschmiedet,  weil 
sich  die  Menge  von  dem  Wahne  belhmen  In 
Cauch  Männer  von  Kopf —  z.  B.  Agis,  Kleome- 
nes,  Sulla,  —  verfielen  in  diesen  Irrthum.)  daf* 
man  die  Freyheit,  wie  ein  feindliches  Land,  mit 
den  Waffen  erobern  könne.  —  Jedoch  die  <  r 
Zustand  der  Dinge  kann  nicht  ewig  dauern.  Bf 
ist  unnatürlich  und  naturwidrig.  Man  Kann  das 
Schrecken  nicht  bis  ins  Unendliche  steigern.  Das 
Volk  ahndet  endlich,  dafs  es  getäuscht  sey :  es 
verlangt  nach  Ruhe.  Aber  noch  wüthet  der  Sturm, 
noch  toben  die  Wogen.  Es  bedarf  einer  nahm- 
haften Kraft,  um  die  Zügel  der  Regierung  den 
Partheyhäuptern  zu  entreifsen  ,  um  wenigstens  ei 
nen  Waffenstillstand  zu  gebiethen  —  es  bedarf 
des  Machtworts  eines  Einzigen.  Zu  lltflge  i-t 
nach  dem  Kriegsrechte  geherrscht  worden,  zu  lenf 
hat  sich  das  Volk  des  friedlichen  Hcrrsi -herstabes 
der  Gesetze  entwöhnt,  als  dafs  dieser  Kinzii/e  ein 
anderer,  als  ein  Kriegsheld,  seyn  sollte.  EinglÜd 
licher Krieger  schwingt  sich  endlieh.  Umgeben  töh 
derAchtung,welche  die  Menschen  glänzenden  R 
thaten  am  freygebigsten  zollen,  i\n  die  Spil/e  der  Re- 
gierung,20) wenn  nicht  schon  früher  ein  «Heuti- 
ger Feind  Ruhe  (dieRuhe  des  Gram  OÜH -n  hat. 
20)  Hume's  history  of  England.     Chap.  HL  .App.  L 
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Man  täusche  sich  nicht  mit  der  Hoffnung, 
dafs  das  und  das  Volk  die  gewaltsam  gebohrne 
Freyheit  besonnener  und  würdiger  begvüfsen  wer- 
de ,  als  andere  Völker  sie  aufnahmen.  Allerdings 
wird  der  Verlauf  einer  Revolution  mehr  oder  we- 
niger stürmisch  seyn,  je  nachdem  die  Verfassung 
und  Regierung,  welcher  sie  gilt,  mehr  oder  we- 
niger fehlerhaft  war,  je  nachdem  die  Gemüthsart 
des  Volkes  schlechter  oder  besser,  hefiiger  oder 
ruhiger  ist.  Eine  Revolution  ist  für  Verfassungen 
und  Völker  ein  jüngstes  Gericht!  Aber  der  nicht 
durch  die  Fesseln  der  bürgerlichen  Ordnung  ge- 
bändigte ,  der  leidenschaftlich  aufgeregte  Mensch 
ist  überall  furchtbar.  Wir  Deutsche  brauchen 
uns  nur  an  den  Bauernkrieg  des  sechszehnten 
Jahrhunderts   zu  erinnern. 

Da  keine  Verfassung  durch  einen  Volksauf- 
stand umgestürzt  werden  kann,  ohne  dafs  sie  die 
überwiegende  Mehrheit  im  Volke  gegen  sich 
hat,  da  die  Greuel  einer  solchen  Revolution  als 
Fieberschauer  zu  betrachten  sind,  durch  welche 
die  Natur  den  Grundstoff  der  Krankheit  auszustofsen 
strebt,  so  ist  nach  einer  Revolution  dieser  Art  das 
einzige  oder  das  beste  Mittel  zur  Befestigung  der 
wiederhergestellten  Ordnung  das,  die  neue  Ver- 
fassung mit  den  Wünschen  und  Bedürfnissan,  wel- 
che den  Sturz  der  alten  Verfassung  herbeiführten, 
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möglichst  in  Uebereinstimmung  zu  setzen.      Fn 
lieh   sind  bey  dieser  Unternehmung  m<  hl   nur  | 
Partheymimner  der  Revolution-/,«  it ,    tondtirn  auch 
die  Freunde  der   alten  uud  veralteten  Ordnung  zu 
fürchten;    und  die  letzteren  sogar  Am  mri.slen,  wr\[ 
der  Verlust  eines  Rechts  r  sc!m;  ueine 

vereitelte  Hoffnung,  weil  man  einen  allen  BtfMt*- 
stand  ungerner  mißt,  als  einen  neuen.  Jedoch  in 
diesem  Uebei  liegt  zugleich  das  Gegenmittel. 

Die  Beendigung  einer  Revolution  bezeichnete 
man  von  jqher  durch  das  Gesetz  der  Verges  senh  eit, 
(der  Amnestie,)  der  Vergessenheit  für  alle  die  \  er- 
brechen, welche  die  Forderung,  die  Hemmung  oder 
die  Leitung  der  Revolution  zum  Zwecke  hatten. 2I) 
—  Diese  Vergessenheit  ist  Re  ch  te  ns.  Dean  kann 
wohl  überhaupt  von  einem  Verbrechen  in  der  ur- 
kundlich-rechtlichen Bedeutung  des  Worte« 
die  Rede  seyn,  so  lange  die  Ueberinacht  und  nicht  das 
Gesetz  waltet?  und  kann  eine  Revolution  als  been- 
diget betrachtet  werden,  so  lange  sich  die  Regierung 
nicht  stark  genug  fühlt,  die  Vergangenheit  n  \ 
sen? —  Diese  Vergessenheit  ist  eine  Forderung  dn 
Menschlichkeit.  Es  ist  ein  Leic  ht< ■>,  inden  Ta- 
gen der  wiederhergestellten  Ruhe  zu  lelirrn  und  tu 


ai)    Da9  erste  uns  bekannte  Beispiel  eines  solchen  GfMtstf  ga- 
ben die  Athenienser.   Com.   INep    in  Thxasyb.  c   3      V-I    U- 
D.   de  Äinnesti«. 
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predigen,  was  man  in  den  Zeiten  der  Gefahr  hätte 
thun  können  und  sollen  ;  aber  ein  Schweres,  den  Tod 
im  Angesichte  zu  überlegen  und  zu  handeln,  wie 
man  handeln  soll.  —  Diese  Vergessenheit  ist  ein 
Rath  der  Klugheit.  Gemüthskrankheiten  kehren 
leicht  zurück,  wenn  der  Genesene  den  Schauplatz 
seines  früheren  Leidens  wieder  erblickt. 

Die  Verfassungen  Deutschen  Ursprungs,  we- 
nigstens die  meisten,  vereinigten  in  sich,  schon  in 
der  Urzeit  unserer  Geschichte,  die  Keime  der  Ein- 
herrschaft, der  Adelsherrschaft  und  der  Volksherr- 
schaft. Als  sich  diese  Verfassungen  bestimmter  ge- 
stalteten, erhielt  der  Adel  fast  überall  das  Ueberge- 
wicht;  späterhin  dasKönigthum.  Jetzt  scheint  das 
Volk  der  aufstrebende  Theil  zu  seyn.  Jedoch,  so  wie 
sich  geschichtlich  nachweisen  läfst,  dafs  in  keinem 
Zeitabschnitte  der  Geschichte  einer  von  jenen  drey 
JJestandlheilen  der  Deutschen  Verfassungen  gänz- 
lich unterdrückt  wurde,  so  läfst  sich  auch  erwar- 
ten, dafs  unser  Zeitalter,  als  der  dritte  und  hoffent- 
lich letzte  Aufzug  in  diesem  Schauspiele,  nur  mit 
einer  desto  vollkommenem  Vereinigung  unter  je- 
nen Bestandteilen  enden  werde. 

Ende    des    zweyten  Bandes. 
Heidelberg    den    1.    xMärz.    1820. 
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Siebenzehntes  Buch.     Von  der  Einherrschaft  mit  einer 
Volksvertretung  oder  von  dem  einherrsch.   Freystaate.  — 
Darstellung  dieser  Verfassung. 

Einleitung.  260 

1.  Hptst.     Allgemeine  Grundsätze.  s63 

2.  Hptst.     Von  den  Rechten  des  Königes  und  der  Krone.  2  85 

3.  Hptst.     Von  den  Vertretern  der  königlichen  Gewalt  oder 

von  den  Groisbeamten  der  Krone*  291 

4.  Hptst.     Von  dem  Reichstage.  296 

5.  Hptst.     Von  der  richterlichen  Gewalt.  3i8 

6.  Hptst.     Von  den  örtlichen  Verwaltungs  -  Behörden.  537 

7.  Hptst.     Von  der  bewaffneten  Macht.  343 

8.  Hptst.     Von  den  Rechten  der  einzelnen  Bürger.  347 
Achtzehntes  Buch.     Zur  ßeurtheilung  des  einherrschaft- 
lichen Freystaates. 

j.  Hptst.     Von  den  Gewährleistungen  für  die  Fortdauer 

dieser  Verfassung.  36o 

2.  Hptst.     Die  Lichtseite  des  einh.  Freystaates.  3;3 

3.  Hptst.     Die  Schattenseite  desselben.  3y8 

4.  Hptst.  Vorschlag  zur  Vervollkommnung  desselben.  589 
Neunzehntes  Buch.     Von  dem  Freystaate. 

j.  Hptst.     Von  den  Arten  der  Freystaaten.  395 

2.  Hptst.     Von  der  Form  der  Freystaaten.  399 

3.  Hptst.     Von  dem  Leben  der  Freystaaten.  41 5 

4.  Hptst.     Von  dem  Rechte  der  Freystaaten.  424 

5.  Hptst.     Von  dem  Verhältnisse  der  herrschenden  Ge- 

meinde zu  den  Unterthanen.  43* 
Zwanzigstes  Buch.     Ueber  Revolutionen. 

1.  Hptst.     Begriff  und  Arten  der  Revolutionen.  44* 

2.  Hptst.     Von  der  Rechtmäfsigkeit  und   Sittlichkeit  der 

Revolutionen.  448 

3.  Hptst.     Geschichtliche  Ansicht  der  Revolutionen.  45g 

Anzeige  wegen  der  Fortsetzung  dieses  Werkes. 

Die  dermalen  erscheinenden  beyden  ersten  Bände  des  Werkes 
bilden,  die  Einleitung  in  die  Staatswissenschaft  und  das  Verfassungs- 
recht enthaltend,  ein  Ganzes  für  sich.  Das  Erscheinen  der  Fort- 
setzung (des  Regierungsrechts)  wird  von  der  Aufnahme,  welche 
den  ersten  beyden  Bänden  werden  wird,  so  wie  von  der  Geschäfts- 
freyheit  des  Verfassers  abhängen. 


Zu    verbessern: 
In     dem     ersten     Bin  d  f. 

5.3.  Z.  i3.  an  sich  nur  1.  an  sich  oder  nur  i 

^Ücbon  Heraklis  I.  Schon  Herahlid  —  S.   t    /    V  ErAäl  Hal- 

tung —  S.  4-  Anm.  Z.  6.  Ebendas.  1.  Efcendet,  8 

Körper  ist  es  1.  ein  Körper  ist  das  —  8.  9.  Z.  8.  in  dtf  M. 
der  Maase  —  S.  26.  Z.  5.  Vollständigkeit  1.  Selb 
5i.  Z.  5.  er  die  1.   an   der  —  S.  5o.  Z.  i5.   dtetfN 
Wort  Überali  —  S.  53.  Anm.  letzte  Z.  Brücken  1.  Bnirl.ner 
56.  Anm.  Z.  2.  &az/.  1.  Stoci/sfisJiKT]  —  S.  66.   Z.  5.  .1  I 

herrscht  —  S.  76.  Anfangsgesetze  i.  Ackergeseti 
ausgleichenden  1.  austheilenden  —  S.  95.  Z.  12.  i3.  KirchtJ.  Ste* 
ten   —  S.  110.  Anm.  17.   elemise  1«  demise   —    S    itt.  / 
»tande  1.  Nolhstande  —  S.  124.  Z.  14.  Berufe  I.  Bereit  he    —  S.  116. 
Z.  20.   Wegl.  Werth   —  S.    129.  Z.   18.   Menschen   1.    Ursachen   — 
S.  164«  Z.  4.  einer  1.  jener  —  S.  171.  Anm.  Z.  11.  en 
setzte  — r  S.  178.  Z.  24.   Unrühmliches  1.   Unheimliches  —  S.   182. 
Z.  23.  als  1.  der  —    S.   194.  Z.  j3.  übrig,   dafs  die  I.  uhrig,  die   — 
S.  2o3.   Z.  10.   die  Worte:    wenn  auch  dieser  dei 
zu  streichen  —  S.  «i5.  Z.  20.  eine  1.  wie  —  S.  24h.    '/.    - .  j§nn  l. 
dann  —  S.  257.  Anm-  Z.    2.   der  h  die    —    S.  S79.  /    16 
Suez  (Eben  so  S.  280.  Z.  7.)  —  S.  181.  Z.  16.  Halbinsel!  der  I 
gebürge  1.  Hauptinseln  der  Erde  Gebürge  —  S.  20*2.   /.  -.  Sl 
gebiethe  1.  Stromgebiethe  —  S.  289.  Z.  1  1.  vare  I.  mal  g    l$J. 

Z-  26.  sie  dem  1.  sie  in  dem  —  S.  292.   Z.  12.   an 
genommen  —  S.  296.  Z.  10.  11.  Stromesverb.    I.  SUi 
S.  5oi.  S.  18.   suchte  1.   sucht  —  S.  317.  Z.  18. 
S.  3i8.  Z.  3.  selber  l  selten  —   3.  319.  Z.  i5.  Denn  I. 
022.  Z.  21.  nur  1.  nun  —  S.  3*5.  Z.  9.  Kuchasirva  1  a  — 

S.    329.    Z.    1.    Staatswirthschaft    I.    Sladtwirlh«. -Uaft    —     - 
Z.   14.  Bodmar    J.    Bodmer    —   S.    5,7».    Z.    II.    er  liehen    1.    erho- 
ben —  S.    359.    Anm.   Z.    2.   ils    1.   its    Z.    ,. 

cbend.  il  1.  it.  —    Z.    12.    answez  1.  answer   —    S.   *>ni.    /.    :.   ent 
brannte  I.  entbrennt  —  S.  368.  Z.  1  k-  ist  d  - 

369.  Z.   14.  um  1.  nun  Z.    19.  angedeihl..   1    un-r.ic.i.  c     190. 

Anm.  Z.  4.  Eestle  1.  Castle   —   S.  398.    S.  6  !         ' kp 

ren    —   S.  399.    Anm.  Z.   1.  Caubal  1.  Caboul    -    S.   fOS,    2,    18. 
Samariter  1.  Samniter.  (So  auch  hl  der  Ann.)         &  *<>'     Anm. 
Malaba  1.  Malabar.    Anm.  53.   Valentin  1-  Vait  '6 

denn  1.  dann.     Z.   18.   ehren  1.  ehrten  —   5.   Mi4     Ann.    2.   qua*  I. 
<juia  —  S.  419.    Z.  8.    müfste  1.  muiii   —    &  4»?     z    6     Au> 


IN'och  —  S.  438.  Z.  19.  überhaupt  Zug  1.  überhaupt  ein  Zug  — 
S.  44o.  Z.  6.  Thorheit  1.  Thicrheit  —  S.  447.  Z.  25.  als  in  1.  als 
ein  —  S.  449-  Z.  2-  ibm  immer  1.  ihre  innere.  Z.  24.  demnach 
1.  dennoch  —  S.  45o.  Z.  25.  ertheilte  1.  enthielte  —  S.  455.  Z.  1. 
sehr  fürchten  1.  sehr  zu  fürchten  —  S.  456.  Z.  a3.  24.  In  einem 
jeden  1.  Ja  einen  jeden  —  S.  458.  Z.  12.  haftet  1.  lastet  —  S, 
462.  Z.  9.  Mentschu  1.  Mantschu  --  S.  464.  Z.  2.  könnte  1.  konn- 
te —  S.  474.  Anm.  Istria  1.  Istoria  — -  S.  477-  Z.  16.  verkürzt  1. 
verbürgt  —  S.  485.  Anm.  Z.  2.  Li-Pa  1.  Li-Pu. 

In  dem  zweyten  Bande. 
S.  5.  Z.  12.  Dejoresl.  Dejoces  —  S.  6.  Z.  7.  ferner  ist  zu  strei- 
chen —  S.  8.  Anm.  10.  Z.  7.  via  I.  vix  —  S.  25.  Z.  18.  Lapike  I. 
Kazike  —  S.  27.  Z.  11.  Rechtsgr.  1.  Regierungsgr.  —  S.  54.  Anm. 
55.  Z.  5.  Occana  1.  Oceana  —  S.  41.  Z.  17.  demnach '  I.  dennoch  — 
S.  55.  Anm.  55.  nur  1.  um  —  S.  57.  Anm.  55.  Iramer  1.  Iraner  — 
S.  65.  Z.  i5.  ist  die  zu  streichen  —  S.  8j<  Anm.  11.  Z.  1.  Apte- 
ken  1.  Azteken  —  S.  102.  Z.  18.  zum  Gegenst.  1.  zum  Gegenstande 
hat.  Z.  2 3.  die  selbstst.  Gerechtigkpf.  1.  die  Selbstst.  der  Ger.  — 
S.  n3.  Anm.  35.  Z.  3.  ad  I.  Sat.  1.  adl.  Sal.  —  S.  118.  Z.  23.  Lon- 
fu-tze  1.  Kon-fu-tze  —  S.  122.  Z.  16.  Güenschen  1.  Guanschen  — 
S.  i53.  Z.  19.  Adel  1.  Tadel  —  S.  U5<  Z.  24.  INalchop  1.  INatches  — 
S.  148.  Anm.  6.  Z.  4-  Haupt^erf.  1.  Zunftverf.  —  S.  i5ff.  Z.  2.  er- 
höhe 1.  erhöhn  —  S.  i53.  Z.  i3.  gazogen  1.  gezogen  —  S.  iG5. 
Z.  16  und  19.  Lapac  I«  Capac  —  S.  186.  Z.  5.  mit  dem  Rechte  I« 
m.  d.  wirklichen  R.  —  S.  188.  Z.  7.  Unthohegl.  IVatchez.  Ebend. 
Anm.  92.  Ramahama-Owaiki—  1.  Tamahama-Owaihi —  9.  192* 
Z.  12,  Mediceen  1.  Mediceer  —  S.  2o3.  Anm.  Z.  4.  Kindlingen  1. 
Kindlinger  —  S.  206.  Anm.  Zf  12.  der  K.  Akad.  1.  der  K.  Ray.  A. — 
S.  207.  Z.  11.  werden  1.  waren  —  S.  21 5.  Z.  6.  sie  in  1.  ist  sie  in  — 
S.  224.  Z.  5.  ist  zu  streichen  auch  —  S.  225.  Anm.  145.  Wierda  1. 
Wiarda  —  S.  229.  Z.  14.  Handlehn  1.  Handlohn  —  S.  232.  Anm. 
i58.  Z.  11.  Buxt  1.  Buat  —  S.  248.  Z.  9.  ihren  Lagern  1.  ihrem  La- 
ger —  S.  249.  Z.  17»  Deutschen  1.  Slavischen  Ebend.  Anm.  J76. 
Przmyl  1.  Przmsl  —  S.  25o.  Z.  2.  dieser  1.  diesen  —  S.  260.  Z.  i3. 
staatswirthschaftlicher  1.  stwissensch.  —  S.  262.  Z.  8.  die  die  Ende- 
folge 1.  die  Endfolge  —  S.  262.  An ■ .V|#-'i.  Z.  2.  Lefris  i.  Levis  —  S. 
264.  Z.  17.  ehrlich  1.  ehelich  —  S.  274.  Z.  16.  Nur  J.  Nun  —  S. 
280.  Anm.  Stiernköök  1.  Stiernhöök.  —  S.  281.  Z.  1.  Erfüedungen 
1.  Erfindungen  —  S.  3i3.  Z.  1.  üeberlegung  1.  Widerleg.  —  S.  354. 
Z.  i5.  von  1.  vor  —  S.  346.  Z.  20.  nun  L  nur  —  S.  3§i,  Z.  10.  ist 
der  zu  streichen. 


